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EDITORIAL/155: Liebe Leserin, lieber Leser ... (SB)





Wochendruckausgabe 155 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
02.11.2019
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Liebe Leserin, lieber Leser,

bereits mit dieser Ausgabe der Schattenblick-Wochendruckpostille
möchten wir uns zum nahenden Jahresabschluß herzlich für Ihre
regelmäßige und zugewandte Aufmerksamkeit bedanken und Ihnen
gleichzeitig die wichtigsten letzten und entsprechend ersten
Informationen und Daten in eigener Sache für das Ende des Jahres 2019
und den Beginn des Jahres 2020 mitteilen.

Die beiden abschließenden Nummern 156 und 157 werden noch in der
jeweils 45. und 46. Woche in diesem Jahr erscheinen. Dann beginnt für
die Redaktion und alle anderen Mitwirkenden wie sonst auch die Zeit
der steten Versorgung der Online-Tageszeitung Schattenblick mit
Reportagen, Berichten, Interviews, Kommentaren und Impressionen aus
eigener Feder und Recherche sowie die umfangreiche Präsentation von
Beiträgen aus anderen Publikationen.

In der vierten Woche des Jahres 2020 dann startet die
Wochendruckausgabe des Schattenblicks mit ihren Veröffentlichungen aus
eigener Hand und solchen befreundeter Medien wieder durch. Sie steht
so ihrer Leserschaft wie gewohnt als Abonnement oder in
Einzelexemplaren zum neugierigen und kritischen Stöbern und Lesen wie
auch zum dialogischen Gebrauch erneut zur streitbaren Verfügung.

Ihre Schattenblick-Redaktion


1. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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ATOM/232: Halbwertzeit - Verschiebegeschäfte mit Rußland ... (BBU)


Ecodefense, Russland

Greenpeace Russland

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf 

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

IPPNW - Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs / Ärzte in
sozialer Verantwortung

Moskau/Gronau/Münster/Berlin, 5. November 2019

Uranmüllexport der Urenco Gronau-Russland:

Neue russisch-deutsche Anti-Atom-Proteste:

- Russischer Generalstaatsanwalt eingeschaltet

- Online-Petition an RWE, EON und Kanzlerin Merkel

- 17. November, 13 Uhr: Kundgebung an UAA Gronau



Russische und deutsche Anti-Atomkraft-Initiativen und Umweltverbände
weiten ihre Proteste gegen den Uranmüllexport des
Urananreicherungskonzerns Urenco von Gronau nach Russland aus:
Greenpeace Russland schaltete jetzt den russischen Generalstaatsanwalt
ein wegen des Verdachts des illegalen Atommüllimports in die Russische
Föderation. Zugleich startete Greenpeace Russland am Wochenende eine
Online-Petition an die Urenco-Miteigentümer RWE und EON sowie an den
staatlichen russischen Atomkonzern Rosatom und die deutsche
Bundeskanzlerin Angela Merkel. Bis zum gestrigen Abend unterzeichneten
bereits mehr 20 000 BürgerInnen die Petition. Für jede Unterschrift
erhalten RWE und EON in ihren Firmenzentralen in Essen jeweils eine
Protestmail.

Zudem kündigen die regionalen Anti-Atomkraft-Initiativen im Münsterland
für Sonntag, den 17. November, um 13 Uhr an der Urananreicherungsanlage
Gronau eine Kundgebung an. Gastredner wird dabei Vladimir Slivyak sein,
Ko-Vorsitzender der russischen Umweltorganisation Ecodefense. Für den
folgenden Montag, 18. November, erwarten die Initiativen den nächsten
Uranmülltransport von Gronau nach Russland, zunächst per Bahn und LKW
zum Hafen nach Amsterdam. Von dort gelangt das Uran per Schiff nach St.
Petersburg.

"Wir werden nicht tatenlos zusehen, wie mit Billigung der deutschen und
russischen Regierung wieder abgereichertes Uran aus Gronau nach Russland
gebracht werden soll. Wir fordern RWE und EON dringend auf, mit ihren
Urenco-Anteilen für ein Ende dieser Exporte zu sorgen. Bundeskanzlerin
Merkel muss als Regierungschefin ebenfalls für ein Veto gegenüber den
beiden anderen Urenco-Regierungen in Den Haag und London eintreten,"
erklärte Rashid Alimov, Energieexperte von Greenpeace Russland.

"Uns ist es schon 2009 durch internationale Proteste gelungen, die
damaligen Uranmülltransporte von Gronau nach Russland zu stoppen. Das
wird uns auch dieses Mal wieder gelingen, weil es keinerlei
Rechtfertigung für den unmoralischen und zynischen Atomdeal gibt. Das
werden wir in den kommenden Wochen in Zusammenarbeit mit den deutschen
Partnerinitiativen sehr deutlich machen. Ich freue mich über die
Einladung nach Gronau," ergänzte Vladimir Slivyak, Ko-Vorsitzender von
Ecodefense.

"Wir sind bestürzt, dass die Bundesregierung diesen Uranexport im
Bundestag auch noch gutheißt. Offensichtlich wird in Berlin alles getan,
um die Urananreicherungsanlage in Gronau so lange wie möglich am Laufen
zu halten - entgegen der gesellschaftlichen Entscheidung für einen
Atomausstieg. Wer seinen Atommüll nicht im eigenen Lande entsorgen kann
oder will, muss seine Atomanlage zwingend stilllegen - Russland ist
nicht die Lösung für das massive Atommüllproblem," so Christina Burchert
vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.




Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

www.ippnw.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 5. November 2019

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/657: Klimakampf und Kohlefront - notgedrungen weiter fördern ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Presseerklärung vom 7. November 2019

Grüne Liga, Greenpeace und Klima-Allianz Deutschland warnen Brandenburg
und Sachsen vor Finanzdesaster

Braunkohle-Folgekosten unzureichend abgesichert. Auswertung aller in
Schweden neu zugänglichen Dokumente zum Verkauf von Vattenfalls
Braunkohlesparte ist dringend geboten.



Berlin, 7.11.2019: Die Umweltorganisationen Grüne Liga, Greenpeace und das
zivilgesellschaftliche Bündnis Klima-Allianz Deutschland appellieren
eindringlich an die Landesregierungen von Brandenburg und Sachsen, die
finanzielle Sicherung der Braunkohle-Folgekosten umgehend zu gewährleisten.

Neue wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass die sogenannten
Vorsorgevereinbarungen, die Brandenburg und Sachsen mit dem
Braunkohleunternehmen LEAG geschlossen hat, zur Absicherung der Folgekosten
ungeeignet sind. Zudem ist offen, ob die LEAG-Mutter, der tschechische
Finanzinvestor EPH, der vor drei Jahren die Braunkohlesparte des
schwedischen Staatskonzerns Vattenfall gekauft hatte, überhaupt noch als
zuverlässiger Vertragspartner gelten kann. Der Wirtschaftsausschuss des
schwedischen Parlaments befasst sich derzeit unter anderem mit
Korruptionsvorwürfen, die sich aus jüngst bekannt gewordenen
Regierungsdokumenten ergeben. Die Verbände veröffentlichen heute Teile
davon.

Die Organisationen fordern: "Nach den Enthüllungen führt kein Weg daran
vorbei, dass sich die neuen Regierungen in Brandenburg und Sachsen im
Koalitionsvertrag zu einer umfassenden Sicherung der Mittel für die
Rekultivierung der Tagebaugebiete bekennen, und Transparenz schaffen. Die
neu aufgetauchten Papiere, die in Schweden einen Skandal ausgelöst und zu
einem Untersuchungsausschuss vor dem schwedischen Parlament geführt haben,
müssen auch in Deutschland umgehend von unabhängiger Seite ausgewertet
werden."

Der schwedische Fernsehsender TV4 hatte die bisher geheim gehaltenen
Dokumente im Oktober zitiert. Die Schlagzeile des Fernsehbeitrags lautete:
"Geheime Unterlagen von Vattenfall enthüllen die Lügen der Regierung über
den Verkauf". Die schwedische Tageszeitung Dagens Nyheter schrieb mit
Verweis auf die Fernsehberichterstattung: "Vertrauliche Dokumente belegen,
dass es Vorwürfe wegen Geldwäsche, Steuerbetrug, Bestechung und Korruption
gegen das tschechische Unternehmen gab, an das Vattenfall sein umstrittenes
Braunkohlegeschäft vor drei Jahren verkauft hat. Die Regierung war sich der
Informationen bewusst, entschied sich aber dennoch für die Genehmigung des
Falls." Offenbar lagen der schwedischen Regierung genügend Informationen
vor, um den tschechischen Investor nach den Regeln des EU-Vergaberechts vom
Kauf auszuschließen. Der schwedische Wirtschaftsminister Ibrahim Baylan
musste sich gestern einer Untersuchung im Wirtschaftsausschuss des
Parlaments stellen, lieferte aber weder zur Frage der Rekultivierungskosten
noch zu Fragen von zurückgehaltenen Unterlagen ausreichende Antworten.

Die gestern veröffentlichte Studie des Forum Ökologisch-Soziale
Marktwirtschaft e.V. (FÖS) zeigt, dass der beschleunigte Kohleausstieg und
die angespannte wirtschaftliche Lage für Braunkohlekraftwerke eine
Absicherung der finanziellen Risiken so dringend macht wie nie zuvor. Die
Vorsorgevereinbarungen, die dazu in Brandenburg und Sachsen unterzeichnet
wurden, stellen sich zudem als ungeeignet heraus. Stattdessen müssen
Sicherheitsleistungen und eine verbesserte Konzernhaftung dafür sorgen,
dass die Verursacher auch für die Folgekosten aufkommen.

Hierzu erklären die Organisationen:

René Schuster, Grüne Liga: "Es ist unverantwortlich, die Rekultivierung der
Landschaft vom Weiterlaufen anderer Tagebaue abhängig zu machen. Letztlich
wird hier der Staat erpresst, entweder langfristiger Kohleverstromung
zuzustimmen oder auf den Folgekosten sitzenzubleiben."

Stefanie Langkamp, Klima-Allianz Deutschland "Es ist noch viel
aufzuarbeiten. Dazu müssen die schwedischen Dokumente jetzt auf den Tisch.
Es gibt unzählige offene Fragen an den neuen Betreiber LEAG. Werden die
Fragen weiter verschleppt, führt das im schlimmsten Fall zu einem
Milliardenloch in den Landeskassen. Gelder, die für den sozialverträglichen
Strukturwandel dringender gebraucht werden."

Karsten Smid, Greenpeace: "Das schwedische Parlament war offenbar vor dem
Verkauf nicht vollständig über die Korruptionsvorwürfe gegen die
tschechischen Investoren informiert. Zudem zeigen die über weite Teile
geschwärzten Regierungsdokumente über den Verkauf von Vattenfalls
Braunkohlesparte weitere Ungereimtheiten, die dringend einer Aufklärung
auch in den zukünftigen Landesregierungen Brandenburg und Sachsen
bedürfen."

Die Organisationen fordern von den zukünftigen Landesregierungen in
Brandenburg und Sachsen, die Ungereimtheiten aufzuklären und vollständige
Transparenz über den Braunkohledeal herzustellen. Die Ministerpräsidenten
Dietmar Woidke (Brandenburg) und Michael Kretschmer (Sachsen) müssen die in
Schweden zugänglichen Unterlagen von der jetzigen Regierung anfordern und
unabhängig von den schwedischen Erkenntnissen auswerten. Dazu gehört auch
eine Analyse der Zusammenfassung des Kaufvertrages ("Begäran om samording?
vom 18.04.2016). Die milliardenschweren Risiken, die bei einer möglichen
Insolvenz auf den Landesregierungen lasten, erfordern eine sorgfältige
Aufarbeitung aller zugänglichen Informationen. Es wäre fatal, diese Chance
ungenutzt zu lassen. Denn leidtragend werden die Bürgerinnen und Bürger
sein, die die Steuerlast tragen muss.



Folgende schwedische Regierungsdokumente können unter dem Link
https://act.gp/2rdEXBi abgerufen werden:

- Complianceprüfung der EPH durch Freshfields Bruckhaus Deringer
 (englisch)

- Zusammenfassung des Kaufvertrags (schwedisch)

- Beglaubigte Übersetzung der Zusammenfassung des Kaufvertrags (deutsch)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 07.09.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/656: Klimakampf und Kohlefront - folgenreich und weltumspannend ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 4. November 2019

Dorfspaziergang in Keyenberg mit Carola Rackete 

11:30 Start Dorfspaziergang auf der Wiese hinter der Keyenberger Kirche

(An St. Kreuz, 41812 Erkelenz)



Es ist höchste Zeit, zu handeln. Das ist das Credo von Aktivistin Carola
Rackete, die im Sommer berühmt wurde, weil sie 53 Menschen aus Seenot
rettete und auf der Sea-Watch 3 gegen den Willen der italienischen
Regierung in einen sicheren Hafen brachte. Die Klimakrise bedroht die
Menschenrechte. Am Sonntag, den 10. November 2019 wird Kapitän Carola
Rackete deshalb auf Einladung des Bündnisses "Alle Dörfer Bleiben" den vom
Braunkohlebergbau bedrohten Ort Keyenberg besuchen. Der Dorfspaziergang
startet um 11:30 Uhr auf der Wiese hinter der Keyenberger Kirche (St.
Kreuz, 41812 Erkelenz).

Die Dorfspaziergänge sind aus den Waldspaziergängen im Hambacher Forst
entstanden und führen durch die von dem Tagebau bedrohten Dörfer. Für den
Kohleabbau sollen in Nordrhein-Westfalen immer noch Menschen enteignet und
umgesiedelt werden. Seit Jahren wächst nicht nur die bundesweite
Klimabewegung, sondern auch der Widerstand in den betroffenen Dörfern.

Aktivistin Carola Rackete erklärt die Gründe ihres Besuchs in Keyenberg wie
folgt: "Auf dem Mittelmeer habe ich gesehen, wie Menschen sterben, weil sie
vor Krieg, Terror und Hunger, aber auch vor den Folgen der Klimakrise
fliehen. Der Braunkohletagebau im Rheinland ist mitverantwortlich für die
Klimakrise. Solidarisch stehe ich an der Seite der Menschen, die sich hier
lokal gegen die zerstörerischen Tagebaue engagieren und freue mich sie und
ihren Widerstand besuchen zu können. Keine Familie darf mehr für den Abbau
klimaschädlicher Braunkohle ihr Zuhause verlieren. Wir müssen sofort raus
aus den fossilen Energien."

Das Bündnis "Alle Dörfer Bleiben" streitet für den Erhalt aller vom
Braunkohlebergbau bedrohten Dörfer und damit für die Einhaltung der Pariser
Klimaschutzziele.

Die Gemeinschaft "Menschenrecht vor Bergrecht" ist ein Zusammenschluss von
Bewohner*innen aller bedrohten Dörfer und Höfe am Tagebau Garzweiler II.
Die Gemeinschaft besitzt ein Grundstück zwischen dem Tagebau und der
Ortschaft Keyenberg, welches sie gegenüber RWE als unverkäuflich deklariert
hat. Notfalls ist sie bereit, juristische Schritte bis vor das deutsche
Verfassungsgericht zu gehen um dort klären zu lassen, ob Enteignungen für
Braunkohle noch verfassungsgemäß sind.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/655: Klimakampf und Kohlefront - den Druck verstärken ... (Michael Zobel)


Der Kohleausstieg bleibt Handarbeit - Termine

von Michael Zobel, 4. November 2019



Liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, Mitmenschen...

Guten Tag zusammen,

nein, es wird nicht ruhiger. Die Bagger zerstören den Hambacher Wald
scheinbar unaufhaltsam, die Dörfer werden weiter abgerissen, Menschen
werden weiter vertrieben und verlieren ihre Heimat. Die Folgen des
Klimawandels werden weltweit täglich dramatischer. Und was macht die
Politik? Das Nichtstun und Aussitzen wird Methode, jeder Tag ohne ein
Kohleausstiegsgesetz ist ein verlorener Tag.

Was ist also zu tun? Wir müssen den Druck immer weiter erhöhen, wir müssen
die Verantwortlichen dazu zwingen, endlich zu handeln, endlich zu ihren
vollmundigen Ankündigungen zu stehen.

Es gibt viel zu tun, wir machen weiter, wir nehmen das Handeln weiter
selber in die Hand, hier ein paar Termine für die kommenden Tage und
Wochen:

Sonntag, 10. November, 11:30 Uhr Dorfspaziergang in Keyenberg und Kuckum am
Tagebau Garzweiler, diesmal mit Carola Rackete, Kapitänin der SeaWatch,
Treffpunkt ist die Grünfläche hinter der Keyenberger Kirche:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/

Mittwoch, 13. November, 9:00 Uhr, Weshutdown, 2. Verhandlungstag in
Eschweiler

https://hambacherforst.org/blog/2019/10/16/prozess-wegen-kraftwerksblockade-weshutdown/

Donnerstag, 14. November, 18:00 Uhr, DIE ROTE LINIE, der Film über den
Hambacher Wald, diesmal im Schulzentrum Vogelsang in Solingen... Eva und
ich werden zum anschließenden Gespräch da sein....

https://mindjazz-pictures.de/filme/die-rote-linie-widerstand-im-hambacher-forst/

Freitag, 15. November, 19:30 Uhr, Konzert mit dem Gerd Schinkel Trio im
Pinù Aachen, Buchkremerstraße, im Aachen-Fenster...

https://gerdschinkel.jimdo.com/

Sonntag, 17. November, 11:30 Uhr, DIE ROTE LINIE, der Film über den
Hambacher Wald, diesmal in Kleve, Tichelpark Cinemas, der BUND und Fridays
for Future laden ein...

https://www.kleverkinos.de/detail/78068/Die_Rote_Linie_-_Widerstand_im_Hambacher_Forst

Mittwoch, 20. November, DIE ROTE LINIE, der Film über den Hambacher Wald,
heute im Kuba Jülich, Bahnhofstr. 13, 52428 Jülich

https://kuba-juelich.de/index.php/programm/kino/die-rote-linie/

Donnerstag, 21. November, PREMIERE, In unser aller Namen - Ein neuer Film
über die Konflikte im Hambacher Wald von Daggi Diebels und Tom Meffert aus
Aachen, 20.15 Uhr Apollo Aachen

https://in-unser-aller-namen.de/

Freitag, 29. November, Fridays for Future, weltweiter Klimastreik, vier
Tage vor dem Klimagipfel in Madrid, wir werden die SchülerInnen erneut nach
Kräften unterstützen

https://fridaysforfuture.de/neustartklima/

Sonntag, 8. Dezember, 11:30 Uhr, Wald statt Kohle, 68 Monate Wald- und
Dorfspaziergänge, Treffpunkt und mehr in den kommenden Tagen...

und dann noch dies: KEIN BAUM IST EGAL, das gilt auch für die Hainbuchen in
der Lothringerstraße/Aachen, die für einen Premiumradweg und einen
Premiumfußgängerweg weichen sollen. Gehts noch, in Zeiten des
Klimanotstands? Ich freue mich, dass mutige Menschen den ersten
Fäll-Versuch verhindern konnten. Mehr dazu auf

https://www.facebook.com/groups/450922635479155/ oder/und 

https://www.facebook.com/BuergerFuerBaeume/

Ansonsten bin ich weiter unterwegs mit Schulklassen, Kindergärten,
Kollegien, Geburtstagen, Betriebsausflügen..., Anfragen und Buchungen
jederzeit möglch.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner Webseite
www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel und viele UnterstützerInnen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 4. November 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6541: Kassel - Herwig Lucas liest "Schrecklich amüsant - aber in Zukunft ohne mich" von David Foster Wallace, 18.11.19


documenta-Stadt Kassel

Lesung von Herwig Lucas am 18. November in der Stadtbibliothek




Die November-Lesereihe der Stadtbibliothek steht in diesem Jahr unter
dem Motto "Literarisch reisen". Am Montag, 18. November, ab 18.30 Uhr
liest Herwig Lucas in der Stadtbibliothek aus dem Buch "Schrecklich
amüsant - aber in Zukunft ohne mich" von David Foster Wallace.
Eine siebentägige Luxuskreuzfahrt in der Karibik - kann es eine
kürzere Definition für die Hölle geben? Im Alter von 33 Jahren hat
sich David Foster Wallace vom 11. bis zum 18. März 1995 an Bord der
"Zenith" begeben, ist von Key West aus in See gestochen und hat in
cleverem Collagestil aufgeschrieben, was er gesehen, gehört, gerochen,
gefühlt und geschmeckt hat. Entstanden ist so ein hoch komischer
Erfahrungsbericht aus dem Mikrokosmos eines Luxusliners und eine
ernüchternde Bestandsaufnahme des American Way of Life insgesamt.
Die Reihe wird finanziert vom Freundeskreis der Stadtbibliothek Kassel
e.V. Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt vier Euro.

Hintergrund

Der bekannte Kasseler Schauspieler Herwig Lucas machte seine
Schauspielausbildung in München. Er hatte mehrjährige Engagements in
Landshut, Wilhelmshaven und am Staatstheater Kassel sowie
Gastengagements in Hannover, Lübeck, Wuppertal, Kaiserslautern,
Osnabrück, Wiesbaden und bei den Bad Hersfelder Festspielen. Er
spielte Rollen von Romeo über Hitler (George Tabori: "Mein Kampf") bis
Professor Higgins ("My Fair Lady"). Von der Klamotte bis zur
Welturaufführung (Lars Norén: "Eintagswesen"). 2006 erhielt er den
Ehrenpreis der Volksbühne Kassel e.V.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.11.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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LESUNG/4395: Bocholt - bundesweiter Vorlesetag für große und kleine Leseratten, 15.11.2019


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Bundesweiter Vorlesetag: Bürgermeister liest aus "Tom Sawyer und
Huckleberry Finn"

Freitag, 15. November 2019, 10 Uhr in der Freiwilligen-Agentur Bocholt



Bocholt (PID). Am Freitag, 15. November 2019, finden in der ganzen
Republik Aktionen zum bundesweiten Vorlesetag statt. Mit diesem Tag
soll auf die Bedeutung des Lesens und Vorlesens aufmerksam gemacht
werden. Das Netzwerk "engagiertestadt Bocholt" unterstützt diese
Aktion und richtet in der Freiwilligen-Agentur (Langenbergstraße 18)
einen eigenen, lokalen Vorlesetag aus. Prominenter erster Vorleser ist
Bocholts Bürgermeister Peter Nebelo. Beginn ist um 10 Uhr.

Zu verschiedenen Zeiten werden ehrenamtlich tätige Vorlesepaten erst
am Vormittag für Erwachsene, am Nachmittag für Kinder im Vorschulalter
vorlesen. Den Auftakt macht Bürgermeister Nebelo. Er wird aus dem
weltberühmten Werk "Tom Sawyer und Huckleberry Finn" von Mark Twain
lesen. Im Anschluss lesen im Laufe des Tages sechs "Vorlesepatinnen",
welche teils seit mehreren Jahren in verschiedenen Einrichtungen
ehrenamtlich tätig sind, aus weiteren spannenden Büchern vor.

Vor allem die kleinen Gäste am Nachmittag können sich nicht nur auf
lustige und spannende Geschichten freuen, sondern erhalten zudem eine
vom Bürgermeister unterschriebene Urkunde darüber, dass sie "toll
zugehört" haben.

"Alle großen und kleinen Leseratten sind herzlich eingeladen", freut
sich Rainer Howestädt, Leiter der Freiwilligen-Agentur Bocholt. Die
jeweiligen Vorleserunden starten wie folgt:

Für Erwachsene um 10 Uhr, 10:45 Uhr, 11:30 Uhr und um 12:15 Uhr.
Für die Kinder im Vorschulalter um 14:30 Uhr, 15:15 Uhr und um 16 Uhr.

Die Kleinen können von den Eltern natürlich begleitet werden.
"Wir werden den Treffpunkt der Freiwilligen-Agentur dem Anlass
entsprechend schön umgestalten, so dass wir für beide Zuhörer-Gruppen
auch eine angenehme Atmosphäre zum "Zuhören" schaffen können," sagt
Howestädt. "Und wir sind schon gespannt, wie groß das Interesse an
dieser nicht alltäglichen Aktion sein wird."

Hintergrund: "Vorlesepaten"

Das Projekt "Vorlesepaten" wird im Rahmen des Netzwerkes
"engagiertestadt Bocholt" seit 2017 gemeinsam von der
Familienbildungsstätte, den Kirchengemeinden St. Josef und Liebfrauen,
dem Verein "Leben im Alter", der Stadtbibliothek Bocholt und der
Freiwilligen-Agentur Bocholt durchgeführt. Insgesamt wurden bereits
rund 80 Bocholterinnen und Bocholter zu ehrenamtlichen Vorlesepaten
qualifiziert.

Mehr Informationen zur Freiwilligen-Agentur unter 

www.wir-fuer-bocholt.de 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.11.19

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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LESUNG/4394: Kiel - Boualem Sansal, "Der Zug nach Erlingen oder Die Verwandlung Gottes", 19.11.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Dienstag - 19.11.2019 - 20 Uhr

"Der Zug nach Erlingen oder Die Verwandlung Gottes"

deutsch-französische Lesung mit Boualem Sansal und Nils
Aulike

Eintritt: 8 / erm. 5



Seit seiner Lesung in Kiel aus dem dystopischen Roman "2084. Das Ende
der Welt" vor drei Jahren wurde Boualem Sansal mit dem Grand Prix du
Roman der Académie français ausgezeichnet. Der neue Roman des
Friedenspreisträgers des Deutschen Buchhandels 2011 nimmt sich wieder
des Islamismus und seiner Folgen an. "Der Zug nach Erlingen oder Die
Verwandlung Gottes" stellt zwei Frauen in den Mittelpunkt, Ute von
Ebert, Nachfahrin einer Industriellenfamilie und eines
weltumspannenden Industriekonzerns, und Elisabeth Potier, eine
Lehrerin eines Gymnasiums im Brennpunkt der Pariser Banlieue, die das
Fortschreiten eines sektiererischen Glaubens und den Zerfall der
demokratischen Gesellschaft sehen und dagegen revoltieren. Ein Zug
soll den Bewohnern Erlingens die Rettung vor einem namenlosen Feind
bringen.

Die Lesung der deutschen Textauszüge übernimmt Nils Aulike.

Veranstalter: Literaturhaus SH / Institut Français de Kiel

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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TREFF/1470: Hamburg - Nordische Literaturtage, Gläsernes Übersetzen I, 25.11.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im November 2019

Montag, 25.11.2019, 17.30 Uhr

Nordische Literaturtage - Gläsernes Übersetzen I

Christel Hildebrandt und Gabriele Haefs



Gehen, bummeln, stapfen, trotten, wandeln, latschen, huschen oder
flanieren - all dies wären, je nach Kontext, mögliche Übersetzungen
fürs norwegische »gå«. Und schon wird offenbar, dass jeder Übersetzung
stets eine Textinterpretation zugrunde liegt. Dennoch wird die
handwerkliche und künstlerische Leistung literarischer Übersetzungen
leicht übersehen, obwohl wir es den Übersetzerinnen und Übersetzern zu
verdanken haben, den Text überhaupt aufnehmen zu können.

Beim »Gläsernen Übersetzen« bietet sich die rare Gelegenheit, hautnah
dabei zu sein, wenn am ersten Abend Christel Hildebrandt und Gabriele
Haefs, am letzten Abend Dagmar Mißfeldt und Maike Barth parallel und
live projiziert an dem Text arbeiten, der in der folgenden Lesung
präsentiert wird. Dabei diskutieren sie mit dem Publikum und
miteinander Varianten, Vorschläge, Schwierigkeiten und individuelle
Arbeitsweisen.

Mit freundlicher Unterstützung der Behörde für Kultur und Medien, Peer
Gynt Club, Norla, Icelandic Literature Center, Norwegische Botschaft,
Schwedische Botschaft , The Danish Arts Foundation, Hotel Wedina,
Swedish Arts Council, Bücherhallen Hamburg, Gesellschaft der Freunde
Islands e.V., Das finnische Buch e.V., Weltlesebühne e.V., Finnland
Institut, FILI

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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ARTIKEL/344: Global betrachtet - Antimilitarismus in Bewegung (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 4 / 2019

Magazin der DFG-VK

Global betrachtet: Antimilitarismus in Bewegung

Die internationale Versammlung der War Resisters' International in
Kolumbien

Von David Scheuing



Alle vier Jahre findet die Internationale Versammlung (International
Assembly) der War Resisters' International statt, - in diesem Jahr war
sie Ende Juli im kolumbianischen Bogotá. Die Versammlung ist das
höchste beschlussfassende Zusammentreffen der Mitglieder der
Internationale und jedes Mal ein bunter Austausch von Ideen, Kontakten
und Wissen.

Die diesjährige Versammlung bestand aus drei Teilen: der Konferenz,
der Versammlung und zwei Ratssitzungen - vor und nach der Konferenz.
So konnten viele interessierte Menschen auch an der Konferenz
teilhaben und etwas über "Antimilitarismen in Bewegung" lernen
(Antimilitarismos en Movimiento), so der Titel der Konferenz. Im
Vorfeld der Konferenz gab es auch schon internetbasierte Seminare zum
Thema. Diese sind über die Facebookseite der Gruppe Justapaz
nachzusehen (geeignet allerdings nur für Menschen mit
Spanischkenntnissen: 

https://es-la.facebook.com/justapazcol/videos/2064370880532640/.)

Als Delegation der DFG-VK sind Kai-Uwe Dosch, Kathi Müller, Gernot
Lennert und Tina Gewehr nach Bogotá gereist und schildern hier ihre
Eindrücke und Erlebnisse auf der Konferenz. Ihre reichhaltigen
Berichte lassen für uns alle die WRI, unseren internationalen
Dachverband, lebendiger und greifbarer werden.



Videoeindrücke von der Konferenz gibt es über den Youtube-Kanal der
DFG-VK 

https://www.youtube.com/watch?v=7-XNw2j0K4w 

und über den Kanal der antimilitaristischen Gruppe Acooc in Bogotá 

https://www.youtube.com/watch?v=74nvengJe1w

Eine Kurzzusammenfassung der Konferenz aus Sicht des WRI-Büros findet
sich hier: 

https://www.wri-irg.org/en/story/2019/antimilitarism-movement

Weitere Analysen der Situation in Kolumbien werden in der kommenden
Ausgabe der ZivilCourage veröffentlicht werden.

 * 

Entscheidungen der internationalen Versammlung der War Resisters'
International (WRI)

Die Internationale Versammlung entscheidet stets auch über die
Verfasstheit der WRI. Sie ist das höchste Entscheidungsgremium der
WRI. In Bogotá wurde beschlossen:

• Die weitreichendste Entscheidung ist die Abschaffung der
Funktion des Chair (Vorsitz), da diese nicht mehr zeitgemäß ist
in einer sich stark als horizontal arbeitend verstehenden
Organisation. Dazu wurde das Executive Committee (Vorstand)
vergrößert und die leitende Rolle eines Convenor (Moderator)
eingeführt.

• Für die Wahl zum Rat der WRI wird ein neues Wahlsystem
eingeführt, nämlich die Rangfolgenwahl (Borda); es ist eine Wahl, in
der nicht nur mehrere Kandidat*innen gewählt werden, sondern auch
deren Rangfolge bestimmt wird; der/die am meisten präferierte
Kandidat/in bekommt so viele Stimmen, wie es Sitze gibt, der/die
nächste einen Punkt weniger usw.

• Das Bekenntnis zur Konsensentscheidung als dem Mittel der
Entscheidungsfindung in der WRI wurde gestärkt.

• In der Satzung wurden kleinere begriffliche Anpassungen
vorgenommen und parallel zur Regelung digitaler Ratstreffen auch
eingeführt, dass unter Umständen "Online-Assemblies" alle vier Jahre
abgehalten werden können.


David Scheuing ist Vertreter der DFG-VK bei der War
Resisters' International und Autor der regelmäßigen
ZivilCourage-Rubrik "Global betrachtet".

 * 
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STANDPUNKT/396: "Rassismus, Rechtsextremismus und Antisemitismus gehen uns alle an" (MiSO-Netzwerk)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 5. November 2019

"Rassismus, Rechtsextremismus und Antisemitismus gehen uns alle an".



So ist eine Presseerklärung überschrieben, die das MiSO-Plenum einstimmig
verabschiedet hat. Die zweite Mitgliederversammlung des Netzwerkes in
diesem Jahr fand am 1. November 2019 in der Iranischen Bibliothek von
kargah e.V. im Kulturzentrum Faust statt.

Die von Dang Chau Lam (Vietnamzentrum) eingebrachte Erklärung nimmt Bezug
auf die Ermordung des Regierungspräsidenten Walter Lübcke und den Anschlag
vor der Synagoge in Halle. "Wir verstehen diese Taten auch als Angriff auf
unsere Gesellschaft, in der wir für Menschenrechte kämpfen und in der wir
ohne Angst leben wollen," heißt es darin: "Rassismus kann überwunden
werden. Die Zivilgesellschaft, die Institutionen und jede/r Einzelne können
dabei mitwirken."

Das MiSO-Netzwerk Hannover e.V., dem aktuell 43 zumeist migrantische
Organisationen angehören, fordert von der Politik und den zuständigen
Behörden mehr Schutz und den Einsatz für eine menschenwürdige Asylpolitik.
Das Land Niedersachsen müsse ein "klares Zeichen für Humanität setzen" und
entschieden gegen Rassismus, Rechtsextremismus und Antisemitismus sowie
gegen Hetze im Internet vorgehen. Darüberhinaus fordert MiSO eine
unabhängige Antidiskriminierungsstelle für Niedersachsen.

www.miso-netzwerk.de

 * 

PRESSEERKLÄRUNG

des MiSO-Netzwerks Hannover e.V. / Gesamtvorstand und Plenum am 01.11.2019

Rassismus, Rechtsextremismus und Antisemitismus gehen uns alle an



Rassismus ist in allen Schichten der Gesellschaft verankert. Man spürt die
Feindseligkeit. Der "bürgerliche" Rassismus von der Mitte der Gesellschaft
ist für viele unsichtbar. Die vorherrschende Flüchtlingspolitik liefert
seinen Nährboden. Sie ist zurzeit die Politik der Abschottung, Abschreckung
und Abschiebung.

Der rechtsextremistische und antisemitische Anschlag am 09. Oktober 2019 in
Halle hat in ganz Deutschland für Entsetzen gesorgt. Vorher hat uns im Juni
2019 die Ermordung des Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke alle
tief bewegt. Herr Lübcke hat sich für die Aufnahme von Geflüchteten
eingesetzt. Noch nach seinem Tod wurde er abstoßend und widerwärtig
beleidigt. Hass und Hetze, sogar Morddrohung gehen weiterhin von
Rechtsextremisten aus, gegen Menschen mit Migrationsgeschichte, auch gegen
Geflüchtete und ihre Unterstützer*innen.

Der Angreifer in Halle erschoss zwei Menschen und verletzte zwei weitere
schwer. Zuvor hatte der Mann versucht, eine Synagoge zu stürmen, in der zu
dem Zeitpunkt mehr als 50 Menschen anlässlich des Versöhnungsfestes Jom
Kippur feierten. Das wäre ein Blutbad geworden.

Wir verstehen diese Tat auch als einen Angriff auf unsere Gesellschaft, in
der wir für soziale und Menschenrechte kämpfen und in der wir ohne Angst
leben wollen.

Das MiSO-Netzwerk fordert:

Die Politik und die zuständigen Behörden müssen mehr Einsatz für den Schutz
dieser Menschen und für eine menschenwürdige Asyl- und Flüchtlingspolitik
verwirklichen.

Das Land Niedersachsen muss ein klares Zeichen für Humanität setzen und
sich dafür einsetzen, dass entschieden gegen Rassismus, Rechtsextremismus
und Antisemitismus sowie gegen Hetze und Hass im Internet vorgegangen wird.

Wir brauchen eine unabhängige Antidiskriminierungsstelle für Niedersachsen!
Antidiskriminierungspolitik muss fest verankert sein.

Rassismus geht uns alle an. Rassismus kann überwunden werden. Die
Zivilgesellschaft, die Institutionen und jede/r Einzelne können dabei
mitwirken.

www.miso-netzwerk.de

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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LESUNG/6542: Bielefeld - Iwan-Michelangelo D'Aprile, "Fontane. Ein Jahrhundert in Bewegung", 12.11.19


Stadt Bielefeld

Fontane-Biographie: Lesung in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Am Dienstag, 12. November, laden Stadtbibliothek und
Literarische Gesellschaft OWL / Literaturhaus Bielefeld zu einer
Lesung mit Iwan-Michelangelo D'Aprile ein. Um 20 Uhr liest der
Potsdamer Literaturwissenschaftler aus seinem Buch "Fontane. Ein
Jahrhundert in Bewegung". Er verknüpft darin die Biographie des
Schriftstellers mit dem Epochenbild des 19. Jahrhunderts.

Moderiert wird die Veranstaltung auf der Literaturbühne in der
Stadtbibliothek am Neumarkt von Prof. Dr. Kai Kauffmann.

Der Eintritt kostet fünf Euro für Mitglieder der Literarischen
Gesellschaft und acht Euro für Nichtmitglieder. Studierende zahlen
drei Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.11.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/6541: Münster - Marion Gay, Frank Lingnau, Alfons Huckebrink, Neue Geschichten aus der Schule, 14.11.19


Stadt Münster

Neue Geschichten aus der Schule

Lesung in der Bücherei am Hansaplatz am Donnerstag, 14. November



Münster (SMS) Die besten Geschichten schreibt das Leben und ein
wichtiger Lebensabschnitt ist die Schulzeit. Anekdoten und Geschichten
werden bewahrt und weitererzählt, die in der Erinnerung lustig, ernst
oder gar traurig erscheinen mögen. Zu einer Lesung mit
Schulgeschichten lädt die Stadtbücherei am Hansaplatz am Donnerstag,
14. November, ein. Die Veranstaltung beginnt um 19.30 Uhr in der
Bücherei am Hansaplatz, Wolbecker Straße 97.

Der Eintritt ist frei.

Die Autorin Marion Gay und die Autoren Frank Lingnau und Alfons
Huckebrink lesen aus eigenen Werken. Sie sind Mitglieder des Verbands
deutscher Schriftsteller (VS) in NRW, der die Veranstaltung im Rahmen
seiner Jubiläumsreihe "Worte-Werke-Wirkung" anlässlich seines 
50-jährigen Bestehens unterstützt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.11.19

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSSICHTEN/8795: Und morgen, den 08. November 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.11.2019 bis zum 09.11.2019 +++






[image: Jean-Luc 8795 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Jeans heller Tag

mit Wolkenbänken,

sein Froschwohl mag

sich daran kränken.
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MELDUNG/398: 30 Jahre Mauerfall - Migrant*innen in der DDR (idw)


Technische Universität Berlin - 05.11.2019

30 Jahre Mauerfall: Migrant*innen in der DDR

Wie lebten und arbeiteten Migrant*innen in der DDR?



Zwischen 1951 und 1989 studierten circa 70.000 junge Menschen aus über
125 Ländern in der DDR, etwa die Hälfte kam aus sogenannten befreundeten
Staaten wie Vietnam, Mosambik, Kuba oder Chile. Neben Studierenden und
politisch Verfolgten bildeten jedoch "ausländische Werktätige" die größte
Gruppe von Migrant*innen. Bilaterale Abkommen sollten ihnen eine
qualifizierte Aus- und Weiterbildung garantieren, doch die Realität sah
nicht selten anders aus. In der Webdokumentation "Eigensinn im Bruderland"
des Zentrums für Antisemitismusforschung (ZfA) der TU Berlin geben
Zeitzeugeninterviews und animierte Illustrationen persönliche Einblicke in
das Leben von Migrant*innen in der DDR. Akten der DDR-Behörden und
Einführungstexte erläutern die politischen Hintergründe.

"Meine Eltern haben gejubelt, denn alle träumten davon, ins Ausland
zugehen. Erst kurz vor der Abreise wurde mitgeteilt, wer in welches Land
geht. Ich kannte die DDR eigentlich gar nicht." Als 16-Jährige wurde Pham
Thi Hoài 1978 aus Nordvietnam in die DDR geschickt, um dort mit 13 anderen
leistungsstarken Schüler*innen im Auftrag der kommunistischen Regierung
Archivwissenschaft zu studieren und um im Anschluss ein Archivwesen in
Vietnam aufzubauen. Sie musste keine Studiengebühren bezahlen, bekam einen
Wohnheimplatz und wie viele andere ein Stipendium der DDR. Solange sie
Bestnoten vorzeigte, durfte auch Pham Thi Hoài die Freiheiten des
Studentenlebens genießen: Sie hatte ostdeutsche Freund*innen, bewegte sich
in Intellektuellenkreisen und verhalf später einem Landsmann sogar zur
Flucht nach Westberlin.

Ein anderes Bild zeigte sich den "ausländischen Werktätigen", die zu
Zehntausenden mit der Hoffnung nach qualifizierter Aus- und Weiterbildung
in die DDR geschickt wurden. In ihnen sah die DDR-Führung vor allem
dringend benötigte Arbeitskräfte für eher unattraktive Bereiche, in denen
die Fluktuation der DDR-Werktätigen besonders hoch war. Immer wieder
organisierten ausländische Werktätige Streiks, um Verbesserungen der
Arbeits- und Lebensbedingungen bei der DDR-Regierung zu erwirken.

"Während des Deutschkurses habe ich gedacht: 'Komisch, nur Wörter wie
Teller, Topf, Messer lernen wir'. Nach zwei Monaten hieß es, wir stecken
euch in die Küche. Aber in Vietnam war 1981 Koch kein Beruf und wir Frauen
mussten sowieso immer kochen. Die Ausbildung brachte mir erstmal gar
nichts." Trotzdem arbeitete Mai-Phuong Kollath bis 1989 in den Großküchen
des Rostocker Hafens im Schichtsystem, denn die Tätigkeit wechseln zu
wollen oder gegen die "sozialistische Arbeitsdisziplin" zu verstoßen,
bedeutete, zurückgeschickt und dort teilweise hart bestraft zu werden.
Ihre Schwangerschaft musste Mai-Phuong Kollath verheimlichen, denn erst
nach der Geburt willigten die Behörden in die Heirat mit ihrem
ostdeutschen Freund ein. Dem vietnamesischen Staat musste sie 8.060 D-Mark
Entschädigung zahlen.

Rassismus und Ablehnung in der DDR

"Die DDR zeigte sich offiziell weltoffen und betonte die internationale
Solidarität. Und doch sind heute Alltagsrassismus und rassistische
Parteien vor allem auf dem Gebiet der ehemaligen DDR so verbreitet. Wir
wollten daher wissen, wie haben sich Migrant*innen in der DDR behauptet?
Und wie sehen sie diese Zeit heute?", erklärt Dr. Isabel Enzenbach, die
als wissenschaftliche Mitarbeiterin des ZfA der TU Berlin zusammen mit out
of focus medienprojekte die Webdokumentation "Eigensinn im Bruderland"
erarbeitet hat. Unterstützt wurde das Projekt von der Bundesstiftung zur
Aufarbeitung der SED-Diktatur und der Rosa-Luxemburg-Stiftung.

Ende 1989 lebten ca. 190.000 Migrant*innen in der DDR. Davon waren 90.000
Vertragsarbeiter*innen, fast 60.000 kamen aus Vietnam. Studierende konnten
meist ihr Studium im wiedervereinigten Deutschland abschließen,
Vertragsarbeiter*innen drohte jedoch der Verlust des Arbeits- und
Wohnheimplatzes und damit die zwangsweise Rückführung. Viele deutsche
Kolleg*innen sahen die Migrant*innen nun als Konkurrent*innen auf dem
wiedervereinigten Arbeitsmarkt. Rassismus, Gewalt und Ablehnung schlugen
ihnen verstärkt entgegen. Als besonderer Anreiz zur Ausreise wurde allen
Vertragsarbeiter*innen, die vor Vertragsablauf das Land verließen, 3.000
D-Mark Entschädigung angeboten. Ab dem 1. Januar 1991 galt das
bundesdeutsche Ausländerrecht auch für das Gebiet der ehemaligen DDR, so
dass Vertragsarbeiter*innen eine sogenannte befristete
Aufenthaltsbewilligung bekamen. Erst 1997 erhielten die bis dahin noch in
Deutschland verbliebenen etwa 15.000 ehemaligen Vertragsarbeiter*innen aus
Vietnam, Mosambik und Angola, die mittlerweile auf das gesamte
Bundesgebiet verteilt lebten, ein dauerhaftes Bleiberecht in Deutschland.


Die Webdokumentation "Eigensinn im Bruderland" finden Sie im Internet
unter:

https://bruderland.de/

und in den sozialen Netzwerken unter:

https://twitter.com/eigensinnb?lang=de

https://www.facebook.com/Bruderland/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 05.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/452: Iran-Report Nr. 11 - November 2019


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 11 - November 2019

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Rohani fordert Volksbefragung

• Aghadjari: Die Islamische Republik ist nicht reformierbar 

• Ein großer Sieg für iranische Frauen 

• Anschlag auf General Soleimani vereitelt 

• Wächterrat stimmt der Vergabe von Staatsbürgerschaft auf Antrag der Mütter zu 

• Entführung eines Oppositionellen im Exil 

• Russische Journalistin freigelassen 

• Sagheri: "Mein Land macht mich zum Gegenstand einer Versteigerung" 

• Angehörige fordern Freilassung von Doppelstaatler 

• Diebstahl bringt einen Abgeordneten und den Staat in eine peinliche Lage 

• Demonstration gegen Umweltverschmutzung brutal niedergeschlagen 

• Bruder von Rohani tritt seine Gefängnisstrafe an


ROHANI FORDERT VOLKSBEFRAGUNG

Irans Präsident Hassan Rohani hat in einer Rede am 16. Oktober ein
Referendum gefordert und die Notwendigkeit der "Kooperation mit
anderen Staaten" betont. Anlass war das neue Studienjahr. Mit Blick
auf die US-Sanktionen erklärte er: "Wenn die Diskussion, die wir seit
Jahren führen, keine Einigkeit bringt, müssen wir das Volk befragen."

Bei der Diskussion, die seit 40 Jahren geführt werde, gehe es um die
Frage, "ob wir die Entwicklung unseres Landes durch Kooperation mit
anderen Staaten erreichen oder durch Konfrontation," sagte der
Präsident weiter. "Für diese wichtige Frage haben wir noch keine
klare Antwort gefunden. Einige sagen, wir sollten den Weg der
kontinuierlichen Kooperation einschlagen. Nur so könnten wir unsere
Probleme lösen. Andere hingen meinen, wir müssten Stärke zeigen, die
verderblichen Feinde töten, einen anderen Weg gebe es nicht. Sie
halten Gespräche mit ausländischen Staaten für reine
Zeitverschwendung."

"Mag sein, dass in Ausnahmefällen eine Konfrontation unvermeidlich
wird," fuhr Rohani fort. "Wenn zum Beispiel eine Drohne in unseren
Luftraum eindringt und auf unsere Warnungen nicht reagiert wird,
bleibt uns nichts anderes übrig, als sie mit Raketen abzuschießen.
Aber welchen Weg müssen wir grundsätzlich wählen?"

Es war nicht das erste Mal, dass Rohani eine Volksbefragung forderte.
Auch im Zusammenhang mit den Atomverhandlungen hatte er unter
Berufung auf Artikel 6 und 59 der Verfassung der Islamischen Republik
ein Referendum vorgeschlagen. Doch dieses Mal sagte er nicht genau,
worüber das Volk befragt werden sollte. Da er aber am nächsten Tag
bei einem Vortrag vor einer Gruppe von Geistlichen von der
Notwendigkeit der Konzentration der Macht und raschen und klaren
Entscheidungen sprach, gingen viele Kommentatoren davon aus, dass es
ihm um die Macht und Befugnisse der Regierung, insbesondere bei der
Gestaltung der Außenpolitik, gehe.

Rohani kam außerdem auf die Atomverhandlungen zu sprechen. Er
erinnerte daran, dass "viele uns kritisierten und meinten, die
Verhandlungen mit der Internationalen Atomagentur sei reine
Zeitverschwendung." Denn die Agentur sei nichts anderes als ein
Werkzeug der USA. "Doch wir haben die Verhandlungen fortgesetzt und
haben ein Abkommen erreicht. Das war für die Gegner schwer zu
verkraften."

"In einer Zeit, in der wir unter dem Druck der Sanktionen stehen,
können wir uns die Hände reichen und gemeinsam Widerstand leisten,"
sagte Rohani weiter. "Doch wenn wir uns weiter entwickeln wollen,
müssen wir mit der Außenwelt kooperieren."

Einige Studierende forderten während des Vortrags die Freilassung
ihrer Kommilitonen, die sich in Haft befinden. Rohani ging nicht
darauf ein. Er gestand zu, dass die Regierung sich zu wenig um
Wohnung und Ernährung der Studierenden gekümmert hat. "Aber ich
versichere Ihnen, dass wir immer um die Lösung der Probleme bemüht
sind," sagte er. Überraschend kritisierte er, dass Räume der
Universität, die früher für Sport vorgesehen waren, zu Gebetsräumen
umgewandelt worden seien. "Ich empfehle den Rektoren und der
Universitätsverwaltung, sich genauso um Sport, Gesundheit und Nahrung
der Studenten zu kümmern wie darum ihnen Wissen zu vermitteln und
politisch zu belehren," sagte Rohani.

Mit Blick auf die Parlamentswahlen im nächsten Jahr, betonte Rohani
die wichtige Rolle der Universitäten bei der politischen Entwicklung
des Landes. "Sowohl die Lehrkräfte als auch die Studenten haben immer
dafür gesorgt, dass die politische Atmosphäre lebendig bleibt," sagte
Rohani. Schon bei der Revolution hätten die Universitäten und
theologischen Hochschulen eine wichtige Rolle gespielt. "Wir müssen
uns jetzt auf die Wahlen vorbereiten." Zwar gebe es Probleme bei den
Wahlen, aber "ich sage es aus Erfahrung: Wahlen bilden den einzigen
Weg, der uns zum Ziel führen kann." Um welche Probleme es sich
handle, sagte er nicht. Aber es war klar, dass er die Rolle des
Wächterrats im Blick hatte, der bei den Wahlen immer eine Vorauswahl
der Bewerber vornimmt. "Jeder der sich dazu fähig fühlt, soll sich um
einen Sitz im Parlament bewerben. Es könnte Probleme geben. Aber die
müssen wir in Kauf nehmen."


AGHADJARI: DIE ISLAMISCHE REPUBLIK IST NICHT REFORMIERBAR

Haschem Aghadschari hat einen Artikel veröffentlich, in dem er die
Islamische Republik als nicht reformierbar bezeichnet. Aghadschari
ist Historiker, er lehrt an der Pädagogischen Universität in Teheran
Geschichte. Er ist Kriegsinvalide. Während des Iran-Irak-Kriegs
(1980-1988) hat er ein Bein verloren. Politisch gehört er zum linken
Flügel der Reformer, geht aber in seiner Kritik gegen den Islamischen
Staat weit radikaler vor, als die meisten seiner Weggefährten. Im
November 2002 wurde er wegen "Blasphemie" und Beleidigung islamischer
Heiligtümer zum Tode verurteilt. Gegen das Urteil gab es, vor allem
an den Universitäten, landesweite Proteste. Auch der damalig
amtierende Staatspräsident Mohammad Chatami setzte sich für ihn ein.
Das Oberste Gericht nahm das Urteil zurück. Schließlich wurde
Aghadschari zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt. Nach einer
zweijährigen Haft wurde er gegen eine hohe Kaution freigelassen. Im
Juni dieses Jahres schrieb er in der Monatsschrift "Iran Farda" einen
Artikel unter dem Titel: "Soziale Bewegung, Reform oder Revolution,"
aus dem wir einen kleinen Auszug übersetzen:

"Je größer der Widerspruch zwischen dem realen Leben und dem
herrschenden System wird, desto schwerer wird das Agieren der
Reformer. Denn, je weiter sie sich den Prämissen des Systems
anpassen, desto weiter entfernen sie sich von dem Volk und umgekehrt:
Je weiter sie auf das Volk zugehen, desto weiter entfernen sie sich
vom System. Das ist eine Zerreißprobe, die irgendwann zur Spaltung
der Reformer führen wird. Ein Teil wird sich dem System der
Islamischen Republik unterwerfen und ein anderer Teil wird sich dem
Volk widmen.

Die Reformer müssen endlich die Frage beantworten, ob das System der
Islamischen Republik reformierbar ist oder nicht. Eine klare Antwort
auf diese wichtige Frage würde ihnen zumindest die Möglichkeit
gewähren, sich von einer Illusion zu befreien und ernsthaft nach
möglichen Lösungen zu suchen. Ich selbst bin aufgrund der
Erfahrungen, die ich nach zwei Jahrzehnten Reformbewegung gesammelt
habe, sowie aufgrund meiner logischen Überlegungen zu der Überzeugung
gelangt, dass eine tatsächliche Reform des Systems der Islamischen
Republik unmöglich ist.

Tatsache ist, dass sowohl die Konservativen als auch die Reformer
hinter der iranischen Gesellschaft zurückgeblieben sind. Keiner
dieser beiden wichtigsten politischen Strömungen vertritt wirklich
die iranische Gesellschaft. Wir haben heute in Iran eine
Gesellschaft, die einem Körper gleicht, dem der Kopf fehlt, einem
riesengroßen Körper, dessen Glieder allerdings auseinander gefallen
sind. Es gibt keinen Vertreter dieser Gesellschaft, keinen Sprecher,
keine Institution, die im Namen dieser Gesellschaft sprechen könnte.

Für eine soziale Bewegung ist das ein großer Mangel, der zugleich
eine Gefahr bildet. Es ist sicher, dass spontane, soziale Bewegungen
auf einer bestimmten Stufe die Gesellschaft aufwühlen. Doch dieses
Aufwühlen, diese Rebellion, kann eine Menge Überraschungen bringen.
Es ist eine Fehleinschätzung diktatorischer Regime, wenn sie glauben,
mit der Vernichtung oder Verhinderung von Institutionen, die die
Gesellschaft vertreten, eine Organisierung sozialer Bewegungen
verhindern und damit Proteste unterdrücken und besser kontrollieren
zu können. Das ist ein Fehler. Zwar haben sie scheinbar die
Gesellschaft unter Kontrolle. Doch in Wirklichkeit verlieren sie den
Überblick und ebenso die Möglichkeit, vorauszuschauen und
Überraschungen vorzubeugen.

Natürlich können Proteste und soziale Bewegungen, die nicht
organisiert sind und keine Führung haben, nur als Negation
gesellschaftlicher Verhältnisse agieren, nicht aber als Position, als
Alternative zu dem Bestehenden. Mit anderen Worten, sie können die
bestehenden Verhältnisse in Frage stellen, aber kein neues System
anbieten. Die Unruhen im Januar 2018 liefern dafür ein anschauliches
Beispiel. Die Protestbewegung hatte keine Führung, keine Vertretung,
sie war spontan und in rund hundert Städten verstreut. Sie konnte
nichts erreichen, flaute bald ab.

Heute scheint der Wunsch nach einem Wandel weit verbreitet zu sein.
Die Menschen glauben, dass es so nicht weiter gehen kann. Sie warten
darauf, dass etwas geschieht. Das ist überall spürbar. Unklar ist
aber, was geschehen und wohin ein Wandel führen soll.

Dafür haben die Reformer keine Antwort. Sie sind nicht mehr dazu in
der Lage, das Volk zu vertreten und eine Alternative zu bieten.
Selbst die Fortschrittlichsten, das heißt die Radikalsten unter
ihnen, fordern im besten Falle die Abschaffung der Aufsicht des
Wächterrats über die Wahlen. Auf der anderen Seite wächst der
Widerstand in der Bevölkerung, die Streiks der Arbeiter, die Proteste
der Sparer, deren Guthaben verloren ging oder die Proteste gegen das
Verbot für Frauen, Fußballwettkämpfe zu besuchen, sind Beispiele
dafür. Fazit, wir brauchen eine Alternative, eine neue Kraft. "


EIN GROßER SIEG FÜR IRANISCHE FRAUEN

Nach einem 40-jährigen Verbot haben sich iranische Frauen mit
Unterstützung der FIFA den Zugang zu den Fußballstadien erkämpft.
Freude und Jubel beherrschten die Atmosphäre, auch weil die iranische
Nationalmannschaft mit vier zu null der Mannschaft von Kambodscha
eine Niederlage bescherte.

Vier Tribünen waren für Frauen vorgesehen. Doch da der Andrang zu
groß war, musste eine weitere Tribüne für sie reserviert werden. Die
Einlasskarten waren innerhalb weniger Stunden ausverkauft.
Offiziellen Angaben zufolge schauten mehr als 4.000 Frauen dem Spiel
zu. Tausende von Frauen mussten draußen bleiben, obwohl es noch genug
Plätze im Stadion gab. Offenbar war bei den Männern kein großes
Interesse an diesem Spiel vorhanden.

Einige Frauen im Stadion erinnerten mit Plakaten und Parolen an Sahar
Chodajari, die sich wenige Wochen zuvor im Zusammenhang mit dem
Verbot s verbrannt hatte. Sie wurden von den Ordnungskräften ermahnt.
150 Polizistinnen waren zur Kontrolle der Frauen anwesend. Nach dem
Spiel begrüßte die gesamte Nationalmannschaft die anwesenden Frauen.
Reporterinnen erhielten keine Erlaubnis, über das Spiel zu berichten.
Die Agentur Isna forderte die Frauen vor dem Spiel auf, mit den
Ordnungskräften zu kooperieren. Bestimmte Parkplätze waren für Frauen
reserviert. Frauen, die in Begleitung von Männern waren, wurde der
Zugang zu den Parkplätzen verwehrt.

Die staatliche Rundfunkanstalt IRIB gab am 22. Oktober bekannt, dass
zum ersten Mal in der Geschichte der Islamischen Republik eine Frau
das Champions-League-Spiel zwischen Ajax Amsterdam und FC Chelsea
kommentieren werde. Sie werde von zwei weiblichen Fußball-Expertinnen
unterstützt. Das dürfen Frauen als einen weiteren Etappensieg für
sich verbuchen.


ANSCHLAG AUF GENERAL SOLEIMANI VEREITELT

Hossein Taleb, Chef des Geheimdienstes der Revolutionsgarden,
erklärte am 3. Oktober, den Revolutionsgarden sei es gelungen, einen
in der Provinz Kerman geplanten Anschlag auf General Ghassem
Soleimani zu vereiteln. Soleimani ist der Oberbefehlshaber der Al
Kuds-Brigade, einer Abteilung der Revolutionsgarden für
Auslandseinsätze. Er ist sowohl in Iran als auch in Syrien und Irak
sehr populär, vor allem weil er bei der Niederschlagung des
Islamischen Staates (IS) eine wichtige Rolle gespielt hat.

Nach Angaben Talebs sollte der Anschlag in den religiösen Trauertagen
Aschura und Tasua (10. und 11. September) stattfinden. Bei den Tätern
handele sich um ein Team, das über die westliche Grenze nach Iran
gekommen sei. Das Team habe in der Provinz Kerman ein Haus, das dem
Vater von Soleimani gehörte, gekauft, um von dort aus den Anschlag
vorzubereiten. Von dem Haus aus sollte ein Tunnel zu der Moschee
gebaut und unter der Moschee 350 bis 500 Kilo Sprengstoff gelegt
werden, um ihn beim erwarteten Besuch des Generals in der Moschee zu
zünden.

Wo genau das Haus und die Moschee liegen sollen, sagte Taleb nicht.
Bekannt ist, dass Soleimani aus der Provinz Kerman stammt und sein
Vater, der dort lebte, vor zwei Jahren gestorben ist.

Dem Geheimdienst der Garden zufolge seien "israelische und arabische
Geheimdienste" für den Anschlag verantwortlich. Dem Team gehörten
drei Personen an. Der Anschlag sei über "mehrere Jahre" geplant
worden. Alle drei Terroristen seien kurz vor der Ausführung
festgenommen worden. Wie die Festnahme erfolgt war, sagte Taleb
nicht. Seinen Angaben zufolge standen die drei bereits unter
Beobachtung seiner Behörde als sie zur Ausbildung ins Ausland
geschickt wurden.

Am 8. Oktober gab der Staatsanwalt beim Revolutionsgericht der
Provinz Kerman, Dadchoda Salari, bekannt, dass gegen die drei
Terroristen wegen "Aktivitäten gegen die nationale und internationale
Sicherheit, Krieg gegen Gott und Zusammenarbeit mit ausländischen
Geheimdiensten" Anklage erhoben worden sei. "Krieg gegen Gott" ist
die Bezeichnung für Straftaten, die zumeist mit dem Tode bestraft
werden.

Bemerkenswert war, dass die Bekanntgabe des Anschlags einen Tag nach
einem Interview mit Soleimani im staatlichen Fernsehen erfolgte. Bei
dem Interview, das nach Angaben des Senders vom Archiv der Werke des
Revolutionsführers Chamenei geführt worden war, ging es um den Krieg
Israels gegen die Hisbollah im Sommer 2006, der als der 33-Tage-Krieg
bezeichnet wird. Warum das Interview gerade an diesem Tag
veröffentlicht wurde, ist nicht klar. Vielleicht war das Gespräch als
Vorbereitung zu einer Rede gedacht, die Revolutionsführer Ali
Chamenei vor Kommandanten der Revolutionsgarden hielt. Darin betonte
er abermals, dass Verhandlungen mit den USA sinnlos seien und, ebenso
das Bemühen, das Atomabkommen zu erhalten. Daher sei den Garden zu
empfehlen, ihre Aktivitäten im Ausland zu verstärken.

Bei dem Gespräch gab Soleimani einige interessante Informationen über
den damaligen Krieg preis. Doch weit wichtiger war die Frage, wie
weit Iran damals in die Pläne der Hisbollah involviert und an dem
Krieg direkt beteiligt war. Diese Frage war bislang unbeantwortet
geblieben. Hatte Iran der provokativen Gefangennahme zweier
israelischer Soldaten durch die Hisbollah zugestimmt oder wurde
Teheran von den Ereignissen überrascht?

Soleimani sagte, er persönlich sei dabei gewesen, als über die
Geiselnahme entschieden wurde. Das bedeutet, dass Iran tatsächlich
über die Aktion informiert war. Allerdings deutete Soleimani an, dass
weder Iran noch die Hisbollah damit gerechnet hätten, dass Israel so
hart reagieren werde. Der 33-tägige Krieg brachte für die Hisbollah
hohe Verluste.


WÄCHTERRAT STIMMT DER VERGABE VON STAATSBÜRGERSCHAFT AUF
ANTRAG DER MÜTTER ZU

Abbasali Kadchodai, Sprecher des Wächterrats, erklärte am 2. Oktober
laut iranischen Medien, das vom Parlament überarbeitete Gesetz über
die Vergabe der Staatsbürgerschaft an Kinder, deren iranische Mütter
mit Nichtiranern verheiratet sind, habe die Zustimmung des
Wächterrats erhalten. Jedes vom Parlament verabschiedete Gesetz kann
erst dann in Kraft treten, wenn der Wächterrat seine Zustimmung
erteilt.

Bereits im Juni hatte der Wächterrat seine Zustimmung zu dem Gesetz
bedingt erteilt und nur aus Sicherheitsgründen bestimmte Korrekturen
verlangt. Diese Korrekturen wurden im September vom Parlament
vorgenommen. Demnach müssen die Antragstellerinnen nicht nur ein
Führungszeugnis des Informationsministeriums vorlegen, sondern auch
ein vom Geheimdienst der Revolutionsgarden ausgestelltes
Führungszeugnis.

Durch das Gesetz werden zahlreiche Kinder, vor allem der Afghanen und
Iraker, die mit iranischen Frauen verheiratet sind, die iranische
Staatsbürgerschaft erlangen können. Bisher erhielten nur Kinder die
iranische Staatsbürgerschaft, deren Väter iranische Staatsbürger
waren. Auch Kinder iranischer Frauen, die im Ausland leben und mit
einem Nichtiraner verheiratet sind, können nun die iranische
Staatsbürgerschaft bekommen und ohne Visum in das Land reisen.

Bisher konnte Kinder iranischer Mütter und ausländischer Väter nur
dann die iranische Staatsbürgerschaft selbst beantragen, wenn sie
älter als 18 Jahren waren.

Laut offiziellen Statistiken sind 60 Prozent der Nichtiraner, die mit
Frauen in Iran verheiratet sind, Afghanen, 12 Prozent Iraker und 28
Prozent Männer anderer Nationalitäten. Kinder dieser Eltern hatten
zahlreiche Probleme, weil sie keinen Personalausweis besaßen. Zum
Beispiel konnten sie nicht die Schule besuchen.


ENTFÜHRUNG EINES OPPOSITIONELLEN IM EXIL

Die Revolutionsgarden gaben am 14. Oktober offiziell zu, einen
oppositionellen Iraner, der im französischen Exil lebte, entführt zu
haben. In der Erklärung der Garden heißt es: Ruhollah Sam sei im Zuge
einer "komplexen und professionellen Operation" verhaftet worden.

Sam war der Betreiber des regimekritischen Nachrichtenkanals Amad
News auf dem Kurznachrichtendienst Telegram. Amad News wurde im
vergangenen Jahr auf Antrag Irans geschlossen. Schon zuvor hatte Sam
erklärt, dass er die Leitung des Nachrichtenkanals anderen Kollegen
überlassen habe. Das staatliche Fernsehen zeigte Aufnahmen von der
Festnahme Sams und wie er mit gebundenen Augen zum Gefängnis gebracht
wurde. Danach gestand Sam, über lange Jahre als Agent tätig gewesen
zu sein.

Die Entführung löste in den sozialen Netzwerken unterschiedliche
Reaktionen aus. Eine Gruppe lobte auf Twitter die Operation und
sprach von "einer großen Leistung der Revolutionsgarden im Kampf
gegen feindliche Geheimdienste." Andere spekulierten über die
Entführung. Es habe einen Gefangenenaustausch mit Frankreich gegeben,
Sam sei in der Türkei entführt worden, und dergleichen mehr.

Ruhollah Sam, Sohn eines islamischen Geistlichen, wurde bei den
Protestdemonstrationen 2009 gegen die umstrittene Wiederwahl von
Präsident Mahmud Ahmadinedschad in Haft genommen. Nach seiner
Entlassung aus dem Gefängnis flüchtete er zunächst nach Malaysia und
danach nach Frankreich. Dort gründete er den Nachrichtenkanal Amad
News, der im Zug der landesweiten Proteste im Januar 2018 mehr als 2
Millionen Mitglieder hatte und damit die Unruhen nicht unerheblich
beeinflussen konnte. Daher wird Sam seitens der Islamischen Republik
beschuldigt, im Auftrag ausländischer Geheimdienste die Unruhen
geschürt zu haben. Damals forderte Iran Telegram auf, den Kanal zu
schließen. Auch Sands Angehörigen in Iran wurden unter Druck gesetzt.
Der Vater, stellvertretender Leiter des Kulturamts für
Freihandelszonen in Iran war, wurde seines Postens enthoben. Andere
seiner Angehörigen wurden Repressalien ausgesetzt.

Sams Frau, Mahsa Rasani, sagte in einem Interview mit der BBC am 16.
Oktober, ihr Mann sei in den Irak gereist. Darüber habe er die
französischen Behörden informiert. Während einer Zwischenlandung in
der jordanischen Hauptstadt Amman habe er ihr ein Foto geschickt.
Danach habe sie nichts mehr von ihm gehört. Erst 24 Stunden nach der
Landung in Bagdad habe er sie angerufen. "Seine Stimme klag
ungewohnt, er schien es sehr eilig zu haben, "sagte Rasani. Ihr Mann
sei entführt worden. Sie habe die französische Regierung um Hilfe
gebeten.

Frankreich verurteilte die Entführung. Sam sei anerkannter Flüchtling
gewesen, die Umstände seiner Entführung seien nicht bekannt, hieß es
in einer Erklärung des Außenministeriums in Paris.

Die französische Zeitung Figaro schrieb, jemand habe Sam versichert,
dass er ein Gespräch mit dem schiitischen geistlichen Oberhaupt im
Irak, Ayatollah Sistani, führen könnte. Eine iranische
Nachrichtenagentur zitierte einen Sprecher des Büros von Ayatollah
Sistani mit den Worten: Sam habe weder direkt noch indirekt mit
Ayatollah Sistani Kontakt gehabt. Auch habe niemand den Geistlichen
um ein Gespräch mit Sam gebeten. Alle Berichte über derartige
Kontakte seien "nichts als Lügen."

Irans Regierungssprecher Ali Rabii sagte am 16. Oktober, der Fall Sam
dürfe nicht zu neuen Vorwürfen und Spekulationen gegen Iran führen.
"Wir sollten nicht schnell urteilen, sollten den Revolutionsgarden
Zeit lassen, um ihre Forschungen fortzusetzen." Irans
Geheimdienstchef Mahmud Alawi schickte ein Schreiben an den
Oberkommandierenden der Revolutionsgarden, in dem er ihn "für die
erfolgreiche Aktion zur Festnahme von Ruhollah Sam, Leiter des
feindlichen "Amad News" beglückwünschte.

Der Abgeordnete Ali Motaharri sagte, die Berichte, die Amad News
veröffentlichte, zeugten davon, dass er Informanten im Staatssystem
hatte. Es gehe nun darum, herauszufinden, wer zu seinen
Verbindungsleuten zählte.

Der Sprecher der Justiz, Gholamhossein Esmaili, dementierte am 21.
Oktober vor der Presse Berichte über Festnahmen im Zusammenhang mit
dem Fall Sam. Es habe keinerlei Festnahmen gegeben, weder in der
Regierung oder der Justiz noch aus dem Bereich der Militärs.
"Allerdings haben wir bereits wichtige Informationen bekommen."
Zugleich appellierte er in der Internetseite "Gerdab," offizielles
Organ des Geheimdienstes der Garden, an alle "resignierten
Karrieristen und Lakaien, die in den Medien einen psychologischen
Krieg führen, weil sie den Feinden auf den Leim gegangen sind." Sie
sollten, so lange es nicht zu spät ist, "Reuebekenntnis ablegen und
in den Schoß des Volkes zurückkehren."

Der Vater von Sam, der Geistliche Mohammad Ali Sam, bestritt, an der
Entführung seines Sohnes mitgewirkt zu haben - weder er noch andere
Mitglieder seiner Familie. Er bat die Revolutionsgarden um Gnade für
seinen Sohn. Er lobte die Garden dafür, dass es ihnen gelungen sei,
seinen Sohn festzunehmen. Zu den Geständnissen seines Sohnes im
staatlichen Fernsehen sagte er: "Ich hoffe, dass er mit der Preisgabe
der Wahrheit eine geistig-seelische Wandlung erlebt hat, und nach nun
erfolgten Reuebekenntnissen Gott seine verwerflichen Taten und
irrigen Äußerungen verzeiht."


RUSSISCHE JOURNALISTIN FREIGELASSEN

Die russische Journalisten Julia Jusik, die laut einer Meldung der
dpa vom 4. Oktober in Teheran in Gewahrsam genommen wurde, durfte am
10. Oktober in ihre Heimat zurückkehren. Zunächst hieß es, sie sei
wegen Verdacht auf Spionage festgenommen worden. Der Presse-Attaché
der russischen Botschaft in Teheran, sagte laut dpa Agentur Interfax:
"Nach den Worten ihrer Mutter wurde Julia beschuldigt, für den
israelischen Geheimdienste gearbeitet zu haben."

Der iranische Botschafter in Moskau wurde zur Klärung des Vorgangs
ins russische Außenministerium zitiert. Er kündigte die baldige
Freilassung Jusiks an, es seien nur noch einige Fragen zu klären,
sagte er. Die Festnahme widersprach der freundschaftlichen Beziehung
zwischen Teheran und Moskau.

Wie Jusiks früherer Mann, der Journalist Boris Wojzechowski auf
Facebook erklärte, arbeitete Jusik früher als Korrespondentin in
Iran. Sie ist freie Journalistin und Autorin, sie arbeitet für
verschiedene Zeitungen.

Am 7. Oktober bestritt Irans Regierungssprecher Ali Rabii, dass Jusik
wegen Verdacht auf Spionage festgenommen worden sei. "Mit Spionage
hatte sie nichts zu tun." Sie habe lediglich gegen Visumsbestimmungen
verstoßen.

Nach tagelangen Bemühungen der russischen Seite wurde Jusik am 10.
Oktober aus der Haft entlassen. "Die Geschichte ist vorbei. Julia ist
schon in Moskau", teilte ihr Mann auf Facebook mit. Politische
Beobachter vermuten, dass es Teheran nicht ratsam erschien, in der
heiklen Lage, in der sich das Land befindet, auch noch ein Konflikt
mit Russland zu riskieren.


SAGHERI: "MEIN LAND MACHT MICH ZUM GEGENSTAND EINER
VERSTEIGERUNG"

Die iranisch-britische Journalistin Nazanin Sagheri-Ratcliffe wurde
wegen Spionage, Umsturzversuch und Aufbau eines Netzwerks gegen die
Islamische Republik im September 2016 zu fünf Jahren Gefängnis
verurteilt. Sie ist eine Mitarbeiterin der Journalisten-Stiftung
Thomson Reuters. Zuvor arbeitete sie bei der BBC-Media, einer
internationalen Entwicklungsgesellschaft. Als sie nach einem Besuch
in Iran im März 2016 das Land verlassen wollte, wurde sie
festgenommen. Seitdem versucht die britische Regierung vergeblich,
sie frei zu bekommen.

Sagheri selbst bestreitet die Vorwürfe. Sie sei lediglich zum Besuch
ihrer Verwandten mit ihrer kleinen Tochter nach Iran gefahren. Irans
Außenminister Mohammad Dschawad Sarif erklärte, die britische
Regierung hätte ihm angeboten, die von Iran geforderten Schulden
zurückzuzahlen, wenn er sich erfolgreich für die Freilassung von
Sagheri einsetzen würde. Doch der Deal sei wegen Unstimmigkeiten nie
zustande gekommen.

Bei den Schulden handelt es sich um 375 Millionen Pfund Sterling plus
Zinsen, die Iran während der Schah-Zeit für den Kauf von 1.500
Chieftaim-Panzer und andere Panzerfahrzeuge gezahlt, diese aber nie
geliefert bekommen hatte. Das Angebot der Briten wurde später
zurückgenommen. Verteidigungsminister Cavin Williamson sagte, man
könne iranischen Streitkräften nicht so hohe Summen zahlen, während
die USA bemüht seien deren Finanzquellen auszutrocknen.

Sagheri hat laut BBC vom 2. Oktober nun in einem Brief aus dem
Gefängnis Iran vorgeworfen, sie zu versteigern, um von den Briten das
Geld zu bekommen. Der Brief ist an Ghodsi Kani gerichtet, eine
Iranerin, die wegen Verstoß gegen die Sanktionsverordnungen der USA
gegen Iran verhaftet wurde. Sie wurde kürzlich freigelassen und
kehrte nach Iran zurück.

"Mein Land macht meine Freiheit von der Auszahlung der britischen
Schulden abhängig, anstatt meine Rechte und die meiner Tochter zu
verteidigen. Den Preis für diesen Handel zahlen mein Mann, meine
Tochter und ich," schreibt Sagheri. "Meine Tochter und ich sind zu
Spielball von Politikern geworden, die uns im In- und Ausland
instrumentalisieren, um ihre Ziele zu erreichen."

Mit Blick auf Ghodsi Kani, die in einem amerikanischen Gefängnis ihr
Kind zur Welt brachte, schrieb Sagheri weiter: "Du musst das Leben im
Gefängnis erlebt haben, um nachvollziehen zu können, was diese Mutter
erlitten hat. Du musst die Qualen erlitten haben, um begreifen zu
können, was es heißt, wenn man dein Kind von deiner Brust wegreißt,
wenn du nachts durch sein Weinen aus deinen Albträumen nass
geschwitzt aufwachst und feststellst, dass dein Kind nicht neben dir
liegt." Abschließend schreibt Saghari: "Mein Land sorgt sich um die
Mütter in Syrien, Jemen und Palästina, ignoriert aber im eigenen Land
das Schicksal einer Mutter, die sich nach ihrer fünfjährigen Tochter
sehnt."


ANGEHÖRIGE FORDERN FREILASSUNG VON DOPPELSTAATLER

Während sich Irans Staatspräsident zur Teilnahme an der
UN-Vollversammlung in New York aufhielt, wurde er auf einer
Kundgebung aufgefordert, sich für die Freilassung von
Doppelstaatlern, die sich in iranischer Haft befinden, einzusetzen.
Die Versammelten, bestehend aus Angehörigen der Gefangenen, kündigten
die Gründung eines Verbands an, der sich "Verband der Familien gegen
staatliche Geiselnahme" nennt. Ziel des Verbands ist nach eigenen
Angaben die Koordinierung aller Aktivitäten zur Freilassung
inhaftierter Doppelstaatler in Iran. Zu der Gruppe, deren Teilnehmer
aus verschiedenen Teilen der USA und Europa stammen, gehören der Mann
von Nazanin Sagheri-Ratcliff und Babak Namasi, dessen Vater Bagher
Namasi und Bruder Siamal Namasi sich im Gefängnis befinden. Beide
wurden unter dem Vorwurf der Spionage zu jeweils zehn Jahren
Gefängnis verurteilt.

Mit Hinweis auf einen Bericht der UN-Menschenrechtskommission
erklärten die Versammelten, ihre Angehörigen seien unschuldig, ihnen
könne keine Schuld nachgewiesen werden. Richard Ratcliff forderte die
Weltgemeinschaft auf, endlich entsprechend auf die "staatliche
Geiselnahme" in Iran zu reagieren. Er warf den Regierungen vor, in
dieser Hinsicht "untätig und gleichgültig" zu sein. "Sie kümmern sich
nicht um die Gefangenen, obgleich die Lage schlimmer geworden ist,"
sagte er in einem Interview mit der BBC. (s. S. 23)


DIEBSTAHL BRINGT EINEN ABGEORDNETEN UND DEN STAAT IN EINE
PEINLICHE LAGE

Seit Wochen beschäftigt die Nachricht von einem Diebstahl das ganze
Land. Die Webseite "Nemajandeh" (Abgeordnete), die zuerst die
Nachricht meldete, schrieb, bei einem Diebstahl im Haus des
Abgeordneten Taghi Kabiri seien 200 Millionen Tuman und 200.000
US-Dollar gestohlen worden. Danach berichteten die Agenturen Ilna und
Tabnak, die Summe in ausländischer Währung liege bei 250.000
US-Dollar. Auch der Sprecher der "Aufsichtsgruppe über das Verhalten
der Abgeordneten," Mohammad Dschawad Dschamali, sprach von 200.000
US-Dollar, die gestohlen wurden.

Nachdem drastischen Fall der Landeswährung und der enormen Knappheit
und Teuerung ausländischer Währungen darf gemäß einer Vorschrift der
Regierung niemand mehr als 10.000 Dollar besitzen. Was darüber
hinausgeht, gilt als Schmuggel und wird entsprechend bestraft.

Die Frage, die immer wieder gestellt wird, ist, wie es sein kann,
dass ein Abgeordneter so viel Bargeld im eigenen Haus hortet und wie
er in den Besitz dieser Summen gelangen konnte. Der Vorfall ist nicht
nur für den Abgeordneten höchst peinlich, sondern für den ganzen
Staat. Er zeigt das Ausmaß an Korruption, das in der Islamischen
Republik herrscht. Während Millionen Menschen aufgrund der
katastrophalen Lage der Wirtschaft unter der Armutsgrenze leben,
verfügt ein Großteil der Verantwortlichen über unvorstellbares
Reichtum.

Der Abgeordnete Kabiri gehört zu der konservativen Fraktion
"Welayat". Er ist Mitglied im Wirtschaftsausschuss. Sein Wahlkreis
befindet sich in der Stadt Choy in der Provinz Westaserbaidschan. Er
organisierte die Basidsch-Milizen, auch an den Universitäten, und ist
aktiv bei der ideologischen und politischen Schulung von
"staatstreuen Gruppen." Er ist auch in Universitätskreisen aktiv,
veröffentlichte unter anderem einen Artikel mit dem Titel "Der
Stellenwert des Denkens im Koran," in einer Zeitschrift, die an einer
chinesischen Universität in englischer Sprache erscheint.

Kabiri ist eng befreundet mit Nasser Mohammad Saidi, einem
Großunternehmer, der auf der Sanktionsliste der USA steht, weil er
nach Darstellung der US-Behörden beim illegalen Verkauf iranischen
Öls aktiv gewesen war. Kabiri gehört zu jenen Abgeordneten, die im
Parlament eine Abschrift des Atomabkommens zusammen mit der
amerikanischen Fahne verbrannten. Kürzlich forderte er: "Das Eigentum
der Verantwortlichen muss genau untersucht werden. Sollte jemand sich
illegal an Volkseigentum bereichert haben, muss er enteignet und sein
Eigentum wieder dem Volk zurückgegeben werden!"


DEMONSTRATION GEGEN UMWELTVERSCHMUTZUNG BRUTAL
NIEDERGESCHLAGEN

In der Hauptstadt der Provinz Masanderan Sari im Norden Irans wurden
Proteste gegen die Deponierung und Verbrennung von Haushalts- und
Krankenhausmüll brutal niedergeschlagen. Nach offiziellen Angaben
wurden im Stadtteil Tschahardangeh fast 2 Milliarden Kilogramm Müll
deponiert. Private Müllabfuhrunternehmen karren täglich für hohe
Summen, die ihnen die Stadt zahlt, Müll nach Tschahardangeh. Die
Menschen, die in dieser Gegend wohnen, leiden seit langem unter
Atembeschwerden und dem stechenden Geruch. Umweltaktivisten haben
nachgewiesen, dass die Müllverbrennung auch zur Verschmutzung des
Grundwassers geführt hat.

Die Verantwortlichen der Stadt vertrösten die Anwohnerinnen und
Anwohner seit Jahren mit dem Versprechen, moderne
Müllverbrennungsanlagen errichten zu wollen. Nun haben
Umweltaktivisten versucht, die Betroffenen gegen Deponierung und
Verbrennung zu mobilisieren. Sie schickten Protestschreiben an die
Behörden, versuchten die Straßen zu blockieren. Auch zahlreichen
Frauen und Kinder nahmen an Protestkundgebungen teil. Ende September
erreichte die Mobilisierung einen Höhepunkt, sogar Leute aus der
Nachbarprovinz Semnan nahmen an den Kundgebungen teil. Es gelang, den
Mülltransport für mehrere Tage zu blockieren. Doch am 29. September
griffen einige Hundertschaften der Polizei die Menschenmenge brutal
an. Videoaufnahmen zeigen Polizisten, die mit Schlagstöcken auf die
Leute einschlagen. Obwohl es sich bei den Teilnehmenden nicht um
politische Oppositionelle handelte, sondern eher um Regimetreue,
nahmen die Ordnungskräfte keine Rücksicht. Sie zerrissen sogar Bilder
des Revolutionsführers und von Gefallenen im
iranisch-irakischen-Krieg, die einige Demonstranten als Zeichen der
Loyalität mit dem Regime mittrugen. Augenzeugen berichteten, dass die
Polizisten selbst Frauen und Kinder nicht verschonten. Zahlreiche
Personen wurden festgenommen.

Es war nicht das erste Mal, dass die Menschen gegen
Umweltverschmutzung protestierten. Aber es war das erste Mal, dass
die Polizei so brutal dagegen vorging. Der Mülltransport wurde wieder
aufgenommen. Fahrzeuge der Müllabfuhr werden nun von bewaffneten
Polizeieinheiten begleitet.

Die Zentralregierung hatte im Haushaltsplan 2 Milliarden Dollar für
die Errichtung moderner Müllverbrennungsanlagen in den nördlichen
Provinzen vorgesehen. Doch das Parlament lehnte das Vorhaben ab.


BRUDER VON ROHANI TRITT SEINE GEFÄNGNISSTRAFE AN

Hossein Fereidun, Bruder des Präsidenten Hassan Rohani, hat am 16.
Oktober seine Gefängnisstrafe angetreten, berichtete Isna. Er sagte
der Agentur zufolge: "Meine Strafe zeigt, dass es keinen Vorteil
bringt, Bruder des Präsidenten zu sein. Diese Verwandtschaft selbst
kann sogar als Schuld ausgelegt werden." Er bat darum, die
Urteilsbegründung vollständig zu veröffentlichen.

Fereidun wurde, wie der Sprecher der Justiz Gholamhossein Esmaili
bekannt gab, wegen Korruption und Übervorteilung zu fünf Jahren
Gefängnis verurteilt. Ursprünglich lag seine Strafe bei acht Jahren.
Diese sei auf fünf Jahren reduziert worden, sagte Esmaili. Aber zudem
müsse der Verurteilte eine Geldstrafe in Höhe von 31 Milliarden Tuman
zahlen. Wie die Agentur Fars berichtete, sei Fereidun an der
Geldwäsche von mehreren zehn Milliarden Tuman beteiligt gewesen.

Fereidun war ein enger Berater von Präsident Rohani. Er gehörte auch
der iranischen Delegation bei den Atomverhandlungen an. Doch seit
zwei Jahren wurde er nicht mehr an der Seite des Präsidenten gesehen.

Fereidun sagte den Journalisten, aus der Anklageschrift sei zu
entnehmen, dass nicht einmal ein Rial aus der Staatskasse entwendet
worden sei. Bei der Summe, von der die Rede ist, handele es sich um
das Eigentum einer Privatperson, das er einer anderen Person geliehen
habe. "Ich war lediglich als Zeuge dabei." "Die gesamte Anklage
stützt sich auf eine Abhörung der Kanzlei des Präsidenten, die
illegal und unmoralisch ist," sagte Fereidun. Der Fall müsse von der
Regierung und der Justiz untersucht werden.

 * 


KULTUR

• Rückgabe von mehr als 1.700 in Stein gemeißelte Inschriften

• Sechs Sängerinnen und acht Männer zu je einem Jahr Gefängnis verurteilt 

• Französischer Wissenschaftler in Haft


RÜCKGABE VON MEHR ALS 1.700 IN STEIN GEMEIßELTE
INSCHRIFTEN

Das Teheraner Außenministerium gab am 1. Oktober bekannt, dass mehr
als 1.700 in Stein gemeißelte Inschriften aus der Zeit der
Achämeniden (vom 6. bis 4. Jahrhundert vor Chr.), die sich über
Jahrzehnte in der Universität von Chicago befanden, an Iran
zurückgegeben wurden. Abbas Mussawi, Sprecher des Ministeriums,
twitterte: "Dank dem Einsatz des Außenministeriums, des Ministeriums
für Kulturerben und dem für juristische Angelegenheiten zuständigen
Vizepräsidenten, wurden mehr als 1.700 Inschriften, die ursprünglich
aus Persepolis stammten, wieder in unser Land zurückgebracht." Es
handele sich um Inschriften, die 1935 mit Zustimmung der damaligen
iranischen Regierung zu Forschungszwecken an das Orientinstitut der
Universität Chicago übergeben worden seien. Insgesamt handele es sich
um 20.000 Inschriften, der Rest solle nach und nach zurückgegeben
werden. Das Bestätigte auch das Orientinstitut der Universität
Chicago. Die nun erfolgte Rückgabe werde jetzt kontinuierlich
fortgesetzt, hieß es.

Im Februar 2018 hatte das Oberste Gerichtshof der Vereinigten Staaten
den Antrag einiger amerikanischer Staatsbürger abgelehnt, die
Inschriften zu konfiszieren. Die Antragsteller, die 1997 bei einem
Bombenanschlag in Israel verletzt worden waren, hatten gefordert, die
Inschriften, die Iran gehörten, zu verkaufen und sie aus dem Erlös zu
entschädigen. Der Anschlag ereignete sich im September 1997 in einem
Einkaufzentrum in Jerusalem. Die Verantwortung dafür hatte die
palästinensische Hamas übernommen. Bei dem Anschlag wurden fünf
Personen getötet und mehr als 200 verletzt.

Nachdem Urteil des Obersten Gerichthofs bemühte sich das
Orientinstitut der Universität Chicago um eine rasche Rückgabe der
Inschriften an Iran.

Die Inschriften waren bei den Ausgrabungen der 20er Jahre des
vergangenen Jahrhunderts entdeckt worden. Die iranische Regierung
hatte damals das Orientinstitut der Universität Chicago mit der
Restaurierung von Persepolis beauftragt. Die Restaurierung dauerte
neun Jahre. Danach stimmte die damalige iranische Regierung zu, dass
einige Inschriften leihweise dem Institut zur Ausstellung und
Forschung zur Verfügung gestellt werden.


SECHS SÄNGERINNEN UND ACHT MÄNNER ZU JE EINEM JAHR
GEFÄNGNIS VERURTEILT

Das Teheraner Revolutionsgericht hat sechs Sängerinnen und acht ihrer
männlichen Mitarbeiter zu je sechs Jahren Gefängnis verurteilt. Ihnen
wurde "illegale audiovisuell Aktivitäten" vorgeworfen. Sie wurden
beschuldigt, Videoclips mit obszönen Liedern und Melodien produziert
und diese bei "feindlichen Sendern" veröffentlicht zu haben.

Eine der verurteilten Sängerinnen mit dem Künstlernamen "Farawas"
befindet sich inzwischen in Deutschland. In einem Interview mit dem
persischsprachigen Programm der BBC am 15. Oktober bestätigte sie das
Urteil. Ihren Äußerungen zufolge hätten die sechs Sängerinnen nichts
miteinander zu tun. Dennoch seien alle sechs Frauen in einer Akte
geführt worden. Staatsanwalt Bijan Ghassemsadeh, der die Frauen und
Männer im Sommer vor drei Jahren zum Verhör bestellt hatte, ist
derselbe, der die Filterung des Kurznachrichtendienstes Telegram
verordnet hatte. Inzwischen befindet er sich wegen Korruption in
Untersuchungshaft. Das Revisionsgericht lehnte eine Wiederaufnahme
des Verfahrens mit der Begründung ab, die Verurteilten hätten keine
akzeptablen Argumente dafür vorgebracht. Wie aus der Gerichtsakte
hervorgeht, hatten nur vier der Angeklagten zu ihrer Verteidigung
einen Anwalt genommen. Die elf anderen Angeklagten verteidigten sich
selbst.

Die Videos, die die Frauen veröffentlichten, waren nicht im engeren
Sinn politisch, aber gesellschaftskritisch. Auf einem der Videos
unter dem Titel "tanz mit mir," das vor drei Jahren in Teheran
produziert wurde, ist Farawas singend und tanzend auf den belebten
Straßen der Hauptstadt zu sehen.


FRANZÖSISCHER WISSENSCHAFTLER IN HAFT

Das Teheraner Außenministerium bestätigte am 16. Oktober, dass sich
neben der iranisch-französischen Anthropologin Fariba Adelkhah, auch
der französische Soziologe Roland Marchal in iranischer Haft
befindet. Laut dem französischen Forschungsverband Fasopo war Marchal
bereits im Juni gemeinsam mit Adelkhah festgenommen worden. Beide
sind an der renommierten Pariser Hochschule Sciences Po tätig.
Adelkhah ist auf Forschung der Lage der Frauen in Iran und
Afghanistan spezialisiert, Marchal ist Experte für Bürgerkriege in
Afrika. Dass er gemeinsam mit Adelkhah festgenommen wurde, war
bislang nicht bekannt.

Der Forschungsverband Fasopo erklärte, er habe damals das
französische Außenministerium über das Verschwinden der beiden
informiert, aber auf Wunsch des Ministeriums darauf verzichtet, den
Fall öffentlich zu machen. Die Öffentlichkeit erfuhr erst am 15.
Oktober durch einen Bericht der Zeitung Figaro von dem Fall.

Das Außenministerium in Paris verurteilte die Inhaftierung Marchals.
Sie sei "inakzeptabel, " hieß es in einer Erklärung des Ministeriums.
Die Regierung habe bereits Maßnahmen zu seiner Freilassung getroffen.
Er werde konsularisch betreut. Bislang hätten Vertreter des
Ministeriums Marchal einige Male im Gefängnis besucht. Sie stehen mit
seinen Angehörigen in Verbindung. Einem Bericht der AP zufolge sei
Marchal im Juni nach Iran gereist, um seine Kollegin und Freundin
Adelkhah zu besuchen. Zwischen den beiden bestand eine
Liebesbeziehung.

Der iranische Regierungssprecher Ali Rabii hatte Ende Juli die
Festnahme Adelkhahs bestätigt. Zugleich erklärte er, er wisse nicht,
wer sie festgenommen habe. Auch der Grund der Festnahme sei ihm nicht
bekannt. Offenbar wurde sie vom Geheimdienst der Revolutionsgarden
festgenommen.

Said Dehghan, Anwalt von Adelkhah, erklärte am 27. Oktober, bisher
seien ihm keine Beweise für die Vorwürfe gegen seine Mandantin
vorgelegt worden. Sie sei unter dem "Verdacht der Spionage"
festgenommen worden. Marchal werde der "Kooperation gegen die
nationale Sicherheit" beschuldigt. Ihre Haftbefehle seien bisher
mehrmals erneuert worden, sagte er der Agentur Isna. Er habe bisher
die beiden zwei Mal in der Untersuchungshaft besucht. Er hoffe, dass
es bei den beiden um ein Missverständnis handele und sie bald
freikämen.

 * 


WIRTSCHAFT

• Atomabkommen 

• IWF und Weltbank berichten über drastische Schwächung der iranischen Wirtschaft 

• Iran will alles versuchen, um sein Öl zu exportieren 

• China kündigt Zusammenarbeit bei Erschließung von Gasfeld auf 

• Transportschiffe stehen massenhaft vor iranischen Häfen 

• Beschlagnahmtes britisches Schiff verlässt Bandar Abbas 

• Briten wollen Reaktor in Iran modernisieren


ATOMABKOMMEN

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif brachte die Stimmung in
der iranischen Führung bezüglich des Atomabkommens zutreffend zum
Ausdruck, indem er sagte: "Unsere Geduld ist allmählich zu Ende."
Seit mehr als einem Jahr wollen die europäischen Vertragspartner Iran
Lösungen anbieten, aber faktisch geschieht nichts. Auch die Versuche
Irans schrittweise seine Vertragsverpflichtungen auszusetzen, um die
Europäer zum Handeln zu zwingen, ist bislang ohne Ergebnis geblieben.
Im Gegenteil, allmählich scheinen London, Paris und Berlin sich dem
amerikanischen Standpunkt anzunähern. Auch sie verlangen nun
Verhandlungen über Ergänzungen zum Abkommen, über das iranische
Raketenprogramm und die Rolle Irans in der Region.

Ein Sprecher des Außenministeriums in Berlin sagte laut Reuters am
27. September: "Iran bewegt sich in die falsche Richtung." Am Vortag
hatte die Internationale Atombehörde berichtet, Iran habe in der
Atomanlage Natans modernere und leistungsstärkere Zentrifugen
eingesetzt und damit gegen das Abkommen verstoßen.

Präsident Rohani hatte nach einem Treffen mit Bundeskanzlerin Angela
Merkel am Rande der UN-Vollversammlung in New York vor der Presse
gesagt: "Leider zeigen die europäischen Staaten Unfähigkeit oder
mangelnde Bereitschaft, wenn es um konkrete Aktionen geht. Sollte
weiterhin nichts geschehen, werde Iran "weitere Schritte" zur
Aussetzung seiner Verpflichtungen unternehmen."

Irans Revolutionsführer Chamenei erklärte bei einem Treffen mit den
Mitgliedern des Expertenrats am 26. September, was die Europäer
sagen, seien nichts als "leere Worte." "Wir müssen die Hoffnung auf
Beistand der Europäer ganz aufgeben." "Die Europäer sind
heimtückisch. Ihre Feindschaft gegen die Islamische Republik
unterscheidet sich nicht von der der USA. Scheinbar treten sie als
Vermittler auf, halten lange Reden, aber ihre Worte sind leer. Die
USA und Israel sind die beiden Staaten, mit denen auf keinen Fall
verhandelt werden darf. Mit den Europäern können unsere Diplomaten
ihre Gespräche fortsetzen. Da die Europäer aber bisher nichts
unternommen haben, um die Sanktionen der USA auszugleichen, darf man
ihnen nicht vertrauen." Mit Blick auf die Proteste in Frankreich und
Großbritannien sagte Chamenei: "Diese Gelegenheit, den Niedergang der
westlichen Kultur, muss man ausnutzen." Die Standpunkte der USA und
der Europäer verglich er mit der "Frontbildung der Feinde und
Satane".

Die britische Zeitung "The Guardian" berichtete am 27. September, die
Europäische Union habe Iran gewarnt, sollte Iran die Aussetzung
seiner Verpflichtungen fortsetzen, werde die EU aus dem Atomabkommen
aussteigen.

Irans Vizeaußenminister Abbas Araghtschi sagte am 2. Oktober dem
Nachrichtendienst Khabar Online: "Ich muss leider sagen, dass es dem
Atomdeal nicht gut geht und der quasi auf die Intensivstation verlegt
werden müsste." Er forderte die internationale Staatengemeinschaft
auf, alles zu unternehmen, um das Abkommen vor dem amerikanischen
"Unilateralismus" zu schützen.

Am 2. Oktober erklärte Chamenei bei einer Rede vor Kommandeuren der
Revolutionsgarden: "Wir werden die Aussetzung unserer Verpflichtungen
schrittweise fortsetzen, solange bis wir das erreichen, was wir
anstreben." Die Amerikaner seien mit ihrer Politik des maximalen
Drucks gescheitert. Sie hätten gedacht, sie könnten damit die
Islamische Republik zum Nachgeben zwingen." Chamenei appellierte an
die Garden "nicht alt zu werden und sich mit der jetzigen Lage
zufrieden zu geben." "Bereitet euch auf große Ereignisse vor," sagte
er. "Wir dürfen nicht den weiten geografischen Blick des Widerstands
verlieren, uns mit den Mauern begnügen, die wir errichtet haben und
uns nicht darum zu kümmern, wer hinter den Mauern steht und welche
Gefahren von dort drohen. Dieser strategische Weitblick jenseits
unserer Grenzen gehört manchmal zu den größten erforderlichen
Aufgaben unseres Staates. Manche übersehen diese Notwendigkeit und
reden zugunsten unserer Feinde, so wie jene mit der Parole 'weder
Gaza noch Libanon'." Die Parole "Weder Gaza noch Libanon, ich widme
mein Leben dem Iran" wurde bei den landesweiten Protesten im Januar
2018 gerufen.

Die Islamische Republik werde ihren revolutionären Weg fortsetzen,
sagte Chamenei weiter. Die Sanktionen mögen vorübergehend eine
Wirkung haben, aber "strategisch betrachtet, sind sie zu unseren
Gunsten."

Am 3. Oktober kündigte die iranische Atomorganisation an: "Wir werden
mit allen uns zur Verfügung stehenden Kapazitäten unser friedliches
Atomprogramm im Bereich Soft- und Hardware voranbringen" und
Atomexperten würden über "unsere technischen Errungenschaften
verwundert sein," hieß es auf der Webseite der Organisation. Am 4.
Oktober bestätigte der Interimschef der Internationalen Atombehörde,
Cornel Feruta, dass Iran bereit sei, bei der Aufklärung von Vorwürfen
gegen das Land zu kooperieren. Es seien zwar noch nicht alle Fragen
beantwortet, aber "es ist ein Schritt in die richtige Richtung."
Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu hatte behauptet, es gebe
einen geheimen Ort, an dem Nuklearmaterial gefunden worden sei.

Am 16. Oktober kritisierte Außenminister Sarif Deutschland,
Frankreich und Großbritannien, sie setzten ihre leeren Versprechen
fort. "Daher ist auch unsere strategische Geduld mit den drei
Europäern erschöpft." Wie angekündigt plant Iran, in einem vierten
Schritt, Anfang November mit modernsten Zentrifugen in einem weitaus
größeren Tempo unbegrenzt Uran anzureichern.


IWF UND WELTBANK BERICHTEN ÜBER DRASTISCHE SCHWÄCHUNG DER
IRANISCHEN WIRTSCHAFT

Der Internationale Währungsfonds (IWF) teilte laut Reuters am 15.
Oktober mit, Irans Wirtschaft werde in diesem Jahr aufgrund der
harten Sanktionen um 9,5 Prozent schrumpfen. Zuvor hatte der IWF von
einer Schrumpfung des Bruttoinlandsprodukts um sechs Prozent
gesprochen.

Eine Woche zuvor schätze die Weltbank, Irans Volkswirtschaft werde am
Ende des Fiskaljahres 2019/20 im Vergleich zu 2017/18 um rund 10
Prozent sinken. Dies werde das zweite Jahr infolge sein, in dem die
iranische Wirtschaft einen drastischen Rückfall erleidet. Nach
Einschätzung der Bank werde der Rückfall bei -8,7 Prozent liegen.
Auch die Inflationsrate werde auf 38 Prozent steigen. Die
Hauptursache für diese negative Entwicklung liege in den Sanktionen
gegen den iranischen Öl- und Gasexport. Hinzu kämen Strafmaßnahmen
gegen Bereiche wie Petrochemie und vor allem Maßnahmen, die zur
Isolierung Irans von den internationalen Finanzmärkten geführt
hätten.

Wenige Tage zuvor haben der Sprecher der Regierung, Ali Rabii, und
Mohammd Dschawad Nobakht, Leiter der Planorganisation, am gleichen
Tag betont, der Haushalt des neuen Jahres (ab 21. März 2020) werde
ohne Öleinnahmen aufgestellt. Das wäre das erste Mal in der
Geschichte der Islamischen Republik, dass die Staatsaugaben ohne
Öleinnahmen erfolgen sollen.

Der Bericht der Weltbank beschäftigt sich ebenfalls mit dem
iranischen Wohnungsmarkt. Demnach sind die Immobiliengeschäfte in der
Hauptstadt Teheran im Vergleich zum Vorjahr um 72 Prozent
zurückgegangen. Zugleich seien die Preise für Wohnungen und Häuser um
78 Prozent gestiegen. Auch die Preise für Lebensmittel verzeichnen
einen enormen Anstieg. Beim Fleisch lag der Preisanstieg im April im
Vergleich zum Vorjahr bei 116 Prozent.

Im Falle des weiteren Rückgangs des Öl- und Gasexports würden nach
Einschätzung der Weltbank die zweistellige Inflationsrate und der
drastische Rückgang des Bruttosozialprodukts zu einem erheblichen
Anstieg der Armut und Arbeitslosigkeit führen.


IRAN WILL ALLES VERSUCHEN, UM SEIN ÖL ZU EXPORTIEREN

Einem Bericht der Agentur Reuters vom 6. Oktober zufolge will Iran
keinen Versuch unterlassen, um sein Öl zu exportieren. Der Ölexport
des Landes, auf den der iranische Staat existenziell angewiesen ist,
ist durch die massiven US-Sanktionen drastisch gesunken. Reuters
spricht von 80 Prozent Rückgang, andere Quellen behaupten, es gebe
kaum noch iranisches Öl auf dem Weltmarkt. Ölminister Bijan Sangeneh
erklärte auf der Webseite seines Ministeriums: "Wir werden jeden
möglichen Weg nutzen, unser Öl zu exportieren, und wir werden uns dem
Druck Amerikas nicht beugen."

Die USA üben starken Druck auf Staaten und Konzerne, die iranisches
Öl kaufen und drohen ihnen mit Strafen. Die größten Abnehmer des
iranischen Öls, China, Indien und Südkorea, haben ihre Importe aus
Iran so gut wie eingestellt. Allein die Türkei erklärte, sie wolle
weiterhin Öl und Gas aus Iran importieren. "Wir wollen unser Gas- und
Ölimport aus Iran nicht abbrechen. Wir werden unser Gas weiter von
dort kaufen," sagte Präsident Erdogan am 27. September in New York in
einem Interview am Rande der UN-Vollversammlung. Zwar gebe es beim
Kauf des iranischen Öls wegen Rückzugs einiger Unternehmen gewisse
Probleme. Doch Ankara werde "besonders in dieser Frage und vielen
anderen Fragen unsere Beziehungen mit Iran fortsetzen," sagte
Erdogan.


CHINA KÜNDIGT ZUSAMMENARBEIT BEI ERSCHLIEßUNG VON GASFELD
AUF

Irans Ölminister Bija Sangeneh gab laut der Nachrichtenagentur Shana
bekannt, dass der staatliche chinesische Ölkonzern sich aus der
Zusammenarbeit bei der Erschließung eines riesigen Ölfelds am
Persischen Golf zurückgezogen hat. Das Abkommen zwischen Iran und
China, das ein Volumen von 4,5 Milliarden Euro hatte, war nach der
Unterzeichnung des Atomabkommens (2015) zustande gekommen. Für den
Ausstieg lieferte Sangeneh keine Begründung.

An der Erschließung war auch der französische Ölkonzern Total
beteiligt. Aber auch Total hatte sich bereits zurückgezogen, nachdem
die USA aus dem Atomabkommen mit Iran ausgestiegen waren.


TRANSPORTSCHIFFE STEHEN MASSENHAFT VOR IRANISCHEN
HÄFEN

Wie die Agentur Reuters am 2.Oktober meldete, stehen mehr als 20
Schiffe mit Millionen Tonnen Getreide vor den Häfen am Persischen
Golf. Sie können nicht abladen, weil der Finanztransfer infolge der
US-Sanktionen nicht erfolgen kann. Dadurch erleiden
Handelsgesellschaften erhebliche Verluste. Das Verbot, mit Iran
Geschäfte zu machen, gilt zwar in erster Linie für amerikanische
Unternehmen. Aber auch andere Unternehmen außerhalb der USA werden
stark unter Druck gesetzt, wenn sie mit Iran Handel treiben. Dasselbe
gilt für Banken, Transportunternehmen und dergleichen mehr. Formal
betont Washington zwar immer wieder, Medikamente, medizinische Geräte
und Nahrungsmittel seien von den Sanktionen ausgenommen. Doch in der
Praxis wird der Handel auch mit diesen Gütern erschwert. Unternehmen,
die trotzdem versuchen, mit Iran Geschäfte zu machen, müssen zumeist
Verluste in Kauf nehmen. Wie Reuters unter Berufung auf iranische und
westliche Regierungskreise berichtet, warten Schiffe oft länger als
einen Monat mit ihren Waren an Bord vor den beiden wichtigsten Häfen
am Persischen Golf, dem Hafen Imam Chomeini und Bandar Abbas.

Am 6. Oktober bestritt Mohammad Ali Hassansadeh, Stellvertreter des
Seeamtes, die Begründung der Agentur Reuters. Iran habe keine
Probleme, finanzielle Angelegenheiten mit den Transportschiffen
abzuwickeln. Die Schiffe müssten so lange warten, weil die Warenlager
überfüllt seien, sagte er der Agentur Isna. "Schlimmstenfalls muss
ein Schiff einen Monat lang warten, nicht ein Jahr lang." Zurzeit
warteten 22 Schiffe vor dem Hafen Imam Chomeini, erklärte
Hassansadeh, sagte aber nicht wie lange diese Schiffe noch warten
müssten.


BESCHLAGNAHMTES BRITISCHES SCHIFF VERLÄSST BANDAR
ABBAS

Das Seeamt der Provinz Hormosgan gab am 27. September bekannt, dass
der britische Tanker "Stena Impero" am frühen Morgen um sieben Uhr
den Hafen Bandar Abbas verlassen habe. Allerdings bleibe die Akte
dieses Tankers bei der iranischen Justiz noch offen. Die schwedische
Firma Stena Bulk bestätigte, dass der Tanker internationale Gewässer
erreicht und auf Dubai Kurs genommen habe.

Der Tanker, der unter britischer Flagge fährt, war am 19. Juli von
iranischen Revolutionsgarden in der Straße von Hormos beschlagnahmt
worden. Zwei Wochen zuvor, am 4. Juli, hatte die britische Marine
einen iranischen Großtanker in den Gewässern von Gibraltar
festgesetzt. Während Iran die Beschlagnahmung des britischen Tankers
damit begründete, dass der Tanker gegen internationale Bestimmungen
verstoßen habe, deuteten politische Beobachter die Maßnahme als ein
Akt der Vergeltung.

Nach der Beschlagnahmung schlossen sich die Britten der Initiative
der USA an, zum Schutz der Schifffahrt im Persischen Golf und dem
Meer von Oman eine Marinemission zu gründen. Inzwischen hat
Großbritannien drei Kriegsschiffe in das Gebiet entsandt. Iran
protestierte dagegen. Iran kontrolliere seit Jahrhunderten den
Persischen Golf und die Straße Hormos und werde dies auch weiter tun,
hieß es aus Teheran. Die Präsenz ausländischer Kriegsschiffe und
Militärs schürten die Konflikte zwischen den Nachbarstaaten.


BRITEN WOLLEN REAKTOR IN IRAN MODERNISIEREN

Laut AFP vom 14. Oktober, sind britische Experten nach Iran gereist
seien, um den Schwerwasserreaktor von Arak (südlich der Hauptstadt
Teheran) zu modernisieren. Geleitet wurde die Expertengruppe den
Angaben der britischen Botschaft in Teheran zufolge von Professor
Robin Grimes. Die Gruppe sollte gemeinsam mit chinesischen Kollegen
"die nächsten Etappen zur Modernisierung des Reaktors von Arak"
vorbereiten. Der Vorbereitungsbesuch dauerte drei Tage. Dabei führten
die Experten auch Gespräche mit der iranischen Atomorganisation.

Der Schwerwasserreaktor in Arak, der noch nicht zu Ende gebaut war,
gehörte zu den Themen, die bei den Atomverhandlungen zwischen Iran
und der Gruppe 5 plus 1 (UN-Vetomächte plus Deutschland) eine
wichtige Rolle spielte. Irans Verhandlungspartner befürchteten, dass
das von dem Reaktor produzierte Plutonium zum Bau von Nuklearwaffen
benutzt werden könnte. Daher wurde in dem Atomabkommen von 2015
vereinbart, dass der Kern des Reaktors unnutzbar gemacht und der
Reaktor zu Forschungszwecken umgebaut wird.

 * 


AUSSENPOLITIK

• Iran gegen türkischen Einmarsch in Syrien

• Annäherungssignale zwischen Teheran und Riad 

• Chamenei warnt vor "Zwietracht" zwischen Iran und Irak 

• Iran droht wegen Tankerbeschuss mit Vergeltung 

• Iranische Hacker griffen Email-Konten in den USA an 

• Australisches Ehepaar freigelassen 

• Iran hat USA eine Liste zum Gefangenenaustausch übergeben 

• Iran bedingt zu Gesprächen mit den USA bereit 

• Ausschluss Irans aus Judo-Weltverband


IRAN GEGEN TÜRKISCHEN EINMARSCH IN SYRIEN

Das Teheraner Außenministerium veröffentlichte am 8. Oktober, kurz
vor Beginn des Angriffs der Türkei gegen Kurden im Norden Syriens,
eine Erklärung gegen den Einmarsch. In dieser heißt es, ein solches
Vorhaben werde nicht nur die Sicherheitssorgen der Türkei nicht
beseitigen, es werde auch großen materiellen und humanitären Schaden
verursachen. Daher sei Iran gegen jede militärische Aktion. In der
Erklärung wird der Einmarsch türkischer Militärs in Syrien als
illegal bezeichnet. Über den Abzug amerikanischer Soldaten aus Syrien
hieß es, er hätte viel früher stattfinden müssen. Das Ministerium
schlägt in der Erklärung vor, die Probleme diplomatisch zu lösen. Als
Grundlage könne das 1998 zwischen Syrien und der Türkei vereinbarte
"Adana Abkommen" genutzt werden. Das Abkommen wurde unter der
Teilnahme Irans und Ägyptens unterzeichnet. Demnach verpflichteten
sich die Türkei und Syrien, gegenseitig Grenzüberschreitungen von
Terroristen aus einem in das andere Land zu verhindern. Zudem wurde
der Türkei erlaubt, im Falle einer Bedrohung bis zu fünf Kilometer in
syrisches Territorium einzudringen. Allerdings behauptet die syrische
Regierung, die Türkei habe 2011 gegen das Abkommen verstoßen.

Am Vorabend der Offensive betonte Irans Außenminister Mohammad
Dschawad Sarif laut staatlichem Fernsehen in einem Telefongespräch
mit seinem türkischen Kollegen Mevlüt Cavusoglu, die territoriale
Integrität Syriens und die Souveränität seiner Regierung müsse unter
allen Umständen unangetastet bleiben. Zugleich unterstütze Iran den
Kampf gegen Terrorismus in Nordsyrien.

Auch Irans Präsident Hassan Rohani appellierte auf einer
Kabinettssitzung am 9. Oktober an die Türkei, die Entscheidung über
eine Offensive in Nordsyrien zu überdenken. Er habe Verständnis für
die Sorgen der Türkei, aber Ankara sollte nicht den falschen Weg
wählen. "Wir bitten daher unsere Freunde und Brüder in der Türkei,
mehr Geduld aufzubringen und ihre Entscheidungen zu überdenken." Eine
Offensive würde weitere Probleme erzeugen. "Was Syrien derzeit
umgehend braucht, sind Sicherheit und Stabilität, damit auch die
syrischen Flüchtlinge schneller in ihre Heimat zurückkehren können,"
sagte Rohani.

Indes hat Iran laut Medien am 9. Oktober überraschend ein
Militärmanöver in der Provinz West-Aserbaidschan nahe der türkischen
Grenze durchgeführt. Den Angaben des Oberbefehlshabers der iranischen
Streitkräfte, General Abdolrahim Mussawi, zufolge, ging es dabei um
Kampfbereitschaft, schnellen Einsatz und rasche Mobilität. Mussawi
sagte laut der Agentur Tasnim, das Manöver solle die
Verteidigungsfähigkeit der Islamischen Republik testen. Er hoffe,
dass dabei die gesetzten Ziele erreicht würden. Einen Grund für die
überraschende Aktion nannte er nicht.

Aus iranischer Sicht wird der Angriff Vorteile bringen, gleichgültig
wie die Offensive ausgeht. Denn eine starke autonome kurdische Region
im Norden Syriens dient nicht den Interessen Irans. Daher kann
Teheran zwar verbal gegen die türkische Offensive Stellung beziehen,
aber in Wirklichkeit darüber froh sein, wenn die Kurden geschwächt
und zudem in die Arme der Assad-Regierung getrieben werden. Sollten
andererseits die Türken Probleme bekommen und sich der Krieg gegen
die Kurden in die Länge ziehen, würde dies die Türkei, den größten
Rivalen Irans im Nahen Osten, sowohl politisch als auch
wirtschaftlich deutlich schwächen. Das Land würde international an
Ansehen verlieren, noch mehr Konflikte mit dem Westen bekommen und
auch im eigenen Land mit wachsenden Protesten konfrontiert werden.
Mit anderen Worten, ein länger andauernder Krieg würde sowohl die
Kurden als auch die Türkei schwächen und Irans Position in der Region
stärken.

Am 11. Oktober gab es in einigen von Kurden bewohnten Städten Irans
Demonstrationen gegen die türkische Offensive. In der Stadt Baneh
wurden türkische Fahnen verbrannt, In anderen Städten wie Sanandadsch
und Mariwan riefen Demonstranten "Tod der Türkei, Tod Erdogan, die
Kurden sind nicht allein." Auf Videos sind auch Einheiten der Polizei
zu sehen. Doch diese griff, im Gegensatz zur sonstigen Praxis bei
spontanen Demonstrationen, nicht ein.

Am 12. Oktober bot Irans Außenminister Sarif an, zwischen Syrien, der
Türkei und den Kurden zu vermitteln. "Iran kann die syrischen Kurden
und die Regierungen der Türkei und Syrien zusammenbringen und dazu
beitragen, dass syrische Streitkräfte gemeinsam mit der Türkei ihre
Grenzen schützen," sagte der Minister.

Abbas Mussawi, Sprecher des Teheraner Außenministeriums, bezeichnete
auf einer Pressekonferenz am 21. Oktober das Vorhaben der Türkei,
zwölf Beobachtungsposten in Syrien errichten zu wollen, als
"inakzeptabel." Eine solche "Aggression gegen die Souveränität eines
autonomen Staates" werde den Widerstand Irans und anderer Länder
zufolge haben. "Die Türken können Stützpunkte auf ihrem eigenen
Territorium haben, aber wenn sie meinen, türkische Militärbasen in
Syrien errichten zu können, ist das inakzeptabel," sagte Mussawi.

Vor seinem Treffen mit dem russischen Präsidenten in Sotschi sagte
der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan: "Aus Iran sind schrille
Töne zu hören. Rohani hätte diese Töne von Anfang an zum Schweigen
bringen müssen. Solche Töne stören mich und meine Kollegen." Er
erwähnte seine Position zum iranischen Atomprogramm, die er "trotz
allem" seit Jahren vertrete. Offenbar wollte Erdogan damit von Iran
dieselbe Loyalität fordern, die er Iran gegenüber gezeigt hat.


ANNÄHERUNGSSIGNALE ZWISCHEN TEHERAN UND RIAD

Trotz der Fortsetzung der Verbalattacken zwischen Iran und
Saudi-Arabien gibt es Vermittlungsversuche und leise Signale einer
Annäherung. Irans Präsident Hassan Rohani antwortete auf einer
Pressekonferenz am 26. September in New York auf die Frage, ob der
pakistanische Premier ihm eine Botschaft des saudischen Prinzen
Mohammad bin Salman und des US-Präsidenten Donald Trump überbracht
habe und ob er zu Gesprächen mit den Saudis bereit sei: "Imran Khan
hat mich nach Gesprächen mit der saudischen Führung besucht und die
Ergebnisse seiner Gespräche mit mir erörtert."

Tatsächlich ist der pakistanische Premier seit Wochen bemüht zwischen
Teheran und Riad zu vermitteln. Auch Washington scheint an
Verhandlungen mit Teheran interessiert zu sein. Doch die Luftangriffe
auf zwei saudische Ölanlagen am 14. September machten zunächst alle
Bemühungen zunichte. Am 26. September schickten die USA 200
zusätzliche Soldaten sowie Patriot-Luftabwehrraketen nach
Saudi-Arabien, um, wie es aus Pentagon hieß, der "militärischen und
zivilen Infrastruktur des Landes mehr Schutz" zu gewähren. Am 27.
September forderte der saudische Außenminister Adel al-Dschubeir vor
der UN-Vollversammlung die Weltgemeinschaft auf, "mit jedem
verfügbaren Mittel auf Iran Druck auszuüben." Er machte abermals Iran
für die Anschläge verantwortlich. "Alle wollen einen Krieg vermeiden.
Auf dieser Grundlage erwägen wir die Optionen und werden zu gegebener
Zeit entsprechend reagieren," sagte der Minister in einem Interview
mit dem Fernsehsender CBS am 30. September. "Wenn die Welt keine
starken und entschlossenen Maßnahmen findet, um Iran abzuschrecken,
droht uns eine weitere Eskalation, die die globalen Interessen
bedroht." Er hoffe, dass es zu keiner kriegerischen
Auseinandersetzung kommt. Denn "politische und diplomatische Lösungen
sind immer besser als militärische".

Irans Außenministerium reagierte unmittelbar auf die Äußerungen
al-Dschubeirs. Sprecher Abbas Mussawi bestritt jede Beteiligung Irans
an dem Anschlag. "Die Behauptungen entbehren jeder Grundlage," sagte
er am 30, September auf seiner wöchentlichen Pressekonferenz in
Teheran. Wenige Tage später erklärte Außenminister Sarif im
Parlament, gute nachbarliche Beziehungen seien oberstes Ziel der
iranischen Außenpolitik. Es habe wenige Phasen in der iranischen
Geschichte gegeben, in denen die Beziehungen Irans zu Pakistan,
Afghanistan, Russland, der Türkei, Katar und dem Irak so gut gewesen
seien wie heute, sagte Sarif am 5. Oktober. Als Beispiel nannte er
die kontinuierlichen Gespräche mit der pakistanischen Regierung über
die Konflikte in der Region sowie die konstruktive Zusammenarbeit mit
der afghanischen Regierung. Über die Beziehungen zu Saudi-Arabien und
den Emiraten äußerte sich der Minister nicht direkt. Wochen zuvor
hatte er einen Nichtangriffspakt zwischen allen Staaten der Region
vorgeschlagen. Auch Rohani hatte auf der UN-Vollversammlung einen
ähnlichen Vorschlag gemacht, den er als "Friedensinitiative Hormos"
bezeichnete.

Trotz aller Unstimmigkeiten und Verbalattacken zwischen Teheran und
Riad gibt es vor allem nach dem Anschlag gegen saudische Ölanlagen
einige Vermittlungsbemühungen. Bijan Sangeneh, Irans Ölminister,
bezeichnete den saudischen Energieminister als einen Freund, den er
seit 12 Jahren kenne. "Kürzlich habe ich ihn in Moskau kurz auf dem
Weg getroffen," sagte er. Iran wünsche zu allen Staaten der Region
freundschaftliche Beziehungen. Auch Hossein Taghawi, Mitglied des
Ausschusses für Nationale Sicherheit und Außenpolitik, sagte am 5.
Oktober: "Iran begrüßt sehr den Vorschlag, mit den Staaten der
Region, auch mit Saudi-Arabien, über die Lösung bestehender Konflikte
Gespräche zu führen. Denn die meisten Konflikte lassen sich durch
Dialog lösen."

Einem Bericht der Tageszeitung New York Times vom 5. Oktober zufolge
gibt es auf beiden Seiten geheime Bemühungen, um die Konflikte zu
deeskalieren. Der saudische Kronprinz Ben Salman habe die
pakistanische und irakische Regierung gebeten, über die Beilegung der
Konflikte mit Teheran zu verhandeln. Iran habe die
Vermittlungsversuche begrüßt, schrieb die Zeitung.

"Wir sind sowohl mit Iran als auch mit Saudi-Arabien befreundet und
wir wollen keinen Krieg zwischen diesen beiden Ländern," sagte
Pakistans Premier am 13. Oktober bei einem Besuch in Teheran auf
einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Rohani. Rohani sagte: "Jede
Form von gutem Willen wird unsererseits mit gutem Willen erwidert."
Imran Khan kündigte an, er werde im Anschluss seines Besuchs zu
weiteren Gesprächen nach Riad fliegen. Die Probleme zwischen Riad und
Teheran seien zwar vielseitig und kompliziert, aber sie ließen sich
durch Dialog lösen. Am Tag zuvor hatte Außenamtssprecher Mussawi
erklärt: "Ob nun mit oder ohne Vermittler, wir sind zu Verhandlungen
mit den Saudis bereit."

Nach sieben Jahren planen die Fußballverbände Irans und
Saudi-Arabiens ein Freundschaftsspiel. Das Spiel soll am 19. November
entweder in Riad oder in Teheran stattfinden.


CHAMENEI WARNT VOR "ZWIETRACHT" ZWISCHEN IRAN UND IRAK

Mit Blick auf die jüngsten Unruhen im Nachbarstaat Irak schrieb Irans
Revolutionsführer Ali Chamenei am 7. Oktober auf Twitter: "Iran und
Irak sind zwei Nationen, deren Herzen und Seelen miteinander
verbunden sind. Feinde wollen Zwietracht säen, doch sie werden
scheitern und ihre Strategie wird unwirksam bleiben."

Regierungssprecher Ali Rabii appellierte an die Konfliktparteien im
Irak, eine weitere Eskalation zu vermeiden und die Probleme friedlich
zu lösen. "Wir bedauern die Zusammenstöße im Irak und hoffen, dass
beide Seiten Zurückhaltung üben und ohne Gewalt und über Gespräche zu
einer friedlichen und diplomatischen Lösung kommen," sagte er. Die
Iraker sollten ausländische Intrigen neutralisieren und sich um den
Erhalt der nationalen Einheit bemühen. Iran sei jederzeit bereit,
sowohl den Demonstranten als auch der Regierung beizustehen.

Irakische Medien berichteten am 9. und 10. Oktober über Angriffe auf
einige irakische und arabische Fernsehsender wie al-Arabiya, Diijla
TV und Al Hadath. Diese machten Iran nahestehenden Milizen dafür
verantwortlich. Al Hadath berichtete, die al-Haschd
asch-Schabi-Milizen, die als iranfreundlich bekannt sind, hätte die
Angriffe organisiert. Al-Alam, ein iranischer Sender, der in
arabischer Sprache sendet, warf den anderen Sendern vor, die Unruhen
geschürt zu haben. Daher hätten irakische Bürger vor deren Büros
protestiert. Bei den Demonstrationen in Bagdad und anderen Städten
wurden auch Parolen gegen Iran und dessen Einflussnahme im Irak
gerufen.

Einige Politiker in Iran erklärten, unter den Demonstranten seien
feindliche Gruppen, die die Beziehungen zwischen Iran und Irak
zerstören wollten. Justizchef Ebrahim Raiisi warf Saudi-Arabien und
den USA vor, "böswillig" zwischen Iran und Irak Zwietracht säen zu
wollen. Auch Abdollah Sadeghi, Beauftragter des Revolutionsführers
bei den Revolutionsgarden, sagte, Ziel der USA sei, die al-Haschd
asch-Schabi-Milizen zu vernichten. "Iran befindet sich in einem
ernsten Krieg gegen die USA," sagte er. Ziel der Feinde Irans sei es,
zu verhindern, dass die Iraker wie die Iraner Revolutionäre werden.
Daher sollen die Milizen vernichtet werden.


IRAN DROHT WEGEN TANKERBESCHUSS MIT VERGELTUNG

"Boshaftes Verhalten auf internationalen Schifffahrtswegen wird nicht
unbeantwortet bleiben," drohte Ali Schamchani, Sekretär des Obersten
Nationalen Sicherheitsrats am 12. Oktober, berichtete Irna. Der
Öltanker "Sabiri" war am 11. Oktober im Roten Meer vor Saudi-Arabien
von zwei Explosionen erschüttert worden. "Wir haben die Spuren, die
zu den Drahtziehern führen, bereits gefunden," sagte Schamchani.

Saudische Behörden teilten mit, der Kapitän des Schiffes habe eine
Schädigung der Front des Schiffes gemeldet, dann sei das
elektronische Ortungsgerät ausgeschaltet worden und der Tanker sei
weitergefahren.

Der Tanker gehört der Iranischen Nationalen Öltarnsportgesellschaft
an. Deren Darstellung zufolge wurde das Schiff von zwei voneinander
getrennten Sprengkörpern am Rumpf getroffen, weswegen Öl ins Meer
geflossen sei. Doch wenige Stunden später hieß es, das Leck habe
aufgehört und das Schiff sei langsam weitergefahren. Niemand habe den
Tanker unterstützt.

Der Vorfall führte zum Anstieg der Ölpreise auf dem Weltmarkt um zwei
Prozent. Auch Präsident Rohani drohte mit Konsequenzen. "Wenn ein
Land glaubt, es könne in der Region Instabilität hervorrufen, ohne
eine Antwort zu bekommen, dann wäre das ein purer Fehler, "sagte er
beim Treffen mit dem pakistanischen Ministerpräsidenten Imran Khan in
Teheran. Welches Land er meinte, sagte er nicht. Der pakistanische
Premier, der als möglicher Vermittler zwischen Iran und Saudi-Arabien
nach Teheran gekommen war, sagte: "Was nie passieren sollte, ist ein
Krieg zwischen Saudi-Arabien und Iran." Alle Probleme ließen sich auf
diplomatischem Weg lösen.

Indes erklärte der Sprecher der saudischen Grenzwache, der Kapitän
des iranischen Tankers habe um Hilfe gerufen. Doch als man ihm zur
Hilfe eilen wollte habe er sein elektronisches Ortungsgerät (GPS)
ausgeschaltet. Auch habe er auf Botschaften, die gesendet wurden,
nicht reagiert. Saudi-Arabien fühle sich nach wie vor dazu
verpflichtet, die Sicherheit der Schifffahrt zu gewährleisten und an
internationale Vereinbarungen festzuhalten, hieß es aus Riad am 12.
Oktober. Der saudische Außenminister Ader al-Dschubeir bestritt, an
dem Anschlag gegen den iranischen Tanker beteiligt gewesen zu sein.
Auf einer Pressekonferenz am 13. Oktober sagte er: "So etwas tun wir
nicht. Das ist keine Methode, die wir anwenden oder in der
Vergangenheit angewendet haben. Über den Vorfall ist noch nicht das
letzte Wort gesprochen. Wir sollten keine übereilten
Schlossfolgerungen ziehen und lieber auf das Ergebnis der
Untersuchungen warten."

Am 14. Oktober veröffentlichte Iran Fotos des beschädigten Tankers.
Darauf sind zwei Einschlaglöcher am Rumpf des Schiffes, auf
Steuerbordseite oberhalb der Wasserlinie zu sehen. Ein britischer
Experte sagte der BBC, "es scheint, dass es sich um zwei Einschläge
handelt. Es ist aber nicht ersichtlich, welche Waffe dafür verwendet
wurden." Es könne sich um Magnetminen handeln.

Heschatollah Falahatpischeh, Mitglied des Ausschusses für Nationale
Sicherheit und Außenpolitik des iranischen Parlaments, sieht einen
Zusammenhang zwischen dem Anschlag und dem Vermittlungsbesuch des
pakistanischen Premiers Imran Khan. In einem Interview mit der
Agentur Isna sagte er, der Angriff auf den iranischen Tanker richte
sich gegen die "stabilisierende Politik der Islamischen Republik."
Die Islamische Republik werde zu einer geeigneten Zeit gebührend
reagieren, so, dass die Täter ihre Tat bereuen werden. Ziel des
Anschlags sei gewesen, die Vermittlungsbemühungen Imran Khans zu
überschatten. Er erinnerte daran, dass auch bei einem Besuch des
japanischen Ministerpräsidenten in Teheran zwei iranische Tanker
attackiert wurden. "Offenbar gibt es Kräfte die eine mögliche
diplomatische Lösung der Konflikte verhindern wollen, "sagte er. Wie
auch immer, Iran sei in der Lage, die Täter zu ermitteln.

Am 22. Oktober hat die iranische UN-Vertretung UN-Generalsekretär
Antonio Guterres gebeten, Experten der Vereinten Nationen mit der
Untersuchung des Vorfalls zu beauftragen. In dem Schreiben wird
behauptet, dass es sich bei dem Anschlag um einen Akt des Terrors
handle, an dem auch ein oder mehrere Staaten beteiligt gewesen sein
müssten.


IRANISCHE HACKER GRIFFEN EMAIL-KONTEN IN DEN USA AN

Laut Angaben des Softwareunternehmen Microsoft hat eine iranische
Hackergruppe, die der Regierung nahestehen soll, innerhalb weniger
Wochen in den Monaten September und Oktober 2.700 Email-Konten
identifiziert und 241 davon angegriffen. Betroffen von dem Angriff
seien das Wahlkampfteam eines Präsidentschaftskandidaten, frühere und
gegenwärtigen Mitarbeiter der US-Regierung sowie Iraner im Exil
gewesen, sagte der Vertreter von Microsoft Tom Burt. Um welches
Wahlkampfteam und welche Personen es sich handelte, gab Burt nicht
bekannt.

Technisch sei der Angriff der Gruppe, die sich Microsoft Phosphorous
nennt, "nicht kompliziert" gewesen. Doch sie habe versucht, "eine
bedeutende Menge persönlicher Daten abzugreifen," erklärte Burt. Die
Hackergruppe, die in Fachkreisen auch "reizendes Kätzchen" genannt
wird, hatte die Absicht festzustellen, welche Konten den Zielpersonen
zuzuordnen seien, um sie dann anzugreifen. "Diese Bemühungen legen
nahe, dass Phophorous hoch motiviert und willens ist, bedeutsame
Arbeitszeit und Ressourcen in Nachforschungen und andere Methoden der
Informationsgewinnung zu investieren," erklärte Burt am 4. Oktober.

Laut BBC ist "das reizende Kätzchen" in Iran dadurch bekannt, dass es
versucht hat, die Konten von Irans Außenminister Mohammad Dschawad
Sarif und einigen Journalisten zu hacken. Laut dpa vom 4. Oktober
wolle Microsoft mit der Veröffentlichung Transparenz in allen Fällen
garantieren, in denen Staaten versuchen, demokratische Prozesse zu
stören.


AUSTRALISCHES EHEPAAR FREIGELASSEN

Das australische Außenministerium gab am 5. Oktober bekannt, dass das
aus Perth stammende Ehepaar Jolir King und Mark Firkin, sich wieder
in Freiheit befinden. Den Reisebloggern war vorgeworfen worden, für
ausländische Geheimdienste spioniert zu haben. Konkret warf ihnen die
Justiz vor, mit einer Drohne "militärische Anlagen und Sperrgebiete"
fotografiert zu haben.

Zur gleichen Zeit meldete die staatliche Agentur Irna, Resa
Dehbaschi, ein iranischer Student, der in australischer Haft war, sei
in Teheran eingetroffen. Dehbaschi hatte nach Angaben australischer
Behörden versucht, militärische Ausrüstung nach Iran zu schicken.

Offiziell gibt es von Seiten der Regierungen beider Staaten keine
Stellungnahme zu der gleichzeitigen Freilassung. Politische
Beobachter vermuten einen Gefangenenaustausch. Das australische
Ehepaar reist durch verschiedene Länder und berichtet darüber auf
sozialen Netzwerken. Zuletzt berichtete es über Kirgistan und
Pakistan. Die Verhandlungen über die Freilassung des Paars seien
"sehr heikel" gewesen, sagte die australische Außenministerin Marise
Payne am 5. Oktober. "Die beiden sind guter Stimmung und bei guter
Gesundheit."

Eine weitere Australierin, Kylie Moor-Gilbert, befindet sich noch in
iranischer Haft. Sie ist Wissenschaftlerin, Expertin für den Nahen
Osten, ihr Schwerpunkte sind die Staaten am Persischen Golf. Sie
lehrt an der Universität Melbourne. Sie war lange vor dem Ehepaar
wegen Verdacht auf Spionage in Haft genommen worden. Die
Verhandlungen über ihre Freilassung seien weitaus schwieriger, sagte
Payne. Offenbar ist die Wissenschaftlerin bereits zu zehn Jahren Haft
verurteilt worden.


IRAN HAT USA EINE LISTE ZUM GEFANGENENAUSTAUSCH
ÜBERGEBEN

Das Teheraner Außenministerium erklärte am 21. Oktober, es habe den
USA eine Liste der Namen von Iranern übergeben, die im Falle eines
Gefangenenaustauschs aus US-Gefängnissen entlassen werden sollten.
Der Sprecher des Ministeriums, Abbas Mussawi, sagte auf einer
Pressekonferenz in Teheran, "wir setzen unsere diplomatischen und
juristischen Bemühungen zur Freilassung dieser Personen fort. Wir
haben der USA sogar eine Liste der Gefangenen überreicht, die aus dem
Gefängnis entlassen werden sollten."

Um welche Gefangenen es sich handelt, wurde nicht öffentlich bekannt
gegeben. Doch Außenminister Mohammad Dschawad Sarif sagte kürzlich,
er hoffe bald "gute Nachrichten" über die Freilassung des iranischen
Wissenschaftlers Masud Soleimani zu erhalten. Soleimani wurde im
vergangenen Jahr mit der Begründung, gegen die Sanktionsgesetze der
USA verstoßen zu haben, festgenommen.

Das Thema Gefangenenaustausch zwischen Iran und den USA wurde während
des Besuchs von Präsident Rohani, der sich zur Teilnahme an der
UN-Vollversammlung in New York aufhielt, erörtert. Er sagte auf einer
Pressekonferenz am Rande der UN-Vollversammlung: "Auch in der Zeit
der Regierung Trump haben wir mit den Amerikanern über einen
möglichen Gefangenenaustausch gesprochen. Wir haben sogar einen
amerikanisch-libanesischen Gefangenen freigelassen. Doch statt ihre
Vereinbarungen einzuhalten, haben sich die USA mit einem bloßen Dank
begnügt. Sollten die Amerikaner in diese Richtung Schritte
unternehmen, wären wir zum Austausch bereit." Tatsächlich hatte
Teheran den amerikanisch-libanesischen Staatsbürger nach fast
vierjähriger Haft im Juni dieses Jahres freigelassen. Er war zu zehn
Jahren Gefängnis verurteilt worden.

Derzeit befinden sich eine ganze Reihe iranische Doppelstaatler sowie
Bürger anderer Staaten in iranischen Gefängnissen. Den meisten wird
Spionagetätigkeit vorgeworfen. Einige unter ihnen sind bereits zu
hohen Gefängnisstrafen verurteilt worden.

Mussavi sprach mit Blick auf die iranischen Gefangenen in den USA vom
"Menschenraub." Zu den Personen, die sich in iranischer Haft
befinden, sagte er: "Diese Personen sind nicht Angeklagte, sie sind
bereits verurteilt. Ihre Schuld ist ausreichend belegt." Man könne
also diese Gefangenen nicht mit den iranischen Gefangenen in den USA
vergleichen. "Dennoch sind wir aus humanitären Gründen bemüht, ihnen
zu helfen, sollten wir legale und juristische Wege dafür finden."


IRAN BEDINGT ZU GESPRÄCHEN MIT DEN USA BEREIT

Nach seiner Rückkehr aus New York erklärte Präsident Hassan Rohani,
die USA hätten ihm die Aufhebung der Sanktionen angeboten, wenn Iran
zu Verhandlungen bereit wäre. Bundeskanzlerin Angela Merkel, der
britische Premier Boris Johnson und Frankreichs Präsident Emmanuel
Macron seien anwesend gewesen. Auch sie hätte gewollt, dass das

Gespräch stattfindet. "Sie (die Amerikaner) haben eindeutig gesagt,
wir heben alle Sanktionen auf," betonte Rohani. Allerdings sei die
Art und Weise, in der das Angebot vorgebracht worden sei,
inakzeptabel gewesen. Zudem könne niemand voraussagen, zu welchem
Ergebnis Verhandlungen in einer "vergifteten Atmosphäre des maximalen
Drucks" geführt hätten.

Am 30. September erklärte der Sprecher des Teheraner
Außenministeriums Abbas Mussawi: "Es wird keinen Plan B und auch
keinen Kurswechsel" in der iranischen Außenpolitik geben. Zur Lösung
bestehender Konflikte habe Iran bereits mehrmals den Amerikanern "den
Weg gezeigt." Einen anderen Weg werde es nicht geben, das sei den
Amerikanern bewusst.

Am 2. Oktober bedankte sich Rohani bei Macron für seine
Vermittlungsbemühungen. Er zeigte sich weiterhin offen für Gespräche.
Für das Scheitern von Macrons Bemühungen machte er Trump
verantwortlich. Trump habe, während Macron mit beiden Seiten
verhandelte, zweimal neue Sanktionen gegen Iran verordnet.

Der französische Vorschlag für Verhandlungen sei für ihn akzeptabel
gewesen, sagte Rohani. "Iran sollte auf den Bau von Nuklearwaffen
verzichten. Wir haben immer gesagt, dass wir nicht so etwas planen.
Iran sollte die Friedensinitiativen im Nahen Osten unterstützen. Das
tun wir die ganze Zeit. Im Gegenzug sollten die USA sämtliche
Sanktionen aufheben, Iran solle die Möglichkeit erhalten, seinen
Ölexport sofort wieder aufnehmen und über die Einnahmen verfügen,"
sagte der Präsident. Er äußerte die Hoffnung, dass "nicht alle Kanäle
geschlossen worden sind" und die Europäer ihre Vermittlungsbemühungen
fortsetzen.

Wenige Tage zuvor hatte Revolutionsführer Ali Chamenei Verhandlungen
mit den USA als sinnlos bezeichnet und diese ausgeschlossen. Dennoch
sagte Rohani, der Weg für Verhandlungen sei offen, vorausgesetzt, die
Rechte des iranischen Volkes würden akzeptiert.


AUSSCHLUSS IRANS AUS JUDO-WELTVERBAND

Der Judo-Weltverband hat Iran von allen internationalen
Judo-Wettkämpfen ausgeschlossen. Iran hat 21 Tage Zeit, um diesen
Beschluss anzufechten.

Der Verband hatte die Akte Iran am 10. September dem
Disziplinarkomitee vorgelegt. Drei Tage später wurde der iranische
Judo-Verband davon in Kenntnis gesetzt. Am 18. September hat das
Komitee Iran vorübergehend aus den Wettkämpfen ausgeschlossen. Nun
wurde der Beschluss von dem Weltverband bestätigt.

Die Übergabe der Iran-Akte an das Komitee erfolgte, nachdem der
iranische Kämpfer Said Mollai erklärt hatte, er sei vom Vorsitzenden
des iranischen Judo-Verbands, dem Vorsitzenden des Olympischen
Komitees und dem Nationaltrainer angewiesen worden, in der Klasse bis
81 Kilogramm aufzugeben, um damit einen Kampf zwischen ihm und dem
Israeli Sagi Muki in Tokio zu vermeiden.

Iran nahm an dem Disziplinarverfahren schriftlich teil und bestritt
in einem Schreiben alle Vorwürfe. In der Erklärung des
Disziplinarkomitees heißt es: "Die Vorwürfe Mollais wurden von
Abdollah Moradef bestätigt. Er spricht Persisch und ist bei den
Wettkämpfen in Tokio dabei gewesen. Er hat bestätigt, dass der
iranische Vizeminister für Sport, Mohammad Resa Dawarsani, durch
einen Anruf und Resa Salehi, Vorsitzender des olympischen Komitees,
durch Videokontakt, Mollai angewiesen haben, nicht zu kämpfen, um dem
israelischen Gegner nicht zu begegnen."


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.


Impressum:

Hrsg.: Heinrich-Böll-Stiftung

Autor: Bahman Nirumand

Redaktion: Florian Kommer

V.i.S.d.P.: Annette Maennel

18. Jahrgang

 * 

Quelle:

Iran-Report Nr. 11/2019 - November 2019 / 18. Jahrgang

Hrsg.: Heinrich-Böll-Stiftung

Schumannstr. 8, 10117 Berlin

Telefon: 030-285 34 - 0, Fax: 030-285 34 - 109

Email: info@boell.de

Internet: www.boell.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1928: Unna - Vorlesestunde mit Leseschnecke Willma, 13.11.2019


Kreisstadt Unna

Vorlesestunde mit Leseschnecke Willma



Kreisstadt Unna. Die pfiffige Leseschnecke Willma war mit ihrem Freund
wieder erfolgreich! Sie hat tolle Bilderbücher für Kinder ab 4 Jahren
entdeckt und in ihre Tasche gepackt, um sie am Mittwoch, 13. November
2019, um 16 Uhr in der zib-Bibliothek zu präsentieren. Die Bücher
bringt Willma zum Vorlesen mit. Da gibt es lustige oder auch spannende
Geschichten. Willma hat ihrem neuen Freund direkt das
Selbstverbuchungssystem erklärt.

Die Veranstaltung im Zentrum für Information und Bildung ist
kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Die Leseschnecke
Willma freut sich auf ihre jüngsten Leserinnen und Leser.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.11.19
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THEATER/1452: Lippstadt - Pinoccio, die freche Holzpuppe, 23.11.19


Stadt Lippstadt

Pinoccio - die freche Holzpuppe

Die Nase wächst bei jeder Lüge



Lippstadt. "Pinocchio" ist am 23. November in einem vom Jungen Theater
Bonn für Zuschauer ab 4 Jahre konzipierten Theaterstück zu sehen.

Ein Vater und seine Tochter streiten. Der Vater denkt an die Zeiten
zurück, als sie noch miteinander gespielt haben und schlägt seiner
Tochter vor, die Geschichte von Pinocchio nachzuspielen. Nicht ohne
Hintersinn, denn einen Konflikt spielerisch zu lösen ist ideal.

Er schlüpft in die Rolle des Holzschnitzers Gepetto, der aus einem
Stück Pinienholz die Holzpuppe Pinocchio schafft. Diese erwacht auf
wundersame Weise zum Leben. Die Tochter schlüpft in die Rolle des
frechen Pinocchio, der Papa übernimmt alle anderen Figuren. Die
Holzpuppe bringt ordentlich Wind in die Werkstatt; sie macht nichts
als Unsinn und lügt, bis ihm die Nase in die Länge wächst.

Gepetto schickt Pinocchio in die Schule. Der Weg dahin ist voller
Verlockungen. Pinocchio kommt vom Weg ab, verliert seinen Vater, macht
spannende Bekanntschaften, wird betrogen, vergisst alle guten Vorsätze
und lässt sich hinaus in die weite Welt treiben. Erst als er auf dem
Meer fast ertrinkt und im Bauch eines Riesenhais seinen Vater wieder
trifft, spüren beide was sie alles bewältigen können, wenn sie es
gemeinsam anpacken ...

Carlo Collodi erfand "Pinocchio" 1880 und schuf damit ein Meisterwerk
der Weltliteratur. Die Geschichte wurde in über 80 Sprachen übersetzt,
unzählige Male bearbeitet und über 30 Mal verfilmt.

nach der Erzählung von Carlo Collodi

für Zuschauer ab 4 Jahren

Dauer: ca. 60 Minuten, keine Pause

Junges Theater Bonn

Termin: Samstag, 23. November 2019, 15 Uhr

Preise: 9,50 Euro

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums

Veranstalter. KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH
Mit freundlicher Unterstützung der Volksbank Beckum-Lippstadt

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr und ONLINE über das 
VIBUS-Ticketportal.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.11.19
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THEATER/1451: Unna - "Hänsel und Gretel", Kindertheater, 12.11.19


Kreisstadt Unna

Kindertheater in der Stadthalle: "Hänsel und Gretel"



Kreisstadt Unna. Die Kindertheaterreihe des Bereiches Kultur wird am
Dienstag, 12. November 2019, um 15 Uhr, in der Stadthalle Unna mit dem
Stück "Hänsel und Gretel" fortgesetzt.

Hänsel und Gretel ist eine der berühmtesten und beliebtesten
Erzählungen aus der deutschen Märchenlandschaft. Die Geschichte um die
beiden Kinder, die notgedrungen ihre Heimat verlassen und in den
Tiefen des Waldes gegen eine gefährliche Hexe bestehen müssen, wurde
1812 von den Brüdern Jacob und Wilhelm Grimm niedergeschrieben.

Die Geschichte: 

Eine schwere Hungersnot bedroht die Familie eines armen Holzfällers.
 Er kann das tägliche Brot für seine Familie nicht mehr verdienen und
lässt sich deshalb von seiner Frau überreden, die beiden Kinder Hänsel
und Gretel im Wald auszusetzen.

Der erste Versuch misslingt, weil Hänsel den Plan der Eltern belauscht
und weiße Kieselsteine in seine Taschen gesteckt hat. Diese streut er
heimlich aus, als er und Gretel von den Eltern in den Wald geführt
werden, sodass sie später leicht den Weg zurück finden. Der Vater
freut sich sehr, dass die Kinder wieder zuhause sind, doch seine Frau
überredet ihn erneut, sich der Kinder zu entledigen.

Hänsel bekommt keine Gelegenheit Kiesel zu sammeln. Stattdessen streut
er Brotkrumen aus, die jedoch von den Vögeln weggepickt werden. Nun
sind sie mutterseelenallein im Wald und finden nicht mehr zurück.
Herumirrend stoßen sie auf ein Haus, das ganz aus Brot, Kuchen und
Zuckerwerk gemacht ist. Hänsel und Gretel stillen ihren Hunger, als es
plötzlich ruft: "Knusper, Knusper Knäuschen, wer
knuspert an meinem Häuschen?"...

Ein Theaterstück über Armut Flucht und Hoffnung mit einer lustigen
Hexe, nach den Gebrüdern Grimm. Gespielt vom Niederrhein-Theater aus
Brüggen für Menschen ab 3-4 Jahren.

Einzelkarten kosten 5 Euro für Kinder und 5,50 Euro für Erwachsene und
sind im i-Punkt im zib oder an der Tageskasse erhältlich.

Information gibt es beim Bereich Kultur der Kreisstadt Unna unter der
Telefonnummer 02303/103-722 oder im i-Punkt unter 103-722.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.11.19

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle
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FÜHRUNG/1001: Bocholt - Frauen besuchen Leonardo da Vinci-Ausstellung in Ulft, 28.11.19


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Europabüro Bocholt: Frauen besuchen Leonardo da Vinci-Ausstellung

Halbtagesfahrt nach Ulft (NL) am Donnerstag, 28. November // Jetzt
anmelden



Bocholt (EUBOH). Unter dem Motto "Frauen und Technik? Na, und?" lädt
das Frauennetzwerk Bocholt in Verbindung mit der
Gleichstellungsbeauftragten der Stadt Bocholt am Donnerstag, 28.
November 2019, Frauen und Mädchen zu einer Halbtagsfahrt zur EXPO
Leonardo da Vinci-Ausstellung in die DRU-Kulturfabrik im
niederländischen Ulft ein. Die Ausstellung findet anlässlich des 
500-jährigen Todestags von Leonardo da Vinci statt.

Erster Treffpunkt ist um 14 Uhr das Rathaus in Bocholt, Berliner Platz
1. Eine weitere Zustiegsmöglichkeit wird an der Prinsclausplein in
Dinxperlo (Niederlande) um 14:25 Uhr angeboten. Die Kosten für
Busfahrt, Eintritt und Führung liegen bei 10 Euro und werden im Bus
eingesammelt. Die Rückfahrt ist um 17 Uhr.

Anmeldungen

Anmeldungen für die Tagestour werden bis zum 21. November 2019 im
Europabüro der Stadt Bocholt (VHS-Haus am Südwall 4a), per E-Mail an
Petra.Taubach@mail.bocholt.de oder unter Tel. 02871 2522-22 entgegen
genommen.

Leonardo da Vinci war ein italienischer Maler, Bildhauer und
Architekt. Er hat sich aber auch als Anatom, Mechaniker, Ingenieur und
Naturphilosoph einen Namen gemacht. Bis heute gilt er als einer der
berühmtesten Universalgelehrten aller Zeiten.

Führung in Ulft

Vor Ort gibt es für die Frauen eine Führung durch die Ausstellung.
Diese soll dazu beitragen, die Werke des Universalgelehrten Leonardo
da Vinci besser kennen zu lernen und zu verstehen. Vor der Führung
haben die Teilnehmerinnen die Möglichkeit, Kaffee zu trinken und
Kuchen zu essen.

Mitveranstalter der Halbtagsfahrt ist das Frauennetzwerk "Frauenbrücke
Deutschland - Niederlande". Die Ausstellung ist Teil des Projektes
"Leonardo da Vinci Innovation" und wird im Rahmen des
INTERREG-Programms Deutschland-Nederland durchgeführt und durch die
Europäische Union, die Provinz Gelderland und das
Wirtschaftssministerium Nordrhein-Westfalen mitfinanziert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.11.19

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt
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GRASWURZELREVOLUTION/1914: Von München nach Mexiko - Das Leben des B. Traven zwischen zwei Revolutionen


graswurzelrevolution Nr. 442, Oktober 2019,

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Von München nach Mexiko

Das Leben des B. Traven zwischen zwei Revolutionen

von Ralf G. Landmesser



Simone Barrientos/Karsten Krampitz (Hrsg.):

 Der Feuerstuhl. Werk und Wirken des Schriftstellers

 B. Traven.

 Alibri Verlag, Aschaffenburg 2019, 239 S., 16 Euro,

 ISBN 978-3-86569-302-2




"Kein Bild von mir": Das machte der Autor, soeben erst entdeckt,
zur Bedingung. Seine Texte sollten für ihn sprechen, Äußerlichkeiten
nicht vom Inhalt ablenken. Das Gegenteil war der Fall. Von Beginn an
schien die Biografie wichtiger zu sein als das Werk. An den Themen lag
es nicht. Schon sein zweiter Roman, "Das Totenschiff" behandelt eine
immer noch aktuelle Frage: Wie kommen Menschen, in der Heimat
verfolgt, ohne Papiere in ihr Wunschland? Gar nicht, lautet, damals
wie heute, die Antwort; oft endet die Reise vor einem Grenzzaun oder
auf dem Meeresgrund. Die Geschichte trägt, auch ohne allen Wirbel um
ihren Urheber.

B. Traven nannte sich der Autor. Es war nicht sein richtiger Name und
nicht einmal sein erstes Pseudonym, wie sich später herausstellte.
Doch so genau wollte es niemand wissen. Ein kapitalistischen
Prinzipien verpflichteter Literaturbetrieb, stärker am Kommerz als an
der Kunst orientiert, wie Traven argwöhnte, brauchte konsumfreudige
Leser. Gerne half er, sie zu manipulieren, indem er bestenfalls
Halbwahrheiten über seine Herkunft und sein Umfeld verbreitete.
Buch- und Zeitungsverlage strickten fleißig an der Legende mit, ließen
sich doch von ihnen selber geweckte Kundenbedürfnisse, etwa dasjenige
nach Sensationen, in der Folge umso leichter befriedigen.

Zunächst hatte Traven seinen Erstling "Die Baumwollpflücker" dem
"Vorwärts" angeboten. Das Manuskript schickte er aus seinem
mexikanischen Exil, als Adresse gab er ein Postfach in der Hafenstadt
Tampico an. Die Leser*innen des SPD-Blatts, so sein Kalkül, würden mit
seiner Romankundschaft eine Schnittmenge bilden und die im Buch geübte
Kritik am ausbeuterischen Gewinnstreben internationaler Konzerne wie
an der Verelendung entrechteter Arbeiter teilen. Dieser Meinung war
auch Redakteur John Schikowski.

Doch statt an das soziale Gewissen seiner Klientel appellierte er
lieber an oberflächliche Instinkte. "Der Verfasser", kündigte er den
Vorabdruck im "Vorwärts" an, "kennt das Proletarierleben in Mexiko, in
Nordamerika, in Zentralamerika. Als Ölmann, als Farmarbeiter, als
Kakaoarbeiter, Fabrikarbeiter, Tomaten- und Apfelsinenpflücker,
Urwaldroder, Maultiertreiber, Jäger, Handelsmann unter den wilden
Indianerstämmen der Sierra Madre, wo die 'Wilden' noch mit Pfeil,
Bogen und Keule jagen, ist er tätig gewesen."

An Schikowskis Aussagen war kaum etwas Wahres dran. Immerhin
erreichten sie ihren Zweck, die Leserschaft biss an. Überdies schien
sie sich exakt so zu verhalten, wie Traven in seinem früheren Leben,
als er bereits publizistisch tätig war, vermutet hatte: "eine Million
Vorwärts-Leser" mit ihrem konsumistisch-unkritischen Verhalten
bildeten "keine Macht, sondern eine Masse".

Einer von ihnen war Ernst Preczang. Der Cheflektor der ein Jahr zuvor
gegründeten und im gewerkschaftlichen Milieu angesiedelten Büchergilde
Gutenberg luchste Schikowski die Adresse Travens ab und schrieb ihm am
13. Juli 1925: "Soweit es mich betrifft, spüre ich in Ihrem Roman
verwandten Geist und würde Sie darum als Mitarbeiter bei uns mit
Freude begrüßen." Preczang schloss in "der Hoffnung, daß Sie bereit
sind, uns zu helfen, ein wenig frische Luft und fröhliches Weltgefühl
in die deutsche Literatur zu bringen". Es war der Beginn einer für
beide Seiten äußerst lukrativen Zusammenarbeit.

500 Mark hatte Traven vom Vorwärts bekommen und war damit recht
zufrieden gewesen. Von der Büchergilde konnte er für den kompletten
Roman das Siebenfache erwarten. Bald stiegen die Auflagen ins
Märchenhafte: Allein "Das Totenschiff" erreichte in den nächsten fünf
Jahren die 100.000er Marke. Später wurden seine Werke in 40 Sprachen
übersetzt, mit einer geschätzten Gesamtauflage von 30 Millionen
Exemplaren. Die Anerkennung setzte sich in anderen Bereichen fort:
"Der Schatz der Sierra Madre", von John Huston verfilmt, gewann drei
Oscars und spielte vier Millionen Dollar ein.

Auch nach all diesen Erfolgen blieb die Person Travens ein Rätsel. Mit
ein wenig gutem Willen seitens Schikowskis und Preczangs hätte es
längst entschlüsselt sein können. Der Lösung ziemlich nahe war
unterdessen Erich Mühsam gekommen. Er hatte "Das Totenschiff" einem
Vergleich mit Texten eines Mitstreiters aus der Münchner Räterepublik
unterzogen und war zu dem Schluss gekommen, dass jener mit B. Traven
identisch war: "Ret Marut, Genosse, Freund, Kampfgefährte, Mensch,
melde dich", forderte Mühsam, nachdem er sprachliche und stilistische
Übereinstimmungen festgestellt hatte. Der Enttarnte zog es vor, dazu
zu schweigen; selbst dann noch, als Oskar Maria Graf in seiner
Sprach- und Stilanalyse zum gleichen Ergebnis gekommen war.

Einige Gründe sprachen für Travens Geheimniskrämerei. Als er sich noch
Ret Marut nannte, hatte er die anarchistische Zeitschrift "Der
Ziegelbrenner" fast im Alleingang betrieben und aus einer linken
Position die SPD kritisiert. Deren Anführern, allen voran
Reichspräsident Friedrich Ebert und Reichswehrminister Gustav Noske,
gab er eine Mitschuld am Scheitern der Räterepublik und ihrer blutigen
Niederschlagung mit mehr als tausend Toten. Das Werk eines Ret Marut,
der den Ideen Max Stirners anhing, "in jeder Partei-Zugehörigkeit eine
Beschränkung meiner persönlichen Freiheit" sah und zur Zerstörung der
kapitalistischen Produktion samt ihres staatlichen Garanten aufrief,
hätte kaum in ein sozialdemokratisches Blatt oder einen
gewerkschaftsnahen Verlag gepasst.

Zudem wurde Marut nach seiner Flucht aus München, als er in letzter
Sekunde einem Erschießungskommando entkam, steckbrieflich gesucht.
Seine fast fünf Jahre dauernde Flucht führte ihn über Köln, Antwerpen,
Amsterdam, Kopenhagen und London (da wollte jemand alle Spuren
verwischen) nach Mexiko, wo er sich zwei weitere Pseudonyme zulegte:
Als Traven Torsvan meldete er sich bei den Behörden an, für Regisseur
Huston war er Hal Croves, der den angeblich erkrankten Autor Traven
bei den Dreharbeiten zum Sierra Madre-Film vertrat.

"Warum Mexiko?", ließe sich abschließend fragen. Eine mögliche Antwort
liefert ein neuer Sammelband anlässlich Travens 50. Todestag. "Der
Feuerstuhl" lautet sein Titel, nach einem angeblich indigenen Ritual,
das Traven im Roman "Regierung" beschreibt: Künftig Herrschende müssen
vor Antritt über glühenden Kohlen sitzen, um sich in Demut zu üben und
mit diesem Bewusstsein auch später ihr Amt auszuüben. Mexiko, macht
der Band klar, war für Traven kein vorübergehendes Ziel, kein
Fluchtpunkt, sondern dauerhafte Bleibe. Das Land lieferte ihm
anschauliche Beispiele für seine im Ziegelbrenner vorgebrachten
Theorien. Nicht alle waren negativer Art. Travens Ziel, den
Kapitalismus zu vernichten, war dasselbe geblieben, doch gab es
positive Ansätze einer gerechteren Gesellschaft, die zu verfolgen sich
eventuell lohnte.

Auch in Mexiko hatte es, wie in Bayern und im Deutschen Reich, eine
Revolution gegeben - mit anscheinend glücklicherem Ausgang. Als Traven
in Tampico eintraf, übernahm mit Plutarco Elías Calles ein Präsident,
der den Einfluss der katholischen Kirche ebenso wie den der
internationalen Ölgesellschaften zurückdrängte, interventionistischen
Bestrebungen der USA eine Absage erteilte und die Bewegung indigener
Landloser gegen Großgrundbesitzer ebenso unterstützte wie die
Industriearbeiter in ihrem Kampf um betriebliche Mitbestimmung. Klar,
Traven wäre nicht Marut gewesen, hätte nicht bald die Kritik an den
Zuständen und Verhältnissen überwogen.

In Mexiko war die Revolution im Jahr nach Travens Ankunft offiziell
beendet. Leider verschwanden auch die meisten Errungenschaften: Bald
bildeten sich wieder Eliten heraus, die Produktionsverhältnisse
blieben im Wesentlichen unangetastet, die Beteiligung der indigenen
Bevölkerung an politischen Prozessen erschöpfte sich in der Rolle des
Aushängeschilds einer nur auf dem Papier existierenden Emanzipation.

Um mit Traven zu sprechen: Die Regierenden der PRI (Partei der
Institutionalisierten Revolution, bis ins Jahr 2000 ununterbrochen am
Ruder) hätten niemals eine Probe auf dem Feuerstuhl bestanden.

Dennoch schien sich Traven in der neuen Heimat wohler zu fühlen als in
der alten, die er nur noch einmal, zehn Jahre vor seinem Tod, kurz
besuchte. Als er am 26. März 1969 starb, hatte Traven zwei Drittel
seines Lebens in Mexiko verbracht. Es ist ein Verdienst des
Sammelbands, diesen Weg aufzuzeichnen und ihn in Beziehung zu
aktuellen Entwicklungen zu setzen, nicht nur in Mexiko, denn der
Kapitalismus ist ein globales Übel.

Travens Werke sucht man heute in den Buchläden vergeblich. Warum
eigentlich? "Das Totenschiff" oder "Regierung" verdienen eine Lektüre.
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Einleitung

Das Militär verbraucht ungeheure Mengen an fossilen Brennstoffen,
zerstört die Umwelt und trägt wesentlich zum Klimawandel bei.
Gleichzeitig werden die weltweiten Ressourcen knapper und
Rohstoff-Kriege drohen in Zukunft zuzunehmen, wovor sogar in
US-Militär- und Geheimdienstkreisen gewarnt wird. [1] Das eigentliche
Problem besteht aber darin, dass 20% der Weltbevölkerung heute 80% der
globalen Ressourcen verbrauchen und 80% der weltweiten Abfallmenge
verursachen. Um diesen Status Quo zu erhalten, werden weltweit Kriege
und Regime-Change-Operationen durchgeführt. Dieser Kreislauf aus
Klimakriegen, Militär, Umweltzerstörung und Klimawandel stellt einen
Teufelskreis dar: Mit katastrophalen Folgen für Mensch, Klima und
Umwelt. Wie problematisch dabei insbesondere die Rolle des US-Militärs
vor allem als Treibhausgasproduzent ist, förderte unlängst eine Studie
der Universität Boston zutage, deren ausführliche Beschreibung im
Zentrum des vorliegenden Textes steht.



Ein über lange Zeit vernachlässigter Aspekt militärischer
 Rüstung und kriegerischer Konflikte liegt in der massiven
Umweltzerstörung, die das Militär weltweit (mit)verursacht. Die
Verwüstungen und Zerstörungen der Umwelt und höchst sensibler
Ökosysteme, mit schwerwiegenden Folgen für Mensch, Tier- und
Pflanzenwelt, gelangen erst jetzt - im Zuge verschiedener Studien und
Untersuchungen - an das Licht der Öffentlichkeit.

Kriege werden nie im Namen von Menschenrechten und der
Demokratie ausgetragen. Kriege werden immer aus geostrategischen
Gründen, zur Sicherung der Transportwege - und dem damit
einhergehenden, ungehinderten Nachschub der verbleibenden
Ressourcen auf dieser Welt - geführt. Der Klimawandel trägt wesentlich
dazu bei, dass sich diese kriegerischen Konflikte global noch einmal
verschärfen werden. Der Kampf um Wasser und fruchtbares Land wird die
Kriege der Zukunft prägen. [2] Bei fortschreitendem Klimawandel und
 den damit einhergehenden Dürren ist es nur eine Frage der Zeit,
bis zwischenstaatliche Auseinandersetzungen zunehmen werden.

Ein IPCC-Report [3] stellt fest, dass die Klimakrise eng verbunden
ist mit anderen Krisenerscheinungen, wie Armut, Hunger und
Flucht, bis hin zu Gewaltkonflikten, neuer Aufrüstung und Kriegen. Der
Bericht beschreibt wie die Erderwärmung schlimmste Auswirkungen
sozialer und politischer Art mit sich bringen wird. Zu den Folgen
zählen wirtschaftlicher Niedergang, Staatszerfall, bürgerkriegsartige
 Zustände, massive Migrationsbewegungen und früher oder später
Ressourcenkriege. Gesellschaften drohen unter dem Druck
wirtschaftlichen Niedergangs und massiver Flüchtlingsströme zu
zerfallen. Auch die Zahl der Klimaflüchtlinge dürfte drastisch
steigen. [4]

Auch hochrangige Generalstäbe der USA und der NATO teilen diese
Einschätzung. [5] Der ehemalige NATO-Generalsekretär Jaap de Hoop
Scheffer erklärte etwa bereits 2009: "Der Klimawandel wird die
Konkurrenz um Ressourcen verschärfen, insbesondere Wasser. Er wird die
Gefährdung von Küstengebieten erhöhen. Er wird den Streit um
Territorien und landwirtschaftlich nutzbare Regionen anheizen. Er
wird Migration auslösen und fragile Staaten noch fragiler machen." [6]

Wo Rohstoff- und Handelswege durch diese Konflikte gefährdet sind,
wird wiederum (mehr) Militär eingesetzt, um so den lückenlosen
Nachschub der wertvollen Ressourcen zu garantieren. So entsteht ein
Teufelskreis, der immer schlimmere Zerstörungen und Verwüstungen nach
sich ziehen wird.

Ein im Juni 2019 von Professor Neta C. Crawford von der
Boston University veröffentlichtes Papier, untersucht vor diesem
Hintergrund den militärischen Ressourcenverbrauch der US-Kriege
nach den Terroranschlägen des 11. September 2001 und die Auswirkungen
 dieses Energieverbrauchs auf die Treibhausgasemissionen (THG).
[7] Die Ergebnisse fördern die überaus problematische Rolle
des US-Militärs in diesem Zusammenhang schonungslos zutage,
weshalb es umso bedauerlicher ist, dass ihnen in den deutschen
Medien so gut wie keine Beachtung geschenkt wurde. Aus diesem
Grund soll im Folgenden nach zwei kürzeren Kapiteln über die
Zusammenhänge von Militär, Umwelt und Klima eine ausführliche
Auswertung dieser Studie folgen, die die bislang wohl
detailliertesten Erkenntnisse in diesem Bereich enthält.


Klimaabkommen: Leerstelle Militär

In der heutigen Klimadiskussion über die Verursacher und
Folgen des menschengemachten Klimawandels gibt es eine
schwerwiegende Lücke, denn dabei wird ein wesentlicher und
wichtiger Punkt ausgespart: Die "Übersee-Aktivitäten" des Militärs,
die auch durch ein UNO-Mandat gedeckt sind, wurden - und zwar weltweit
- aus dem Kyoto-Protokoll (1997) und dem Pariser Klimaschutzabkommen
(2015) ausgeklammert. "Schließlich wurden internationale
militärische Bunkertreibstoffe (= der Treibstoff aller Schiffe und
Flugzeuge, die vor Ort für multilaterale Militäroperationen eingesetzt
werden), von der Bilanzierung der Treibhausgasemissionen
ausgeschlossen. Im Rahmen des im Dezember 1997 unterzeichneten
Kyoto-Protokolls, bestanden die USA darauf, dass diese
'Bunkertreibstoffe' nicht auf die Gesamtemissionen eines Landes
angerechnet werden", so Neta Crawford in ihrer Studie. [8]



Anfang Texteinschub

Militär und weitere Umweltverschmutzung


Auch die Vernichtung von Mensch und Umwelt durch das
Militär, die nicht unmittelbar mit der Klimaerwärmung
zusammenhängt, ist nicht minder katastrophal.


Es existieren über 1.000 US-Militärbasen auf der Welt.
Lösungsmittel, Treibstoffe und andere giftige Chemikalien aus
militärischen Aktivitäten verbleiben über Jahrzehnte in der
Umwelt, schädigen Ökosysteme und beeinträchtigen die
Lebensqualität und die Gesundheit der dort lebenden Menschen. (1)


Die massive Ausweitung der völkerrechtswidrigen Drohneneinsätze
weltweit gefährdet Mensch und Umwelt durch Schadstoffe,
die aus den explosiven Waffen austreten und die
menschliche Gesundheit auch nach dem eigentlichen Einsatz noch
gefährden, besonders wenn die Waffen in dichter bevölkerten
Gegenden eingesetzt werden. Die Auswirkungen dieser toxischen
Hinterlassenschaften sind kaum dokumentiert. (2)


Besonders abscheulich und grauenerregend für Mensch und Umwelt,
 erweist sich die Verwendung von Uranmunition, eingesetzt bei
den völkerrechtswidrigen NATO-Kriegen. Ein Dossier in
Wissenschaft & Frieden stellt ein vernichtendes Zeugnis über den
Einsatz und die Folgen von Urangeschossen und Uranstaub aus. (3)


Anmerkungen

(1) Rainer Braun: Die Umwelt-Killer, Rubikon, 22.06.2019.

(2) Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges
- Ärzte in sozialer Verantwortung; Ippnw-Report: Humanitäre
Folgen von Drohnen Eine völkerrechtliche, psychologische und
ethische Betrachtung, Februar 2019

(3) Runge, Brigitte und Vilmar, Fritz: Kriegführung mit
Urangeschossen Uranstaub - Schleichender Massenmord, Dossier Nr.
 56 in Wissenschaft & Frieden, 2008-1: Rüstungsdynamik und
Renuklearisierung.

Ende Texteinschub



Die Geschichte, wie das Militär aus den Büchern der
Kohlenstoffbilanz verschwunden ist, geht auf die
UN-Klimaverhandlungen 1997 in Kyoto zurück: Unter dem Druck
von Generälen und außenpolitischen Falken, die sich gegen mögliche
Beschränkungen der US-Militärmacht wehrten, gelang es dem
US-Verhandlungsteam, Ausnahmen für das Militär von allen
erforderlichen Reduzierungen der Treibhausgasemissionen zu
erreichen. Obwohl die USA dann das Kyoto-Protokoll nicht
ratifizierten, blieben diese Ausnahmen auch für alle anderen
Unterzeichnerstaaten bestehen. Bis heute schließt die
Berichterstattung jedes Landes an die UNO über seine Emissionen
mindestens alle Kraftstoffe aus, die vom Militär bei
UNO-Einsätzen außerhalb ihrer eigenen Landesgrenzen beschafft und
verbraucht werden. [9]

Der republikanische Kongressabgeordnete Benjamin Gilman, unterstützt
von anderen konservativen Vertretern, gab an, dass das Ziel des
Vertrags, die Verbrennung fossiler Brennstoffe - die für die globale
Erwärmung verantwortlich gemacht werden - zu reduzieren, Grenzen
für militärische Operationen mit Militärfahrzeugen und
Flugzeugen setzen würde. Somit erhielt das Kyoto-Abkommen eine
Klausel, die es den Streitkräften der Unterzeichnerstaaten
erlaubte, bei internationalen militärischen Konflikten und
"humanitären" Einsätzen Treibhausgase auszustoßen. Diese
Ausnahmeregelung wurde von den US-Verhandlungsführern in den
letzten Stunden der Klimaverhandlungen in Kyoto auf Drängen
des U.S. Department of Defense (DOD) durchgesetzt. [10]

Die Beibehaltung dieser Ausnahmeregelung wurde dann zwei Jahre
später vom US-Kongress sogar durch ein nationales Verteidigungsgesetz
verpflichtend vorgeschrieben. [11] Dementsprechend konnte auch der
US-Unterstaatssekretär Stuart Eizenstat vor dem Kongress erklären:
"Das Kyoto-Protokoll hat die USA nicht eingeschränkt. Wir haben uns in
Zusammenarbeit mit dem Verteidigungsministerium und unserem
uniformierten Militär vor und in Kyoto besonders bemüht, die
einzigartige Position der Vereinigten Staaten als einzige
Supermacht der Welt mit globaler militärischer Verantwortung
umfassend zu schützen." [12]

Das spätere Klimaabkommen von Paris, 2005, hat versucht, diese
 Lücke zu schließen. Auch nach dem Paris-Protokoll waren die
Länder nicht verpflichtet, ihre militärischen Emissionen zu
reduzieren, aber es hätte eben auch keine automatische
Freistellung mehr für sie gegeben. Privaten Bemerkungen von
US-Beamten nach der Klimakonferenz, sei laut Guardian zu entnehmen
gewesen, dass die verabschiedete Paris-Vereinbarung keinerlei
Bestimmungen enthalte, die die Einhaltung der militärischen
Dokumentationspflichten auf die eine oder andere Weise regele. So
bliebe die Entscheidung darüber den Nationalstaaten überlassen,
welche nationalen Sektoren vor 2030 Emissionssenkungen vornehmen
 sollten. Tätigkeiten wie Geheimdienstarbeit, Strafverfolgung,
Notfallmaßnahmen, taktische Flotten und Bereiche, die als
nationale Sicherheitsinteressen eingestuft würden, seien ebenfalls
von der Meldepflicht ausgenommen. [13]

Da die USA aber in der Zwischenzeit schriftlich ihren
angestrebten Ausstieg aus dem Pariser Klimaschutzabkommen
bestätigt haben, entfällt für das US-Militär jegliche
Dokumentationspflicht bezüglich ihrer THG-Emissionen. [14]

Das Verhandlungsdokument von Paris aus dem Jahr 2015 umfasst
32.731 Worte, um genau zu sein. Doch seltsamerweise gibt es ein Wort,
das man nicht findet: Militär. Dies ist umso problematischer, wenn man
bedenkt, dass das US-Militär allein der größte institutionelle
Erdölverbraucher der Welt - und seit Jahrzehnten einer der
Hauptakteure der globalen Ölwirtschaft - ist. [15]


Militär + Klima - Ein kursorischer Überblick

Die ökologischen Verwüstungen der globalen Militärmaschinerien
sind und waren grauenvoll. Krieg, der Unterhalt und die
Instandhaltung von Militärapparaten und ihrer Stützpunkte
gehören zu den größten Verbrauchern von Energie und anderen Ressourcen
und setzen erhebliche Umweltschadstoffe frei:

- Weltweit verbraucht das Militär große Mengen fossiler
Brennstoffe und setzt beträchtliche Mengen an Treibhausgasen
frei, die zum anthropogenen Klimawandel beitragen, besonders im
Globalen Norden. [16]

Alleine das US-Militär benötigte im Jahr 2017 jeden Tag (!) etwa 42,9
Millionen Liter Öl, dabei wurden mehr als 25 Millionen Tonnen
Kohlendioxid emittiert. [17]

- Mehr als die Hälfte der Hubschrauber der Welt werden für
militärische Zwecke verwendet und etwa ein Viertel des
Verbrauchs von Düsentreibstoffen stammen von Militärflugzeugen,
von denen die meisten ineffizient, kohlenstoffintensiv und
umweltschädlich sind. [18]

- Durch Kriege und den damit verbunden Folgeaktionen kommt es
zu großflächigen Zerstörungen von Wald, Böden und Natur, wichtigen
CO2-Senken, die der Menschheit im Kampf gegen den globalen
Klimawandel verloren gehen.

- Als massiv zerstörerisch, erwies sich der großflächige Einsatz von
nahezu 100.000 Tonnen Herbiziden wie Agent Orange im
Vietnamkrieg, um Wälder zu entlauben. Dies traf 4,8 Millionen
VietnamesInnen, führte zu 400.000 Todesfällen sowie Behinderungen und
Gendefekten bei 500.000 Kindern. Die Pflanzenwelt konnte sich über
Jahrzehnte nicht regenerieren, die Zahl der Tierarten ging deutlich
zurück. Das darin enthaltene Dioxin verseucht noch heute Vietnam und
ist dort für massive Krebserkrankungen und Gendefekte
verantwortlich. Insgesamt versprühte die US-Armee 70 Millionen
Liter Herbizide aus der Luft über Vietnam - mit verheerenden Folgen
für die Natur und die Gesundheit der Menschen. [19]

- Ebenso vernichtend für das Klima erwies sich der Rückzug der
irakischen Streitkräfte aus Kuwait im Golfkrieg 1991. Ein
NASA-Bericht kommt zu dem Schluss: Als sich irakische Streitkräfte
aus Kuwait zurückzogen, setzten sie über 650 Ölquellen in
Brand und beschädigten fast 75 weitere, die dann Rohöl durch die
Wüste und in den Persischen Golf "ausspuckten". Schätzungsweise
ein bis 1,5 Milliarden (!) Barrel Öl wurden in die Umwelt abgegeben.
Nachdem die meisten verbrannt waren, landeten 25 bis 40 Millionen
Barrel in der Wüste und 11 Millionen Barrel im Persischen Golf, so ein
2012 in der Zeitschrift Remote Sensing of Environment veröffentlichtes
Papier. [20]

- Flächenverbrauch + Wiederaufforstung: Die großflächige
Kontamination der weltweiten US-Militärstützpunkte - sowohl im
In- wie auch im Ausland - mit hochgiftigen Chemikalien, die in die
Böden und das Grundwasser gelangen, erschwert eine ökologische
Wiederaufforstung massiv. [21]

Diese Aufzählung ist sicherlich nicht lückenlos und erhebt keinerlei
Anspruch auf Vollständigkeit. Es könnten noch unzählige andere Punkte
 aufgeführt werden, wie das Militär mithilft, die Welt in ein
 Treibhaus und eine ökologische Wüste zu verwandeln. Zum
Beispiel die immense Verschwendung öffentlicher Gelder für
ökonomisch und ökologisch völlig nutz- und sinnlose
Militärinfrastruktur (die zudem mithilft, die Ökosysteme dieses
Planeten nachhaltig zu zerstören). Geld, das der Gesellschaft für
weitaus sinnvollere Projekte wie dem Kampf gegen die kommende
Klimakatastrophe und vielem anderen, fehlt, wäre ein weiterer
wichtiger Punkt.

Zwei aktuelle Studien versuchen nun die insgesamt recht lückenhaften
Informationen über die desaströse Umweltbilanz des US-Militärs
zu schließen. Beide belegen, dass das US-Militär einer der
größten Klimasünder in der Geschichte ist. Das Pentagon
verbraucht mehr flüssige Kraftstoffe und emittiert mehr Kohlenstoffe
als die meisten Länder dieser Erde.

Bei der einen Studie handelt es sich um eine Arbeit von
Wissenschaftlern der Durham University und der Lancaster University,
die von der Royal Geographical Society in Großbritannien
veröffentlicht wurde. Unter dem Titel "Hidden carbon costs of
the 'everywhere war': Logistics, geopolitical ecology, and the
carbon boot-print of the US military" analysiert sie die
Bedeutung des US-Militärs für den Klimawandel durch eine detaillierte
Untersuchung ihrer globalen logistischen Lieferketten. Um ihre
weltweite Dominanz zu konservieren, benötigen die Streitkräfte ein
ausgedehntes Netzwerk an militärischer Infrastruktur, um so ihre
Stützpunkte, illegalen Kriege und Regime-Change-Operationen
überall auf der Welt mit den nötigen Ressourcen zu versorgen (siehe
Kasten).



Anfang Texteinschub

Logistikketten und versteckte Klimakosten


Ihre Informationen erhielten die Wissenschaftler der Lancaster
University von der Defense Logistics Agency. Anfragen auf
Basis des Freedom of Information Act an diese Behörde
lieferten den Forschern die Basisdaten für ihre Untersuchung.


Die US Defense Logistics Agency-Energy (DLA-E), eine mächtige,
aber nahezu unerforschte Subagentur innerhalb der größeren
Defense Logistics Agency, die wiederum eine Unterabteilung des
US-Verteidigungsministeriums darstellt, ist der wichtigste
Einkaufsknoten für kohlenwasserstoffbasierte Kraftstoffe für das
US-Militär - und ein mächtiger Akteur auf dem globalen Ölmarkt.


Die Studie beschäftigt sich mit den logistischen Praktiken der
DLA-E - basierend auf "just-in-time"-Lieferkettentechnologien und
Lieferkapazitäten, die in Zusammenarbeit mit leistungsstarken
multinationalen Konzernen entwickelt wurden - und zeigt wie die
materielle Infrastruktur des DLA-E arbeitet.


Zusammenfassend kann man sagen: Die Defense Logistics Agency
überwacht die massiven globalen Lieferketten des US-Militärs - von
Energie, Dienstleistungen, Munition und Teilen bis hin zur Wartung für
militärische Operationen.


Die Unteragentur DLA-E arbeitet speziell daran, den
Energiebedarf aller US-Bundesbehörden sowie multinationaler
Unternehmen, privater Auftragnehmer und mit den USA verbundener
 Länder zu decken. Die DLA-E verfügt über eine weltweite
Vertriebsinfrastruktur für die Lieferung von
Kohlenwasserstoffkraftstoffen und bietet logistische und
planerische Unterstützung für die geografischen Kampfkommandos
und Kriegszonen des US-Militärs auf der ganzen Welt. Die DLA-E ist
auch der wichtigste Einkaufsmarkt kohlenwasserstoffbasierter
Kraftstoffe für das US-Militär, sowohl national als auch
international. (1)


Co-Autor Dr. Patrick Bigger, vom Lancaster University Environment
Center, sagt: "Basierend auf unseren DLA-E-Datensätzen
untersuchen wir, wie es möglich wird, die für aktuelle
militärische Operationen benötigte Menge an Brennstoffen zu
beschaffen, zu verteilen, zu lagern und zu verbrauchen. Es
ist wichtig zu beachten, dass dies ein Teilbild [un]d somit ein Teil
der versteckten Kriegskosten] des Kohlenstoff-Fußabdruckes des
US-Militärs ist.


Doch ihre Klimapolitik ist grundsätzlich widersprüchlich -
angesichts der Auswirkungen des Klimawandels und der Tatsache,
dass es der größte institutionelle Verbraucher von
Kohlenwasserstoffen der Welt bleibt, ist das US-Militär [fü]r die
kommenden Jahre] gefangen, aufgrund ihrer Abhängigkeit von bereits
bestehenden Flugzeugen und Kriegsschiffen für [un]befristete]
Operationen rund um den Globus." (2)


Anmerkungen

(1) Belcher, Oliver, Bigger, Patrick,
Neimark, Ben, Kennely, Cara; Hidden carbon costs of the
"everywhere war": Logistics, geopolitical ecology, and
the carbon bootprint of the US military, Royal
 Geographical Society 19.06.2019.

(2) Oliver Belcher et al., a.a.O.

Ende Texteinschub


Die andere Studie ist die von Neta Crawford, auf die sich
die folgenden Kapitel ausführlich beziehen werden.


Die Crawford-Studie: Das US-Militär als zentraler Treiber
des Klimawandels

Öl ist das Lebenselixier, das durch die US-Außenpolitik fließt, eine
Politik, die auf den Erhalt des US-Imperiums und der tiefen
Überzeugung einer unipolaren Weltordnung basiert. Diejenigen Staaten,
die die USA als Herausforderung ihrer militärischen und
wirtschaftlichen Interessen wahrnehmen - beispielsweise, indem sie
ihren Rohstoffreichtum der Gesellschaft zugutekommen lassen
wollen, um sich so vor der Ausplünderung durch die transnationalen
Rohstoffkonzerne zu schützen - werden gnadenlos bekämpft, nicht selten
mit völkerrechtswidrigen Kriegen und Regime-Change-Operationen
überzogen und auf diese Weise "diszipliniert".

Diese Konstante der US-Außenpolitik wurde spätestens in der
Carter-Doktrin ideologisch verankert. Die Carter-Doktrin gründet sich
auf eine "Rede zur Lage der Nation" des US-Präsidenten Jimmy Carter
vom 23. Januar 1980. Kerninhalt der Doktrin war, dass die USA den
Nahen Osten ausdrücklich zu ihrer Einflusssphäre erklärten, in der
sie ihre Vormachtstellung unter allen Umständen - wenn nötig auch
militärisch - verteidigen würden. Carter erklärte: "Um unsere Position
absolut klarzustellen: Jeder Versuch einer anderen Macht,
Kontrolle über den Persischen Golf zu gewinnen, wird von uns
als Angriff auf die Lebensinteressen der USA angesehen. Ein
solcher Angriff wird mit allen erforderlichen Mitteln,
einschließlich militärischer Gewalt, zurückgeschlagen werden."
[22]

Diese Doktrin entstand maßgeblich unter dem Einfluss von Carters
Sicherheitsberater Zbigniew Brzeziński und kann als
theoretische Grundlage für den Ersten Irakkrieg, den aktuellen
Afghanistan- und den Zweiten Irakkrieg sowie einen möglichen Krieg
gegen den Iran angesehen werden. [23]

Die USA befinden sich seit Ende 2001 kontinuierlich im Krieg
[24], wobei das US-Militär und das Außenministerium derzeit in
 mehr als 80 Ländern an Antiterroroperationen beteiligt sind.
[25] All dieser Einsatz massiver militärischer Gewalt erfordert
Energie, viel Energie, der größte Teil davon in Form von fossilen
Brennstoffen. Die i m Juni 2019 von Neta C. Crawford von der Boston
University veröffentlichte Studie untersucht detailliert den
militärischen Kraftstoffverbrauch für die US-Kriege nach dem
11. September 2001 und die Auswirkungen dieses
Kraftstoffverbrauchs auf die Treibhausgasemissionen. [26]

Die Rohdaten für die Statistiken der Studie beruhen hauptsächlich auf
 Informationen des US-Department of Energy (DOE). Die
Schätzungen der Treibhausgasemissionen durch das US-Department
of Defense (DOD) in dieser Analyse basieren auf Berechnungen
von US-Regierungsdaten über den Kraftstoffverbrauch des
US-Energieministeriums, umfassenden jährlichen Energiedaten und
Nachhaltigkeitsberichten. Daten zu den standardisierten und
nicht-standardisierten Treibhausgasemissionen nach Abteilungen, sind
auf der Website des Energieministeriums für das Geschäftsjahr 2008 und
die Geschäftsjahre 2010-2017 verfügbar. Darüber hinaus liefert das
 Energieministerium nicht standardisierte Kraftstoffverbrauchsdaten
 für den Energieverbrauch von Fahrzeugen und Geräten für andere
Jahre. [27] Das Papier gliedert sich in drei große Kapitel:

Teil I der Crawford-Studie beschreibt das Ausmaß und die
Struktur des militärischen Treibstoffverbrauchs der USA,
einschließlich des Öls, das die USA verwenden, um den Zugang zu Öl aus
dem Persischen Golf zu sichern.

Teil II schätzt die Treibhausgasemissionen des
US-Militärs und den Anteil dieser Emissionen an den großen
US-Kriegen, die ja eine Folge der Terroranschläge des 11. September
2001 waren. Das US-Militär hat zwar mit der Reduzierung der
Treibhausgasemissionen begonnen, aber es gibt noch viel Raum
für deutlichere Einschnitte. Für Leser, die an weiteren Details
interessiert sind, geht Anhang 1 der Crawford-Studie auf technische
Fragen ein und fasst die Datenquellen für die besten Schätzungen der
Treibhausgasemissionen zusammen, die die USA in den Kriegen von 2001
bis 2017 emittiert haben.

Teil III des Papiers fasst zusammen, wie das
US-Militär die Auswirkungen der Ölabhängigkeit und des
Klimawandels auf die nationale Sicherheit versteht. Das
Pentagon betrachtet den Klimawandel als eine Bedrohung für ihre
militärischen Einrichtungen und Operationen, sowie für die
nationale Sicherheit, ab dem Zeitpunkt, wo der Klimawandel zu
Massenmigration, Konflikt und Krieg führt.

Der beste Schätzwert der Treibhausgasemissionen des US-Militärs
von 2001, als die Kriege mit der US-Invasion in Afghanistan begannen,
bis 2017, ergibt, dass das US-Militär in diesem Zeitraum 1.212
Millionen Tonnen Treibhausgase (gemessen in CO2-Äquivalent oder
CO2e [28] ) freigesetzt hat.

In einem Jahr sind die Emissionen des Pentagons größer als die
gesamten Treibhausgasemissionen vieler kleinerer Länder.
Beispielsweise betrugen die Treibhausgasemissionen des US-DOD
(Department of Defense) im Jahr 2017, 59 Millionen Tonnen
(ohne biogene Emissionen) CO2e. Damit waren die Emissionen des
Pentagons im selben Jahr höher als in Finnland mit 46,8 Millionen
Tonnen, in Schweden mit 50,8 Millionen Tonnen und in Dänemark mit 33,5
Millionen Tonnen CO2e. [29]

Die DOD-Emissionen für alle militärischen Operationen von 2001
bis 2017 werden auf etwa 766 Millionen Tonnen CO2e geschätzt.
 Es wird angenommen, dass die gesamten "kriegsbezogenen"
Emissionen in den hauptsächlichen Kriegsgebieten Afghanistans,
Pakistans, des Irak und Syriens mehr als 400 Millionen Tonnen CO2e
betragen haben.

Die oben genannte Schätzung konzentriert sich nur auf die
direkten militärischen Emissionen des DOD. Eine vollständige
Abrechnung der mit dem Krieg und seiner Vorbereitung verbundenen
Gesamtemissionen würde jedoch auch die Treibhausgasemissionen der
Rüstungsindustrie umfassen. Die Militärindustrie beschäftigt direkt
etwa 14,7 Prozent aller Menschen im US-Fertigungssektor. Unter der
Annahme, dass die relative Größe der direkten Beschäftigung in
 der heimischen US-Militärindustrie ein Indikator für den
prozentualen Anteil der Militärindustrie an der US-Industrie ist, wird
das Größenverhältnis der militärischen Treibhausgasemissionen auf rund
15 Prozent der gesamten US-Industrie-Treibhausgasemissionen geschätzt.

Deshalb kommt Crawford zu folgendem Resümee: "Wenn die Hälfte dieser
militärisch bedingten Emissionen auf die Kriege nach dem 11.
September zurückzuführen ist, dann hat die US-Kriegsproduktion
von 2001 bis 2017 etwa 2.600 (!) Millionen Megatonnen
CO2-Äquivalentes Treibhausgas ausgestoßen, was
durchschnittlich 153 Millionen Tonnen CO2e pro Jahr entspricht." [30]

Nimmt man jetzt die akkumulierten CO2-Emissionen zusammen, ergibt
ein Vergleich: Die in Deutschland mit Benzin und Diesel
betriebenen Pkw, Lkw und Busse waren 2015 verantwortlich für 155,7
Millionen Tonnen CO2-Ausstoß. [31]

Oder: Mehr als die dreifache Menge an Treibhausgasemissionen,
die Schweden 2017 (50,8 Millionen Tonnen) verbraucht hat.

Oder: Fast so viel in einem Jahr, wie Dänemark - eine entwikkelte
Industrienation - in fünf Jahren (!) ausschöpft.

Doch das Pentagon erkennt nicht an, dass der eigene
Treibstoffverbrauch einen wesentlichen Beitrag zum Klimawandel
leistet. Dabei könnte das Pentagon die Treibhausgasemissionen des
US-Militärs auf verschiedene Weisen reduzieren. Diese Alternativen
werden in Anhang 2 näher erläutert. Denn ohne eine Änderung der
US-Treibstoffpolitik wird der Treibstoffverbrauch des US-Militärs
zwangsläufig weiterhin hohe Treibhausgasemissionen verursachen. Diese
 Treibhausgase, kombiniert mit anderen US-Emissionen, werden
dazu beitragen, dass die vom US-Militär vorhergesagten
Alptraumszenarien (s.u.) sich letzten Endes auch bewahrheiten.


I. Energie- und Treibstoffverbrauch des US-Militärs

Hauptquelle des fossilen Brennstoffverbrauchs sind Krieg und dessen
Vorbereitung. Das DOD ist der größte Einzelverbraucher von Energie in
den USA und in der Tat der größte institutionelle Verbraucher von
Erdöl weltweit. [32]

Abbildung 3 zeigt den Gesamtenergieverbrauch der
US-Bundesregierung im Vergleich zum Energieverbrauch des DOD, in BTUs
[34]. Von 1975 bis 1990 war der Energieverbrauch des DOD im
Wesentlichen konstant. Während des Golfkriegs 1991 stellten
US-Allianzpartner, hauptsächlich Saudi-Arabien, einen Großteil
des in diesem Krieg verwendeten Treibstoffs zur Verfügung. [33]
 Nach dem Golfkrieg von 1991 und mit dem Ende des Kalten
Krieges ging der militärische Energieverbrauch der USA bis zu den
Anschlägen vom 11. September zurück. Im Jahr 2001, als Folge des
Einmarsches in Afghanistan, stieg der Energieverbrauch des DOD und
erreichte 2005 den höchsten Stand seit einem Jahrzehnt.

Seit 2001 verbraucht das DOD konstant zwischen 77 und 80
Prozent (!) des gesamten Energieverbrauchs der US-Regierung. Warum
verbraucht das US-Militär so viel Energie? Eine hochtechnologisierte
Armee wie die der USA beansprucht Ausrüstung, welche mit
unglaublicher Geschwindigkeit Treibstoff verschwendet. Auch der
logistische "Schwanz" und die Anlagen, die den Betrieb
unterstützen, sind extrem kraftstoffintensiv. Selbst die
ungepanzerten Fahrzeuge des Militärs sind bekanntlich
ineffizient. So verbrauchen die rund 60.000 HUMVEEs [35], die in der
 Flotte der US-Armee verbleiben, eine Gallone (= 4,404 Liter)
Dieselkraftstoff auf vier bis acht Meilen (eine Meile = 1,609 Km), was
45,681 Liter/100Km entspricht. Die Kohlenstoffemissionen pro Barrel Öl
betragen 0,43 Tonnen. Die Humvee-Flotte verbrennt damit in einem
Jahr das Äquivalent von 2.056.705 Barrel Öl, was allein 888.345
Tonnen an Treibhausgasemissionen entspricht. [36]

Mit anderen Worten: Eine absolut vernichtende Treibstoffbilanz,
die eher an die Technologie des vorigen Jahrhunderts erinnert.

Das Profil des Energieverbrauchs fossiler Brennstoffe sieht
anders aus, wenn man die "Betriebsenergie" betrachtet. Der operative
Energieverbrauch, definiert als die Energie, die "für die Ausbildung,
das Bewegen und den Unterhalt von Streitkräften und
Waffenplattformen benötigt wird", macht 70 Prozent des
Energieverbrauchs des DOD aus.

Die am häufigsten in Einsätzen verbrauchte Energie wird in Form der
Treibstoff-Käufe von Jet- (JP-8 und JP-5) und Dieselkraftstoff
verbraucht. Der operative Einsatz variiert natürlich je nachdem,
was das US-Militär in einem bestimmten Jahr unternimmt, abhängig von
der Anzahl seiner permanenten oder punktuellen Missionen. Wenn die USA
Krieg führen, was sie die meiste Zeit ihrer Geschichte auch tun [37],
wird der Verbrauch von Jet- und Dieselkraftstoffen extrem
zunehmen. Das Verhältnis des Energieverbrauchs hängt von den Arten
der Operationen ab, die die Militärs durchführen - ob der Krieg oder
eine bestimmte Phase des Krieges land- oder luftintensiv ist.

Kein Wunder also, zeigen die "ökologischen Fußabdrücke" der Kriege und
Besatzungen der USA fast den gesamten US-Militärverbrauch fossiler
Brennstoffe. Insgesamt kauften die USA von 1998 bis 2017 2,4
Milliarden (!) Barrel Erdölkraftstoff.

Ein Barrel Öl entspricht knapp 159 Liter. Umgerechnet ergibt das also
die astronomische Zahl von mindestens 381.600.000.000 Liter Rohöl,
die in nur 19 Jahren verbraucht wurden. Durchschnittlich also
 über 20.000.000.000 Liter Erdöl pro Jahr. Betrachtet
man diese Zahlen, so wird verständlich warum die USA fünf
(!) Erden pro Jahr (ver)brauchen [38], um ihren
verschwenderischen Wohlstand auf Kosten der übrigen, vor allem
der Dritten Welt, zu garantieren. Es ist der Unwille auf Basis der
eigenen Ressourcen und Mittel zu leben.

Seit den Anschlägen vom 11. September 2001 haben die jährlichen
Kraftstoffkäufe durchschnittlich mehr als 120 Millionen Barrel
aller Kraftstoffarten betragen. Die Käufe sind in den letzten
Jahren etwas zurückgegangen, da die USA ihre Operationen im
Irak und in Afghanistan reduziert haben und so sank der Verbrauch von
2013-2017 durchschnittlich auf immer noch horrende ca. 100 Millionen
Barrel pro Jahr.


II. Schätzung der Treibhausgasemissionen des US-Militärs und
 der Auswirkungen der jüngsten Kriege

Wie viel Treibhausgas emittiert das US-Militär, und wie
verteilen sich diese Emissionen zwischen Basis- und Übersee-Einsätzen?

Laut Crawford gibt es zahlreiche Quellen von Treibhausgasen im
Zusammenhang mit Krieg und seiner Vorbereitung. Sie nennt konkret
sieben Hauptquellen von Treibhausgasemissionen, die man
berücksichtigen sollte.

"1. Gesamte militärische Emissionen für Anlagen und
Nicht-Kriegseinsätze";

"2. Kriegsbedingte Emissionen des US-Militärs bei Notfalloperationen
in Übersee";

"3. Emissionen der US-Militärindustrie, z.B. für die Herstellung von
Waffen und Munition";

"4. Emissionen, die verursacht werden, wenn Erdöl direkt ins
 Visier genommen wird, so gesehen die absichtliche Verbrennung
von Ölquellen und Raffinerien durch alle Kriegs-Parteien";

"5. Emissionsquellen durch andere Kriegsparteien";

"6. Energieverbrauch beim Wiederaufbau der beschädigten und zerstörten
Infrastruktur";

"7. Emissionen aus anderen Quellen, wie z.B. Feuerlösch- und
Löschmittel, einschließlich Halon, einem Treibhausgas, und von
Explosionen und Bränden aufgrund der Zerstörung von
Nicht-Erdölzielen im Kriegsgebiet." [39]

Crawford konzentriert sich in ihrer Studie auf die ersten beiden
Quellen: Militärische Treibhausgasemissionen insgesamt und
kriegsbedingte Emissionen und diskutiert kurz die militärischen
Industrieemissionen.

Militärische Anlagen im In- und Ausland machen etwa 40
Prozent der Treibhausgasemissionen des DOD aus. Dabei ist
Flugtreibstoff ein wesentlicher Bestandteil der militärischen
Nutzung und damit der Treibhausgasemissionen. Während jeder
Luftmission blasen Flugzeuge hunderte von Tonnen CO2 in die Luft,
ganz zu schweigen von den Unterstützungsaktivitäten der Marine-
und Bodenstationen für diese Luftmissionen.

Die US-Kriege in Afghanistan und im Irak begannen mit tagelangen
massiven Luftangriffen. Darüber hinaus wurde in jedem Fall Material
und Personal in die Kriegsgebiete geflogen und Basen eingerichtet.
Auch der US-Krieg gegen ISIS in Syrien und im Irak, der im August 2014
begann, hat Zehntausende von Flugzeugeinsätzen für verschiedene
Missionen - von der Aufklärung über die Luftbrücke bis hin zur
Betankung und dem Bombeneinsatz - mit sich gebracht. Beispielsweise
muss ein B-2 Bomber, begleitet von 15 KC-135- und
KC-10-Lufttankern, viele Male in der Luft aufgetankt werden, bis er
den Nahen Osten erreicht.

Pat Elder, Mitglied von World BEYOND War, schreibt, dass
Amerika während der Invasion des Irak im Jahr 2003 29.200
Luftangriffe durchgeführt hat. US-Luftstreitkräfte führten in den
nächsten acht Jahren mindestens weitere 3.900 Luftangriffe im
Irak durch, bevor die irakische Regierung schließlich den Abzug der
US-Besatzungstruppen aushandelte. Inzwischen haben die USA seit
2002 mindestens 38.100 (!) Luftangriffe in Afghanistan durchgeführt.
Auch die Seestreitmacht der USA ist ein gewaltiger Klimasünder. Die US
Navy nutzt mehr als 180 Kernreaktoren, um über 140 U-Boote und
Überwasserschiffe anzutreiben, darunter alle 11 US-Flugzeugträger
 und 70 U-Boote. Obwohl Atomreaktoren keine direkten
Kohlendioxidemissionen erzeugen, erfordern die Prozesse zum Abbau und
zur Raffinerie von Uranerz und zur Herstellung von
Reaktorbrennstoff massive Energiemengen. Nukleare U-Boote und
Schiffe haben einen gewaltigen CO2-Fußabdruck. [40]


III. Bedrohungen der nationalen Sicherheit durch
Ölabhängigkeit und Klimawandel

Laut Neta Crawford überschneiden sich hier drei nationale
Sicherheitsbedenken:

Erstens die Sorge der US-Regierung über die Abhängigkeit der
USA vom Persischen Golföl. Gleichzeitig steht ein beträchtlicher Teil
 des operativen Treibstoffverbrauchs des Militärs in
Zusammenhang mit den Missionen, die mit dem Schutz des
Zugangs zu Öl und dem Schutz der Systeme verbunden sind, die den
US-amerikanischen und globalen Zugang zu Öl gewährleisten. Einige
halten diese Missionen für lebenswichtig, während andere sich fragen,
ob sie noch notwendig sind.

Unabhängig davon, ob diese Unternehmungen von wesentlicher
Bedeutung sind oder nicht, sind Maßnahmen zur Sicherstellung
des Zugangs zu Erdöl teuer, ganz zu schweigen von ihrer
Kraftstoffintensität. Nach einer Schätzung belaufen sich die
jährlichen zusätzlichen Kosten zum Schutz der Bedrohungen, die den
ungehinderten Zugriff auf das Öl des Persischen Golfs
gefährden, auf etwa 5 Milliarden Dollar. Nach einer anderen Schätzung
geben die USA mindestens 81 Milliarden Dollar pro Jahr für die
Verteidigung der globalen Ölversorgung aus. [41]

Zweitens ist das DOD zunehmend besorgt darüber, dass der
Klimawandel gleichzeitig Bedrohung und Herausforderung für das
Militär selbst darstellt, insbesondere für militärische Einrichtungen
und Operationen. Dies ist verbunden mit der Sorge, dass die
Treibstoffabhängigkeit das US-Militär verwundbar macht. Die USA
haben deswegen versucht, ihren Kraftstoffverbrauch zu reduzieren,
sodass sie weniger abhängig von fossilen Brennstoffen sind. [42]

Und drittens befasst sich das Pentagon mit den Bedrohungen, die der
Klimawandel für die internationale Sicherheit darstellt, nämlich
 massive Migration und potenzielle Kriege. Jedoch scheint das
US-Militär sich nicht bewusst zu sein, inwieweit seine
Aktivitäten - Sicherung des Zugangs zum Öl des Persischen Golfs, die
Kriege und der Energieverbrauch ihrer Anlagen - auch Treiber der
Emissionen, und damit mitverantwortlich für den Klimawandel sind. [43]

In der Nationalen Sicherheitsstrategie 2015 sagte die Obama-Regierung:
"Der Klimawandel ist eine dringende und wachsende Bedrohung für
unsere nationale Sicherheit und trägt zu zunehmenden
Naturkatastrophen, Flüchtlingsströmen und Konflikten um grundlegende
Ressourcen wie Nahrung und Wasser bei. Die heutigen Auswirkungen des
 Klimawandels sind von der Arktis bis in den Mittleren Westen
 zu spüren. Steigender Meeresspiegel und Sturmfluten bedrohen
Küstenregionen, Infrastruktur und Eigentum. Die Weltwirtschaft
wiederum leidet, verschlimmert wird dies durch die steigenden
Kosten für die Vorbereitung und Wiederherstellung der [ze]rstörten]
Infrastruktur." [44]

In der jüngsten Nationalen Sicherheitsstrategie ignorierte die
Trump-Administration den Klimawandel. Als Reaktion darauf
schrieben mehr als 100 Mitglieder des Kongresses im Januar
2018 an den Präsidenten, um die Risiken hervorzuheben und den
Präsidenten aufzufordern, den Klimawandel in die Berichterstattung der
Nationalen Sicherheitsstrategie miteinzubeziehen. [45]

In jedem Fall hat das Pentagon seinen Einsatz erneuerbarer
Energien seit 2009 verstärkt. Das Militär hat massiv in die
Solarenergie und andere erneuerbare Energien investiert und die
 Erzeugung erneuerbarer Energien zwischen 2011 und 2015
verdoppelt. Trotzdem hat die Umstellung auf diese Energien
Einsparungen bei den sogenannten Emissionsausgleichswerten von
weniger als ein (!) Prozent der Treibhausgasemissionen des US-DOD
bewirkt.

Das Pentagon erkennt jedoch nicht an, dass sein eigener
Treibstoffverbrauch ein Teil des Problems ist, oder dass eine
Verringerung des Treibstoffverbrauchs ein potenziell wichtiger
Weg ist, um die Risiken klimabedingter nationaler
Sicherheitsrisiken zu verringern, so Neta Crawford.

Zusammenfassend geht das DOD davon aus, dass der Klimawandel
eine Katastrophe für die Institution und den Planeten sein wird. Egal
was sie tun, auch wenn sie glauben, dass sie weiterhin den Zugang zum
Öl des Persischen Golfs schützen müssen, damit die USA und der Rest
der Welt so viel Öl verbrennen können wie sie wollen - und zwar zu
einem so niedrigen Preis pro Barrel wie möglich. Das Pentagon
konzentriert seine Bemühungen auf die Anpassung an den
Klimawandel und die Vorbereitung auf klimabedingte Unsicherheiten,
auch wenn es weiterhin dafür sorgt, dass die Amerikaner
relativ kostengünstigen Zugang zu importiertem Öl haben.

In ihrer Schlussfolgerung weist Neta Crawford auf folgende
wichtige Punkte hin: Selbst wenn die USA öffentlich zusichern, dass
sie ihre militärische Präsenz in Afghanistan, Irak und Syrien
verringern werden, so haben die Vereinigten Staaten trotz
alledem in den letzten Jahren mit einem massiven Ausbau ihrer
 militärischen Kapazitäten begonnen. Der US-Militärhaushalt ist
größer als je zuvor seit dem Ende des Kalten Krieges und erreicht
jedes Jahr neue Höchststände (Im Jahr 2018 beliefen sich die
Militärausgaben der USA auf rund 649 Milliarden US-Dollar. [46] ). Die
USA scheinen bestrebt zu sein, den Persischen Golf auch weiterhin zu
überwachen. Hinzu kommt die verschärfende militärische Konfrontation
mit China und eine zunehmende militärische Präsenz in Afrika. Alle
diese Aktivitäten erfordern Kraftstoff- und Energieverbrauch und
tragen enorm dazu bei, dass sich der anthropogene Klimawandel weiter
verschlimmern wird.

Laut Crawford haben die USA eine wichtige politische
Entscheidung zu treffen: Richten sie ihre Außenpolitik und
militärische Präsenz weiterhin darauf aus, den Zugang zu
fossilen Brennstoffen zu sichern? Oder reduzieren sie den
Einsatz fossiler Brennstoffe, einschließlich der eigenen
Abhängigkeit des Militärs drastisch und vermindern damit die
Notwendigkeit den Zugang zu den Ölressourcen militärisch zu
überwachen?

Eine Verringerung des militärischen Treibstoffverbrauchs wäre in
vierfacher Hinsicht von Vorteil, argumentiert Professor Crawford.

Erstens: Wenn die USA ihre Abhängigkeit vom Öl verringern
würden, könnten die Vereinigten Staaten die
Treibstoffressourcen, die sie zur Verteidigung des Zugangs zum
Öl verwenden, reduzieren. Gleichzeitig könnte Amerika dann das
Ausmaß der US-Militärpräsenz in der Region neu bewerten und seine
Beziehungen zu Saudi-Arabien (Das saudische Regime ist, noch
vor den USA, der größte Sponsor des globalen Terrorismus auf
diesem Planeten [47] ) und anderen Verbündeten in der Region
auf den Prüfstand stellen. Die USA würden
(sicherheits-)politische Vorteile ernten, einschließlich der
Verringerung der Abhängigkeit der Truppen auf dem Feld vom Öl und
von denjenigen, die es bereitstellen.

Zweitens: Durch die drastische Senkung des Verbrauchs an
fossilen Brennstoffen würde das US-Militär die gesamten
Treibhausgasemissionen der Vereinigten Staaten signifikant reduzieren
und vielleicht die Kohlenstoffsequestrierung (= Kohlenstoff aus der
Atmosphäre entfernen und in Boden und Bäumen fixieren) fördern,
sollte auf geschlossenen Basen wieder aufgeforstet werden. Es
gibt viele Möglichkeiten, dies zu tun, so etwa Maßnahmen wie
die Verringerung des Kraftstoffverbrauchs und der Verwendung
alternativer Kraftstoffe, die das Pentagon in bescheidenerem
Umfang bereits getan hat. Außerdem dürften einige
Basisschließungen aufgrund des Klimawandels selbst ohnehin
erforderlich sein.

Der SLVAS-Report 2018 (Screening Level Vulnerability
Assessment Survey) an DOD-Standorten weltweit, folgt diesem Muster.
Der Report hilft klimabedingte militärische Schwachstellen
qualitativ zu verstehen. Von den 1.531 Standorten der
Luftwaffe gaben 60% an, Schäden erlitten zu haben, die sich
aus vergangenen Überschwemmungen, extremen Temperaturen, Dürren,
Lauffeuer oder "Windereignissen" (gemeint sind hier Hurrikans,
Zyklone, Stürme etc., die immer heftiger wüten werden in naher
Zukunft [48] ) ergeben haben. In sehr wenigen Fällen zeigten
die Daten Auswirkungen, die so extrem waren, dass sie die
operative Mission einer Basis lähmten. Der häufigste Faktor war
die Dürre, die 42% aller gemeldeten Schäden ausmachte, gefolgt von
Überschwemmungen, Sturmfluten und Wind mit jeweils 19%.

Von den 761 in SLVAS untersuchten Marinestandorten zeigten 73%
Auswirkungen von Überschwemmungen, extreme Temperaturen, Dürren,
Lauffeuern oder "Windereignissen". Der häufigste Faktor waren
Winde, gefolgt von Überschwemmungen ohne Sturmflut und
Überschwemmungen aufgrund von Sturmfluten. Von den 292 untersuchten
Marinestandorten, die sich im Umkreis von 2 Km um die
Küstenlinie befanden, zeigten 45% der Standorte Auswirkungen auf
Sturmfluten und Nicht-Wetterfluten. Weder das Marine Corps noch die
Armee, lieferten Statistiken. [49]

Eine deutlichere Reduzierung der Treibhausgasemissionen, so Crawford,
wird am effektivsten durch eine Umstrukturierung der
US-Militärpräsenz erreicht, einschließlich der Verringerung weltweiter
 militärischen Operationen und Anlagen, neben der kompletten
Schließung von Stützpunkten in den USA. Die Stilllegung der
militärischen Basen könnte auch zu einer erheblichen
Kohlenstoffbindung führen, wenn diese öffentlichen Flächen
wieder aufgeforstet werden. Anhang 2 der Studie liefert diesbezüglich
bescheidene Vorschläge für Maßnahmen des US-Kongresses.

Drittens: Das Pentagon würde durch die Verringerung des
Einsatzes von Treibstoffen (in Verbindung mit
Emissionsreduzierungen in anderen Sektoren) - die gewaltig zu den
Treibhausgasemissionen beitragen - seinen (wichtigen) Anteil zu
den damit verbundenen Bedrohungen des Klimawandels für die
nationale Sicherheit leisten (s.o.). Tatsächlich könnte das
Pentagon eine extrem wichtige Rolle bei der Verringerung der
schlimmsten Auswirkungen des Klimawandels - und aller potenziellen
Sicherheitsfolgen der globalen Erwärmung - spielen, anstatt nur auf
die globalen Verwüstungen zu reagieren oder "aufzuräumen" (was im
Militär Jargon nichts anderes als sinnlose Gewalt und Krieg
bedeutet), nachdem diese Auswirkungen bereits eingetreten sind.

Und Viertens: Die USA könnten als Folge der geringeren Ausgaben für
Treibstoff und ihrer Operationen zur Gewährleistung des sicheren
Zugangs zu Erdöl langfristig die Militärausgaben der USA
senken und ihre Wirtschaft auf produktivere, sprich nachhaltige
Aktivitäten ausrichten.

Wenn das US-Militär mehr von seinem Energieverbrauch auf
erneuerbare Energien umstellt, würde dies die Industrie für
erneuerbare Energien in den USA stimulieren, mit erheblichen
wirtschaftlichen Vorteilen für die gesamte US-Wirtschaft. [50]
Zusammenfassend lassen sich wichtigsten Befunde der Studie auf
folgenden Punkt bringen: Die Reduzierung des fossilen
Brennstoffverbrauchs des Pentagon hätte enorm positive und kaum
 zu überschätzende Auswirkungen auf den Klimawandel, den
Umweltschutz allgemein, die Bewahrung der Artenvielfalt und am
wichtigsten natürlich, den Frieden. [51]


Fazit

Die Zeit läuft ab und es wird schlimmer. Zu diesem Schluss
kommt ein neuer Sonderbericht des Weltklimarats IPCC. Der
Bericht bestätigt, dass sich der Klimawandel immer fataler und
einschneidender auf die Weltmeere und die Kryosphäre (Gesamtheit des
in gefrorenem Zustand auf der Erde vorkommenden Wassers)
auswirkt. Alle bisherigen Prognosen zum Anstieg des
Meeresspiegels und dem Schmelzen der weltweiten Eis- und
Schneevorkommen müssen nach oben korrigiert werden. Besonders
gravierend sieht es in Grönland und der Arktis aus, wo sich der
Klimawandel mit nahezu doppelter Geschwindigkeit vollzieht. Auch
 die Folgen der Erwärmung für die Meeresumwelt sind dramatisch.
Die Ozeane leiden unter Sauerstoffmangel und versauern immer
schneller. Die Folgen: Extreme Hitzewellen werden zunehmen mit
entsprechenden Konsequenzen für die Meeresbewohner und die
Küstenmetropolen dieser Welt. Die Forscher malen ein düsteres Bild
für die Zukunft unseres Planeten, wenn nicht schnell und energisch
gegengesteuert wird.

Eine geringe Hoffnung die schlimmsten Auswirkungen zu vermeiden
besteht noch: Es muss zu drastischen und sofortigen Einsparungen bei
den CO2-Emissionen kommen. [52]

Bedingt durch den menschlichen Einfluss sind vier von neun planetaren
Grenzen [53] bereits überschritten: Klimawandel, Biodiversität,
Landnutzung und biogeochemische Kreisläufe. Dies ist das Fazit
eines internationalen Teams von 18 Wissenschaftlern im Fachjournal
Science. Zwei dieser Grenzen, nämlich Klimawandel und Artensterben,
sind von entscheidender Bedeutung für das Erdsystem wie wir es kennen.
Werden sie deutlich überschritten, sind irreversible Veränderungen
nicht mehr zu vermeiden.[54] Die bisherigen Voraussagen und
Annahmen zu den Auswirkungen der anthropogenen Klimaerwärmung
waren zu "optimistisch" und die globale Erhitzung entwickelt
sich weitaus drastischer - und vor allen Dingen schneller - als
bisher angenommen. Um die Klimaziele bis 2050 zu erreichen, verfügt
die Menschheit über ein weitaus geringeres CO2-Budget als bisher
angenommen. [55]

Aus den bisherigen Studien und Untersuchungen kann man
schlussfolgern, dass das Militär - neben der industriellen
Landwirtschaft (eine der zerstörerischsten Industrien und
schlimmsten Klimasünder dieses Planeten [56]) und den fossilen
Konzernen (die Rohstoffkonzerne sind in besonders großem Umfang
mit maßloser Umweltzerstörung, Kinderarbeit und Kriegen verbunden
[57]) - weltweit der wahrscheinlich bedeutendste institutionelle
Umweltverschmutzer ist. Es ist nur logisch anzunehmen, dass
die desaströse Umweltbilanz des US-Militärs auch auf alle anderen
Militärmaschinerien dieses Planeten überschrieben werden kann,
nur eben nicht in diesem gigantischen Ausmaß, betrachtet man die
größten globalen Rüstungshaushalte.

Die USA gaben im Jahre 2018 fast so viel für militärische
Rüstung aus (649 Milliarden US-Dollar) wie die nachfolgenden
neun Staaten zusammen (China (250 Milliarden Dollar),
Saudi-Arabien (67.6 Milliarden Dollar), Indien (66.5 Milliarden
Dollar), Frankreich, (63.8 Milliarden Dollar), Russland (61.4
Milliarden Dollar), Großbritannien (50 Milliarden Dollar), Deutschland
 (49.5 Milliarden Dollar), Japan (46.6 Milliarden Dollar) und
Südkorea (43.1 Milliarden Dollar); gesamt (698.5 Milliarden
US-Dollar)).[58]

Konsequenterweise muss man zu dem Schluss gelangen, dass die
Umweltzerstörungen durch den US-Militärapparat auch ein einzigartiges
Level aufweisen und damit beträchtliche Auswirkungen auf die
weltweiten THG-Emissionen haben. Selbstverständlich gilt dies
für alle großen Militärnationen auf diesem Globus. Ein
bedeutender Anteil der Maßnahmen gegen den menschengemachten
Klimawandel müsste deshalb eine umfassende Abrüstung beinhalten,
stattdessen geschieht genau das Gegenteil. Die neusten Zahlen von
2018 des Stockholm International Peace Research Institute, SIPRI, sind
ein bitteres Zeugnis dieser Tatsache.[59]

Die Welt muss die THG-Emissionen verringern, wenn sie noch an einer
lebenswerten Zukunft interessiert ist, darüber ist sich die derzeitige
 multinationale Wissenschaftsforschung nahezu übereinstimmend
sicher.[60] Die Umweltzerstörung und das Aufheizen der Erde durch
die weltweiten Militärapparate muss ebenso gestoppt werden,
ansonsten gleicht der ernsthafte Versuch die THG-Emissionen zu
stoppen einem Scheingefecht.

Auch in Deutschland wird die indirekt umweltgefährdende Wirkung
der Rüstung schon beim Blick auf den Bundeshaushalt unmittelbar klar:
Der Rüstungshaushalt der Bundeswehr für 2019 erreicht einen neuen
Rekord und steigt - nach einem geplanten Nachschlag - von circa 38,5
Milliarden auf mehr als 43,2 Milliarden Euro.[61] Damit ist für
»Verteidigung« in diesem Jahr deutlich mehr Geld vorgesehen als für
die Bereiche Umwelt, Gesundheit, Bildung und Forschung zusammen.
Der Topf des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit steigt von knapp 2 Milliarden auf knapp 2,3
Milliarden Euro. [62] Das Verhältnis von Militärausgaben und dem
Etat der unter anderem den Schutz der Umwelt organisiert, beträgt fast
zwanzig zu eins. Dabei müsste das Verhältnis genau umgekehrt sein.

Die Lippenbekenntnisse unserer Politiker zum Umweltschutz sind
pure Heuchelei angesichts ihrer realen Handlungen, darüber sollte man
sich keinerlei Illusionen machen.

Leider machen die Leitmedien gekonnt einen großen Bogen um
dieses heiße Eisen. Eine Treffersuche dieser bahnbrechenden
Untersuchungen zeigte ein kollektives journalistisches Totschweigen.
Egal ob ARD, ZDF, Deutschlandfunk & Co über SPIEGEL (Slogan:
"SPIEGEL-Leser wissen weniger"), ZEIT, TAZ, FAZ, WELT, SZ
(Süddeutsche Zeitung), diversen überregionalen Tageszeitungen wie FR
(Frankfurter Rundschau) oder Berliner Morgenpost (unsere
selbsternannten Flaggschiffe der Demokratie), bis hin zu dem
absoluten Tiefpunkt des seriösen Journalismus BILD - keinerlei
Treffer.

Da die notwendigen Veränderungen nicht freiwillig geschehen,
muss ein organisierter, gesellschaftlich weltumspannender Druck
entstehen, der von allen Schichten der Gesellschaft unterstützt und
getragen wird. Nur so kann es zu ernsthaften, positiven und dringend
erforderlichen Systemveränderungen kommen.

Der weltweite Protest von Extinction Rebellion, Fridays for
Future, indigener Völker, der Gelbwesten, ATTAC, zahlloser
Umweltverbände wie Greenpeace u.v.a. zeigt beispielhaft, wie
dieser notwendige Widerstand entstehen kann.

Friedensbewegung und Umweltschutzorganisationen sollten zudem an
einem Strang ziehen und eng miteinander kooperieren, denn sie
alle eint derselbe Feind. Den Ruf nach einer Beendigung der
Umweltzerstörung durch Militär und Kriege sollten sowohl
Umweltbewegung wie auch Friedensbewegung als zentrale Forderung an die
Politik adressieren.

Prof. Dr. Rainer Mausfeld hat das gegenwärtige Problem der
Mobilisierung der Massen in einem seiner Vorträge über die
Verwüstungen des globalen Neoliberalismus treffend auf den Punkt
gebracht:

"Dies [di]e politische Apathie und soziale Fragmentierung unserer
Gesellschaft] sind keine Folgen zufälliger Entwicklungen,
sondern Erfolge einer jahrzehntelangen, systematischen Indoktrination
durch die herrschenden Eliten. Mehr als fünfzig Jahre Elitendemokratie
haben uns gezeigt, wohin dieser Weg führt.

Es ist der Weg der Zerstörung.

Der Zerstörung von Gemeinschaft, der Zerstörung der Idee von
Gemeinschaft, der millionenfachen Zerstörung von Leben, der
Zerstörung von kultureller und zivilisatorischer Substanz - vor
allem der Dritten Welt - und der Zerstörung unserer ökologischen
Grundlagen.

Die Nutznießer dieser Zerstörung sehen keinen Grund ihren Weg
zu ändern. Die dazu notwendige Veränderungsenergie kann nur von unten
kommen - von uns.

Das ist unsere Aufgabe und das ist unsere Verantwortung."[63]

Wir sind augenblicklich Zeitzeugen, wie eine vier Milliarden
Jahre alte Erdentwicklung in einer globalen Wirtschaftsmaschinerie
verheizt und ausgelöscht wird. Diese »Megamaschine« erzeugt
einen monströsen Überfluss an Warenschrott und produziert zugleich
Unmengen von Müll. Sie häuft aberwitzigen Reichtum, massenhaftes
Elend, sinnlosen Leerlauf (sog. Bullshit Jobs), Überarbeitung und
permanente ökologische Zerstörung an. [64]

Im Ganzen gesehen repräsentieren die THG-Emissionen, die
Ressourcenplünderung imperialer Kriege und die damit
einhergehende Umweltvernichtung durch die militärischen
Zerstörungsmaschinerien solch ein katastrophales Bild, dass eine
Lösung der kommenden apokalyptischen Klimakatastrophe ohne
Abrüstung und eine Politik des Friedens - und nicht der Eskalation -
schlicht nicht vorstellbar ist. Den Profiteuren der globalen
Militärgewalt muss ebenfalls das Handwerk gelegt werden,
ansonsten wird sich die gesamte Menschheit in einem Alptraum
ohne Erwachen wiederfinden, bis zu ihrem bitteren Ende.
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[55] Naomi Oreskes, Michael Oppenheimer and Dale
Jamieson: Scientists Have Been Underestimating the Pace of Climate
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2016. Fabian Scheidler verwendet den Begriff der »Megamaschine»
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(*) Anmerkung der Schattenblick-Redaktion:

Der Artikel kann als PDF-Datei heruntergeladen werden unter:

https://www.imi-online.de/download/IMI-Studie2019-7-US-Klima-Web.pdf

Die im Schattenblick nicht veröffentlichten Abbildungen, Links und Tabellen
sind dort zu finden.


Link zur IMI-Mitgliederkampagne

http://www.imi-online.de/2019/01/01/imi-mitgliederkampagne/
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2437: Krieg um Rojava, Kampf um die Türkei


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 11 · November 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Krieg um Rojava, Kampf um die Türkei

Der Verrat der USA zwingt die Autonomieverwaltung zum Bündnis mit
Damaskus

von Nick Brauns



Am 9. Oktober begann der schon lange von der türkischen
Staatsführung angedrohte Angriffskrieg auf die als Rojava bekannte
Selbstverwaltungsregion im Norden und Osten Syriens. Vorangegangen war
die Erklärung von US-Präsident Donald Trump, die in Nordsyrien
offiziell zum Kampf gegen den Islamischen Staat (IS) stationierten
US-Soldaten abzuziehen, um einen Zusammenstoß der beiden NATO-Partner
zu verhindern.


Dies wurde vom türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdoğan
zu Recht als grünes Licht für den Einmarsch verstanden. Die
Autonomieverwaltung selbst hat in den USA immer nur einen taktischen
Verbündeten gesehen. Die Plötzlichkeit der Rückzugsentscheidung, die
Trump ohne Konsultation seiner eigenen Regierung oder Militärführung
per Twitter bekanntgab, wurde nichtdestotrotz als Verrat empfunden.
Denn noch im August hatte die US-Regierung zur Verhinderung einer
unmittelbar bevorstehenden türkischen Invasion in Nordsyrien mit
Ankara und den Demokratischen Kräften Syriens (DKS) einen
"Sicherheitsmechanismus" vereinbart. Auf US-Geheiß hin zerstörten die
DKS als vertrauensbildende Maßnahme Grenzbefestigungen und zogen sich
fünf Kilometer tief ins Landesinnere zurück.

Der "Sicherheitsmechanismus" konnte Ankara allerdings nicht
zufriedenstellen, da von der Autonomieregion ja keinerlei militärische
Gefahr für die Türkei ausging. Bedroht sah sich die türkische
Regierung vielmehr durch die Ausstrahlungskraft des dortigen, an den
Ideen des PKK-Vordenkers Abdullah Öcalan orientierten
Gesellschaftssystems, insbesondere auf Kurden und Linke innerhalb der
Türkei.


Das Kriegsziel der Türkei

Erklärtes Kriegsziel der Türkei ist, Nordsyrien von den als
"Terroristen" bezeichneten DKS zu "säubern" und eine rund 450
Kilometer breite und 30 Kilometer tiefe, auf syrisches Territorium
reichende "Sicherheitszone" unter Kontrolle der türkischen Armee zu
errichten. Innerhalb dieses Besatzungsgebietes, das fast alle größeren
Städte der Selbstverwaltungsregion umfasst, plant Ankara den Bau von
über hundert neuen Orten zur Ansiedlung von Millionen in der Türkei
lebenden und dort vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise zunehmend
angefeindeten syrischen Flüchtlinge. Da die Flüchtlinge in der Masse
sunnitische Araber aus anderen Teilen Syriens sind, würde dies eine
massive demografische Veränderung der Bevölkerungsstruktur zuungunsten
der Kurden, wenn nicht sogar deren Vertreibung bedeuten.

Da die türkische Armee nicht die Kraft hat, auf einen Schlag die
gesamte Autonomieregion zu besetzen, besteht ihre Taktik darin, das
Selbstverwaltungsgebiet von der Mitte her zu zerteilen. In einer
zweiten Phase sollen von einem dort errichteten Brückenkopf aus
weitere Gebiete besetzt werden. Zwar erfolgten auch auf die
Städte Kobanê, Qamishli und Derik Luft- und Artillerieangriffe. Doch
der Schwerpunkt der Militäroperationen liegt auf dem 150 Kilometer
breiten und mehrheitlich von Arabern besiedelten Gebiet zwischen den
Grenzstädten Tal Abyad (Girê Sipî) und Serê Kaniyê (Ras al-Ain).

Tal Abyad, das bis 2015 als wichtigste Durchgangsstation des IS für
Kämpfer und Güter aus der Türkei diente, fiel relativ schnell an die
türkische Armee. Dagegen hielten die Verteidiger der umzingelten Stadt
Serê Kaniyê - darunter Kommunisten aus der Türkei sowie eine
syrisch-armenische Einheit - den zahlenmäßig und waffentechnisch
massiv überlegenen Invasionstruppen auch nach zehn Tagen noch stand.

Am Boden kämpfen hauptsächlich die Söldner der sog. Syrischen
Nationalarmee, die unter türkischer Aufsicht aus einer Vielzahl früher
zur Freien Syrischen Armee zählender jihadistischer Kampfgruppen
einschließlich ehemaliger Angehöriger von al-Qaeda und des Islamischen
Staates gebildet wurde.

Luft- und Artillerieangriffe richten sich insbesondere gegen die
zivile Infrastruktur wie Krankenhäuser, Strom- und Wasserversorgung
und Großbäckereien. Dahinter steht das Ziel, die Zivilbevölkerung zu
vertreiben. Um die 200.000 Menschen sind auf der Flucht aus ihren
Heimatorten, die Zahl der zivilen Toten ging bereits nach den ersten
zehn Kriegstagen in die Hunderte. Gezielt wurden Gefängnisse und
Internierungslager für IS-Angehörige von der türkischen Armee
bombardiert. Allein aus dem Lager bei Ain Issa konnten so etwa tausend
IS-Kämpfer und Familienangehörige entkommen.


Der innenpolitische Zweck

Wie schon beim Einmarsch in den syrisch-kurdischen Kanton Afrin wird
die Türkei von einer massiven nationalistischen Welle erfasst.
Diejenigen, die die "Operation Friedensquelle", wie der Angriffskrieg
im Stile Orwellschen Neusprechs offiziell heißt, in sozialen Medien
kritisieren, riskieren ihre Festnahme und eine Anzeige wegen
Terrorpropaganda. Ein innenpolitisches Kriegsziel hat der nach den
Kommunalwahlen politisch angeschlagene Erdoğan, dessen
Regierungspartei AKP deutliche Absetzungserscheinungen zeigt, bereits
erreicht. Die im Zuge der Wahlen in Istanbul erfolgte Annäherung der
säkular-kemalistischen und links-kurdischen Oppositionsparteien dürfte
vorerst Geschichte sein. So stellte sich die
kemalistisch-sozialdemokratische CHP ebenso wie alle übrigen Parteien
mit Ausnahme der linken HDP vorbehaltlos hinter den Überfall auf das
Nachbarland. Auch der als demokratischer Hoffnungsträger gehandelte
Oberbürgermeister von Istanbul, Ekrem Imamoglu, erklärte seine
Zustimmung.

Dahinter mag weniger nationalistische Begeisterung stecken als die
altbekannten Sorgen eines Sozialdemokraten, andernfalls als
"vaterlandsloser Geselle" zu gelten. Nur wenige prominente
CHP-Mitglieder, wie die Istanbuler Parteivorsitzende Canan
Kaftancioglu und der kurdischstämmige Abgeordnete Sezgin Tanrikulu,
äußerten sich kritisch gegen den Krieg.


Neues Abkommen mit Syrien

Bislang konnte sich Rojava halten, indem einerseits auf die eigene
Kraft durch Organisierung und Mobilisierung der Bevölkerung vor Ort
gesetzt wurde, andererseits die Widersprüche der Groß- und
Regionalmächte untereinander ausgenutzt wurden. Doch keine dieser
Mächte hat ein Interesse am Fortleben der Rojava-Revolution. Denn der
radikaldemokratische, feministische und auf die Geschwisterlichkeit
der verschiedenen ethnischen und religiösen Gruppen des
Bevölkerungsmosaiks im Mittleren Osten setzende, perspektivisch auch
antikapitalistische Anspruch der Rojava-Revolution steht den
kolonialistischen und imperialistischen Hegemonieprojekten dieser
Staaten diametral entgegen.

Von ihren US-Partnern in Stich gelassen, sah die Autonome Verwaltung
von Nord- und Ostsyrien, deren Verteidigungskräfte über keine
Luftabwehr verfügen, keinen anderen Weg, als nunmehr ein Abkommen mit
dem syrischen Regime zu suchen. Vereinbart wurde, dass die
Regierungstruppen Stellung an den Nordgrenzen des Landes beziehen, um
gemeinsam mit den DKS die Souveränität und Einheit Syriens gegen die
türkische Aggression zu verteidigen. Infolge dieses Abkommens rückte
die Syrisch-Arabische Armee begleitet von russischer Militärpolizei in
mehrere direkt von türkischen Angriffen bedrohte nordsyrische Städte
wie Manbij und Kobanê ein, aus denen die US-Truppen zuvor teils
fluchtartig abgezogen waren. Die syrischen Regierungstruppen
übernahmen zudem wichtige Infrastruktur wie den Taqba-Staudamm.

Das Abkommen, für dessen Umsetzung Russland als Schutzmacht Syriens
garantieren soll, war aus Sicht der Autonomieverwaltung notwendig, um
die Angriffe des türkischen Staates abzuwehren und den Schutz der
Bevölkerung zu garantieren. "Die Abmachung zwischen uns hat keinen
politischen Hintergrund. Sie ist rein militärischer Natur", betonte
der Oberbefehlshaber der DKS, Mazlum Abdi Kobanê. "Nur dort, wo es
nötig ist, werden wir gemeinsam mit der syrischen Armee kämpfen.
Später werden wir für die Zukunft Syriens die Grundlagen für ein
politisches Abkommen ansteuern."


Kein Projekt der Sezession

Die politischen Selbstverwaltungsstrukturen und die ihr unterstehenden
Kräfte der inneren Sicherheit sind von dem Abkommen nicht betroffen
und existieren weiter. Dass das syrische Regime über kurz oder lang
versuchen wird, seine gestärkte Position dafür zu nutzen, die
rätedemokratischen Strukturen in Rojava zurückzudrängen und
auszuschalten, ist zu befürchten. Doch bei einer hochpolitisierten und
gut organisierten Bevölkerung, die einmal den Atem der Freiheit
geschmeckt hat, dürfte zumindest ein gewaltsames Vorgehen gegen die
Selbstverwaltungsstrukturen auf massiven Widerstand stoßen.

Die Internationalistische Kommune von Rojava, in der anarchistische
und kommunistische Freiwillige aus vielen Ländern organisiert sind,
betont in einer Erklärung, dass das Abkommen "keinen Schwenk in der
taktischen Linie der Autonomieverwaltung darstellt, sondern die
direkte Fortsetzung des Lösungsansatzes der Bewegung ist". Die
Strategie der demokratischen Autonomie sei niemals ein Projekt der
Sezession vom syrischen Zentralstaat gewesen, sondern strebe eine
Lösung der Krise innerhalb der demokratischen Einheit aller Teile
Syriens an. "Die Revolution hat ihre eigenen Prinzipien, und diese
sind nicht verhandelbar; nicht gegenüber den USA, Russland oder auch
dem syrischen Regime", erklärt die Internationalistische Kommune
weiter. "Das Projekt eines vereinigten, demokratisch-föderalen und
unabhängigen Syriens wird auch weiterhin die Linie des Dialogs mit der
Zentralregierung definieren."

Vom Ausgang des Krieges gegen Nordsyrien, der mit Fug und Recht als
ein NATO-Krieg gesehen werden muss, hängt nicht nur die Zukunft der
demokratischen Revolution in Rojava ab. Dieser Krieg wird zugleich
entscheidend für die Türkei sein. Sollte die Türkei - mit
Rückendeckung der um ihre Gunst wetteifernden Großmächte USA und
Russland - als Siegerin aus dem Krieg hervorgehen, wäre das AKP-Regime
auf lange Sicht stabilisiert. Eine Niederlage aber könnte
Erdoğans Sturz beschleunigen. Damit ist der Kampf der heute an
der Seite ihrer kurdischen und arabischen Genossen in Rojava stehenden
türkischen Kommunisten auch ein Kampf für die Freiheit ihres eigenen
Landes.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 11, 34. Jg., November 2019, S. 3

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





VORWÄRTS/1520: Vom Basler Mietenkampf


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 33/34 vom 18. Oktober 2019

Vom Basler Mietenkampf


von Florian Sieber



In den Städten ist bezahlbarer Wohnraum ein knappes Gut. Durch
Spekulation und Aufwertung werden Wohnungen teurer und Arbeiter*innen
verdrängt. Basel ist hier nicht Ausnahme sondern besonders
anschauliches Beispiel. Seit Monaten tobt dort, wenig beachtet, ein
politischer Kampf um Mieten, die man sich leisten kann.

230 Briefe waren es. 230 Kündigungen. 230 Mieter*innen, Familien,
Arbeiter*innen, Rentner*innen, Kinder, Alleinstehende, Menschen in den
unterschiedlichsten Phasen ihres Lebens, die im Februar den Bescheid
bekamen, dass sie ihre Wohnungen am Schorenweg 20/22 verlassen müssen.
Der Grund: Der Credit-Suisse-Anlagefonds, der die Liegenschaft
besitzt, hat Sanierungspläne. Dies, obwohl die meisten Wohnungen in
gutem Zustand sind und in den frühen 2000er Jahren bereits einmal
saniert wurden.


Massenhaft rausgeworfen

Die bisherigen Bewohner*innen der beiden Hochhausüberbauungen im
Hirzbrunnen-Quartier müssen deshalb raus. Man kennt das Spiel: Nach
der Sanierung werden die Wohnungen neu vermietet. Natürlich mit
erhöhtem Mietzins.

Manche der Betroffenen, wie die 80-jährige Hedy, die seit 58 Jahren in
ihrer Wohnung lebt, haben einen Grossteil ihres Lebens hier verbracht.
Nun müssen sie gehen. "Mir tut es wahnsinnig weh, dieses Quartier
verlassen zu müssen. Aber es geht auch nicht nur um mich: Ich denke an
alle anderen", erklärte Berger gegenüber der bz Basel im März. Als
Reaktion auf die Kündigungen und die allgemeinen Entwicklungen auf dem
Basler Wohnungsmarkt kam es in der Folge zu Besetzungen und auch zu
einer Mieter*innendemo.

Die Gekündigten vom Schorenweg sind kein Einzelfall. Am Giessliweg
wurde 30 Mietparteien gekündigt, an der Feldbergstrasse 137 waren es
62 Parteien, an der Rheinfelderstrasse sind es nochmals 60 und an der
Ryffstrasse sind es 32. Die Kündigungen läppern sich zusammen:
Insgesamt schätzt der Mieterverband, dass 2600 Mietparteien ihre
Wohnungen bei insgesamt 34 Massenkündigungen verloren haben, die seit
Sommer 2018 stattfinden.

Bei der Rechnung nicht dabei sind jene, die im Verlauf von kleineren
Kündigungen die Wohnung verloren und jene, die die Wohnung selber
gekündigt haben, nachdem die Kündigung vom Vermieter angekündigt
wurde. Und der massenhafte Rauswurf war im Stadtbild nachvollziehbar:
In Kleinbasel begannen gekündigte Mieter*innen mit Transparenten,
welche an Balkone und Fassaden gehängt wurden, auf die Situation
aufmerksam zu machen. "Massenkündigungen - Wohnen statt Profit"
verlangte beispielsweise ein Banner in der Webergasse in der
Kleinbasler Altstadt. Die Kündigungswelle begann, nachdem die Basler
Stimmberechtigten gleich vier Initiativen angenommen hatten, die die
Wohnungssituation in Basel verbessern sollten. Zwei der Vorlagen waren
eher technischer Natur: So sollten Vermieter*innen verpflichtet
werden, neuen Mieter*innen den Mietzins der Vormieter*innen zu nennen.
Die andere sieht vor, dass bei Verfahren vor Gericht die Mietpartei
nur die eigenen Verfahrenskosten zu tragen hat.


Initiativen gegen Mietenwucher

Die anderen beiden Initiativen gehen weiter: So wurde ein Recht auf
Wohnen in der Basler Kantonsverfassung festgeschrieben. Das letzte der
vier Volksanliegen drehte sich um die Verbesserung des Schutzes vor
Kündigungen und der Erhöhung des Mietzinses. Während die technischen
Vorlagen ohne Probleme umgesetzt wurden, machen die beiden
weiterführenden Initiativen mehr Schwierigkeiten. So geht der
Vorschlag der Basler Regierung für die Einführung eines Rechts auf
Wohnen nicht weiter als der Status quo, der momentan in Städten wie
Zürich bereits herrscht: Mehr Genossenschaften sollen her und eine
Stiftung für den Bau von Wohnungen soll eingerichtet werden. Für die
weitere Vorlage soll die Sanierung von Liegenschaften
bewilligungspflichtig werden, den Anstieg des Mietzinses nach der
Sanierung will man begrenzen. Eine Übergangsbestimmung fehlte den
Vorlagen. Wohl vor allem darum sehen sich Basler
Immobiliensspekulant*innen im Zugzwang schnell noch eine Sanierung
durchzuboxen, um noch eine massive Erhöhung der Mietzinse zu
ermöglichen. So wurden laut Angaben der Onlinezeitung Republik die
Mieten bei der Liegenschaft an der Ryffstrasse um 20 Prozent von 1300
auf 1600 Franken erhöht. Gerade solche Sprünge beim Mietzins sollten
die Initiativen verhindern.


Bürgerliche Krokodilstränen

Während die Kündigungsbriefe rausflattern, wird nach Schuldigen
gesucht. Beim Basler Gewerbeverband wird der Mieter*innenverband (MV)
in die Mangel genommen. So hätten laut Gewerbeverband die Initiativen
versucht "einen Keil zwischen die Vermieterschaft und die Mieter*innen
zu treiben" und würden mit ihren Vorlagen "investitionsfeindlich"
vorgehen. Beim MV nahm man derweil auch die Basler Regierung in die
Kritik. In der Basellandschaftlichen Zeitung monierte im März der
Co-Geschäftsleiter des Basler MV Beat Leuthardt, dass es zu lange
brauche, bis die Wohnschutzverordnung endlich in Kraft tritt. Dabei
geht aber oft eine Gruppe vergessen, die unmittelbar für das Leid
derjenigen Betroffenen, die ihre Wohnung verloren haben,
verantwortlich ist: Die Kapitalist*innen selber, die an den
Sanierungen, Mietzinserhöhungen und Massenkündigungen verdienen. Die
Geschichte dieses aktuellen Basler Mietenkampfs lässt sich aber nicht
mit Klagen über die moralische Verkommenheit von
Immobilienspekulant*innen lösen. Die Entwicklungen in Basel wurden
bereits in Berlin, in London, in Zürich vorweggenommen, wo
Kapitalist*innen mit Verdrängung Profite machen. Was in Basel
geschieht, ist nichts Neues. Es zeigt aber, dass Wohnraum nichts ist,
was man dem Markt überlassen darf und dass gut gemeinte technische
Lösungen Enteignungen nicht ersetzen.
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MELDUNG/1031: München - ARD-Jugendmedientag im Bayerischen Rundfunk (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. November 2019

BR backstage

Der ARD-Jugendmedientag im Bayerischen Rundfunk

Montag, 11. November 2019, im Münchner Funkhaus, auf dem
Fernsehgelände Freimann, in Unterföhring, im Studio Nürnberg und am
Set in "Lansing"



Beim ARD-Jugendmedientag im Bayerischen Rundfunk erfahren rund 600
Jugendliche an fünf BR-Standorten, wie Radio, Fernsehen und das Netz
funktionieren. Wie werde ich Insta-ReporterIn? Wie produziert man eine
Fernsehsehsendung? Wie erkenne ich Fake News? Antworten auf diese und
viele andere Fragen liefert der Bayerische Rundfunk am Montag, 11.
November 2019.

Zum vierten Mal lädt der BR zu BR backstage ein: Über 600 Jugendliche
aus ganz Bayern schauen am 11. November hinter die Kulissen und werden
selbst zu MedienmacherInnen. An fünf Standorten liefert der BR einen
ganz anderen Stundenplan für die SchülerInnen: Medienkompetenz zum
Anfassen! 33 Schulen aller weiterführenden Schularten aus allen
Regionen Bayerns haben sich angemeldet. Im Münchner Funkhaus, auf dem
Fernsehgelände in München-Freimann, im Fernsehstudio Unterföhring, im
Studio Franken in Nürnberg und im Filmdorf "Lansing" ("Dahoam is
dahoam") wird gefilmt, interviewt, aufgezeichnet, gepostet und
natürlich auch gesendet.

Im Münchner Funkhaus, auf dem Fernsehgelände Freimann und in
Unterföhring

Im Funkhaus arbeiten die SchülerInnen zum Beispiel als
RegieassistentInnen an der BR-Snapchat-Serie "iam.josephina" mit.
Außerdem lernen sie als Social-Media-JournalistInnen, was Echokammern
und Filterblasen im Netz sind, wie man mit Hasskommentaren umgeht und
Fake News enttarnt. Die Jugendlichen erleben unter anderem auch, wie
unterschiedlich ein Thema medial erzählt werden kann. Im Workshop "Ein
Thema auf allen Kanälen" steht der Klimawandel im Mittelpunkt. Es
werden Trickfilme, Podcasts und eine Talkshow produziert, Klimafakten
gecheckt und datenjournalistisch aufbereitet und ein Klimaexperte
interviewt. Spannend wird die Skype-Schalte zum
USA-Auslandskorrespondenten ins Studio Washington, Thorsten Teichmann.
Den dürfen die SchülerInnen alles zu seinem Arbeitsalltag fragen.

Auf dem Fernsehgelände in Freimann bekommen die SchülerInnen unter
anderem Tipps von Rundschau-Moderatorin Sandra Rieß und dürfen dann im
Rundschau-Studio selbst moderieren. Außerdem erfahren sie, wie
Filmmusik gemacht wird und was einen guten Instagram Kanal ausmacht.
Aufregend wird es im Sendezentrum der Fernsehstudios - dem
Fernsehgehirn! Nach einer simulierten Störung müssen die SchülerInnen
das Fernsehprogramm retten. In Unterföhring probieren die Jugendlichen
im Studio der Kabarettsendung "SchleichFernsehen" aus, wie es ist, als
RegisseurIn oder hinter der Kamera zu arbeiten. Außerdem lernen sie
die Arbeit eines Gag-Schreibers kennen und dürfen dann selbst
ausprobieren, ob sie das das Zeug zum Comedian haben.


Im Studio Nürnberg und am Set in "Lansing"

Serienluft schnuppern können die Jugendlichen am Set von "Dahoam is
Dahoam". In der Nähe von Dachau produziert der BR im fiktiven Filmdorf
"Lansing" die erfolgreiche bayerische Daily. Hier können sie die
wichtigsten Handgriffe bei Dreh, Regie und Postproduktion selbst
machen und die eigene Kreativität erleben. Im Studio Franken in
Nürnberg sind die Schüler bei einer Musikproduktion für die
Digitalwelle BR Heimat nicht nur dabei, sie singen sogar bei der
Produktion mit. Außerdem produzieren sie ein Mini-Hörspiel und lernen
unter anderem, wie man extremistische Posts in den Sozialen Medien
erkennt und wie man Fake News von echten Nachrichten unterscheidet.


Premiere: ARD-Jugendmedientag in allen ARD-Häusern

Mit dem ARD-Jugendmedientag findet erstmals, unter der Federführung
des Bayerischen Rundfunks, eine deutschlandweite
Medienkompetenz-Aktion im ARD-Verbund statt. Am 11. und 12. November
gibt es in allen ARD-Häusern spannende Workshops für rund 2.300
SchülerInnen.


Unser Auftrag: Medienkompetenz vermitteln

Ein spannender Tag mit einmaligen Einblicken in die Welt der Medien -
aber nicht nur das. BR backstage und der ARD-Jugendmedientag
vermitteln auch Schlüsselkompetenzen in der Informationsgesellschaft.
Wie viel Fake steckt im Netz? Und wie schütze ich meine persönlichen
Daten? Der BR und die gesamte ARD helfen hier im Rahmen ihres
Bildungsauftrags jungen Menschen dabei, Nachrichten und Medieninhalte
kritisch zu hinterfragen und Inhalte richtig einzuordnen.

"Die digitale Welt bietet den Jugendlichen einen nahezu
 unbegrenzten Zugang zu Informationen. Die gilt es zu bewerten. Doch
 wie bekommen professionelle JournalistInnen ihr Material, wie
 überprüfen sie Quellen, und wie wählen sie für Sendungen aus? Wie
 läuft die Zusammenarbeit zwischen Technik und Redaktionen? Dies
 erfährt man am besten, indem man selbst Beiträge produziert und mit
 InternetspezialistInnen, TechnikerInnen und JournalistInnen
 diskutiert - beim Jugendmedientag 2019!"

 Isabella Schmid, Leiterin BR-Medienkompetenzprojekte, Federführung
 ARD-Jugendmedientag




Jugendliche berichten auf Instagram

Die Sendungen des BR Fernsehens, die BR Hörfunkwellen, BR24 und br.de
greifen das aktuelle Geschehen an diesem Tag in ihren Programmen und
Angeboten auf. Im Internet berichten die Jugendlichen als
Insta-ReporterInnen selbst von der Veranstaltung und sind den ganzen
Tag im Netz unterwegs.

BR backstage - der ARD-Jugendmedientag im Bayerischen Rundfunk wird
unterstützt vom Institut für Rundfunktechnik (IRT).

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. November 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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UNTERHALTUNG/641: Das Erste - Frag doch mal die Maus. Die große Samstagabendshow, 9.11.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 25. September
2019

ARD-Themenwoche "Zukunft Bildung"

Frag doch mal die Maus

Die große Samstagabendshow für die ganze Familie

Moderation: Eckart von Hirschhausen

Gäste: Judith Rakers, Katarina Witt,

Sven Hannawald und Lisa Feller

Samstag, 9. November, 20.15 Uhr, Das Erste



Trabi, Wartburg oder Lada: Mit einem alten DDR-Flitzer werden Eckart
von Hirschhausen und seine prominenten Gäste diesmal die Maus-Show
eröffnen. Denn vor genau 30 Jahren fiel die Berliner Mauer. Der
neunjährige Julius wird eine ganz besondere Frage dazu mitbringen:
Seine Oma hat am Tag des Mauerfalls Geschichte geschrieben. Was genau
hat sie getan?

Außerdem: Die Maus-Show gibt im Fernsehen den Startschuss für die
ARD-Themenwoche 2019 "Zukunft Bildung". Darum hat der große
"Fragenhagel" diesmal kniffligen Schulstoff auf Lager. Wissen die
Prominenten, was ein Fünftklässer längst auf dem Kasten haben sollte?

Natürlich gibt es auch wieder jede Menge kuriose Fragen, die eher
selten auf dem Stundenplan stehen: Wie können Schallwellen in
Dunstabzugshauben Leben retten? Warum gehen Robben manchmal in die
"Bananenstellung"? Und wieso gibt es eigentlich Ampelmännchen? Fragen,
die nur Kinder stellen. Und die glasklaren Antworten dazu kommen
wieder von den legendären Helden aus der "Sendung mit der Maus":

Für Armin Maiwald, Ralph Caspers, Siham El-Maimouni und Christoph
Biemann ist kein Rätsel zu groß und kein Experiment zu schwer. Denn
bei "Frag doch mal die Maus" gehen sie verblüffenden Alltagsfragen auf
den Grund, an die sich sonst (fast) keiner traut.


Übersicht zur ARD-Themenwoche 2019 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/11/20191109_uebersicht_ard_themenwoche_zukunft_bildung.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 25. September 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln
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MELDUNG/1980: Deutschlandfunk - Ungarn und Europa, 30 Jahre Umbruch, 9.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ungarn und Europa - 30 Jahre Umbruch

Mit Reportagen von Stephan Ozsváth

Gesichter Europas

Samstag, 9. November 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Das Paneuropäische Picknick im August 1989 machte den symbolträchtigen
Anfang. Tatsächlich hatte die ungarische Regierung von damals bereits
vor dem Sommer Signale der Öffnung Richtung Westen geschickt. Die
Erinnerung an Ungarns Rolle beim Fall der Mauer zwischen Ost und West
ist Anlass für einen Blick auf das Ungarn von heute, auf
Geschichtsinterpretationen, auf Medienpolitik, auf neue Mauern, aber
auch auf zarte Pflänzchen der Europa-Begeisterung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/3041: Deutschlandfunk Kultur - Musik, Demokratie, Europa, 9.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Live aus dem Kulturpalast Dresden

"... und der Zukunft zugewandt!"

Musik - Demokratie - Europa

Werke von Friedrich Schenker, Paul-Heinz Dittrich, Georg Katzer und
Friedrich Goldmann

Themenabend Musik

Samstag, 9. November 2019, 19.05 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Gesungen wurde die oben zitierte Zeile aus der Nationalhymne der DDR
schon seit den 1970er-Jahren nicht mehr, da im Text ein "Deutschland,
einig Vaterland" beschworen wurde, das längst nicht mehr Staatsziel
war. Als 1990 Deutschland tatsächlich geeint wurde, hatte das für
viele Protagonisten der zeitgenössischen Musik der DDR einschneidende
Folgen. Ihre Musik, die zuvor oft quer stand zu den Forderungen einer
staatskonformen Kunst, wurde nun ziemlich vollständig ins Abseits
gedrängt. Wir stellen einige Werke erneut zur Diskussion - nicht nur
als Zeitdokumente, sondern als Kunstwerke, die dank ihrer Qualität
unverändert Relevanz haben.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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TALK/1690: Deutschlandfunk Kultur - "Deutschland, ein zerrissenes Land?", 8.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 31.10.2019

"Deutschland, ein zerrissenes Land? Auf der Suche nach einer
gemeinsamen Identität"

Freitag, 8. November 2019, 18.05 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Zum 30. Jahrestag des Mauerfalls wird wieder leidenschaftlich
diskutiert: Sind wir ein Volk? Gibt es eine gemeinsame Vorstellung
davon, wer wir Deutschen sind und auch sein wollen, gibt es eine
gemeinsame Identität?

Oder ist dieser Anspruch - noch - überzogen? Gibt es vielmehr nach wie
vor eine west- und eine ostdeutsche Identität?

Sind wir, wie es oft behauptet wird, ein zerrissenes Land? Oder, auf
der anderen Seite: Was verbindet uns Deutsche? Die gemeinsame Sprache,
das Grundgesetz, die Kultur, unsere Vergangenheit?

Über diese und weitere Fragen diskutieren am 7. November um 19.30 Uhr
in der Dresdner Frauenkirche:


	Prof. Raj Kollmorgen, Hochschule Zittau/Görlitz, Fakultät Sozialwissenschaften, Professur Management des sozialen Wandels

	Dirk Neubauer, Bürgermeister von Augustusburg, SPD, Autor von: "Das Problem sind wir: Ein Bürgermeister in Sachsen kämpft für die Demokratie"

	Dr. Adriana Lettrari-Pietzcker, Organisationsberaterin, Speakerin, Publizistin und Gründerin von "Netzwerk 3te Generation Ost"



Moderation: Alexandra Gerlach, Deutschlandradio

Die Podiumsdiskussion findet im Rahmen der Veranstaltungsreihe "Forum
Frauenkirche" in der Dresdner Frauenkirche in Kooperation mit
Deutschlandfunk Kultur und Sächsischer Zeitung statt.

Die Aufzeichnung der Veranstaltung ist am 8. November um 18.05 Uhr im
Programm von Deutschlandfunk Kultur zu hören und ist anschließend
unter deutschlandfunkkultur.de und in der Dlf Audiothek (App für iOS
und Android) abrufbar. Live zu hören ist die Diskussion im
Digitalkanal Dokumente und Debatten (DAB+).

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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ONKOLOGIE/2032: Forschung - Achillesferse von Tumorzellen gefunden (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 05.11.2019

Achillesferse von Tumorzellen gefunden



Bei fast allen Fällen von Darmkrebs ist ein ganz bestimmtes Gen mutiert -
das bietet Chancen, um breit wirksame Therapieansätze zu entwickeln.
Würzburger Forschungsteams sind hier einen Schritt weitergekommen.

Bei 90 Prozent aller Fälle von Dickdarmkrebs haben die Tumorzellen eine
Gemeinsamkeit: Das APC-Gen ist mutiert. In genau diesen Zellen suchten
Forschungsgruppen der Julius-Maximilians-Universität (JMU) Würzburg nach
Angriffspunkten, über die man die Krebszellen zerstören könnte.

"Wir wollten Gene finden, die nur für das Überleben von Zellen mit
APC-Mutation wichtig sind, nicht aber für gesunde Zellen", erklärt Dr. Armin
Wiegering, Leiter einer Nachwuchsgruppe am Biozentrum der JMU und Oberarzt
in der Chirurgie des Würzburger Universitätsklinikums.

Die Suche nach der Nadel im Heuhaufen hatte Erfolg. Das berichten die
Forschungsteams jetzt im Fachjournal Nature Cell Biology: Hemmten sie das
Gen mit dem Namen eIF2B5, dann starben die mutierten Darmkrebszellen den
sogenannten programmierten Zelltod - das ist ein
Selbstzerstörungsprogramm, mit dem der Organismus im Normalfall
beschädigte oder gealterte Zellen entsorgt. Gesunde Zellen dagegen
verkrafteten die Hemmung des Gens ohne jegliche Beeinträchtigung.

Möglicher Angriffspunkt für die Behandlung

"Damit haben wir eine sehr spezifische Achillesferse von APC-mutierten
Tumoren identifiziert", sagt Professor Martin Eilers, Krebsforscher am
Biozentrum. Man kenne nun eine Stelle, an der neu zu entwickelnde
Antitumor-Medikamente möglicherweise sehr gezielt wirken können.

Die Wirksamkeit einer elF2B5-Hemmung zeigte sich zum einen im Tierversuch.
Wenn das Gen in Mäusen nicht voll aktiv ist, bekommen sie nicht so schnell
Dickdarmkrebs und überleben diesen deutlich länger, falls sie ihn doch
bekommen. Zum anderen experimentierten die Forscher mit Organoiden. Das
sind Miniatur-Tumore, die im Labor aus dem Krebsgewebe von Patienten
herangezogen werden. Wurde hier die elF2B5-Menge reduziert, starben die
Organoide ab.

Weitere Gene sollen untersucht werden

Als nächstes wollen die Forscher weitere Gene in Dickdarmkrebszellen
untersuchen - denn elF2B5 ist nur eine von fünf Untereinheiten des
größeren eIF2B-Genkomplexes. "Wir möchten auch die anderen Untereinheiten
charakterisieren und prüfen, ob wir hier ebenfalls eine Spezifität
finden", wie Wiegering ankündigt. Anschließend soll eine Methode etabliert
werden, mit der sich eIF2B5 in Krebszellen abbauen lässt. Ist man hierbei
erfolgreich, könnte sich daraus vielleicht eine neue Option für Therapien
ergeben.

Dickdarmkrebs

Dickdarmkrebs ist eines der drei häufigsten Tumorleiden. Rund sechs
Prozent aller Menschen in Deutschland erkranken im Laufe ihres Lebens
daran; etwa die Hälfte der Betroffenen stirbt an den Folgen des Tumors.
Nachdem über 90 Prozent aller Dickdarmtumoren eine APC-Mutation aufweisen,
könnte sich aus den Forschungen an der JMU ein sehr breiter, neuer
Therapieansatz ergeben.

Förderer und Kooperationspartner

Finanziell gefördert wurden diese Arbeiten vom Interdisziplinären Zentrum
für Klinische Forschung IZKF Würzburg, von der
Else-Kröner-Fresenius-Stiftung, der Deutschen Forschungsgemeinschaft und der Europäischen Union.

Am Zustandekommen der Publikation in Nature Cell Biology waren maßgeblich
beteiligt: die Klinik für Allgemein-, Viszeral-, Transplantations-, Gefäß-
und Kinderchirurgie des Universitätsklinikums Würzburg, der Lehrstuhl für
Biochemie und Molekularbiologie am Biozentrum der JMU, das Institut für
Pathologie der JMU und das Beatson Institute in Glasgow, Schottland.


Originalpublikation:

A MYC-GCN2-eIF2? negative feedback loop limits protein synthesis to
prevent MYC-dependent apoptosis in colorectal cancer. Nature Cell Biology,
4. November 2019

DOI 10.1038/s41556-019-0408-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 05.11.2019
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ORTHOPÄDIE/403: Bänderriss im Knie - Ursache, Symptome und Therapiemöglichkeiten (AOK Hessen)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 4. November 2019

Bänderriss im Knie: Ursache, Symptome und Therapiemöglichkeiten



Bad Homburg - Manchmal reicht eine schnelle ruckartige Bewegung und
schon ist es passiert, ein Bänderriss im Knie. Meist sind aber
Sportunfälle, insbesondere beim Fußball oder Skifahren, dafür
verantwortlich. Betroffene verspüren unmittelbar einen starken,
stechenden Schmerz. Kreuzbänder, das Innenband oder das Außenband im
Knie können dabei teilweise oder vollständig reißen. Verschiedene
Behandlungsmethoden und eine passende Therapie helfen, einen
Bänderriss vollständig zu heilen. Die AOK Hessen informiert über die
Erkrankung und Behandlungsmethoden.

Das Kniegelenk ist das größte Gelenk im menschlichen Körper und für
die menschliche Fortbewegung unerlässlich. Es hat wie fast alle großen
Gelenke kräftige Bandstrukturen, die das Knie stabilisieren. Diese
Bänder bestehen aus wenig dehnbarem, faserartigem Bindegewebe und
können ein Gelenk auch in Bewegung sichern. Im Knie geben vier Bänder
dem Kniegelenk Halt, das Außenband, das Innenband sowie das vordere
und hintere Kreuzband. Diese Bänder sind nur eingeschränkt dehnbar.
Wird ein Band über die Elastizitätsgrenze hinaus strapaziert, kann es
teilweise oder ganz reißen. Das passiert häufig bei Sportunfällen,
wenn das Knie gewaltsam verdreht wird oder es bei einem Sturz einen
kräftigen Schlag bekommt. In manchen Fällen können dabei sogar mehrere
Bänder gleichzeitig reißen. Zusätzlich können auch Knorpel, Menisken,
Gelenkkapsel oder Knochen verletzt werden.

Symptome für einen Bänderriss können ein plötzlicher, heftiger,
stechender Schmerz, eine starke Schwellung, ein Bluterguss, ein
ausgeprägter Druck- und Bewegungsschmerz sowie ein
Instabilitätsgefühl, ein Gefühl des Wegknickens des Gelenks, entweder
nach vorne (Kreuzband) oder seitlich (Außen- und Innenband) sein.

Bei starken Schmerzen und einer deutlichen Schwellung sollte immer ein
Arzt aufgesucht werden. Dieser kann feststellen, was genau mit dem
Band oder Gelenk passiert ist. Der Schmerz allein sagt noch nichts
darüber aus, ob etwas im Knie gerissen ist. Eine Bänderdehnung ist
manchmal sogar schmerzhafter als ein Riss. Wird der Riss sofort
versorgt, verläuft die Heilung normalerweise zeitnah und
unkompliziert. Unbehandelte Bänderrisse können jedoch zu
Langzeitschäden wie dauerhafter Instabilität und vorzeitigem
Verschleiß führen.

Ein Bänderriss kann mit oder ohne chirurgischen Eingriff versorgt
werden. Das ist abhängig davon, ob ein Band teilweise oder ganz
gerissen ist und ob noch weitere Verletzungen im Kniegelenk vorhanden
sind.

Ist eine Operation jedoch notwendig, werden die gerissenen Bänder
meist minimalinvasiv im Rahmen einer Gelenkspiegelung (Arthroskopie)
versorgt. Mit dieser Operationsmethode ist es möglich, Schäden im Knie
zu beheben, ohne das Knie zu eröffnen. Dieses Verfahren nennt sich
Schlüsselloch-Chirurgie. Bei dieser Methode werden sehr kleine
Schnitte gesetzt, durch welche eine dünne Spezialkamera und
Operationsinstrumente in das Gelenk eingeführt werden. Dabei wird das
gerissene, aber noch vorhandene Bandgewebe genäht. Ist das Band zu
stark geschädigt, wird es durch andere Bindegewebsstrukturen, zum
Beispiel Sehnen, seltener auch durch künstliche Implantate, ersetzt.
Der Eingriff kann stationär oder ambulant erfolgen.

In vielen Fällen muss jedoch nicht unbedingt operiert werden. Zum
Beispiel wenn ein Band nur angerissen ist. Das betroffene Kniegelenk
wird erst einmal ruhiggestellt durch eine flexible Schiene, eine
sogenannte Orthese oder Unterarm-Gehstützen. Schmerzlindernde,
entzündungshemmende und abschwellende Medikamente können die Symptome
lindern. Meist dauert die Behandlung mehrere Wochen.

Unabhängig davon, ob ein Bänderriss operativ versorgt wurde, ist im
Anschluss immer eine Physiotherapie zu empfehlen. Gezielte Übungen zum
Muskelaufbau und Koordinationstraining unterstützen den
Heilungsprozess positiv.

 * 

Quelle:

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressemitteilung vom 4. November 2019

Basler Straße 2, 61352 Bad Homburg

Telefon: 0800 0000 255, Fax: 069 / 85 091-7920

E-Mail: service@he.aok.de

Internet: www.aok.de/hessen
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GENTECHNIK/294: Synthetische Phagen mit programmierbarer Spezifität (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 04.11.2019

Synthetische Phagen mit programmierbarer Spezifität



ETH-Forscher haben Wege gefunden, Bakteriophagen so zu programmieren,
dass sie nebst ihrem üblichen Wirt auch andere Mikroorganismen erkennen
und abtöten können. Damit ebnen die Forscher den Weg für den
therapeutischen Einsatz standardisierter Phagen.


Bakteriophagen (oder kurz: Phagen) werden als potenzielle Wunderwaffe
gegen krankmachende Bakterien gehandelt, insbesondere solche, die gegen
jegliche Antibiotika resistent geworden sind. Phagen sind Viren, die
Bakterien befallen, wobei sie höchst wirtsspezifisch sind, also nur
einzelne Bakterienarten oder sogar Unterarten präzise erkennen und
effizient abtöten können - ohne Kollateralschäden in der übrigen
Bakterienflora anzurichten, wie dies Antibiotika oft tun.

Diese hohe Spezifität hat aber auch einen Nachteil: Um Phagen für
Therapien verwenden zu können, mussten sie bis anhin aus der natürlichen
Umwelt isoliert und charakterisiert werden. Das ist zeit- und
arbeitsintensiv. Und um halbwegs sicher zu gehen, dass der richtige dabei
ist, mussten Kliniker verschiedene Phagentypen aufs Mal verabreichen.
Solche Therapien sind allerdings kaum standardisierbar.

Phagen genetisch modifizert

Unter der Leitung von Samuel Kilcher, Träger eines SNF Ambizione Grants,
haben Forschende am Institut für Lebensmittel, Ernährung und Gesundheit
(IFNH) der ETH Zürich nun bestimmte Phagen genetisch so umprogrammiert,
dass deren Nachkommen auch andere Wirte als ihren üblichen erkennen und
attackieren können. Dies berichten die Forscher in der Fachzeitschrift
«Cell Reports».

Phagen binden ihre Wirte mittels sogenannter Rezeptorbindeproteine, welche
das Zielbakterium nach dem Schlüssel-Schloss-Prinzip erkennen. «Mithilfe
der Röntgenkristallographie haben wir die erste atomare Struktur des
Rezeptorbindeproteins eines Listeriaphagen gelöst», sagt der Erstautor
Matthew Dunne.

Anhand dieser Information entwarfen die Forscher dann neue
Rezeptorbindeproteine mit unterschiedlicher Wirtsspezifität, welche nach
dem Legoprinzip aus verschiedenen Proteinbestandteilen zusammengebaut
werden können. Listeriaphagen wurden letztlich genetisch so modifiziert,
dass sie solche Designer-Rezeptorbindeproteine kodieren und daher neue
Stämme des Zielbakteriums erkennen, infizieren und töten. Obwohl diese
verschiedenen Designerphagen neue Wirte attackieren, teilen sie ein und
dasselbe strukturelle «Gerüst».

Ein Phagencocktail als Therapieform

Für eine Therapie könnte nun ein Mix solcher Phagenvarianten verwendet
werden. «Einen breiten Wirtsbereich können wir abdecken, wenn wir mehrere
synthetisch erzeugte Phagen in einem einzigen Cocktail verabreichen
würden», erklärt Kilcher. Der Unterschied zu einem Wildtyp-Phagencocktail
sei, dass die synthetischen viel gezielter entwickelt, hergestellt und
angepasst werden könnten. Die künstlichen Phagen in Reinkultur zu züchten,
ist weder teuer noch aufwändig. «Wir können sie für fast jeden
Einsatzzweck entsprechend programmieren.»

Nebst therapeutischen Anwendungen könnten die Forschenden die
synthetischen Phagen z.B. auch als diagnostische Marker von spezifischen
molekularen Strukturen einsetzen, etwa um in einer gemischten
Bakterienpopulation genau einen Stamm zu identifizieren.

Weiter Weg zur Therapie

Bis eine Therapie mit genetisch modifizierten Phagen in die Klinik kommt,
sind noch viele Hürden zu nehmen. Die vorliegende Studie ist erst ein
Machbarkeitsnachweis. Sie bezieht sich auf das Modellsystem Listeria.
Dieses Bakterium kommt in Lebensmitteln vor und kann bei immunschwachen
Menschen schwere Infektionen hervorrufen.

Die Forscher planen nun, künstliche Phagen gegen andere Krankheitserreger
zu erzeugen, bei welchen die herkömmliche Therapie aufgrund von
Antibiotikaresistenz oft schwierig ist. Dazu gehören beispielsweise
Staphylococcus aureus, Klebsiella pneumoniae, Pseudomonas aeruginosa und
Enterobacter. Die Methoden zur Herstellung solcher Phagen im Labor müssen
jedoch erst noch entwickelt werden. «Jeder Phage und jeder Wirtsorganismus
bergen besondere Herausforderungen», betont ETH-Professor Martin
Loessner, Studienkoautor und Leiter des Labors für
Lebensmittelmikrobiologie am IFNH. Er denkt aber, dass es nur eine Frage
der Zeit ist, bis auch eine Werkbank für solche Erreger entwickelt wird.

Auf Phagentherapien ruhen viele Hoffnungen. In einem Fall wurden genetisch
modifizierte Phagen bereits heute therapeutisch eingesetzt. So berichteten
amerikanische Forschende vor wenigen Monaten in der Fachzeitschrift
«Nature Medicine» über einen Fall, bei dem einer 15-Jährigen, die an
cystischer Fibrose leidet, Phagen verabreicht wurden, um eine schwere, von
Mycobakterien verursachte Infektion zu heilen. Das gelang. Noch aber
fehlen breit angelegte klinische Studien, die für die Zulassung von
Phagentherapien notwendig sind.


Originalpublikation:

Dunne M, et al. Reprogramming Bacteriophage Host Range through
Structure-Guided Design of Chimeric Receptor Binding Proteins. Cell
Reports, Vol 29, Issue 5, p1336-1350.E4, Oct 29, 2019. 

DOI: 10.1016/j.celrep.2019.09.062

Weitere Informationen finden Sie unter

https://ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2019/11/phagen-umprogrammiert.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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MELDUNG/1018: Wettbewerbsprojekte - Mit KI-Chips Herzrhythmusstörungen erkennen (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 5. November 2019

Mit KI-Chips Herzrhythmusstörungen erkennen


Die Projekte der BMBF Pilotinitiative für Sprunginnovationen

"Energieeffizientes KI-System" beginnen mit ihrer Arbeit - der
Wettbewerb läuft ein Jahr



Damit Künstliche Intelligenz (KI) Nutzen schafft und in viele
Anwendungen Einzug hält, muss der Energieverbrauch von heutiger
Mikroelektronik für viele Anwendungen, besonders für mobile und
sicherheitskritische Einsatzbereiche, gesenkt werden. In einem
einjährigen Wettbewerb treten seit diesem Monat insgesamt 18
teilnehmende Hochschulen und Forschungseinrichtungen in elf parallel
laufenden Vorhaben gegeneinander an, um die beste Idee zu küren.

Staatssekretär Wolf-Dieter Lukas erklärte zum Start der
Wettbewerbsprojekte und aus Anlass des heute beginnenden edaForum19:
"An Hochschulen und Forschungseinrichtungen gibt es viele gute Ideen
zur Verbesserung der Energieeffizienz von Mikroelektronik. Über die
Projekte 'Energieeffizientes KI-System' wollen wir herausfinden,
welche Forschergruppe bei der vorgegebenen Aufgabe das KI-System mit
dem geringsten Energieverbrauch schafft. Bei dieser Forschung können
wir uns von der Datenverarbeitung im Gehirn inspirieren lassen. Unser
Gehirn braucht für Analyseaufgaben vergleichbarer Größenordnungen
nämlich weniger Energie, arbeitet also wesentlich energieeffizienter.
Das zeigt uns, wie viel besser es geht."

Die Wettbewerbsprojekte sollen jeweils einen energieeffizienten
Mikroelektronik-Chip entwerfen und erproben, auf der leistungsfähige
Algorithmen (Künstlichen Intelligenz) laufen können. Das
"Energieeffiziente KI-System" lernt am Beispiel von EKG-Daten,
Herzrhythmusstörungen mit sehr hoher Genauigkeit und möglichst
geringem Energieverbrauch zu erkennen. Als Lern-Daten dienen im
Wettbewerb mehre tausend EKG Datensätze, die von Kardiologen des
Telemedizinzentrums der Charité in Berlin, im Einklang mit dem
Datenschutz, zur Verfügung gestellt wurden.

Der Wettbewerb fordert, dass das KI-System mit einer Genauigkeit von
mindestens 90 Prozent ein Herz-Vorhofflimmern erkennt und dieses
nahezu in Echtzeit klassifiziert. Die drei energie-effizientesten
Systeme gewinnen den Wettbewerb und erhalten die Gelegenheit, in einem
Folgeprojekt die Anwendung ihres innovativen Konzepts auch mit
Industriepartnern voran zu treiben.

Das Ziel, auf das sich die Hochschulen im Pilotinnovationswettbewerb
"Energieeffizientes KI-System" ausrichten, ist unter Mitwirkung der
Industrie so gewählt, dass die Industrie die Ergebnisse begleiten kann
und zu weiterführenden Aktivitäten bereitsteht.

Hintergrund:

Begleitend zur Gründung der Agentur für Sprunginnovationen fördert und
erprobt das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) mit
insgesamt drei Pilotinnovationswettbewerben ein über die bisherige
Forschungsförderung hinausgehendes neues Instrument. Das breite
Bewerberfeld bestätigt mit praktisch allen in diesem Thema
leistungsfähigen Hochschulen und Forschungseinrichtungen die Bedeutung
des Wettbewerbsthemas für die Forschung.

Das edaForum19 mit dem Titel: "The Innovation Twins: AI and EDA Enable
Each Other" befasst sich dieses Jahr mit der Frage, wie sich das
Forschungsgebiet des Chipentwurfs und KI gegenseitig befruchten
können. So können speziell trainierte KI-Algorithmen helfen, die
Komplexität des Schaltungsentwurfs zu beherrschen. Fortschritte in der
Entwurfsmethodik können aber auch dazu beitragen, durch einen
geschickten Schaltungsaufbau in der KI-Hardware der Energieeffizienz
des menschlichen Gehirns näher zu kommen.

Das edacentrum veranstaltet jährlich das edaForum für
Entscheidungsträger. Es bietet eine einzigartige Kombination von
ökonomisch und technisch orientierten Vorträgen rund um Elektronik,
Design und Anwendungen (EDA). Das edaForum19 widmet sich zwei
Technologien, die jede für sich herausragende Innovationstreiber sind:


	Verfahren der KI, die mit der jetzt verfügbaren Mikroelektronik effizient und effektiv in vielfältigen Anwendungen eingesetzt werden können, und

	Der Entwurf neuester Halbleiterprodukte und Systeme mit KI-Methoden.



Das edacentrum ist das Netzwerk für Elektronik, Design und Anwendungen
in Wirtschaft und Wissenschaft.


Weitere Informationen: 

https://www.edacentrum.de/
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VORSORGE/827: Influenzaviren gefährden Herzpatienten - Überlebensvorteil durch Grippeimpfung (DGI)


Deutsche Gesellschaft für Infektiologie e.V. - 5. November 2019

Influenzaviren gefährden Herzpatienten: Überlebensvorteil durch Grippeimpfung

November ist die beste Zeit für die Impfung gegen Influenza



Köln - Wer sich gegen Influenza impfen lässt, wappnet sich damit gegen
die alljährlich wiederkehrende Grippewelle. Für Menschen mit
Herzerkrankungen ist die Impfung eine besonders wichtige zusätzliche
Maßnahme, um das Risiko für ein tödliches Herzereignis, etwa einen
Herzinfarkt, zu senken. Aktuelle Studien belegen diese
wissenschaftlichen Erkenntnisse erneut. Die Schutzwirkung der Impfung
zur Vorbeugung eines Herzinfarktes ist vergleichbar mit einem
Rauchstopp oder der Einnahme von Cholesterinsenkern. Dass sich
Menschen mit Herzleiden jährlich gegen Influenza impfen lassen
sollten, ist jedoch noch immer zu wenig bekannt, teilt die Deutsche
Gesellschaft für Infektiologie (DGI) mit. Auch für Menschen mit
anderen chronischen Erkrankungen sowie für Menschen ab 60 Jahren wird
die Impfung besonders empfohlen.

Durch schwere Grippewellen sterben in Deutschland jedes Jahr Tausende
Menschen. So kam es in der Saison 2017/18 nach Schätzungen des Robert
Koch-Instituts zu rund 25 100 Influenza-bedingten Todesfällen. Ältere
Menschen und chronisch Kranke sind besonders gefährdet, schwere oder
tödliche Verläufe der Influenza zu erleiden. Zu den gefürchteten
Komplikationen einer Grippe gehören Entzündungen des Gehirns oder des
Herzmuskels - sogar junge Menschen ohne Vorerkrankungen kann dies
betreffen. Für Menschen, die an Herzerkrankungen leiden, bergen
Influenzaviren das Risiko schwerer oder tödlicher Herzereignisse, etwa
Herzinfarkte, da Influenzaviren das Herz-Kreislauf-System schädigen.

"Seit Jahren belegen immer mehr Studien, wie groß der Nutzen der
Grippeimpfung insbesondere für Herzpatienten ist. In der
Öffentlichkeit und bei den betroffenen Patienten ist dies jedoch noch
zu wenig bekannt, und die Impfquoten sind entsprechend gering", sagt
Professor Dr. med. Gerd Fätkenheuer, Leiter der Infektiologie an der
Universitätsklinik Köln und Vorsitzender der DGI.

Eine aktuelle dänische Studie untermauert die wissenschaftlichen
Erkenntnisse einmal mehr: Mehr als 130.000 Patienten mit chronischer
Herzinsuffizienz wurden in die Studie eingeschlossen. Sie wurden nach
der Diagnose ihrer Herzerkrankung im Schnitt für 3,7 Jahre
nachbeobachtet. Patienten, die in dieser Zeit mindestens eine
Grippeimpfung erhalten hatten, hatten einen deutlichen
Überlebensvorteil gegenüber nicht-geimpften Patienten: Ihr
Sterberisiko war 18 Prozent geringer. "Das Risiko reduzierte sich umso
mehr, je regelmäßiger die Impfung im Laufe der Jahre erfolgte", sagt
Professor Dr. med. Bernd Salzberger, Leiter der Infektiologie des
Universitätsklinikums Regensburg und Vorstandsmitglied der DGI. Zu
einem ähnlichen Ergebnis kommt eine weitere aktuelle Studie bei 8700
Patienten aus Taiwan, die einen ersten Herzinfarkt überlebt hatten:
Wer von ihnen innerhalb der ersten sechs Monate nach der Entlassung
aus der Klinik gegen Grippe geimpft worden war, hatte innerhalb eines
Jahres ein um 18 Prozent geringeres Sterberisiko (hazard ratio 0,82).
Das Risiko, einen erneuten Herzinfarkt zu erleiden, war 16 Prozent
(hazard ratio 0,84) niedriger als bei ungeimpften Teilnehmern.

Diese Erkenntnisse decken sich mit denen großer Übersichtsstudien der
vergangenen Jahre, die belegen, dass die Impfung gegen Influenza für
Herzpatienten ähnlich effektiv ist wie ein Rauchstopp oder die
Einnahme von Blutdruck- oder Cholesterinsenkern.

"Für Herzpatienten sollte die Influenza-Impfung ein
selbstverständlicher Teil der Vorsorge sein. Sowohl Hausärzte als auch
Kardiologen sind hier gefragt, ihre Patienten auf die große Bedeutung
der Impfung hinzuweisen", empfiehlt Fätkenheuer.

Idealerweise sollte die Impfung bereits im Oktober oder im November
durchgeführt werden. Bis ein vollständiger Impfschutz aufgebaut ist,
vergehen nach der Impfung rund 14 Tage. In der Regel beginnt die Zahl
der Influenza-Fälle etwa zum Zeitpunkt des Jahreswechsels deutlich
anzusteigen und erreicht ihren Höhepunkt meist im Verlauf des Februars
oder Anfang März. Die Influenza-Impfung sollte jedes Jahr wiederholt
werden, denn der Impfschutz wirkt nicht langfristig und das
Influenzavirus ist sehr wandlungsfähig. Daher muss der Impfstoff jedes
Jahr neu zusammengesetzt und die Impfung erneut gegeben werden. Seit
diesem Jahr kommen in Deutschland nur noch tetravalente Impfstoffe zum
Einsatz, die den bestmöglichen Schutz für die jeweilige Saison bieten.


Literatur:

- Bericht zur Epidemiologie der Influenza in Deutschland, Saison
2017/18. Robert Koch-Institut, 2018

https://influenza.rki.de/Saisonberichte/2017.pdf
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POLITIK/1990: Warnung vor Zusammenführung der Sozialdaten von Versicherten mit Klarnamen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 7. November 2019

ver.di warnt vor schwerwiegendem Eingriff in die
Persönlichkeitsrechte von 73 Millionen Mitgliedern der gesetzlichen
Krankenversicherungen



Vor einer Zusammenführung der Sozialdaten von 73 Millionen
Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherungen (GKV) mit
Klarnamen hat die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
gewarnt. Anlässlich der Anhörung zum Entwurf des
Digitale-Versorgungs-Gesetzes (DVG) am Mittwoch (6.11.) im Bundestag
erklärte der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke: "Die ungefragte
Sammlung und Auswertung derartiger Daten ist ein schwerwiegender
Eingriff in die Persönlichkeitsrechte der Versicherten. Der
Gesetzentwurf sieht eine Weitergabe auch der medizinischen Daten von
fast 90 Prozent der Bevölkerung an Dritte vor, wobei 'Dritte' weder
definiert noch eingegrenzt wird. Dieses Vorgehen dient weder dem
Gemeinwohl noch ist es im öffentlichen Interesse, wie es in der
Begründung des Gesetzesvorhabens heißt."

Das neue Gesetz soll den Krankenversicherungen im GKV-System eigene
Gestaltungsmöglichkeiten zur Entwicklung und Ausgestaltung digitaler
Gesundheitsanwendungen eröffnen. Vorgesehen ist, die Sozialdaten der
verschiedenen gesetzlichen Krankenkassen zunächst unverschlüsselt
zusammenzuführen, um sie erst dann zu pseudonymisieren, das heißt,
ihnen statt den Klarnamen einen Code zu geben.

Der von Gesundheitsminister Spahn vorgelegte Gesetzentwurf schließe
die Möglichkeit nicht aus, medizinische Personenhistorien zu
Forschungszwecken an kommerzielle Verwerter weiterzugeben,
kritisierte Werneke. Besonders prekär sei, dass bei den
personenbezogenen Daten auch nach der vorgesehenen zweimaligen
Pseudonymisierung eine Re-Anonymisierung - und damit die Ermittlung
der Klarnamen - möglich ist. Darauf hätten Experten bereits bei der
Anhörung zum Referentenentwurf des Gesetzes hingewiesen.

"Niemand hat etwas gegen den seriösen Einsatz von Gesundheits-Apps
und der Digitalisierung von Gesundheitsanwendungen, die die
Versorgung der Versicherten verbessert oder vereinfacht. Die
Weitergabe von Daten darf aber nicht die Persönlichkeitsrechte
ignorieren und muss immer zweckgebunden und für jede einzelne Studie
eingegrenzt sein", forderte der ver.di-Vorsitzende. "Jede
kommerzielle Nutzung von Versichertendaten lehnen wir ab", so
Werneke. "Jeder weiß doch, dass Daten, die einmal an Dritte
weitergegeben wurden, nicht mehr rückholbar sind."

 * 
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INFEKTION/1832: Weltweit gültige Leitlinie zur Mukormykose-Behandlung initiert (idw)


Universität zu Köln - 05.11.2019

Kölner Universitätsmedizin initiiert weltweit gültige Leitlinie zur
Mukormykose-Behandlung

"One World - One Guideline": Initiative soll Sterberate der seltenen
Pilzerkrankung deutlich senken / 7.000 Infizierte im Jahr weltweit



Eine einheitliche, weltweit verbindliche Diagnose- und
Behandlungsrichtlinie für die seltene Krankheit Mukormykose hat Professor
Dr. Oliver Cornely, Leiter des Europäischen Exzellenzzentrums für Invasive
Pilzinfektionen an der Universitätsmedizin Köln, in Abstimmung mit 74
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus 33 Ländern entwickelt.
Mukormykose führt ohne Behandlung innerhalb kürzester Zeit zum Tod. Die
Behandlungsrichtlinie wurde von Fachgesellschaften aus 53 Ländern
angenommen und ist in dieser Form eine der ersten weltweit abgestimmten
Behandlungs-Guidelines überhaupt. Sie wurde im Fachblatt "Lancet
Infectious Diseases" veröffentlicht.

Mukormykose ist eine schwer zu diagnostizierende seltene Pilzerkrankung.
Von einer Million Menschen erkrankt eine Person im Jahr an Mukormykose,
die mit einer Rate von 50 bis 70 Prozent eine sehr hohe Sterblichkeit
aufweist: Nachweislich verlieren derzeit mehr als 3.500 Menschen im Jahr
ihr Leben, die Dunkelziffer nicht diagnostizierter Fälle ist hoch.
Mukormykose wird durch das Einatmen der Sporen von bestimmten
Schimmelpilzen oder deren Eindringen über eine Hautverletzung verursacht.
Betroffen sind vor allem Menschen mit schlecht eingestelltem Diabetes
mellitus sowie immungeschwächte Patientinnen und Patienten.
Professor Cornely erklärt, dass der Pilzbefall innerhalb weniger Stunden
einen starken Gewebezerfall verursachen kann: "Mukormykose kann
fortschreitend die Nasennebenhöhlen zerstören und die Knochen, das Auge
und die Hirnhaut infiltrieren. Wenn einmal das Zentralnervensystem
infiziert ist, führt der weitere Verlauf in der Regel zum Tod."
Aufgrund der relativen Seltenheit von 1 zu 1.000.000 gab es bislang kein
abgestimmtes Diagnose- und Behandlungsprozedere. Dabei ist eine schnelle
Diagnose und medizinische Behandlung überlebenswichtig, so der
Wissenschaftler und Arzt. Innerhalb einer Woche verdoppelt sich ohne
Behandlung die Sterblichkeit bei Mukormykose. "Es muss umgehend eine
Operation durchgeführt und eine intravenöse Anti-Pilz-Therapie eingeleitet
werden, um die Ausbreitung so schnell wie möglich zu unterbinden", so
Cornely.

Im 2017 eröffneten Exzellenzzentrum für invasive Pilzinfektionen an der
Universitätsmedizin Köln werden unter Leitung von Professor Oliver Cornely
komplexe, durch Schimmelpilze hervorgerufene Erkrankungen fachübergreifend
diagnostiziert und behandelt. Außerdem arbeitet das Team an der Einführung
weltweit verbindlicher Diagnose- und Behandlungsrichtlinien.

Mit der Richtlinie für Mukormykose ist Cornely ein entscheidender Erfolg
gelungen: "An einem Spitzenstandort wie der Universitätsmedizin Köln
arbeiten Forschende und Mediziner in der Uniklinik und Medizinischen
Fakultät bei invasiven Pilzinfektionen aus unterschiedlichsten Bereichen
zusammen: So ist neben der Mikrobiologie, Pathologie und Radiologie, der
Infektiologie und Chirurgie oftmals auch die Hämatologie sowie
Intensivmedizin, fallspezifisch auch Dermatologie und Pharmakologie
involviert. Dieses komplexe Behandlungsmanagement gilt es in einer
weltweit greifenden Empfehlung auf die regionalen Behandlungsoptionen
herunterzubrechen."

Cornely holte Kolleginnen und Kollegen aus sehr unterschiedlichen
Gesundheitssystemen mit ins Boot und stimmte sich mit ihnen ab.
Finalisiert wurden die Empfehlungen in Köln innerhalb eines Jahres.
Die jetzt publizierten, leicht zugänglichen Anleitungen sollen Leben
retten. "Wir sind davon überzeugt, die Sterblichkeit bei Mukormykosen mit
den Richtlinien gezielt senken zu können", sagt Cornely.

Weitere Richtlinien befinden sich in der Abstimmung. Zudem arbeitet die
Arbeitsgruppe Cornely an der Entwicklung und weltweiten Einführung neuer
molekularer Techniken für die Diagnose der Pilzkrankheit sowie an der
Entwicklung innovativer Medikamente gegen invasive Pilzerkrankungen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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ENTWICKLUNG/1493: Implantate - im Körper kontrolliert auflösbare orthopädische Schrauben (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 05.11.2019

Die lösliche Schraube



Wo Knochen bersten, müssen Chirurgen die Bruchstücke mit Implantaten
zusammenfügen. Orthopädische Schrauben aus Magnesium, die sich mit der
Zeit im Körper auflösen, ersparen Patienten eine weitere Operation nach
der Heilung und mindern das Infektionsrisiko. Was mit derartigen
Implantaten im Körper passiert, ist indes weitgehend unbekannt.
Empa-Forscher analysieren die Korrosionsmechanismen von Magnesium, um optimale
Legierungen und orthopädische Schrauben mit funktionalisierten Oberflächen
zu entwickeln.

Wenn Chirurgen nach einem Knochenbruch die Fragmente und Splitter des
Knochens am ursprünglichen Ort fixieren möchten, stellt sich die Frage,
welche Art von Implantaten sie hierzu einsetzen sollen. Schrauben und
Platten aus Titan oder Stahl, die im Körper mechanisch und chemisch sehr
stabil sind, jedoch später durch einen zweiten Eingriff wieder entfernt
werden müssen? Oder Implantate aus organischen Materialien, die sich mit
der Zeit auflösen, aber mit gewissen anderen Nachteilen behaftet sein
können, wie mangelnde Festigkeit oder ungünstige Abbauprodukte? Forscher
der Empa arbeiten derzeit an einem Ausweg aus dem Dilemma: Kleine
Implantate und Schrauben aus Magnesium, die zunächst mechanisch stabil
sind und deren kontrollierte Auflösung im Körper später nicht zu
Gewebeschäden führt.

Besonders interessant sind derartige Magnesium-Implantate für die
medizinisch-orthopädische Anwendung bei Kindern, deren Knochen rasant
wachsen. Die bioabbaubaren Schrauben beeinträchtigen das kindliche
Knochenwachstum nicht und ersparen den kleinen Patienten eine zweite
Operation. Zudem lassen sich so die Risiken einer Infektion mindern und
Kosten sparen.

«Magnesium stellt man sich zwar eher als ein weisses Pulver vor, das
häufig als Nahrungsergänzungsmittel eingenommen wird», sagt Arie Bruinink
von der Empa-Abteilung «Fügetechnologie und Korrosion». «Implantate aus
Magnesiumlegierungen sind jedoch nicht nur biokompatibel, sondern weisen
darüber hinaus in der ersten heiklen Heilungsphase mechanische
Eigenschaften auf, die knochenähnlich und daher sogar geeigneter sind als
jene von Titan.»

Der Segen einer resorbierbaren Schraube kann unter Umständen auch ihr
Fluch sein: Denn der Prozess der Auflösung ist mit komplexen
Korrosionsprozessen und daraus resultierender Oberflächenumwandlung und
Produktbildung verbunden. Je nach Art der Magnesiumlegierung kann aufgrund
des zu geringen Korrosionswiderstands beim Abbau Wasserstoffgas entstehen,
und zwar in einem Ausmass, dass sogar ein Gaskissen unter der Haut des
Patienten entsteht. Zwar ist durchaus bezweckt, dass Magnesiumschrauben
mittels Korrosion abgebaut werden, bei der Magnesium oxidiert und
Wasserstoff freigesetzt wird. Bildet sich aber schlagartig mehr
Wasserstoffgas, als der Körper ad hoc entfernen kann, wird der
Heilungsverlauf des fragilen Knochens gestört.

Nun ist aber genau diese Biokorrosion, denen eine Magnesiumschraube
ausgesetzt ist, ein bislang wenig verstandener Vorgang. Hier kommen die
Korrosionsforscher der Empa ins Spiel, die mit eigens entwickelten
Analyseverfahren die Biokorrosion im Körper unter möglichst realistischen
Bedingungen abbilden. Das Ziel: optimale Legierungen aus Magnesium und
anderen biokompatiblen Elementen sowie neue Oberflächenfunktionen für
resorbierbare Magnesiumschrauben. Letztlich ist ein langsamer,
kontrollierter Abbau der Implantate gefragt, bei dem sich keine Gasblasen
im Gewebe bilden.

«Bisher ist bereits klar, dass die Reaktion je nach Säuregehalt des
Gewebes unterschiedlich abläuft», erklärt Bruinink. In leicht saurer
Umgebung bilden sich grosse Mengen an Wasserstoffgas bei der
Magnesiumkorrosion; bei einem pH-Wert im alkalischen Bereich entstehen
unter anderem Carbonat-haltige Produkte, die den gewünschten Abbau sogar
blockieren können. In neutralem Milieu bei einem pH-Wert von 7,4, wie etwa
im Blut, entstehen hingegen Magnesiumhydroxide und Phosphatprodukte, die
die weitere Korrosion zumindest einschränken. Blut vermag - als potenter
Puffer - seinen pH-Wert permanent in konstantem Rahmen zu halten. Bisher
seien herkömmliche Magnesiumimplantate mit vergleichbar potenten, aber
nicht physiologischen Puffern im Labor analysiert worden, so Bruinink. Für
realitätsnah hält er dieses Vorgehen nicht.

«Blut ist ein ganz besonderer Saft» - so lässt sich Goethes rastlose
Forscherfigur Faust zitieren. Ob Doktor Faust auch etwas über die
sogenannte interstitielle Flüssigkeit oder Gewebsflüssigkeit zu sagen
wusste, ist nicht überliefert. Dabei übertrifft die salzhaltige
Flüssigkeit mit ihren rund zehn Litern das Volumen von Blut im
menschlichen Körper bei Weitem. Gemächlich gleitet der unterschätzte Saft
zwischen den Geweben und Zellen im hundertfach verlangsamten Tempo einer
Schnecke. Und gerade diese interstitielle Flüssigkeit ist von
entscheidender Bedeutung, will man neue Implantate entwickeln. Denn der
Heilungsprozess des Bruchs, der von Immunzellen gesteuert wird und ein
harmonisches Gefüge von Knochenabbau und Neuaufbau ergeben soll, ist
vornehmlich in interstitielle Flüssigkeit eingebettet.

Der Säuregrad der Gewebsflüssigkeit ist allerdings viel grösseren
Schwankungen ausgesetzt als jener von Blut. Abhängig von Körperteil und
Gewebezustand, können unterschiedliche Einflüsse auf die eingesetzte
Schraube einwirken. Um eine realitätsnahe Vorhersage zum Verlauf der
Biokorrosion im Körper zu machen, hat Bruinink experimentelle
Analysegeräte und Fliesszellen entwickelt, bei denen die pH-Regulierung
dem Körper nachempfunden ist. In einer Batterie von zehn Flusszellen
spannt der Forscher beispielsweise Proben von Magnesiumlegierungen ein,
die von naturgetreuer interstitieller Flüssigkeit umspült werden - und
zwar mit der gleichen Langsamkeit wie im menschlichen Körper.

An den kleinen Flusszellen werden derzeit neben pH-Messungen auch
detaillierte elektrochemische Charakterisierungen durchgeführt.
Ausgewertet werden etwa elektrochemische Potenziale, Impedanz-Änderungen
der Grenzflächen als Merkmal der Korrosion und die Bildung von
Wasserstoffgas. «Die Flusszelle ist ein winziges Labor, das die Realität
der Biokorrosion lebensnah simuliert», so Bruinink. In einem nächsten
Schritt werden die Legierungsproben im Minilabor mit lebenden Zellen
zusammengebracht, um das Geschehen im Körper noch detaillierter zu
imitieren. «Sobald klar ist, was tatsächlich bei der Biokorrosion mit den
Magnesiumlegierungen passiert, können wir die passenden Implantate mit
funktionalisierten Oberflächen, die beispielsweise die Reaktionen der
biologischen Umgebung begünstigen, erzeugen», sagt der Forscher.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1017

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 05.11.2019
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FORSCHUNG/307: Pflegebrille - Expertenwissen immer im Blick (idw)


Hamburger Fern-Hochschule - 04.11.2019

Pflegebrille: Expertenwissen immer im Blick / erste Projektphase abgeschlossen



Im BMBF-geförderten Verbundprojekt Pflegebrille - Pflege mit Durchblick
wird untersucht, wie der Einsatz einer Datenbrille mit
Augmented-Reality-Technologie die Zusammenarbeit von professionell und informell Pflegenden
verbessern kann. Die erste Projektphase ist nun abgeschlossen.

Eine Wunde professionell zu versorgen ist eine Herausforderung, auch für
Pflegekräfte in der ambulanten und stationären Versorgung. Veränderungen
wahrzunehmen, Entscheidungen zu treffen und entsprechend zu handeln -
hierzu ist oft die Meinung und Empfehlung von zertifizierten
Wundexpert_innen notwendig, die den Patienten jedoch nicht immer selbst
aufsuchen können. Pflegenden mit Expertenwissen aus der Ferne zu helfen,
ist eine der zentralen Ideen hinter der Pflegebrille. Die Datenbrille
nutzt Augmented-Reality-Technologie, um Informationen direkt in das
Sichtfeld der Pflegenden einzublenden und erlaubt es, online mit
Fachleuten zu kommunizieren, gleichzeitig aber beide Hände für die
Pflegtätigkeit frei zu haben.

Seit 2016 hat ein vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
gefördertes Verbundprojekt die Einsatzmöglichkeiten und Potenzial der
Pflegebrille untersucht. Ende Oktober ist die Projektphase mit
vielversprechenden Ergebnissen zu Ende gegangen. Ein Folgeprojekt ist
geplant.

Verschiedene Pflege-Szenarien erprobt

"Wir haben verschiedene Szenarien erprobt, in denen die Pflegebrille die
Zusammenarbeit von professionell und informell Pflegenden verbessern
kann", sagt Heinrich Recken von der Hamburger Fern-Hochschule (HFH), die
ein Partner im Verbundprojekt ist. Grundsätzlich sei die Idee, die Brille
in der Wohnung der Patienten zu platzieren, wo sie dann allen an der
Pflege Beteiligten hilfreiche Informationen liefert. Das können zum
Beispiel Infos zum Medikamentenplan oder die per Spracheingabe oder Video
dokumentierten Arbeitsschritte einer anderen Pflegekraft sein.

Infos einblenden lassen und per Gesten steuern

Pflegende tragen die Datenbrille während der Arbeit mit den Patienten und
Patientinnen und können sich währenddessen verschiedene Informationen über
die Brille direkt ins Sichtfeld einblenden lassen. Zur Steuerung der
Brille müssen sie die Arbeit nicht unterbrechen, da durch eine intuitive
Gestensteuerung die Hände frei bleiben. "Das ist zum Beispiel beim
Wundmanagement oder dem Absaugen von Atemwegssekreten wichtig, wo die
Hände steril bleiben müssen. Die Brille muss deshalb auch ohne Hände
bedienbar sein", erklärt Recken.

Vernetzung erleichtert die Zusammenarbeit

Am Beispiel des Wundmanagements zeigt sich auch das Potenzial zur
Zusammenarbeit zwischen Pflegeprofis und pflegenden Angehörigen, das die
vernetzte Digitalbrille bietet: Während der Wundversorgung kann der oder
die Pflegende eine Live-Übertragung starten und die eigene Sicht über die
eingebaute Kamera auf den Bildschirm eines entfernt sitzenden Wundexperten
übertragen. So kann dieser nicht nur die Handgriffe des Pflegenden
verfolgen, sondern auch direkt Anleitungen und Hinweise in der AR-Umgebung
geben.

Erforschung weiterer Anwendungsmöglichkeiten

Die Forscher haben darüber hinaus weitere Einsatzmöglichkeiten erfolgreich
getestet. Im Schmerzmanagement können Pflegende gemeinsam mit dem
Patienten Schmerzwerte erfassen, bestimmen und in einer Skala festhalten,
was wiederum für die individuelle Schmerztherapie nützlich ist. Zudem
haben die Forschungspartner eine Anleitung für das endotracheale Absaugen
entwickelt, die von Pflegenden abgerufen und individuell angepasst werden
kann. Weitere Einsatzmöglichkeiten werden derzeit in verschiedenen
Workshops untersucht, u.a. in der Uniklinik Essen und im Klinikum
Nürnberg. Hier werden im kommenden Jahr zudem über einen Zeitraum von drei
bis vier Monaten hinweg konkrete Anwendungen der Pflegebrille in der
Versorgungspraxis getestet.

Projektpartner

Partner im Forschungsprojekt sind die HFH · Hamburger Fern-Hochschule, die
Ruhr-Universität Bochum, die TU Clausthal, die iTiZZiMo Simplifier AG,
Christopherus Intensivpflegedienste und das Zentrum für Telemedizin (ZTM).
Projektträger ist die VDI Technologiezentrum GmbH.

Im Folgeprojekt "Pflegebrille 2.0" soll das Instrument nun unter
Koordination der TU Clausthal zur Marktreife gebracht werden.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.pflegebrille.de

(Website zum Verbundforschungsprojekt Pflegebrille)

http://www.hfh-fernstudium.de HFH

(Hamburger Fern-Hochschule)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1341
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hamburger Fern-Hochschule - 04.11.2019
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AKTION/1037: Kostenfreie Telefonaktionen - Experten beantworten individuelle Fragen zum Thema Leber, 13. und 20.11.2019


Deutsche Leberstiftung - 05.11.2019

20. Deutscher Lebertag mit Expertengespräch bei zwei kostenfreien Telefonaktionen 



Mit dem Motto "Jeder Tag ist Leber-Tag" erinnern die Ausrichter des 20.
Deutschen Lebertages, der am 20. November 2019 stattfindet, an die
täglichen Höchstleistungen des lebenswichtigen Organs Leber. Gleichzeitig
weisen die Ausrichter - Gastro-Liga e. V., Deutsche Leberstiftung und
Deutsche Leberhilfe e. V. - mit dem bundesweiten Aktionstag auf die
Wichtigkeit eines gesunden Lebensstils für eine optimale Lebergesundheit
hin. Die Ausrichter bieten eine Pressemappe mit Experten-Statements und
aktuellen Informationen an. Bei zwei kostenfreien Telefonaktionen werden
Leber-Experten die individuellen Anrufer-Fragen zu Leber und
Lebererkrankungen beantworten.

Die Leber ist das zentrale Kraftwerk des Körpers und erfüllt jeden Tag
zahlreiche lebensnotwendige Aufgaben. Pro Minute werden 1,5 Liter Blut
durch die Leber gepumpt, das ergibt fast 2.000 Liter Blut an jedem
"Leber-Tag". Trotz dieser beeindruckenden Leistungen genießen die Leber und ihre
Gesundheit häufig keine große Aufmerksamkeit. Lebererkrankungen werden oft
erst spät erkannt, weil sie häufig keine Beschwerden verursachen. Erste
Anzeichen für die Erkrankung der Leber können erhöhte Leberwerte sein, die
im Rahmen einer Blutuntersuchung festgestellt werden können. Von Bedeutung
sind dabei vor allem der GPT- und der GOT-Wert. Sind diese Werte erhöht,
sollte die Ursache immer abgeklärt werden. Wenn Erkrankungen der Leber
frühzeitig erkannt werden, sind sie oft gut behandelbar.

Die Therapie richtet sich dabei nach der Ursache. So können
Hepatitis-B- und -C-Virusinfektionen mittlerweile so erfolgreich mit Medikamenten
behandelt werden, dass die Weltgesundheitsorganisation (WHO) das Ziel
ausgerufen hat, beide Infektionen bis zum Jahr 2030 weltweit einzudämmen.
Bei nicht-alkoholischen Fettlebererkrankungen sind Lebensstiländerungen
oft sehr effektiv, künftig könnten zusätzlich erste Medikamente gegen die
entzündliche Variante der Fettleber (NASH) verfügbar werden. Die
autoimmunen Lebererkrankungen Primär Biliäre Cholangitis (PBC) und
Autoimmunhepatitis (AIH) sind medikamentös oft gut kontrollierbar und auch
für die bislang kaum behandelbare Primär Sklerosierende Cholangitis (PSC)
könnten zukünftig erstmals Therapien verfügbar werden. Bei
alkoholbedingten Leberschäden kann konsequenter Verzicht zum Teil
erstaunliche Erholungen des Organs ermöglichen. Unbehandelt können viele
chronische Lebererkrankungen zur Lebervernarbung (Leberzirrhose) und zum
Leberzellkrebs (Hepatozelluläres Karzinom, HCC) führen.

Wer täglich auf die Gesundheit seiner Leber achtet, mehr Bewegung in den
Alltag integriert, Übergewicht abbaut und sich gesund ernährt, kann jeden
Tag zu einem gesünderen "Leber-Tag" machen.

Details zu den Lebertag-Telefonaktionen

Bei den großen Telefonaktionen im Rahmen des Deutschen Lebertages
beantworten drei erfahrene Ärzte alle Anrufer-Fragen rund um die Themen
Leber, Lebergesundheit und Lebererkrankungen.

Am Mittwoch, 13. November 2019 und am 20. Deutschen Lebertag, Mittwoch,
20. November 2019, sind die Leber-Spezialisten jeweils von 14:00 Uhr bis
16:00 Uhr unter der kostenfreien Telefonnummer 0800 666 39 22 für jeden
Interessierten und Betroffenen erreichbar.

Mit diesem Angebot möchten die Ausrichter des 20. Deutschen Lebertages
dazu beitragen, dass das lebenswichtige Organ und seine Erkrankungen mehr
öffentliche Aufmerksamkeit erhalten. Sie weisen gleichzeitig darauf hin,
dass die Beratungsgespräche am Telefon keinen persönlichen Arztbesuch und
keine individuelle Diagnose ersetzen.

Diese Leber-Experten stehen als Ansprechpartner bei der ersten
Lebertag-Telefonaktion am 13. November 2019 von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr bereit:

Dr. Julia Benckert - Oberärztin der Medizinischen Klinik mit Schwerpunkt
Hepatologie und Gastroenterologie, Charité - Universitätsmedizin Berlin

PD Dr. Anton Gillessen - Klinik für Innere Medizin, Herz-Jesu-Krankenhaus
Münster GmbH

Priv. Doz. Dr. Christoph Neumann-Haefelin - Klinik für Innere Medizin II,
Universitätsklinikum Freiburg

Prof. Dr. Frank Tacke - Klinikdirektor der Medizinischen Klinik mit
Schwerpunkt Hepatologie und Gastroenterologie, Charité -
Universitätsmedizin Berlin

Diese Leber-Experten stehen als Ansprechpartner bei der zweiten Lebertag-
Telefonaktion am 20. November 2019 von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr bereit:

Prof. Dr. Hans Christian Spangenberg - Leitender Oberarzt der Klinik für
Innere Medizin I - Gastroenterologie, Schwarzwald-Baar Klinikum Villingen-
Schwenningen

Prof. Christian Trautwein, Dr. Tony Bruns, Dr. Pavel Strnad - Medizinische
Klinik III, Universitätsklinikum der RWTH Aachen

Ein Experte - Klinik für Gastroenterologie, Hepatologie und Infektiologie,
Universitätsklinikum Düsseldorf (Direktor Prof. Dr. Häussinger)


Mehr Infos zum 20. Deutschen Lebertag unter:

http://www.lebertag.org


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Leberstiftung - 05.11.2019
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AKTION/1036: Hannover - Durchblick per Hightech in der Radiologie, Tag der offenen Tür am 16.11.2019


Medizinische Hochschule Hannover - 05.11.2019

Durchblick per Hightech in der Radiologie

Einladung zum Tag der offenen Tür in der MTRA-Schule der MHH am 16.
November 2019



Teamwork und Menschenkenntnis sind in diesem Beruf genauso wichtig wie das
Interesse an Medizin und Technik: Medizinisch-Technische
Radiologieassistentinnen und -assistenten (MTRA) sind für die Diagnose und
Therapie von Krankheiten unerlässlich. Im November können
ausbildungsinteressierte Schülerinnen und Schüler diesen vielseitigen
Ausbildungsberuf wieder näher kennenlernen.

Die MTRA-Schule der MHH lädt zum Tag der offenen Tür ein


	am Samstag, 16. November 2019,

	von 9 bis 13 Uhr

	in der MTRA-Schule, Bissendorfer Straße 11, 30625 Hannover.



Damit beteiligt sich die MHH an den MTRA-Aktionstagen, die bundesweit
unter dem Motto "Schau rein, was für dich drinsteckt" einen Blick hinter
die Kulissen bieten. Die Teilnahme ist kostenfrei, eine Anmeldung nicht
erforderlich. Wer sich selbst ein Bild von der Ausbildung machen möchte,
kann bei den MTRA-Aktionstagen Lehrerinnen und Lehrer, ausgebildete MTRA
und MTRA-Schüler persönlich treffen und live erleben, wie ein Röntgenbild
entsteht oder Computer- und Magnetresonanztomografen funktionieren.

MTRA können von außen Unsichtbares sichtbar machen: Mithilfe von
Hightech-Ausrüstung wie digitalen Röntgengeräten oder Magnetresonanztomografen
erstellen sie Bilder vom menschlichen Körper. Diese machen es
Radiologinnen und Radiologen sowie anderen Fachärzten möglich, Krankheiten
richtig zu diagnostizieren und zu therapieren. Neben Interesse an
naturwissenschaftlichen Fächern sind in diesem Beruf Teamgeist und
Einfühlungsvermögen gefragt, denn MTRA arbeiten eng mit Menschen zusammen.
Dazu gehört das offene Ohr für Patienten genauso wie die enge Vernetzung
mit Kolleginnen und Kollegen anderer Fachbereiche. Die Einsatzorte von
MTRA sind sehr vielfältig. Sie arbeiten in radiologischen Kliniken und
Praxen. Inhaltlich reicht das Spektrum von der medizinischen Bildgebung
bis hin zu einer wichtigen Rolle bei der Therapie durch interventionelle
Radiologie, Nuklearmedizin und Tumorbestrahlung. Die dreijährige
Ausbildung bereitet mit medizinischem und technischem Wissen auf diesen
anspruchsvollen Beruf vor. Viele Praktika sorgen dafür, dass das Gelernte
direkt ausprobiert werden kann.

Weitere Informationen zur MTRA-Ausbildung in Hannover gibt es auf der
Homepage der MTRA-Schule unter 

http://www.mh-hannover.de/mtra.html oder

direkt in der MTRA-Schule bei Thomas Klütz, Telefon: 0511/532-4950.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover - 05.11.2019
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AKTION/2795: Mönchengladbach - Musik trifft Film, Vertonung filmischer Sequenzen, 17.11.19


Stadt Mönchengladbach

Musik trifft Film




Am Sonntag, 17. November, 17 Uhr kann Musik im Rahmen der Reihe Face
To Face wieder interaktiv erlebt werden. Dieses Mal ist das Thema:
"Musik trifft Film".

Karla Bauer, Kunststudentin im Bereich Film an der HFBK Hamburg, zeigt
Filmsequenzen, die an diesem Nachmittag live vertont werden. In der
LINDE 98 stehen hierfür wieder verschiedenste Instrumente und
experimentelle Klangerzeuger zur Verfügung. Jede/r ist eingeladen,
mitzumachen und nach eigenen Vorstellungen die kurzen filmischen
Szenen zu vertonen.

Es wird spannend sein, wie unterschiedlich die bewegten Bilder durch
Klänge, Geräusche oder Musik untermalt und verändert werden. Zum
Zuhören, Zuschauen und Mitmachen. Der Eintritt ist frei, Spenden aber
erwünscht.

Die Veranstaltung wird gefördert durch das Kulturbüro Mönchengladbach.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.11.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach
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KLASSIK/10259: Mönchengladbach - Duo der Spitzenklasse im 2. Meisterkonzert, mit Kathrin Christians u. Boris Kusnezow, 21.11.19


Stadt Mönchengladbach

Duo der Spitzenklasse im 2. Meisterkonzert

21. November 2019, 20 Uhr, Kaiser-Friedrich-Halle



Kathrin Christians, die nach ihrem Studium in Mannheim, München und
Stuttgart mit 23 Jahren Soloflötistin der Heidelberger Sinfoniker und
des Mannheimer Mozartorchesters wurde, zählte schon zur
internationalen Spitzenklasse, als sie mit Anfang dreißig kurz vor der
Veröffentlichung ihres Debüt-Albums einen Schlaganfall erlitt, durch
den ihre steile Karrierebahn jäh unterbrochen wurde. Mit hartem
Training kämpfte sich das "musikverrückte Stehaufweibchen", wie die
Presse einmal titulierte, zurück ins Leben und zurück auf die
Konzertbühne. Heute begeistert Kathrin Christians weltweit wieder als
Solistin und konzertiert mit Orchestern und in kammermusikalischen
Besetzungen.

Im zweiten Meisterkonzert am Donnerstag, dem 21. November (20 Uhr)
gastiert die faszinierende Interpretin im Duo mit dem Pianisten Boris
Kusnezow in der Kaiser-Friedrich-Halle. Der Durchbruch des gebürtigen
Russen begann 2009 mit dem Gewinn des Deutschen Musikwettbewerbs, bald
darauf feierte Boris Kusnezow sein Debüt in der Carnegie Hall. Neben
dem solistischen Spiel entwickelte sich die Kammermusik und
Liedbegleitung zu einer besonderen Leidenschaft des Interpreten, der
inzwischen in diversen Kammermusikbesetzungen und mit namhaften
Solisten auftritt. Im Meisterkonzert wird das Duo Kathrin Christians -
Boris Kusnezow sich mit Sonaten von Antonín Dvorák, Richard Strauss
und Sergej Prokofjew sowie Taffanels Fantasie über "Der Freischütz"
vorstellen.

Zu einer Programmeinführung mit den Künstlern sind die Konzertbesucher
um 19.15 Uhr eingeladen.

Karten gibt es zum Preis von 9,- bis 19,- Euro (Ermäßigung 50%) zzgl.
VVK-Gebühr an der Theaterkasse und allen bekannten VVK-Stellen sowie
unter www.ADticket.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.11.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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AUSLAND/9216: Aus aller Welt - 07.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bolsonaro gibt Zuckerrohranbau in empfindlichen Ökosystemen frei

Die brasilianische Regierung will mehr Zuckerrohr für die Produktion
des Biotreibstoffs Ethanol aufwenden. Einem Bericht der Tageszeitung
Folha de S. Paulo zufolge gaben der seit Januar amtierende Präsident
Jair Bolsonaro und die Minister Paulo Guedes (Wirtschaft) und Tereza
Cristina (Landwirtschaft) am Mittwoch den Anbau von Rohrzucker in den
Feuchtgebieten am Amazonas und im Pantanal frei. Umwelt- und
Klimaschützer sehen die beiden Ökosysteme, die eine wichtige Rolle
für das Weltklima spielen, bedroht. Vor zehn Jahren hatte die
linksgerichtete Regierung von Staatschef Lula da Silva den
Zuckerrohranbau in den größten Sumpfgebieten der Welt per Dekret
verboten. Mit einem Anteil von knapp 40 Prozent an den Zuckerexporten
weltweit ist Brasilien der größte Zuckerexporteur der Welt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9216: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Autohändler ausgeraubt und schwer verletzt

Im nordrhein-westfälischen Troisdorf haben bewaffnete Räuber den
Geschäftsinhaber eines Autohandels überfallen und schwer verletzt.
Nach Angaben der Polizei war der Händler am Mittwochabend von zwei
unbekannten Tätern mit einer Pistole bedroht und dann
niedergeschlagen worden. Anschließend schlugen sie mit Gegenständen
auf den am Boden liegenden Mann ein und raubten seine Tasche, in der
sich eine größere Geldsumme befand. Eine Fahndung nach den beiden
Räubern blieb bislang ohne Erfolg.

7. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9213: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Macron sieht Europa und NATO in schlechter Verfassung

Frankreichs Präsident Macron warnt vor einem Zerfall Europas. In
einem Gespräch mit der britischen Zeitschrift "The Economist"
beschrieb Macron drei Phänomene, die marginalisierend auf Europa
wirken: Eine amerikanische Regierung, die die Idee des europäischen
Projekts nicht teilt, die Entstehung einer chinesischen Macht, die
die Gefahr der Bipolarisierung mit sich bringt und Europa eindeutig
ausgrenzt, und daß Europa vergessen hat, eine Gemeinschaft zu sein.
Zudem kritisierte Macron den Rückzug der USA aus der NATO. Es gebe
keinerlei Koordination bei strategischen Entscheidungen zwischen den
USA und der Allianz. In Hinblick auf die Militäroffensive in
Nordsyrien sagte der französische Staatschef, daß der NATO-Partner
Türkei ein unkoordiniertes, aggressives Vorgehen in einem Bereich an
den Tag lege, der die Sicherheitsinteressen aller berührt. Was wir
derzeit erleben, ist der Hirntod der NATO, so Macron.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9215: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Thüringer FDP im Landtag vertreten

Die FDP zieht in den Erfurter Landtag ein. Knapp zwei Wochen nach der
Landtagswahl veröffentlichte Landeswahlleiter Günter Krombholz heute
das Endergebnis des Urnengangs. Demnach liegen die Liberalen mit 73
Stimmen über der Fünf-Prozent-Sperrklausel. Die FDP hatte bei der
ersten Zählung am Wahlabend zunächst nur denkbar knapp mit fünf
Stimmen über der Fünfprozenthürde gelegen. Stärkste Partei wurde die
Linke, die trotz des Verlusts der Mehrheit auch weiterhin mit den
bisherigen Koalitionspartnern SPD und Grüne regieren will.
CDU-Landeschef Mike Mohring strebt dagegen eine von ihm geführte
Minderheitsregierung mit Liberalen, Sozialdemokraten und Grünen an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9213: Tragisches und Kurioses - 07.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erstmals Mammut-Fallen in Mexiko entdeckt

Auf einer geplanten Mülldeponie nördlich von Mexiko-Stadt haben
Archäologen bei Grabungsarbeiten zwei vor 15.000 Jahren von Menschen
geschaffene Fallgruben für Mammuts freigelegt. Rund 800 Knochen von
mindestens 14 der ausgestorbenen Rüsseltiere seien auf einem Areal in
Tultepec entdeckt worden, teilte Mexikos Nationales Institut für
Anthropologie und Geschichte (Inah) mit. In den beiden rund 1,70
Meter tiefen und etwa 23 Meter durchmessenden Fallgruben wurden auch
die Überreste von einem Pferd und einem Kamel gefunden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8298: Aus Forschung und Technik - 07.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



China plant Asteroidenmission

China will eine Sonde auf dem Asteroiden 2016 HO3 absetzen, um Proben
einzusammeln. Anschließend soll die Raumsonde zurückfliegen und in
der Nähe der Erde eine Kapsel mit dem extraterrestrischen Material
abwerfen, beschrieb Huang Jiangchuan von der Chinesischen Akademie
für Weltraumtechnologie der Agentur Xinhua die nächsten Ziele der
chinesischen Raumfahrtbehörde. Danach wird die Sonde ihre Reise zum
Komet 133P fortsetzen, der sich auf einer Umlaufbahn zwischen Mars
und Jupiter befindet. Eine Entscheidung über die Finanzierung des
ehrgeizigen Projekts steht noch aus. Chinesische Universitäten und
Privatunternehmen sowie ausländische Forschungsinstitute wurden dazu
eingeladen, sich mit Nutzlasten an der voraussichtlich 2022
beginnenden Mission zu beteiligen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8312: Aus aller Welt - 07.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesgericht in den USA verhindert Gewissensschutz für Mediziner

In den USA können Ärzte und Pflegekräfte ihre Beteiligung etwa an
Schwangerschaftsabbrüchen nicht aus religiöser oder moralischer
Überzeugungen heraus verweigern. Das hat das Bundesgericht in New
York am Mittwoch entschieden. Ein vom Gesundheitsministerium
geplanter sogenannter Gewissensschutz wäre ohne die
Gerichtsentscheidung am 22. November in Kraft getreten. Dem
Bundesgericht zufolge ist das Ministerium nicht befugt, eine so
weitreichende Regelung zu erlassen. Das Gericht sah es zudem als nach
Aktenlage faktisch nicht gegeben an, daß eine wachsende Zahl von
Beschäftigten den Gewissensschutz fordern. Mehrere Bundesstaaten und
Städte hatten gegen die Verordnung des Gesundheitsministeriums
geklagt, weil sie die Patientenversorgung in Gefahr sahen, wenn
medizinische Einrichtungen Behandlungen verweigern können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8267: Medizin und Gesundheitswesen - 07.11.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Ärzte warnen vor Feinstaubbelastung durch E-Zigaretten

Einst galten sie als Instrument zur Rauchentwöhnung und harmlosere
Variante der klassischen Zigarette. Inzwischen hat sich die Meinung
geändert. Heute vergeht in den USA kaum ein Tag, an dem nicht über
die Schädlichkeit von E-Zigaretten berichtet wird. So warnen Forscher
um Loren Wold vom Ohio State University College of Medicine, daß die
für das Dampfen von E-Zigaretten benutzten Liquids Feinstaub, Metalle
und Aromen enthalten, die kardiovaskuläre Probleme verursachen
können. Schließlich sei schon länger bekannt, daß über die Luft
eingeatmeter Feinstaub in den Blutkreislauf eintritt und schließlich
direkt auf das Herz wirkt, so die Mediziner. Auch wenn Wold einräumt,
daß die bisher vorliegenden Daten noch nicht ausreichend sind,
sollen sie seiner Ansicht nach nahelegen, daß das Gleiche für
E-Zigaretten gilt. Um genaueres zu erfahren, sind zwar größere und
längerfristige Studien zur Wirkung erforderlich, doch ist es laut
Wold ein zu großes Risiko, anzunehmen, daß man nicht abhängig wird
und es keine negativen Konsequenzen gibt. Das ist das Risiko einfach
nicht wert, so Wold.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8300: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Ex-Warlord aus dem Kongo zu 30 Jahren Haft verurteilt

Der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag hat den ehemaligen
Milizenführer Bosco Ntaganda aus dem Kongo zu 30 Jahren Gefängnis
verurteilt, nachdem er bereits im Juli in 18 Fällen für schwerste
Kriegsverbrechen schuldig gesprochen worden war. Der heute 46 Jahre
alte Ntaganda hat dem Gericht zufolge in den Jahren 2002 und 2003
Massaker unter Zivilisten verübt und ist für Vergewaltigungen sowie
die Verschleppung und Zwangsrekrutierung von Kindersoldaten
verantwortlich. Die Statuten des Gerichts sehen vor, daß sich das für
jeden einzelnen Strafvorwurf zu verhängende Strafmaß von acht bis 30
Jahren Haft nicht aufsummierte. Ntaganda hat als Kommandeur der Miliz
"Patriotische Kräfte für die Befreiung des Kongo" (FPLC) in der
ostkongolesischen Provinz Ituri mit anderen Rebellengruppen und
Regierungstruppen um die dortigen Rohstoffvorkommen gekämpft. Der
Konflikt hat vor über 20 Jahren begonnen. Ntaganda selbst hält sich auch
nach seiner Verurteilung für unschuldig und bezeichnet sich als
Revolutionär. Ein Berufungsverfahren gegen den Schuldspruch ist
anhängig. Der ehemalige Warlord kann auch wegen des Strafmaßes
Revision beantragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8222: Sprache, Kunst und Medium - 07.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Theatervorstellung in London wegen Deckeneinsturzes abgebrochen

Im vollbesetzten Londoner Piccadilly Theatre hat sich am Mittwochabend
schon kurz nach Beginn einer Aufführung des Dramas "Tod eines
Handlungsreisenden" von Arthur Miller über dem oberen Rang eine
Deckenverkleidung gelöst und ist auf einige der Besucher gefallen. Ein
Vertreter der Rettungskräfte sprach von drei Männern und zwei Frauen,
die leicht verletzt worden sind, sonst aber mit dem Schrecken davon
kamen.

Augenzeugen berichteten davon, daß zunächst ein Tropfen zu hören
gewesen war, das allmählich bis zu einem Rauschen anschwoll. Dann
brach ein etwa drei mal vier Meter großes Stück der Gipskartondecke an
einer Stelle heraus.

Laut focus online flüchteten die Besucher der Ränge zu den Treppen und
Ausgängen. Die etwa 1100 Menschen wurden evakuiert. Die Theaterleitung
entschuldigte sich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8289: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundeswehr soll strategische Interessen Deutschlands umsetzen

Bundesverteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer bemüht sich dieser
Tage besonders intensiv um eine Aufwertung der Bundeswehr. In einer
Rede an der Universität der Bundeswehr in München plädierte die
CDU-Politikerin für die Umwandlung des Bundessicherheitsrats in einen
Nationalen Sicherheitsrat, welcher Diplomatie, Militär, Wirtschaft
und Handel, Innerer Sicherheit und Entwicklungszusammenarbeit im
Sinne deutschen Interesses koordiniert. Die Bundeswehr soll im
Ausland künftig initiativ werden, sagte die Ministerin der
"Süddeutschen Zeitung". Deutschland soll seine strategischen
Interessen kraftvoller als bisher durchsetzen und zusammen mit seinen
militärischen Partnern mehr verantworten. Deutschland ist wie kein
anderes Land auf einen regelbasierten, freien Handel und offene
Handelswege angewiesen. Laut Kramp-Karrenbauer wird die Bundeswehr
eine Parlamentsarmee bleiben, damit ihre Auslandseinsätze
demokratisch legitimiert sind. Nur sollen die Entscheidungsprozesse
schneller als bislang vonstattengehen, damit sich Deutschland als
verläßlich gegenüber den Partnern erweist. In diesem Sinne soll auch
der Wehretat deutlich erhöht werden, damit er bis spätestens 2031 auf
zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes steigt. Hier assoziierte
Kramp-Karrenbauer "Made in Germany" als Ausdruck besonderer
Verläßlichkeit und Glaubwürdigkeit. Am Mittwoch erklärte die
Verteidigungsministerin auf einer Transatlantik-Veranstaltung der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion in Berlin, wir seien zu stark und zu
wichtig in Europa, um nur abseits zu stehen und nur zuzuschauen und
uns auf andere zu verlassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8303: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Ex-Verfassungsschützer Maaßen für Dialog mit der AfD

Der ehemalige Verfassungsschutzpräsident Hans-Georg Maaßen hat sich
im Deutschlandfunk im Prinzip gegen eine Koalition von CDU und AfD in
Thüringen gewandt. Eine Tolerierung des von dem Landesvorsitzenden
Björn Höcke vertretenen AfD-Flügels schloß Maaßen entschieden aus,
aber er unterstrich, daß man mit Radikalen und Extremisten auch dann
reden muß, wenn man deren Meinung nicht teilt, und zwar schon
deshalb, um sie davon zu überzeugen, daß man den besseren Standpunkt
vertritt. Die Linke, mit der die CDU in Thüringen rechnerisch eine
sozialistische Regierung unter dem amtierenden Ministerpräsidenten
Bodo Ramelow bilden könnte, hält der konservative Christdemokrat für
indiskutabel. Maaßen sieht Die Linke als mehrfach umbenannte SED an.
Die Linke hatte die Landtagswahl mit 31 Prozent der Wählerstimmen
gewonnen. Die CDU landete mit 21,7 Prozent hinter der AfD mit 23,4
Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8272: Tragisches und Kurioses - 07.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Der Zoll beschlagnahmte schlecht gefälschte Waren

Bereits im Oktober hat der Zoll am Düsseldorfer Flughafen 65 große
Kartons mit gefälschten Markenartikeln entdeckt und sichergestellt.

Wie ein Behördensprecher sagte, ist beim Öffnen sofort klar gewesen,
daß es sich bei den Textilien und Damentaschen nur um Plagiate handeln
konnte. Die angeblichen Luxusartikel waren nicht nur von schlechter
Qualität, sondern lagen teilweise unverpackt und in einem
Durcheinander von Marken in den Versandkartons.

Die Waren kamen per Luftfracht aus der Türkei und sollten nach Punta
Cana in der Dominikanischen Republik weitergeleitet werden. Aus
Ermittlungsgründen wurde in der Presse aber nicht darüber berichtet.
Laut WDR1 werden die Fälschungen jetzt durch den Düsseldorfer Zoll
vernichtet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8301: Arbeit, Soziales und Familie - 07.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Interreligiöses Positionspapier "Religion an der Hochschule"

Vertreter der christlichen, jüdischen und muslimischen
Glaubensgemeinschaft wollen mehr Einfluß auf die Studierenden an
deutschen Hochschulen gewinnen und haben dazu am Donnerstag an der
Goethe-Universität in Frankfurt am Main ein interreligiöses
Positionspapier unterzeichnet. Darin unterstreichen sie ihre
gesellschaftliche Bedeutung für ein menschliches, solidarisches und
friedliches Zusammenleben an Universitäten und Hochschulen sowie ihr
Interesse an deren weltoffene und internationale Ausrichtung. Ein
Grund für die Positionierung der Religionsgemeinschaften ist die immer
wieder vorkommende Einschränkung religiöser Gruppen und Einrichtungen
der verfaßten Kirchen durch Hochschulleitungen, welche meist
fundamentalistische Aktivitäten befürchten. Das Positionspapier
"Religion an der Hochschule" wird vom Verband der Evangelischen
Studierendengemeinden (ESG), dem katholischen Forum Hochschule und
Kirche (FHoK), der Jüdischen Studierendenunion (JSUD) und dem Rat
muslimischer Studierender und Akademiker (RAMSA) mit getragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8278: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Greenpeace fordert Maßnahmen gegen Geisternetze

Noch sind die Weltmeere so weit, daß hier und dort manches
Paradies entdeckt werden kann. So haben Greenpeace-Taucher im
Südpazifik am Tiefseeberg Vema, der sich fast tausend Kilometer
nordwestlich von Kapstadt aus 4600 Meter Tiefe bis 26 Meter unter die
Meeresoberfläche erhebt, ein einzigartiges Biotop gefunden. An den
Berghängen des gewaltigen Unterwassermassivs stießen die Taucher afp
zufolge unter anderen auf Tristan-Langusten, die dort längst als
ausgerottet galten. Für Greenpeace liegt der Grund für das Erholen
des Tristan-Langusten-Bestandes darin, daß die Südostatlantische
Fischereiorganisation (SEAFO) 2007 ein Verbot der Grundfischerei
verhängt hat. Allerdings stießen die Umweltschützter auch auf
verlorene oder weggeworfene Hummerkäfige und anderen Müll aus der
Fischerei. Greenpeace fordert daher einen größeren Schutz und
konsequente Maßnahmen gegen solche Geisternetze und ausrangiertes
Fischereigerät in den Ozeanen. Schließlich können die zur
tödlichen Falle für Fische, Krebse und andere Meerestiere werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8289: Märkte und Finanzen - 07.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Xerox bietet HP Übernahme an

Der Drucker- und Kopiererhersteller Xerox hat dem Computerkonzern HP ein
Übernahmeangebot unterbreitet, von dem das Wall Street Journal am
Mittwoch berichtete. Demnach könnte der Deal einen Umfang von 33
Milliarden US-Dollar in bar und in Aktien haben. HP bestätigte sein
Interesse an der Übernahme durch den nicht einmal ein Drittel so
großen Konkurrenten. HP betreibt das Druckergeschäft von Hewlett
Packard seit der Abspaltung der Server- und Server-Software-Sparte in
HP Enterprises (HPE). Xerox produziert hauptsächlich große Drucker
und Kopierer für Unternehmenskunden. Gewinn bringen vor allem
Verleih und Wartung der Geräte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8301: Aus Forschung und Technik - 07.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Aufrechter Gang womöglich in Europa entstanden

Der aufrechte Gang gilt der Paläontologie als entscheidender
Unterschied zwischen Mensch und Tier. Er soll den Zeitpunkt
markieren, als unsere Vorfahren den Schutz der Bäume verließen und
sich in die Weiten der Savannen begaben. Die Beine dienten dem
Überbrücken von Strecken und die Arme, vom Klettern befreit, wurden
zu Greif- und Tragewerkzeugen. Auch der Blick in die Ferne soll durch
den aufrechten Gang initiiert worden sein. Da die Wiege der
Menschheit in Afrika verortet wurde, gingen viele Paläontolgen davon
aus, daß dort auch der aufrechte Gang entstand. Neue Funde scheinen
aber in eine andere Richtung zu weisen. Wie dpa meldete, vermutet ein
Forschungsteam um Madelaine Böhme von der Universität Tübingen und
des Senckenberg Center for Human Evolution and Palaeoenvironment, daß
das Gehen auf zwei Beinen in Europa entstanden sein könnte. Die
Forscher hatten zwischen 2015 und 2018 im Unterallgäu Fossilien einer
bislang unbekannten Primatenart entdeckt. Analysen ergaben, daß
der sogenannte Danuvius guggenmosi vor 11,62 Millionen Jahren gelebt
und sich wohl sowohl auf zwei Beinen als auch kletternd fortbewegt
hatte. Bis dahin waren die ältesten Funde, die auf den aufrechten
Gang hinwiesen, rund sechs Millionen Jahre alt und stammen von der
Insel Kreta und aus Kenia. Sollten nicht weitere Funde etwas anderes
nahelegen, könnte der aufrechte Gang somit in Europa entstanden sein.
Nach Ansicht von Böhme wäre das eine Sensation, der die Grundfeste
der Paläoanthropologie erschüttern würde.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1642: Verzerrte Atome (idw)


Max-Planck-Institut für Kernphysik - 05.11.2019

Verzerrte Atome



Mit zwei Experimenten am Freie-Elektronen-Laser FLASH in Hamburg gelang
es einer Forschergruppe unter Führung von Physikern des Max-Planck-Instituts
für Kernphysik (MPIK) in Heidelberg, starke nichtlineare Wechselwirkungen
ultrakurzer extrem-ultravioletter (XUV) Laserpulse mit Atomen und Ionen
hervorzurufen. Die heftige Anregung des Elektronenpaars in einem
Heliumatom konkurriert so stark mit dem ultraschnellen Zerfall des
angeregten Zustands, dass vorübergehend sogar Besetzungsinversion
auftreten kann. Verschiebungen der Energie elektronischer Übergänge in
zweifach geladenen Neonionen beobachteten die Wissenschaftler mittels
transienter Absorptionsspektroskopie (XUV-XUV Pump-Probe).

Ein internationales Team unter Leitung von Physikern des MPIK veröffentlicht
seine Ergebnisse zur stark getriebenen Zwei-Elektronen-Anregung in Helium
durch intensive und ultrakurze extrem-ultraviolette
(XUV) Laserpulse [1]. Derartige doppelt angeregte Zustände sind äußerst
kurzlebig und zerfallen innerhalb weniger Femtosekunden
(10⁻¹⁵ Sekunden) durch Autoionisation: Ein Elektron fällt
in den Grundzustand zurück, während das andere aus dem Atom entkommt. Eine
signifikante Population des doppelt angeregten Zustands ist nur möglich,
wenn die Anregung ("pump") schneller erfolgt als der Zerfall. Das ist
vergleichbar mit dem Versuch, durch eine starke Pumpe einen Wassertank mit
einem großen Leck zu füllen.

Das Experiment fand am Freie-Elektronen-Laser FLASH in Hamburg statt, der
intensive XUV-Laserpulse mit einer hinreichend kurzen Wechselwirkungszeit
erzeugt. Theoretische Modelle sagen ein effizientes Pumpen (Anregung) des
Elektronenpaars durch solche Pulse voraus. Vorübergehend kann dabei die
Besetzung des angeregten Zustands sogar die des Grundzustands übertreffen,
also eine Besetzungsinversion eintreten. Diese laserkontrollierte
Quantendynamik mit zwei aktiven Elektronen führt zu einer erheblichen
Veränderung der Absorption von XUV-Licht, was experimentell auch
beobachtet wurde (siehe unterer Teil der Abbildung).

Ebenfalls am FLASH führte das Team um die Heidelberger Physiker transiente
XUV-Pump/XUV-Probe-Absorptionsspektroskopie an zweifach geladenen
Neonionen durch [2]. Dabei diente der Freie-Elektronen-Laser sowohl zur
Produktion der Ionen wie auch als spektroskopische Lichtquelle. Auf einer
Zeitskala von wenigen Femtosekunden gab sich eine nichtlineare Verstärkung
der Absorption (Coherence Spike, zu dt. Kohärenzspitze) zu erkennen, die
mit der Kohärenzzeit der Freie-Elektronen-Laser-Pulse in Beziehung steht.
Dieses Ergebnis ist ein entscheidender Schritt hin zur Anwendung zwei- und
mehrdimensionaler spektroskopischer Methoden selbst an statistisch
fluktuierenden Freie-Elektronen-Lasern mit Proben in der Gasphase. Die
direkte Messung von (Stark-Effekt-)Verschiebungen atomarer Energieniveaus
durch nichtlineare Wechselwirkung mit den intensiven XUV-Laserpulsen
stellt das wesentliche wissenschaftliche Ergebnis dieses Experiments dar.

Insgesamt eröffnen diese Ergebnisse neue Wege, um extreme
Licht-Materie-Wechselwirkungen zu untersuchen und zu verstehen.
Darüberhinaus sind dies erste Schritte zur elementspezifischen
Quantenkontrolle mit resonanter nichtlinearer Optik bei kurzen Wellenlängen.

Gezieltes Einstellen der "Verzerrung" der Elektronenhülle selektierter
chemischer Elemente in Molekülen könnte in Zukunft unser Verständnis von
Chemie und ihrer Möglichkeiten revolutionieren.


Originalpublikation:

[1] Strong-Field Extreme-Ultraviolet Dressing of Atomic Double Excitation

Christian Ott et. al.

Physical Review Letters 123, 163201 (2019),

DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.123.163201

[2] Nonlinear Coherence Effects in Transient-Absorption Ion Spectroscopy
with Stochastic Extreme-Ultraviolet Free-Electron Laser Pulses

Thomas Ding et al.

Physical Review Letters 123, 103001 (2019),

DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.123.103001


Weitere Informationen unter:

https://www.mpi-hd.mpg.de/mpi/de/forschung/abteilungen-und-gruppen/quantendynamik-und-kontrolle/forschung/angeregte-atomemolekuele-in-starken-feldern-ag-ott

- Abteilung Pfeifer am MPIK - Angeregte Atome und Moleküle in starken Feldern

https://flash.desy.de/ Freie-Elektronen-Laser

- FLASH

https://physics.aps.org/synopsis-for/10.1103/PhysRevLett.123.163201

- Distorting Helium Atoms with XUV Light - Physics Synopsis

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution687

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Kernphysik, 05.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ENERGIE/1651: Wie man Windparks optimiert (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 06.11.2019

Wie man Windparks optimiert



Schon heute stammt ein Viertel des Stroms in Deutschland aus Windkraft,
und der Anteil steigt. Um die Windenergie optimal nutzen zu können, müssen
Windenergieanlagen und Windparks durchdacht geplant werden. Ihren Aufbau
und ihre Steuerung zu optimieren hilft ein Software-Tool, das
Ingenieurinnen und Ingenieure der Ruhr-Universität Bochum (RUB) gemeinsam
mit der Firma Avasition entwickelt haben. Es ist das Ergebnis des Projekts
Wind-Opt-Tool, das nach drei Jahren abgeschlossen ist. Das Tool ist das
erste, das sowohl Interaktionen innerhalb einer Anlage als auch ganze
Windparks ganzheitlich detailliert betrachten kann und nicht nur
Einzelkomponenten in seine Berechnungen einbezieht.


Hunderte Anlagen speisen Strom ins Netz

Große Offshore-Windparks bestehen mitunter aus Dutzenden oder bis zu
Hunderten einzelnen Windenergieanlagen, die den durch ihre Generatoren
erzeugten Strom in ein gemeinsames Netz einspeisen. Zwischen ihnen gibt es
oft mehrere kleinere Netzabschnitte und Steueranlagen, die den Betrieb der
Anlagen regeln. Zwischen den einzelnen Anlagen und Netzen besteht eine
elektrische Interaktion. "Wenn es zum Beispiel einen Fehler im Netz gibt,
etwa durch einen Spannungseinbruch nach einem Blitzschlag, hat das
Auswirkungen auf einzelne Komponenten", erklärt Katharina Günther vom
Lehrstuhl für Energiesystemtechnik und Leistungsmechatronik von Prof. Dr.
Constantinos Sourkounis, der das Projekt koordiniert.

Software hilft bei der Optimierung

Die neue Software erlaubt es, Szenarien von Einzelanlagen oder Windparks
zu simulieren und die Auswirkungen von Entscheidungen zu testen. Dabei
können Expertinnen und Experten bestimmte Rahmenbedingungen eingeben und
unter diesen Gegebenheiten beispielsweise prüfen, wie sich der Bau einer
gewissen Anzahl von Windenergieanlagen oder die Wahl eines bestimmten
Anlagentyps auf das gesamte Netz auswirken würde. Das System kann auch
Alternativen berechnen, also Systeme auf bestimmte Ziele hin optimieren.
"Aufgabe muss es dabei sein, nicht allein die Energieausbeute zu
maximieren, so wie das bisher oft der Fall war", erklärt Katharina
Günther. "Es muss außerdem sichergestellt werden, dass eine ausreichende
Robustheit gegen Störungen erreicht wird."

Das Projektteam hat nicht nur die Software entwickelt, sondern die
Ergebnisse der Simulation auch mithilfe eines Prüfstandes im
lehrstuhleigenen Labor unter realistischen Bedingungen getestet.

Förderung

Das Projekt wird durch die Europäische Union und das Land NRW unter
Einsatz von Mitteln aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung
(EFRE) von 2014 bis 2020 "Investitionen in Wachstum und Beschäftigung"
gefördert.


Weitere Informationen unter:

http://www.enesys.rub.de/enesys/projekte/windopttool_details.html.de

- Projektwebseite

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 06.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2197: Beziehungen zu den USA - Ehrlich machen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. November 2019

Beziehungen zu den USA: Ehrlich machen



Zum Besuch von US-Außenminister Mike Pompeo erklärt Jürgen Trittin,
Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Der Besuch des US-Außenministers aus Anlass des Jahrestages des Mauerfalls
erinnert an eine Zeit, in der das transatlantische Verhältnis im Kern noch
intakt war. Zwar gab es damals auch Meinungsverschiedenheiten, aber man
verstand sich als strategisches Bündnis.

Heute scheinen weder Ideale noch Interessen oder Institutionen Europa und
die USA zusammen zu halten. Die USA unter Trump stellen die Europäische
Union in Frage. Für sie sind deutsche Autos eine Gefahr für die nationale
Sicherheit und Europa ist "schlimmer als China" (Trump). Europa soll über
den Huawei-Boykott gezwungen werden, in den Wirtschaftskrieg der USA gegen
China einzutreten. Die USA hintertreiben das Pariser Klimaabkommen und
streben danach ihre "Energiedominanz" (Trump) auf Europa auszudehnen.
Deutschland soll, geht es nach Trump, aufrüsten. Die von den USA mit
begründeten Vereinten Nationen dagegen werden finanziell ausgehungert und
ihre Unterorganisationen verlassen. Die USA gefährden Eu ropas Sicherheit,
indem sie das Atom-Abkommen mit dem Iran vorsätzlich zerstören.

Auf diese unkomfortable Lage hat die Bundesregierung bisher keine Antwort
gefunden. Sie hofft immer noch, dass sich der Sturm in den
transatlantischen Beziehungen legt und setzt auf Beschwichtigung. Auf diese
Herausforderung kann es aber nur eine Antwort geben - die Stärkung Europas.
Der Iran-Konflikt zeigt, der Euro muss zu einer echten globalen Währung
werden will man nicht zum Opfer erratischer, unilateraler Sanktionen
werden. Und nur so kann es ein nukleares Wettrüsten vor seiner Haustür
vermeiden. Doch Heiko Maas schafft es nicht mal, INSTEX zum Laufen zu
bringen. Auf die US-Steuerreform war die europäische Digitalsteuer die
richtige Antwort. Der deutsche Finanzminister Scholz hat sie blockiert.
Europa wurde geschwä cht, um deutsche Exportinteressen zu schützen.
Möglicherweise vergeblich, wie die nächste Runde von US-Sanktionen gegen
Russland zeigt.

Maas' Politik der Beschwichtigung hat die Krise in den transatlantischen
Beziehungen nicht mindern können. Dagegen hat der Bundespräsident mit
seinem Auftritt jüngst in Boston gezeigt, dass die Gemeinsamkeiten in den
Werten zwischen Amerikanern und Deutschen tragen - aller
Interessenkonflikte und der Trumpschen Politik zum Trotze. Freundschaft und
Selbstbewusstsein gehören zusammen. Dafür müssen wir uns ehrlich machen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. November 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





GESUNDHEIT/714: Mit Bits und Bytes die Versorgung stärken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2019

Mit Bits und Bytes die Versorgung stärken

Potentiale der Digitalisierung im Gesundheitsbereich nutzen, mit
Daten sicher forschen



Am morgigen Donnerstag berät der Deutsche Bundestag abschließend das
Gesetz zur digitalen Versorgung im Gesundheitsbereich. Dazu erklären
der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Georg Nüßlein, und die gesundheitspolitische Sprecherin, Karin Maag:

Georg Nüßlein: "Tagtäglich nutzen wir smarte Geräte, Apps und
Daten. Sie verändern unsere Gesellschaft und bieten uns neue
Möglichkeiten, auch in der Gesundheitsversorgung. Im
Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG) nutzen wir die Möglichkeiten der
Digitalisierung, um die Versorgung der Patienten im Alltag zu
verbessern: Versicherte erhalten erstmals einen Leistungsanspruch auf
digitale Gesundheitsanwendungen, die sie bei Erkrankungen wie
Diabetes, Bluthochdruck oder auch bei psychischen Erkrankungen
unterstützen. Darüber hinaus erweitern wir das sichere digitale Netz,
dass alle an der Versorgung teilnehmenden Berufsgruppen vernetzt."

Karin Maag: "Wenn wir Digitalisierung gestalten und die
Versorgung weiter verbessern wollen, müssen wir die Nutzung von Daten
zu Forschungszwecken ermöglichen. Den Kreis der Nutzungsberechtigten -
ausschließlich öffentliche Stellen und Universitätskliniken - sowie
den Verwendungszweck haben wir sorgfältig festgelegt. Dabei ist für
uns die Datensicherheit zentral: Weiterhin werden keine Klardaten,
die eine Identifizierung des Versicherten ermöglichen, zu
Forschungszwecken verwendet werden. Mit diesen und vielen weiteren
Maßnahmen gehen wir den Weg der Digitalisierung des Gesundheitswesens
konsequent weiter und verbessern die Versorgung spürbar."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





GESUNDHEIT/713: Medizinische Dienste werden unabhängiger


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. November 2019

Medizinische Dienste werden unabhängiger

MDK-Reformgesetz verabschiedet



Am heutigen Donnerstag soll im Deutschen Bundestag das Gesetz für
bessere und unabhängigere Prüfungen (MDK-Reformgesetz) verabschiedet
werden. Dazu erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag:

"Die Medizinischen Dienste der gesetzlichen Krankenversicherung
werden unabhängig. Damit beschließen wir eine weitere Zusage, die wir
mit dem Koalitionsvertrag gegeben haben: Künftig wird es einheitliche
Regelungen für alle Medizinischen Dienste der Bundesländer geben, die
- genauso wie der Medizinische Dienst Bund - eigenständige
Körperschaften des öffentlichen Rechts werden. Die Belange der
Versicherten werden durch die neue Ombudsperson vertreten, an die
sich bei jedem Medizinischen Dienst Versicherte und Beschäftigte der
Krankenkassen vertraulich wenden können. Für die Versicherten wird es
leichter, die Entscheidungs- und Prüfungsabläufe nachvollziehen zu
können.

Außerdem regeln wir die Prüfungen der Krankenhausrechnungen durch die
Krankenkassen neu: Wir setzen dem gegenseitigen Hochrüsten der
Abrechnungsabteilungen in den Kassen und Krankenhäusern ein Ende.
Unnötiger Prüfaufwand wird vermieden und es gibt stärkere Anreize für
eine regelkonforme Abrechnung. Damit sichern wir gleichzeitig den
verantwortungsvollen Umgang mit den Versichertengeldern und entlasten
die Krankenhäuser und die Krankenkassen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3514: Strafverfahren beschleunigen ohne Abstriche bei der Qualität


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. November 2019

Strafverfahren beschleunigen ohne Abstriche bei der Qualität

Weitere Ermittlungsinstrumente und weniger
Verschleppungsmöglichkeiten sorgen für schnellere Urteile



Am heutigen Donnerstag hat der Deutsche Bundestag in erster Lesung
über die Reform zur Modernisierung der Strafverfahren beraten. Hierzu
erklärt der für Innen- und Rechtspolitik zuständige Stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei:

"Wir wollen unseren Rechtsstaat weiter stärken. Wie in unserem Pakt
für den Rechtsstaat vereinbart, braucht es neben den bereits
beschlossenen 2.000 zusätzlichen Stellen für Richter und
Staatsanwälte und 15.000 zusätzlichen Polizisten vor allem auch die
entsprechenden rechtlichen Grundlagen. Ganz zentral ist für uns, den
Strafprozess zu modernisieren und die Strafverfahren zu
beschleunigen, ohne zugleich Abstriche bei Qualität und
Beschuldigtenrechten zu machen.

Dafür setzen wir bereits im Ermittlungsverfahren an, indem wir den
Ermittlungsbehörden weitere Instrumente an die Hand gegeben.

Wir sorgen mit der Ausweitung der DNA-Analyse dafür, dass Ermittler
den Täterkreis schneller eingrenzen können, weil ihr
Instrumentenkasten um eine gute und geeignete Möglichkeit erweitert
wird. Zukünftig darf die DNA-Analyse nicht nur für die Bestimmung von
Abstammung und Geschlecht genutzt werden, sondern auch dafür, das
Alter, die Haut-, die Augen- und die Haarfarbe des Spurenverursachers
zu bestimmen.

Außerdem erweitern wir die Überwachung der Telekommunikation auf den
Bereich des Wohnungseinbruchdiebstahls. Für die betroffenen Opfer
macht es überhaupt keinen Unterschied, ob eine international tätige
Bande diese Tat begeht oder ob es regional tätige Einzeltäter sind.
Wir werden die bestehenden Beschränkungen in diesem Bereich
beseitigen und das Handlungsspektrum der Behörden erweitern.

Damit setzen wir unseren erfolgreichen Weg zur Bekämpfung des
Wohnungseinbruchsdiebstahls fort, den wir in der letzten Wahlperiode
eingeschlagen haben, als wir den Wohnungseinbruchdiebstahl zu einem
Verbrechenstatbestand gemacht haben. Der Erfolg gibt uns Recht: Waren
es in Deutschland im Jahr 2015 noch 170.000 registrierte
Wohnungseinbrüche, sank diese Zahl zuletzt auf 98.000 im Jahre 2018.
Dies sind noch immer 98.000 Einbrüche zu viel, aber immerhin die
geringste Zahl seit 20 Jahren.

Für die Beschleunigung der Strafverfahren werden wir die Möglichkeit
zur Verschleppung durch missbräuchliche vorgebrachte Besetzungsrügen,
Befangenheitsanträge oder völlig abwegige Beweisanträge eindämmen.
Dadurch werden Verfahren künftig schneller zum Abschluss kommen. Das
ist wichtig für die Rechtsdurchsetzungskraft des Staates und das
Vertrauen der Menschen in den Rechtsstaat. Es ist schließlich nicht
vermittelbar und akzeptabel, dass Straftäter wegen zu langer
Verfahren immer wieder einen großzügigen Rabatt bekommen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/676: Deutschland muss militärisch handlungsfähiger werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. November 2019

Deutschland muss militärisch handlungsfähiger werden

Grundsatzrede der Verteidigungsministerin ist zukunftsweisend



Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer hat am
heutigen Donnerstag an der Universität der Bundeswehr in München eine
sicherheitspolitische Grundsatzrede gehalten. Dazu erklärt der
verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagfraktion,
Henning Otte:

"Es ist gut und richtig, dass Annegret Kramp-Karrenbauer von
Deutschland fordert, mehr Verantwortung als internationaler Akteur zu
übernehmen und militärisch handlungsfähiger zu werden. Nur so kann
Deutschland seine sicherheitspolitischen Interessen konsequent
vertreten. Nur so können wir für unsere Partner im transatlantischen
Bündnis und in der Europäischen Union glaubwürdig und verlässlich
sein.

Um unserer eigenen Sicherheit willen müssen wir selbstbewusst und
engagiert handeln. Dazu ist nicht nur eine Mentalitätswandel
notwendig, sondern auch eine Abkehr von der bequemen Haltung, in
Einsätzen vorzugsweise die Logistik und medizinische Versorgung zu
übernehmen. Wenn wir mehr Verantwortung übernehmen, dann gehören dazu
auch robuste Einsätze.

Das Bundesverteidigungsministerium will dazu Schritte einleiten, die
die Fraktion begrüßt und unterstützt. Die Aufstellung eines
nationalen Sicherheitsrates beispielsweise würde Deutschlands
Handlungsfähigkeit erheblich steigern. Handlungsfähigkeit bedeutet
nicht zuletzt, eine große Bandbreite militärischer Fähigkeiten
schnell und effizient anwenden zu können."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/675: Für uns stehen die Soldatinnen und Soldaten im Mittelpunkt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2019

Für uns stehen die Soldatinnen und Soldaten im Mittelpunkt

Kostenloses Bahnfahren und die Ausweitung der Handgeld-Regelung
kommen



Am heutigen Mittwoch, 06. November 2019, hat der Haushaltsausschuss
des Deutschen Bundestages im Rahmen der Einzelplanberatung wichtige
Änderungen am Etat des Bundesministeriums der Verteidigung
beschlossen. Hierzu erklären der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg und der zuständige
Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Dr. Reinhard Brandl:

Eckhardt Rehberg: "Unsere heutigen Beschlüsse zeigen, dass für
uns als CDU/CSU-Bundestagsfraktion die Soldatinnen und Soldaten im
Mittelpunkt stehen. Auf Initiative von Staatssekretär Thomas
Silberhorn wurde mit der sogenannten Handgeld-Regelung die
Beschaffung vor Ort flexibilisiert. Kommandeure und vergleichbare
zivile Dienstellenleiter erhalten 25.000 Euro pro Jahr, um in
Eigenverantwortung Ausrüstung und Ersatzteile beschaffen zu können.
Auf diese Weise wird eine Vielzahl an Vergabeverfahren hinfällig. Mit
zusätzlichen drei Millionen Euro weiten wir nun die Zahl der in die
Neuregelung einbezogenen militärischen Dienststellen auf 353 und der
zivilen Dienststellen auf 49 aus."

Reinhard Brandl: "Unsere Soldatinnen und Soldaten dürfen ab
dem 1. Januar 2020 in Uniform kostenlos Bahnfahren. Für dieses
Zeichen der Anerkennung und Wertschätzung haben wir uns im
vergangenen Jahr vehement eingesetzt. Die Bundeswehr gehört in die
Mitte unserer Gesellschaft - das wollen wir sichtbar machen. Wir
bringen heute die vollständige haushalterische Umsetzung des
Vorhabens auf dem Weg. Ab dem kommenden Jahr gilt die Neuregelung für
den gesamten Fernverkehr der Deutschen Bahn und für Teile des
Regionalverkehrs. Die Verhandlungen über eine bundesweite Ausweitung
auf den gesamten Regionalverkehr sollen schnellstmöglich erfolgreich
abgeschlossen werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/5083: Bernd Riexinger - GroKo kann Herausforderungen nicht bewältigen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. November 2019

GroKo kann Herausforderungen nicht bewältigen



Zu den bisher bekannten Ergebnissen der Halbzeitbilanz der GroKo
erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Die Selbstbeweihräucherung der Großen Koalition steht im Gegensatz zu
den Ergebnissen. Es gibt zwar einige Verbesserungen, wie den
gesetzlichen Mindestlohn, aber sie ist weit davon entfernt die
Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft zu bewältigen. Die GroKo
hat kein gemeinsames politisches Projekt, die Abarbeitung des wenig
ambitionierten Koalitionsvertrages bleibt deshalb kleinteilig.

So ist der gesetzliche Mindestlohn viel zu gering und reicht hinten
und vorne nicht. 12 Euro wären sofort nötig. Bei der Grundrente ist
kein Fortschritt zu erkennen, dabei wäre sie nur ein Schritt in die
richtige Richtung. Was es bräuchte, wäre eine armutsfeste Mindestrente
und ein Rentenkonzept, das im Alter den Lebensstandard sichert. Es ist
nicht ersichtlich, wie der Pflegenotstand behoben oder der latente
Mangel an Erzieher*innen oder Lehrer*innen behoben wird. Die
Tarifbindung ist weiter zurückgegangen und Millionen Menschen arbeiten
nach wie vor in prekären, also in jeder Hinsicht unsicheren
Arbeitsverhältnissen. Wo bleibt ein Konzept für gute Arbeit und
Regulierung der Arbeitsbeziehungen?

Ein gerechtes Steuersystem, das die wachsende Schere zwischen Arm und
Reich schließt, erwartet ohnehin niemand von dieser Regierung. Das
reflexartige Festhalten an der Schwarzen Null ist ökonomisch
verheerend und wenig geeignet den Investitionsstau in Bildung,
Erziehung, Gesundheit, ÖPNV, Klimaschutz oder den sozialen Wohnungsbau
zu beseitigen. Jetzt muss dringend investiert werden.

Die Menschen in Deutschland brauchen eine Politik, die die
Lebensverhältnisse der Menschen verbessert, sozial gerecht ist und
Antworten auf die Herausforderungen der Zukunft gibt."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. November 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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INNEN/5082: Katja Kipping - Große Koalition ist am Ende


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. November 2019

Große Koalition ist am Ende



Zu den ersten Ergebnissen der Halbzeitbilanz der GroKo erklärt Katja
Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Diese Große Koalition ist am Ende. Das Einzige was sie noch
zusammenhält, ist die Angst der Abgeordneten einen sicheren
Listenplatz bei möglichen Neuwahlen zu verlieren.

Weder bei Alltagssorgen - Grundrente - noch bei großen Fragen der
Zukunft - Klimapolitik - ist sie in der Lage eine Lösung zu bieten.
Sie verharrt im Klein-Klein, ohne ein schlüssiges Gesamtbild
abzuliefern.

Ganz zu schweigen davon, dass Annegret Kramp-Karrenbauer und Heiko
Maas durch nicht abgestimmte Vorschläge im Syrien-Krieg für Irritation
sorgen und Deutschland weltweit blamieren.

Es ist an Zeit, diese Große Koalition zu beenden und sie durch neue
linke Mehrheiten abzulösen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. November 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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SICHERHEIT/2023: AKK wird zur sicherheitspolitischen Gefahr für Deutschland


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. November 2019

AKK wird zur sicherheitspolitischen Gefahr für Deutschland



"Die Pläne zur Schaffung eines sogenannten Nationalen Sicherheitsrates und
weiterer Aufrüstung sind ein gefährlicher Schritt zur fortschreitenden
Militarisierung der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik", erklärt Heike
Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die
Außenpolitikerin weiter:

"Dieser militaristische Vorstoß von Annegret Kramp-Karrenbauer ist der
erneute Versuch der bisher glücklosen CDU-Vorsitzenden, sich
innerparteilich zu profilieren. Es darf nicht sein, dass nun nach jeder
verlorenen Wahl der CDU neue Bundeswehreinsätze und Aufrüstungsprojekte
angekündigt werden. Wer so offensichtlich parteipolitisch motivierte Außen-
und Verteidigungspolitik betreibt, wird selbst zur Sicherheitsgefahr
Deutschlands.

Gerade in Zeiten eines drohenden neuen weltweiten Wettrüstens, sind die
Aufrüstungsphantasien der Verteidigungsministerin völlig kontraproduktiv.
Die Menschen in Deutschland brauchen keinen angeblichen Sicherheitsrat, der
noch mehr Staatsgelder in Rüstung und Überwachung lenken soll, sondern
soziale Sicherheit und eine friedliche Außenpolitik, die auf neue
Abrüstungsinitiativen und Rüstungskontrolle setzt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. November 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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SICHERHEIT/2022: US-Truppen und Atomwaffen aus Deutschland abziehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. November 2019

US-Truppen und Atomwaffen aus Deutschland abziehen



"Mit der einseitigen Aufkündigung des INF-Abrüstungsvertrages mit Russland
und des internationalen Atomabkommens mit dem Iran haben die USA eiskalt
deutsche und europäische Sicherheitsinteressen verraten. Wer wie
Bundesaußenminister Heiko Maas trotzdem meint, die USA seien ein
'verlässlicher Partner', hat offensichtlich jede außenpolitische
Orientierung verloren", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende
Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE.
Dagdelen weiter:

"DIE LINKE bekräftigt anlässlich des Besuches von US-Außenminister Mike
Pompeo die Forderungen nach Abzug der US-Truppen samt Atomwaffen aus
Deutschland und Schließung der amerikanischen Militäreinrichtungen,
angefangen mit der US-Air-Base Ramstein in Rheinland-Pfalz als integralem
Bestandteil völkerrechtswidriger Drohnenkriegseinsätze."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. November 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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SICHERHEIT/2021: Vorschlag der Verteidigungsministerin ist gefährlicher Irrweg


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. November 2019

Vorschlag der Verteidigungsministerin ist gefährlicher Irrweg



Zum Vorschlag der Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer, die
Bundeswehr verstärkt im Ausland einzusetzen, um deutsche Handelswege
zu schützen, erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE
LINKE:

"Kramp-Karrenbauers Vorschlag zielt darauf ab, die Bevölkerung in
Deutschland für Wirtschaftskriege zu sensibilisieren und ihr eigenes
Profil zu schärfen. Dieser erneute deutsche Imperialismus ist ein
gefährlicher geopolitischer Irrweg. Deutsche Wirtschaftsinteressen mit
Waffengewalt sichern zu wollen, ist eine unverantwortliche historische
Sackgasse.

Gleichzeitig zielt ihr Vorstoß darauf ab, argumentativen Spielraum
schaffen, um das anvisierte zwei Prozent Ziel der NATO umsetzen zu
können. Das würde bedeuten, dass der Verteidigungsetat um ca. 23
Milliarden Euro aufgestockt werden müsste. Dies würde massive
Einschnitte in anderen Bereichen, wie beispielsweise Renten oder
Bildung, zur Folge haben.

Für DIE LINKE ist klar: Die deutsche Regierung soll sich nicht mit
Aufrüstung und Auslandseinsätzen hervortun, sondern mit aktiver
Friedenspolitik, Diplomatie und Abrüstung. Auslandseinsätze der
Bundeswehr lehnen wir ab."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. November 2019

Bundesgeschäftsstelle
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WIRTSCHAFT/2202: Neue Aktionsphase - Vonovia & Co enteignen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. November 2019

Neue Aktionsphase: Vonovia & Co enteignen!



Im Rahmen der bundesweiten Kampagne "Bezahlbare Miete statt fetter
Rendite" der Partei DIE LINKE startet eine neue Aktionsphase. DIE
LINKE nimmt den größten deutschen Wohnungskonzern Vonovia in den
Fokus. Dazu erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE
LINKE:

Die großen privaten Immobilienkonzerne in Deutschland interessiert nur
der Profit. Vonovia als größter privater Vermieter ist dafür ein
besonders gutes Beispiel. Laut dem aktuellen Geschäftsbericht konnte
der Immobilienkonzern seine Gewinne im Vergleich zum Vorjahreszeitraum
um elf Prozent auf 933 Millionen Euro steigern. Das geht vor allem auf
Kosten der Mieterinnen und Mieter.

Während es regelmäßig Berichte darüber gibt, dass Vonovia-Wohnungen
wegen mangelnder Instandhaltung praktisch unbewohnbar sind, erhöht der
Konzern laufend die Mieten. 4% sind für 2019 in den aktuellen
Quartalszahlen angegeben, davon allein 2,5% für sogenannte
'Wohnwertsteigerungen', also Luxussanierungen. Im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum beträgt der Mietenanstieg gar 9,6%.

Auch bei den Nebenkosten gibt es laufend Beschwerden über überhöhte
Abrechnungen ohne sichtbare Leistung. Die Besonderheit: Vonovia setzt
für die Dienste ums Haus gern auf eigene Tochterfirmen, deren
Rechnungen dann die Mieterinnen und Mieter zu bezahlen haben. Kein
Wunder, dass die Nebenkosten um 18% über dem Schnitt liegen. Um diesen
Fakt zu verschleiern, scheut der Konzern auch nicht, mit falschen
Zahlen zu arbeiten. Der deutsche Mieterbund hat dazu kürzlich klar
gestellt: Die von Vonovia angeführten Vergleiche stimmen nicht, die
Betriebskosten für Vonovia-Wohnungen liegen deutlich über dem
Durchschnitt.

Die Profite aus diesen Geschäftspraktiken fließen weder in die
Wohnungen, noch an die Mieterinnen und Mieter, sondern an die
Aktionärinnen und Aktionäre. Wir sagen aber: Wohnen ist ein
Menschenrecht. Damit sollen keine Profite gemacht werden. Wohnungen
haben an der Börse nichts verloren.

DIE LINKE unterstützt im Rahmen ihrer Kampagne für bezahlbare Mieten
deutschlandweit die Selbstorganisation von Mieterinnen und Mietern mit
Informationen, Materialien und Beratung. Außerdem sammeln wir
Informationen zu Missständen bei Vonovia-Wohnungen. Diese können per
Mail an die Adresse mietenkampagne@die-linke.de geschickt werden.

DIE LINKE fordert einen bundesweiten Stopp für Mieterhöhungen,
Obergrenzen für Mieten und eine Rücknahme der Mietsteigerungen der
vergangenen Jahre. Die Modernisierungsumlage, mit der Luxussanierungen
zur Mietsteigerung missbraucht werden können, muss abgeschafft werden.
Außerdem müssen jährlich mindestens 250.000 zusätzliche
Sozialwohnungen geschaffen werden. Konzerne wie Vonovia, die Mieten
hochtreiben oder ihre Mieter*innen schikanieren, müssen in
öffentliches oder genossenschaftliches Eigentum überführt werden.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. November 2019
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BUNDESTAG/9104: Heute im Bundestag Nr. 1251 - 07.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1251

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. November 2019, Redaktionsschluss: 16.06 Uhr

1. LKA-Beamtin berichtet über Versäumnis

2. AfD: Denkmal für Opfer des Sozialismus



1. LKA-Beamtin berichtet über Versäumnis

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Eine Oberkommissarin aus dem Berliner
Landeskriminalamt hat dem 1. Untersuchungsausschuss
("Breitscheidplatz") über Ermittlungen gegen den späteren Attentäter
Anis Amri wegen Rauschgifthandels berichtet und dabei ein Versäumnis
ihrer Behörde hervorgehoben. Sie sei "aus allen Wolken gefallen", als
sie habe feststellen müssen, dass ein von ihr verfasster Bericht über
Amris Drogenaktivitäten ohne Folgen geblieben war, sagte die Zeugin A.
B. in ihrer Vernehmung am Donnerstag. Die heute 38-jährige Beamtin
hatte im April 2016, als sie noch in der Ausbildung war, ihre
Tätigkeit in dem für die Abwehr radikalislamischer Bestrebungen
zuständigen Staatsschutz-Kommissariat 541 begonnen.

Sie habe dort ein Büro mit dem damaligen Kriminaloberkommissar L.
geteilt, der ihr als "Bärenführer" zugeordnet gewesen sei, berichtete
sie. Aufgabe des "Bärenführers" ist es, Berufsanfängern mit Rat und
Tat zur Seite zu stehen. Gleich zu Beginn sei ihr deutlich gemacht
worden, dass sie einen Großteil ihrer Arbeitszeit mit dem Fall Amri
verbringen werde, den L. damals gemeinsam mit zwei weiteren Kollegen
federführend betreut habe. Sie habe dabei unterstützend wirken sollen.

Während ihrer Probezeit im Kommissariat sei sie noch mit zwei weiteren
Islamisten befasst gewesen, berichtete die Zeugin. Im einen Fall sei
es um die Vorbereitung einer Abschiebung gegangen, im anderen um die
Klärung einer Identität. Amri sei indes in jenen Monaten ihr "einziger
großer Fall" gewesen. Über die damalige Einschätzung des späteren
Breitscheidplatz-Attentäters durch das Berliner LKA sagte sie: "Er war
kein kleiner Fisch, sondern einer, den man schon ernst genommen hat."
Das gehe allein schon daraus hervor, dass sie als Beamtin in der
Probezeit nur unter Anleitung erfahrener Kollegen damit befasst
gewesen sei. Weniger wichtige Sachverhalte habe man sie auch
selbständig bearbeiten lassen.

Im wesentlichen sei sie damit beschäftigt gewesen, Übersetzungen
abgehörter Telefonate Amris auszuwerten. Der Tunesier wurde überwacht,
weil die Behörden in Nordrhein-Westfalen ihn nach Hinweisen auf
Anschlagspläne als islamistischen Gefährder eingestuft hatte. In
Berlin entstand im Sommer 2016 allerdings der Eindruck, es nicht mit
einem religiösen Fanatiker, sondern gewöhnlichen Kriminellen zu tun zu
haben. Daraus ergab sich die Frage, ob sich womöglich mit einer neuen
Begründung eine richterliche Genehmigung erwirken ließ, die
Überwachung fortzusetzen.

In einem Gespräch mit dem zuständigen Oberstaatsanwalt habe dieser
angeregt, alle Erkenntnisse über Amris Aktivitäten auf dem Drogenmarkt
zusammenzufassen als Grundlage eines entsprechenden Antrages. Ihr
"Bärenführer" L. habe sie beauftragt, "mal einen kurzen Bericht" zu
schreiben, sagte die Zeugin. Er selbst wollte die zugehörige
Strafanzeige verfassen. Dies sei auch geschehen, wie sie später von L.
erfahren habe. Als sie den ersten Entwurf vorgelegt habe, habe es
geheißen: "Na ja, er sollte schon noch ausführlicher sein." Sie habe
schließlich einen Text von zehn Seiten abgeliefert, in dem die Rede
von "banden- und gewerbsmäßigem" Rauschgifthandel Amris war.

Sie habe diese Formulierung mit Absicht gewählt, betonte die Zeugin,
weil sich sonst eine Telekommunikationsüberwachung nicht hätte
begründen lassen. L. versäumte allerdings, Bericht und Strafanzeige an
die Staatsanwaltschaft weiterzuleiten. Dies geschah erst nach dem
Anschlag, freilich in einer Fassung, in der Amri nur noch als
Kleindealer erschien. Sie habe das "schmerzhaft" empfunden, sagte die
Zeugin: "Ich war der Meinung, dass alles seinen korrekten Gang ging.
Ich bin aus allen Wolken gefallen, als sich herausstellte, dass das
nicht so war."

 * 

2. AfD: Denkmal für Opfer des Sozialismus

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion spricht sich für die Errichtung
eines Denkmals für die Opfer von Sozialismus und Kommunismus in der
ehemaligen DDR "an zentraler, sichtbarer und öffentlich gut
zugänglicher Stelle" in Berlin aus. In ihrem entsprechenden Antrag
(19/14765) fordert sie die Bundesregierung auf, gemeinsam mit dem Land
Berlin einen offenen Wettbewerb zur Gestaltung des Denkmals
auszuschreiben und dafür die Opferverbände der kommunistischen
Gewaltherrschaft, wissenschaftliche Institutionen sowie die
ostdeutschen Bundesländer als Kuratoren hinzuzubitten. Ergänzt werden
soll das Denkmal durch ein Dokumentationszentrum unter der
Federführung wissenschaftlicher Institutionen wie etwa dem
Forschungsverband SED-Staat.

Nach Ansicht der AfD-Fraktion bietet eine zentrale Gedenkstätte den
Opfern der SED-Diktatur und ihren Hinterbliebenen einen würdevollen
Ort des Gedenkens und der Trauer. Ein nationales Denkmal könne zudem
einen Beitrag leisten, die Erinnerung an den Widerstand gegen die
kommunistische Gewaltherrschaft nicht nur als ostdeutsches, sondern
gesamtdeutsches Thema zu verstehen.

 * 
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BUNDESTAG/9103: Heute im Bundestag Nr. 1250 - 07.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1250

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. November 2019, Redaktionsschluss: 15.05 Uhr

1. Korrekturbitten der BAM

2. Stand bei Telekommunikationsregulierung

3. AfD fragt nach der 5x5G-Strategie

4. Schäden am Schiffshebewerk Scharnebeck

5. AfD fragt nach Gigabitanschlüssen

6. Grüne thematisieren BER-Eröffnung



1. Korrekturbitten der BAM

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Korrekturbitten der Bundesanstalt für
Materialforschung und -prüfung (BAM) gegenüber Medien im Mai 2019 geht
es in der Antwort (19/13614) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12889). Darin erklärt die Bundesregierung, in keinem Fall bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen ersucht zu haben. Weiter heißt es, "in selten
auftretenden Fällen" werde einem Medium dann ein Hinweis gegeben, wenn
die veröffentlichten Informationen oder Aussagen über das Handeln der
Bundesregierung objektiv unzutreffend seien und das BMWi oder die
Behörden seines Geschäftsbereichs einen Hinweis für geeignet und
angemessen erachten. "Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise
besteht nicht."

 * 

2. Stand bei Telekommunikationsregulierung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion möchte wissen, wie weit die
Bundesregierung bei der Umsetzung ihrer Digitalstrategie speziell in
Fragen der Telekommunikationsregulierung ist. In einer Kleinen Anfrage
(19/14564) erkundigen sich die Abgeordneten nach dem Stand bezüglich
eines entsprechenden EU-Kodexes, der bis Ende 2020 in nationales Recht
integriert werden solle.

 * 

3. AfD fragt nach der 5x5G-Strategie

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten"'- Frequenzvergabe,
Gesamtstrategie für flächendeckenden Mobilfunkausbau und
Mobilfunkstandard 5G" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/14555). Darin wollen die Abgeordneten von der
Bundesregierung unter anderem wissen, ob bereits eine Gesamtstrategie
für den flächendeckenden Mobilfunkausbau erarbeitet wurde. Gefragt
wird auch, ob die Förderbedingungen im Rahmen der 5x5G-Strategie
bereits veröffentlicht wurden.

 * 

4. Schäden am Schiffshebewerk Scharnebeck

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Ursachen für die Betonschäden am
Schiffshebewerk Scharnebeck erkundigt sich die AfD-Fraktion bei der
Bundesregierung. In einer Kleinen Anfrage (19/14491) wollen die
Abgeordneten außerdem wissen, was die Bundesregierung unternimmt, "um
die Sperrung des Westtrogs des Schiffshebewerks Scharnebeck möglichst
zu verkürzen".

 * 

5. AfD fragt nach Gigabitanschlüssen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten' - Glasfaserausbau und
Fortentwicklung der staatlichen Förderung" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/14551). Die Abgeordneten wollen
von der Bundesregierung wissen, ob bereits eine Förderrichtlinie zur
Förderung von Gigabitanschlüssen in grauen Flecken erarbeitet wurde.
Gefragt wird auch, ob bereits mit der Umsetzung der Vorgaben des
Europäischen Kodexes für die elektronische Kommunikation begonnen
wurde.

 * 

6. Grüne thematisieren BER-Eröffnung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche konkreten Kenntnisse die Bundesregierung
derzeit über den Eröffnungstermin des Hauptstadtflughafens BER im
Oktober 2020 hat, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wissen. In
einer Kleinen Anfrage (19/14481) erkundigen sich die Abgeordneten
zudem nach dem spätesten Termin, "zu dem die Flughafengesellschaft
Berlin Brandenburg GmbH (FBB) die Fluggesellschaften über den
Eröffnungstermin des BER informieren kann, um den BER fristgerecht im
Oktober 2020 in Betrieb zu nehmen".

 * 
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BUNDESTAG/9102: Heute im Bundestag Nr. 1249 - 07.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1249

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. November 2019, Redaktionsschluss: 14.41 Uhr

1. Linke thematisiert Todesfälle in Haft

2. Zahl rechtsextremer Aufmärsche erfragt

3. AfD thematisiert House of One

4. FDP fragt nach Arbeitsgruppe Namensrecht

5. Anwendungspraxis bei Korrekturbitten

6. Gesetzentwurf zu Verfassungsschutzrecht

7. Digitale Technologien bei Polizei



1. Linke thematisiert Todesfälle in Haft

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Todesfälle in Haft und in Zusammenhang mit
polizeilichen Maßnahmen" thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/14660). Darin erkundigt sie sich nach der Zahl der
Todesfälle von Personen während freiheitsentziehender Maßnahmen durch
die Bundespolizei in Deutschland seit 1990. Auch möchte sie unter
anderem erfahren, wie viele Menschen nach Kenntnis der Bundesregierung
seit 1990 während ihrer Abschiebung aus Deutschland starben.

 * 

2. Zahl rechtsextremer Aufmärsche erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um rechtsextreme Demonstrationen im dritten Quartal
2019 geht es in einen Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/14659). Unter anderem wollen die Abgeordneten wissen, wie viele
öffentliche Auftritte der extremen Rechten in diesem Zeitraum
stattfanden und bei welchen davon es zu Straftaten kam.

 * 

3. AfD thematisiert House of One

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) ",House of One' als multireligiöses Symbol des
Friedens" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14632). Darin schreibt die Fraktion, dass Medienberichten zufolge
in Berlin ein "multireligiöses Symbol des Friedens" entstehen solle.
"Ziel des 'House of One' sei es, ein bisher ,einzigartiges Gottes- und
Begegnungshaus für Christen, Juden und Muslime' zu schaffen", heißt es
in der Vorlage weiter. Wissen will die Fraktion, in welcher Höhe die
Bundesregierung das Projekt "House of One" fördert. Auch erkundigt sie
sich unter anderem danach, welche Gründe es für die Bezeichnung des
Projektes in englischer Sprache gibt und welche Gründe nach Kenntnis
der Bundesregierung gegen eine Bezeichnung in deutscher Sprache
sprechen.

 * 

4. FDP fragt nach Arbeitsgruppe Namensrecht

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Arbeitsgruppe Namensrecht" ist Thema einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/14633). Darin schreibt die
Fraktion, dass am 18. September 2018 eine von der Bundesregierung
eingesetzte Arbeitsgruppe zusammengetreten sei, "die Reformvorschläge
zur Änderung des Namensrechts und des Minderheiten-Namensrechts machen
sollte". Wissen will sie unter anderem, ob die Arbeitsgruppe auch
beauftragt ist, Vorschläge für eine Veränderung des Ehenamensrechts zu
erarbeiten.

 * 

5. Anwendungspraxis bei Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um die "Anwendungspraxis bei Korrekturbitten des
Bundesministeriums für Inneres, Bau und Heimat" (BMI) geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/14631). Darin erkundigt sie
sich unter anderem danach, um welche Vorgänge genau es ging, bei denen
das BMI im Zeitraum zwischen dem 22. November 2005 und dem 31.
Dezember 2018 in drei Fällen mit anwaltlicher Hilfe Medien um
Korrekturen der Berichterstattung ersucht hat.

 * 

6. Gesetzentwurf zu Verfassungsschutzrecht

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Den "Entwurf eines Gesetzes zur Harmonisierung des
Verfassungsschutzrechtes" thematisiert die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/14602). Wie die Fraktion darin ausführt, sieht der
Entwurf neue Bestimmungen für das Bundesverfassungsschutzgesetz vor.
Der aus dem Bundesinnenministerium stammende Gesetzentwurf solle die
Befugnisse des Inlandsgeheimdienstes erweitern.

"Demnach sollen Wohnungen künftig nicht nur von der Polizei, sondern
auch vom Bundesamt für Verfassungsschutz beziehungsweise von den
Agenten des Inlandsgeheimdienstes betreten werden dürfen", schreibt
die Fraktion weiter. Ferner sollten sie die Befugnis zur
Online-Durchsuchung und Quellen-Telekommunikationsüberwachung
erhalten, "indem Handys und Computer - nicht nur an öffentlichen
Orten, sondern auch in Privatwohnungen - mit einer Spionagesoftware
infiziert werden". Darüber hinaus sollten die Agenten auch die
Wohnungen betreten dürfen, "um dort einen späteren Besuch einer ihrer
Vertrauenspersonen (sogenannte ,V-Männer') vorzubereiten
beziehungsweise im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang dortige Räume
technisch zu präparieren".

Wissen wollen die Abgeordneten, wann die abgeschlossene Fassung des
Gesetzesentwurfes dem Bundestag zugeleitet wird. Auch erkundigen sie
sich unter anderem danach, warum "nach Auffassung der Bundesregierung
der Nachrichtendienst und nicht auch die Polizei (zum Beispiel das
Bundeskriminalamt) die Wohnung betreten können" sollte, um
entsprechende Abhörsysteme für den Verfassungsschutz vorzubereiten.

 * 

7. Digitale Technologien bei Polizei

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, auf welche digitalen
Technologien Bundespolizei, Bundeskriminalamt (BKA) und Zoll im
Einsatz zurückgreifen können. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14627) danach, welche digitalen Technologien bei
Bundespolizei, BKA und Zoll im Bereich der Ermittlungsarbeit und
welche im Bereich der Verwaltung verwendet werden. Ferner fragt sie
unter anderem, ob es bereits konkrete Pläne gibt, weitere digitale
Technologien bei Bundespolizei, BKA und Zoll im Bereich der
Ermittlungsarbeit beziehungsweise im Bereich der Verwaltung
einzuführen.

 * 
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BUNDESTAG/9101: Heute im Bundestag Nr. 1248 - 07.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1248

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. November 2019, Redaktionsschluss: 14.13 Uhr

1. Zinssatz für Sparer nahe null

2. Der Bund hat zwei Beratungsunternehmen

3. Bildungsabschlüsse in der Grundsicherung

4. AfD fragt nach freiwilligen Beitragszahlern

5. AfD fragt nach SGB-II-Leistungen

6. Situation ehemaliger Vertragsarbeiter



1. Zinssatz für Sparer nahe null

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der durchschnittliche jährliche Effektivzins bei
Spareinlagen von privaten Haushalten mit vereinbarter Kündigungsfrist
bis zu drei Monaten beträgt im Neugeschäft der deutschen Banken rund
0,12 Prozent. Dies berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14453) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13323) unter
Berufung auf Zahlen der Deutschen Bundesbank. Bei Tagesgeldern wird
dieser Effektivzinssatz im Neugeschäft mit 0,01 Prozent für Einlagen
privater Haushalte und minus 0,03 Prozent für Einlagen von Unternehmen
angegeben.

 * 

2. Der Bund hat zwei Beratungsunternehmen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bund ist an zwei Beratungsunternehmen beteiligt.
Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13804) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/13311) mitteilt, handelt es sich um die
BWConsulting GmbH und PD - Berater der öffentlichen Hand GmbH. Die
BWConsulting GmbH sei die Inhouse-Beratung im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums der Verteidigung und berate mit methodischen und
fachlichen Kompetenzen Ministerium, Streitkräfte und Verwaltung dabei,
Veränderungen zu ermöglichen und eine nachhaltige Weiterentwicklung
des Ressorts zu fördern. Unternehmensgegenstand der PD - Berater der
öffentlichen Hand GmbH sei die Investitions- und
Modernisierungsberatung der öffentlichen Hand, ausländischer Staaten
und internationaler Organisationen. Die Gesamtzahl der Beschäftigten
beider Unternehmen wird mit 456 Mitarbeitern angegeben.

 * 

3. Bildungsabschlüsse in der Grundsicherung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Juni 2019 gab es rund 1,4 Millionen arbeitslose
erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB) im Bereich der Grundsicherung
für Arbeitssuchende. Darunter waren knapp 25 Prozent ohne
Hauptschulabschluss, rund 35 Prozent mit einem Hauptschulabschluss, 18
Prozent mit Mittlerer Reife, rund vier Prozent mit Fachhochschulreife
und knapp neun Prozent mit Abitur oder Hochschulreife. Für 9,6 Prozent
der ELB lagen keine Angaben zur Schulbildung vor. Das geht aus der
Antwort (19/14467) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/13393) der AfD-Fraktion hervor.

In der Antwort heißt es weiter, dass in der Statistik der
Bundesagentur für Arbeit (BA) über die Grundsicherung für
Arbeitssuchende zwar Angaben zum beruflichen Ausbildungsniveau für
arbeitslose ELB vorliegen, nicht jedoch für alle
Leistungsberechtigten. Von den 1,4 Millionen ELB hatten demnach knapp
65 Prozent keine abgeschlossene Berufsausbildung, 30 Prozent verfügten
über eine betriebliche oder schulische Ausbildung und vier Prozent
über eine akademische Ausbildung.

 * 

4. AfD fragt nach freiwilligen Beitragszahlern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/14592)
zu freiwilligen Beitragszahlungen in die gesetzliche
Rentenversicherung gestellt. Darin fragt sie unter anderem nach der
Entwicklung der Zahl der Beitragszahler sowie nach der Höhe der
Zahlungen.

 * 

5. AfD fragt nach SGB-II-Leistungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/14629)
zu Leistungen und Leistungsempfängern nach dem SGB II (Zweites Buch
Sozialgesetzbuch) gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem, wie sich die Zahl der Bedarfsgemeinschaften in den
vergangenen zehn Jahren entwickelt hat.

 * 

6. Situation ehemaliger Vertragsarbeiter

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/14658) zur Anerkennung der Verantwortung der Bundesregierung für
ehemalige ausländische Vertragsarbeiter in der DDR gestellt. Sie
möchte von der Bundesregierung unter anderem Informationen zu
Rentenansprüchen, aber auch zu alltäglichen
Diskriminierungserfahrungen der ehemaligen Vertragsarbeiter erhalten.

 * 
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BUNDESTAG/9100: Heute im Bundestag Nr. 1247 - 07.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1247

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. November 2019, Redaktionsschluss: 13.40 Uhr

1. Stärkung deutscher Schulen im Ausland

2. Förderung strukturschwacher Regionen

3. Stellungnahme zu Strukturstärkungsgesetz

4. AfD fragt nach Kleinen Anfragen

5. Gefahr durch Drohnen thematisiert

6. Digitalisierungsprogramm für Afrika



1. Stärkung deutscher Schulen im Ausland

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD und die
Fraktion der Grünen wollen das deutsche Auslandsschulwesen stärken und
weiterentwickeln. In einem gemeinsamen Antrag (19/14818) fordern die
Abgeordneten die Bundesregierung auf, "das Netz der Deutschen
Auslandsschulen auf Lücken hin zu überprüfen und, wo es solche Lücken
gibt, Anstrengungen zu unternehmen, lokale private Initiativen zur
Gründung einer Deutschen Auslandsschule wirksam zu unterstützen".
Geprüft werden solle auch, ob die in der Verwaltungsvereinbarung zum
Auslandsschulgesetz festgelegte Zahl der vermittelten Lehrkräfte
flexibler, und nicht allein von der Anzahl der Klassenzüge abhängig,
gestaltet werden kann, um insbesondere den Bedürfnissen von wachsenden
Schulen besser gerecht zu werden.

Weitere Forderungen zielen unter anderem auf die Förderung von
frühkindlicher Bildung, Inklusion und beruflicher Bildung an
Auslandsschulen sowie die Steigerung der Attraktivität der Tätigkeit
in diesen Einrichtungen.

 * 

2. Förderung strukturschwacher Regionen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Anlässlich des 30. Jahrestages des Mauerfalls weisen
die Fraktionen CDU/CSU und SPD auf die Bedeutung eines gesamtdeutschen
Fördersystems für strukturschwache Regionen hin. Dieses System bündele
künftig Programme zur Stärkung von Wirtschaft, Innovation,
Infrastruktur, Daseinsvorsorge, ländlicher Entwicklung und Städtebau
und richte sich an strukturschwache Regionen in Ost und West, Stadt
und Land, erklären die Abgeordneten in einem Antrag (19/14748).
"Kernelement des neuen Fördersystems ist die Einbettung der Förderung
strukturschwacher Regionen in einen gesamtdeutschen Kontext."

Mit dem neuen System werden einerseits die Möglichkeiten für die
strukturschwachen Gegenden im Osten für die Zeit nach dem Auslaufen
des Solidarpakts gesichert und andererseits ausgeweitet auf alle
strukturschwachen Regionen in Deutschland, wie die Abgeordneten weiter
ausführen.

Die Bundesregierung solle die Empfehlungen der Kommission
"Gleichwertige Lebensverhältnisse" bezüglich des Fördersystems noch in
diesem Jahr abschließen, um bundesweit allen strukturschwachen
Regionen Planungssicherheit für die Förderperiode ab 2020 zu geben.
Dabei sei dafür Sorge zu tragen, dass die Förderungen Ostdeutschlands
mindestens auf dem bisherigen Niveau fortgeführt und dabei die
demographische Entwicklung berücksichtigt wird. "Ebenso werden
strukturschwache Regionen in den alten Ländern künftig in gleicher
Weise berücksichtigt."

 * 

3. Stellungnahme zu Strukturstärkungsgesetz

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Der Bundesrat hat dazu aufgerufen, beim
Kohleausstieg auch die Regionen im Blick zu behalten, in denen weder
Braun- noch Steinkohle abgebaut und verstromt wird. Ihre
Leistungsfähigkeit im Bereich der erneuerbaren Energien sei eine
Grundvoraussetzung für einen gelingenden Ausstieg aus der nationalen
Kohleverstromung, erklärt das Gremium in einer von der Bundesregierung
als Unterrichtung vorgelegten Stellungnahme (19/14623). Grundsätzlich
dürfe der Kohleausstieg weder einseitig die kohlestromerzeugenden
Regionen und Standorte belasten noch zu Lasten anderer Landesteile
gehen.

So weist der Bundesrat darauf hin, dass die Prämissen des
gesamtdeutschen Fördersystems für strukturschwache Regionen
aufrechterhalten werden müssten - dazu zähle auch die Fachautonomie
von Bundesprogrammen innerhalb des Fördersystems. Fachpolitische
Erwägungen müssten weiterhin gelten und somit auch fachlich
vordringliche Projekte in anderen Regionen gefördert werden können.
"Der Bundesrat fordert daher die Bundesregierung auf, dafür Sorge zu
tragen, dass fachlich vordringliche Projekte in anderen Ländern nicht
deshalb zurückgestellt werden müssen, weil Mittel per Umschichtung im
Gesamthaushaltsplan für bestimmte Projekte im Rahmen des
Strukturstärkungsgesetzes vorbelegt sind."

Um speziell Potenziale für die Energiewende zu heben, müssten auch in
anderen Regionen Projekte der Energieforschung, der
anwendungsorientierten Entwicklung von Speichertechnologien und
Rahmenbedingungen für den Aufbau einer marktfähigen Wasserwirtschaft
gefördert werden, heißt es weiter. Der Bundesrat verweist auf das Ziel
gleichwertiger Lebensverhältnisse im ganzen Land.

Die Bundesregierung erklärt in einer Gegenäußerung, die Ausführungen
des Bundesrats zur Kenntnis zu nehmen.

 * 

4. AfD fragt nach Kleinen Anfragen

Bundestagsnachrichten/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14636) nach dem parlamentarischen Fragerecht der
Abgeordneten. Anfragen wie die "Kleine Anfrage" seien wichtige
Informations- und Kontrollinstrumente. Die Abgeordneten wollen wissen,
wie viele Kleine Anfragen in den Jahren 2013 bis 2019 von den
Fraktionen des Bundestages gestellt und wie viele nicht rechtzeitig
beantwortet worden sind.

 * 

5. Gefahr durch Drohnen thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der der Bundesregierung für dieses und
das vergangene Jahr bekannten Vorfälle von Drohnensichtungen, die den
Flugverkehr beeinträchtigt haben, erkundigt sich die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/14628). Auch will sie unter anderem wissen,
welche Maßnahmen 2018 und 2019 von Seiten der Bundesregierung
ausgearbeitet oder abgeschlossen wurden, "um der Gefahr durch den
terroristischen Missbrauch von sogenannten Drohnen zu begegnen".

 * 

6. Digitalisierungsprogramm für Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Umsetzung des Programms "Africa Cloud", mit dem
das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) in den Aufbau von Lerninhalten und einer digitalen
Plattform in Afrika investieren will, ist Gegenstand einer Kleinen
Anfrage (19/14552) der AfD-Fraktion. Unter anderem wollen die
Abgeordneten wissen, ob bereits bestehende Kooperationen,
Partnerschaften und Standorte der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
mit digitaler Innovation weiter ausgebaut wurden und eine enge
Zusammenarbeit mit Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft
erfolgt ist.

 * 
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BUNDESTAG/9099: Heute im Bundestag Nr. 1246 - 07.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1246

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. November 2019, Redaktionsschluss: 12.35 Uhr

1. Gesetzentwurf zu Parlamentsverkleinerung

2. Gesetz zu Handel mit Brennstoffemissionen

3. Forschungsstandort Berlin-Tegel

4. Grüne für Ende von Atomvertrag

5. Vorschläge zur Bioökonomiestrategie

6. Bildungsnachweise auf Blockchain



1. Gesetzentwurf zu Parlamentsverkleinerung

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Fraktionen von FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die
Grünen haben einen gemeinsamen Gesetzentwurf zur Änderung des
Bundeswahlgesetzes (19/14672) mit dem Ziel einer Verkleinerung des
Bundestages bei künftigen Wahlen vorgelegt. Darin verweisen die drei
Fraktionen darauf, dass die Zahl der Abgeordneten mit 709 seit der
letzten Bundestagswahl deutlich über der gesetzlichen Sollgröße von
598 liegt. Gemessen an derzeitigen Umfragewerten sei es "nicht
unwahrscheinlich, dass ein Bundestag, der aktuell gewählt werden
würde, bei einem unveränderten Wahlrecht eine Mitgliederzahl von weit
über 800 aufwiese".

Nach dem Gesetzentwurf soll das System der personalisierten
Verhältniswahl beibehalten, aber die Zahl der sogenannten
Überhangmandate "und somit auch die Zahl der durch sie erforderlich
werdenden Ausgleichsmandate" deutlich reduziert werden.
Überhangmandate entstehen, wenn eine Partei mehr Direktmandate erhält
als ihr nach dem Verhältnis der Zweitstimmen zustehen würden, und
ziehen Ausgleichsmandate für andere Parteien nach sich.

Um die Entstehung von Überhangmandaten möglichst zu vermeiden, soll
das Verhältnis von Listen- und Direktmandaten nach dem Willen der drei
Fraktionen zugunsten der Listenmandate auf etwa 60 zu 40 verändert
werden. Dazu soll die Zahl der Wahlkreise von 299 auf 250 verringert,
die Gesamtsitzzahl dagegen von 598 auf 630 erhöht werden. Zudem soll
dem Gesetzentwurf zufolge "eine Vorabverteilung von Sitzen auf die
Parteien in den Ländern" entfallen, da auch dieses sogenannte
Sitzkontingentverfahren "zu unnötigem Ausgleichbedarf für andere
Parteien" führe.

Mit dem Gesetzentwurf werde die Gefahr eines übermäßigen Ansteigens
der Sitzzahl über die Sollgröße hinaus "insgesamt deutlich reduziert",
schreiben die drei Fraktionen in der Begründung. Damit werde die Größe
des Bundestages "konstanter und vorhersehbarer".

 * 

2. Gesetz zu Handel mit Brennstoffemissionen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
über einen nationalen Zertifikatehandel für Brennstoffemissionen
(19/14746) vorgelegt. Der Gesetzentwurf steht am Freitagnachmittag das
erste Mal auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums. Mit dem Entwurf
soll ein Emissionshandel für die Sektoren Wärme und Verkehr ab dem
Jahr 2021 eingeführt werden. In diesen Sektoren fehle bislang ein
wirksames, auf der CO2-Intensität der Heiz- und Kraftstoffe
basierendes Preissignal, das einen Anreiz für die Senkung des
Verbrauchs fossiler Brennstoffe und für den Umstieg auf klimaschonende
Technologien und Energieträger setzt, schreibt die Bundesregierung.

Der Emissionshandel führe zu einer absoluten Mengenbegrenzung der
Emissionen und durch die Pflicht, Zertifikate für die Nutzung der
Umweltressource Luft und Atmosphäre zu erwerben zu einem Preis auf
CO2. Daraus ergeben sich Preise bei Brenn- und Kraftstoffen, "die sich
stärker am CO2-Gehalt ausrichten", schreibt die Bundesregierung in dem
Entwurf. Das Gesetz sehe die Festlegung jährlicher Emissionsmengen
vor, die von Jahr zu Jahr geringer werden und die zur Einhaltung der
Sektorziele nach dem Bundesklimaschutzgesetz (19/14337) sowie zur
Minderungsverpflichtung nach der EU-Klimaschutzverordnung beitragen.

Das nationale Emissionshandelssystem erfasse die Emissionen
insbesondere aus der Verbrennung von Heizöl, Flüssiggas, Erdgas,
Kohle, Benzin und Diesel. Im Sektor Wärme umfasse das System die
Emissionen der Wärmeerzeugung des Gebäudesektors und der Energie- und
Industrieanlagen außerhalb des EU-Emissionshandelssystems (EU-ETS).
Auch im Verkehrsbereich umfasse das System Emissionen aus der
Verbrennung fossiler Kraftstoffe, jedoch nicht den Luftverkehr, der
dem EU-ETS unterliege.

Während einer Einführungsphase werde ein Festpreissystem eingeführt,
bei dem Zertifikate an die Verantwortlichen verkauft würden. Dadurch
entstehe ein "verlässlicher Preispfad", heißt es im Entwurf weiter. Im
ersten Jahr betrage der Preis zehn Euro und steige bis 2025 auf 35
Euro. In dieser Phase sei die überjährige Übertragbarkeit der
Zertifikate ausgeschlossen. Gleichzeitig werde eine Handelsplattform
aufgebaut, die eine Auktionierung der Zertifikate und den Handel
ermöglichen soll. Für das Jahr 2026 gelte ein Preiskorridor mit einem
Mindestpreis von 35 Euro und 60 Euro pro Zertifikat. Auf Grundlage
einer Evaluation soll im Jahr 2025 festgelegt werden, inwieweit
Höchst- und Mindestpreise für die Zeit ab 2027 sinnvoll und
erforderlich seien.

 * 

3. Forschungsstandort Berlin-Tegel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung soll sich für die zügige Planung
und Realisierung des zukünftigen Forschungs- und Industrieparks am
Standort des jetzigen Flughafens Berlin-Tegel einsetzen. Das fordert
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag (19/14826), der am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestages steht. Die Grünen
verlangen zudem von der Bundesregierung, sich für eine leistungsfähige
Standorterschließung durch den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)
und Radschnellwege auszusprechen und dies durch die Sicherstellung der
Mittel des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes sowie der
Bereitstellung ausreichender Mittel für den Ausbau von Radschnellwegen
zu unterlegen.

Die Abgeordneten verweisen in der Vorlage auf den Konsensbeschluss vom
Bund, dem Land Berlin und dem Land Brandenburg aus dem Jahr 1996, in
dem die Schließung des Flughafen Tegels sechs Monate nach der
Eröffnung des Flughafens Berlin Brandenburg (BER) beschlossen worden
sei. Seinerzeit hätten im Anschluss im Jahr 2008 die Planungen zur
Nachnutzung des Flughafens Tegel begonnen. Partnerin des Landes Berlin
sei auf Bundesebene die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA),
mit der eine Kooperationsvereinbarung geschlossen worden sei,
schreiben die Grünen. Darin enthalten sei die Verpflichtung, "die
bundeseigenen Flächen am Flughafen Tegel im Sinne des gemeinsamen
Standortprofils zu entwickeln und zu verwalten".

Im Masterplan Berlin TXL seien in mehreren Phasen die Grundlagen für
die Realisierung des Forschungs- und Industrieparks für urbane
Technologien "Berlin TXL - The Urban Tech Republic" erarbeitet worden,
heißt es weiter. 2011 habe das Berliner Abgeordnetenhaus den neuen
Zielen des Flächennutzungsplans und Landschaftsprogramms zugestimmt.

Auf dem insgesamt 460 Hektar großen Areal werde ein dichtes Netzwerk
aus Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Industrie entstehen,
schreiben die Grünen. In das markante Terminal A werde die Beuth
Hochschule für Technik Berlin mit ihrem Fachbereich für "Urban
Technologies" einziehen. Rund um das Terminal A würden Quartiere
entstehen, in denen weitere Forschungs- und forschungsnahe
Einrichtungen sowie kleine, mittlere und große Gewerbe- und
Industriebetriebe sesshaft werden. Insgesamt sollen der Vorlage
zufolge rund 5.000 Studenten den Campus Berlin TXL besiedeln.

In die großen Hangars werde die Berliner Feuerwehr- und
Rettungsdienst-Akademie (BFRA) einziehen, "denn auch Brand- und
Katastrophenschutz gehören zu den großen Themen in den Städten der
Zukunft", heißt es in dem Antrag weiter. Die Terminals B und D seien
als Gründer- und Technologiezentren für Startups und als
Kongressflächen vorgesehen. Der zentrale Teil der ehemaligen Start-
und Landebahnen werde als Fläche für die industrielle Produktion und
als Experimentierfeld für die Erprobung innovativer Technologien zur
Verfügung stehen. Den Angaben der eigens gegründeten Tegel Projekt
GmbH zufolge könnten sich insgesamt bis zu 1.000 Unternehmen
ansiedeln, schreiben die Grünen. Dies könne etwa 20.000 Arbeitsplätze
allein für den Forschungs- und Industriepark schaffen.

 * 

4. Grüne für Ende von Atomvertrag

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Der deutsch-brasilianische Atomvertrag soll nach
Ansicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gekündigt werden. "Wir
erwarten von der Bundesregierung, dass sie dem eigenen Atomausstieg
gerecht wird und diese Kooperation mit Brasilien endlich beendet",
schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/14824). Die
Bundesregierung solle stattdessen Brasilien beim Ausbau erneuerbarer
Energien unterstützen und die wissenschaftlich-technische und
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Brasilien in allen Bereichen der
erneuerbaren Energieversorgung verstärken, heißt es weiter.

 * 

5. Vorschläge zur Bioökonomiestrategie

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Biotechnologie ist aus Sicht der FDP-Fraktion ein
Antrieb für die nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands
und birgt enorme Potenziale für die Zukunft des Menschen. Dennoch ist
die Biotechnologiebranche in Deutschland weiterhin durch Skepsis der
Bevölkerung und restriktive Gesetze gehemmt, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/14742 ). Durch Untätigkeit der
Bundesregierung würden, wie im Falle der grünen Gentechnik durch das
Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH), forschungs- und
fortschrittsbeschränkende Tatsachen geschaffen.

Bioökonomie beschreibe die Transformation von einer
marktwirtschaftlichen erdölbasierten Wirtschaft hin zu einer
Marktwirtschaft, in der fossile Ressourcen durch verschiedene
nachwachsende Rohstoffe ersetzt werden. Sie sei somit ein Baustein
einer postfossilen Wirtschaft.

Anwendungen aus dem Bereich der Biotechnologie würden als
Querschnittstechnologien bereits heute einen wertvollen Beitrag für
den Alltag der Menschen leisten, unterstreicht die FDP-Fraktion. Im
Rahmen der Bioökonomie seien biotechnologische Anwendungen nicht
wegzudenken. Die Bioökonomie umfasse verschiedene Sektoren und
Systeme, die sich der Produktion und Nutzung von biologischen
Ressourcen bedienen, dazu gehören unter anderem Tiere, Pflanzen,
Mikroorganismen. Ziel sei es, biobasierte Produkte, Prozesse und
Dienstleistungen zu ermöglichen. Aufgrund globaler Herausforderungen
wie klimatische Veränderungen und eine wachsende Weltbevölkerung
bedürfe es innovativer Technologien für Produktion und Verbrauch.

Die Bundesregierung habe seit 2010 unterschiedliche Projekte zur
Förderung der Bioökonomie in Deutschland aufgelegt. In Anbetracht
dieser langen Erfahrung, falle der Entwurf zur Nationalen
Bioökonomiestrategie gerade in Hinblick auf Biotechnologien sehr
unkonkret aus, schreiben die Abgeordneten.

Der Entwurf nenne an vielen Stellen zwar das große Potenzial der
biobasierten Wirtschaft und betone die Notwendigkeit eines
erfolgreichen Technologietransfers. Allerdings vermissen die
Abgeordneten eine mit Zahlen unterlegte Bestandsaufnahme, eine
vorausschauende Beurteilung des Potenzials verschiedener Technologien
und eine darauf aufbauende Schwerpunktsetzung sowie quantifizierbare
Ziele der Strategie. Wie die Strategie mit der ebenfalls in
Erarbeitung befindlichen Bioagenda zusammenwirken soll, bleibe offen.
Nicht adressiert werde zudem die rückläufige Investitionsbereitschaft
des deutschen Kapitalmarktes.

Schlechte Aussichten bei der Suche nach technisch informierten
Wagniskapitalgebern und die oft voreingenommene Haltung vieler
Verbraucher gegenüber Schlüsseltechnologie wie der Gentechnik stünden
dem Prosperieren der deutschen Biotechnologie im Weg. Beides sorge für
Hürden bei der Erforschung und Markteinführung innovativer
biobasierter Produkte. Die Chancen für eine Steigerung der
Flächeneffizienz in der Landwirtschaft, die Steigerung der
Biodiversität und das Potential, Lebensmittel gesünder zu machen,
würden dadurch ungenutzt bleiben. Die Nationale Bioökonomiestrategie
der Bundesregierung muss dem stärker Rechnung tragen.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, "SMARTe Ziele" in
der Bioökonomiestrategie zu verankern. "SMART" stehe für Ziele, die
spezifisch, messbar, attraktiv im Sinn der Zielvereinbarung,
realistisch und eindeutig terminiert sind. Die Bioökonomiestrategie
soll an sektorspezifische Meilensteine und Zielvorgaben ausgerichtet
werden. Zudem sollen die Indikatoren nicht einzig auf den Beitrag der
Bioökonomie an Nachhaltigkeitszielen und den Sustainable Developement
Goals beschränkt werden. Eine führende Rolle Deutschlands in der
Biotechnologie-Forschung, gemessen beispielsweise an Patenten, die aus
geförderten Projekten hervorgegangen sind und ihre Umsetzung in
marktfähige Produkte, muss Teil laut FDP-Fraktion des Zielekanons
sein. Auch die damit verbundene Schaffung von Arbeitsplätzen und der
Beitrag zur Bruttowertschöpfung sollen berücksichtigt werden.

 * 

6. Bildungsnachweise auf Blockchain

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) In ihrer Blockchain-Strategie hat die
Bundesregierung beschlossen, die Blockchain-basierte Verifikation von
Leistungsnachweisen zu prüfen. Technisch kann dabei auf viele bereits
vorhandene Lösungen aufgebaut werden, schreibt die FDP-Fraktion in
einem Antrag (19/14784). Es fehle jedoch an der Vernetzung und am
Bewusstsein für die Möglichkeiten. Ein Hackathon, also eine
kollaborative Soft- und Hardwareentwicklungsveranstaltung, setze an
diesen Stellen an.

Das Grundprinzip der Blockchain basiere darauf, dass die
Transaktionshistorie auf verschiedene Systeme transparent und
unveränderlich verteilt und somit Daten verifiziert und gesichert
werden. Gleichzeitig komme es ohne zentralen Speicher aus, was die
Resistenz gegen Manipulation beispielsweise von Abschlussnoten
deutlich erhöhe.

Durch die Einbindung kreativer Akteure aus der Privatwirtschaft könnte
eine entsprechende Anwendung schneller zur Marktreife geführt werden
als wenn jede Hochschule ihr System in eigener Regie umstelle. Dadurch
würden relevante Akteure vernetzt. Ferner erhalte die Anwendung bei
Entscheidern an den Hochschulen große Aufmerksamkeit. Staatliche
Regulierung müsse in der Folge sicherstellen, dass die Anerkennung der
digitalen Leistungsnachweise gegeben ist, fordert die FDP-Fraktion.

Das European Credit Transfer System (ECTS) leiste zwar bereits jetzt
einen starken Beitrag zur Vergleichbarkeit von Studiengängen und
vereinfache den Studierenden Mobilität beim Hochschulwechsel innerhalb
Europas. Die traditionelle Verwaltung der ECTS benötige jedoch
Ressourcen wie Papier, Zeit und Geld.

Das (Hoch-)Schulsystem in Deutschland zeichne sich bereits durch ein
hohes Maß an Dezentralität und eine Vielzahl teils sehr autonomer
Akteure aus. Die dezentrale Abbildung der CP und anderer erworbener
Zertifikate auf einer Blockchain ermögliche die ressourcensparende
Beschleunigung von Verwaltungs- und Dokumentationsprozessen. So könne
etwa der Wechsel einer Hochschule, der Nachweis des Studierendenstatus
für spezielle Services und Ermäßigungen oder der Nachweis erbrachter
Leistungen im Rahmen eines BAföG-Antrages für Studierende so einfach
werden wie Onlineshopping.

Im Anschluss an das Studium könnten die digitalen Zeugnisse für
Bewerbungen einfach und vertrauenswürdig geteilt werden. Damit könnten
ganz neue Möglichkeiten für automatisiertes Job-Matching entstehen,
vor allem verringere sich aber der Aufwand für die Überprüfung der
Korrektheit von angegebenen Leistungen im Lebenslauf. Die Hoheit über
die eigenen Daten müsse dabei immer bei dem Einzelnen bleiben.

Bei der Erarbeitung der aktuellen Fassung der DSGVO ist nach Ansicht
der FDP-Fraktion die Blockchain-Technologie mit ihren Möglichkeiten
und Anforderungen nicht mitbedacht. Deshalb sei zu empfehlen auf
Grundlage des Berichts der EU-Kommission, über die Bewertung und
Überprüfung der DSGVO vom 25. Mai 2020 sowie Folgeberichten (Art. 97
DSGVO) darüber zu entscheiden, welche Reformen notwendig sind, um die
rechtskonforme Umsetzung der DSGVO in blockchain-basierten Anwendungen
zur Verwaltung und Verifikation von Leistungsnachweisen zu
unterstützen.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, noch im Jahr 2020
einen Hackathon als Auftakt für einen Innovationsprozess auszurichten.
Damit soll die weitere Entwicklung von blockchainbasierten Lösungen
für die einfache und vertrauenswürdige Speicherung und
Authentifizierung von Leistungsnachweisen angestoßen und beworben
werden. Zudem soll im Rahmen eines Bund-Länder-Treffens Strategien zur
Nutzung von Distributet Ledger Technologien (DLT) beschlossen werden,
die sicherstellen, dass alle Bildungsabschlüsse sowie Studien- und
Prüfungsleistungen bis zum Jahr 2021 datenschutzkonform digital
abrufbar sind.

 * 
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BUNDESTAG/9098: Heute im Bundestag Nr. 1245 - 07.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1245

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. November 2019, Redaktionsschluss: 12.02 Uhr

1. Linke will Hartz IV deutlich reformieren

2. Barrierefreiheit im Nah- und Fernverkehr

3. AfD-Fraktion gegen Sustainable Finance

4. FDP-Kritik an Sustainable Finance

5. FDP will bessere Mitarbeiterbeteiligung

6. FDP fordert Handel mit Emissionszertifikaten



1. Linke will Hartz IV deutlich reformieren

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke macht sich in einem Antrag
(19/14788) dafür stark, das Hartz-IV-System zu überwinden. Es sei
arbeitsmarkt- und sozialpolitisch ein gravierender Fehler gewesen, mit
zu niedrigen Leistungen, Repressalien und Druck auf Löhne. Denn zum
einen seien zentrale arbeitsmarktpolitische Ziele der Reform verfehlt
worden, zum anderen schütze Hartz IV nicht vor Armut und Ausgrenzung,
schreiben die Linken. Sie fordern deshalb unter anderem, die
Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen zu erleichtern, eine
bessere Weiterbildung für alle Erwerbslosen durch einen Rechtsanspruch
zu sichern, die Rahmenfrist in der Arbeitslosenversicherung von zwei
auf drei Jahre zu verlängern sowie eine sanktionsfreie
Mindestsicherung für Erwachsene ohne ausreichendes Einkommen und
Vermögen und eine Kindergrundsicherung einzuführen.

 * 

2. Barrierefreiheit im Nah- und Fernverkehr

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion fordert in einem Antrag (19/14787),
die Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen umfassend
durchzusetzen. Der Staat müsse dafür als Vorbild dienen, schreibt die
Fraktion in dem Antrag. Sie fordert von der Bundesregierung einen
Gesetzentwurf, der unter anderem auf eine vollständige
Barrierefreiheit im öffentlichen Personennahverkehr hinwirken aber
auch einen barrierefreien Fernverkehr gewährleisten soll. Ferner solle
darin der barrierefreie Zugang zu öffentlichen Gebäuden
festgeschrieben werden.

 * 

3. AfD-Fraktion gegen Sustainable Finance

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll im EU-Rat Vorschläge der
EU-Kommission zur Förderung nachhaltiger Finanzen (Sustainable
Finance-Initiative) ablehnen. Dies fordert die AfD-Fraktion in einem
Antrag (19/14684). Darin bezeichnet sie das Sustainable
Finance-Konzept der EU als unsolide und inkohärent, es schwäche die
Wirtschaft und sei rechtlich nicht vertretbar. Marktwirtschaft und
Subsidiarität müssten erhalten werden, wird gefordert. Die Sustainable
Finance-Initiative werde den Finanzsektor der Europäischen Union
instabiler machen, indem sie zu tiefgreifenden Marktverzerrungen und
zu einer Lenkungswirtschaft führen werde. Sie greife in die
Vertragsfreiheit zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer ein. "Die
Einführung einer allgemeingültigen, einschränkenden Taxonomie zur
Festlegung von ,grünen' beziehungsweise ,nachhaltigen' Vermögenswerten
kommt politischen Vorgaben bei Investitionen gleich", schreibt die
Fraktion, die das gesamte Vorhaben als nicht marktwirtschaftlich,
sondern als "ideologisch motiviert" bezeichnet.

 * 

4. FDP-Kritik an Sustainable Finance

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll den Aktionsplan Sustainable
Finance der Europäischen Union in der derzeitigen Form ablehnen und
stattdessen Transparenz und Vielfalt schaffen. Dies fordert die
FDP-Fraktion in einem Antrag (19/14785). Das Vorhaben der Europäischen
Union sei aus ökonomischer Sicht unnötig oder kontraproduktiv. Mit der
angestrebten verpflichtenden Taxonomie werde eine Bürokratie
aufgebaut, deren Nutzen in keinem Verhältnis zum Aufwand und den
Erfüllungskosten stehen würde.

Die FDP-Fraktion bezeichnet die geplante Taxonomie-Form als nicht
zielführend, weil eine der Hauptaufgaben des Finanzsektors darin
bestehe, die Risiken korrekt zu bepreisen, nicht aber politische
Absichten. Es gebe auch keine konkrete allgemeingültige Definition von
Nachhaltigkeit. Während in Deutschland Atomenergie nicht als
nachhaltig gelte, würden andere europäischen Länder weiterhin auf
Atomstrom setzen, um ihre Klimaschutzziele zu erreichen, wird
erläutert. Einheitliche Nachhaltigkeitsvorgaben würden verkennen, dass
Anleger, Investoren sowie Gesellschaft unterschiedliche Präferenzen
und Priorisierung bei ihren Entscheidungen hätten.

 * 

5. FDP will bessere Mitarbeiterbeteiligung

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll mit verschiedenen Maßnahmen
für eine bessere Beteiligung von Mitarbeitern im Unternehmen sorgen.
Dazu seien Informationskampagnen über die Mitarbeiterbeteiligung als
Chance für den langfristigen Vermögensaufbau und als weitere Säule der
Altersvorsorge eine Erhöhung der Steuerfreibeträge für
Mitarbeiterkapitalbeteiligungen auf ein europäisch wettbewerbsfähiges
Niveau notwendig, fordert die FDP-Fraktion in einem Antrag (19/14786).
Die derzeitige Mitarbeiterbeteiligung wird aufgrund der steuerlichen
und bürokratischen Vorschriften als so unattraktiv bezeichnet, dass
deutsche Unternehmen Nachteile im internationalen Wettbewerb erfahren
würden. Nach Ansicht der FDP-Fraktion sind sowohl von Arbeitgeberseite
als auch aus der Sicht der Belegschaft gute Argumente für eine
stärkere Beteiligung der Mitarbeiter vorhanden: eine bessere
Identifikation der Mitarbeiter mit ihrem Arbeitgeber, die Förderung
unternehmerischen Denkens und eine langfristige Bindung an das
jeweilige Unternehmen. Zudem könnten Arbeitgeber ihr Eigenkapital
stärken, und Arbeitnehmer würden neben den Lohneinkünften Einkommen
aus Kapital beziehen.

 * 

6. FDP fordert Handel mit Emissionszertifikaten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/LBR) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
wirtschaftliche Anreize zur CO2-Reduktion durch die CO2-Bepreisung im
Emissionshandel in den Mittelpunkt zu stellen und auf eine
"kleinteilige Regulierung und teure Sektorziele" zu verzichten. In
einem Antrag (19/14782) rufen die Abgeordneten dazu auf, auf eine
strikte Begrenzung der maximal zulässigen Gesamtmenge an
Treibhausgasemissionen und einen einheitlichen CO2-Preis, der sich
durch den Handel mit Emissionszertifikaten am Markt ergeben soll, zu
setzen. Außerdem müssten Doppelbelastungen im Emissionshandel für
Unternehmen vermieden werden. Im Antrag fordern die Abgeordneten
weiter, bei der EU-Kommission eine Ausweitung des EU-Emissionshandels
auf den Verkehr und die Gebäude in Deutschland zu beantragen, die
Inverkehrbringer von Kraft- und Heizstoffen zur Abgabe von
Emissionszertifikaten verpflichte. Der Antrag steht am
Freitagnachmittag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1244

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. November 2019, Redaktionsschluss: 11.26 Uhr

1. Grüne fordern umfassende Pflegereform

2. Grüne für Investitionsoffensive

3. FDP fordert Weltbevölkerungskonferenz

4. FDP: Folgen der Global Gag Rule mindern

5. Kandidaten der AfD für Hirschfeld-Stiftung

6. AfD-Kandidatin für Mahnmal-Stiftung



1. Grüne fordern umfassende Pflegereform

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion fordert eine umfassende Reform
der Pflegeversicherung mit einer Begrenzung der Kosten. In einem
Antrag (19/14827) schlagen die Abgeordneten dazu eine "doppelte
Pflegegarantie" vor.

Demnach soll der Pflege-Eigenanteil, den Pflegebedürftige monatlich
tragen, festgeschrieben werden. Für die stationäre Pflege soll der
Eigenanteil unterhalb der derzeit durchschnittlich 690 Euro gedeckelt
werden. Die Pflegeversicherung soll zum Zweiten alle darüber hinaus
gehenden Kosten für eine bedarfsgerechte Versorgung tragen. Eine
Eigenverantwortung bestehe weiter bei den Kosten für Unterkunft und
Verpflegung.

Flankierend dazu sollen die Kosten für die medizinische
Behandlungspflege von der Krankenversicherung übernommen werden. Neu
eingeführt werden soll zudem ein Steuerzuschuss des Bundes für die
Pflegeversicherung, um versicherungsfremde Leistungen zur sozialen
Sicherung der pflegenden Angehörigen auszugleichen.

Die Grünen-Abgeordneten fordern in ihrem Antrag weiter die Einführung
einer solidarischen Pflege-Bürgerversicherung, bei der alle Bürger
einkommensabhängig zum Solidarausgleich beitragen und alle
Einkommensarten bei der Berechnung der Beiträge berücksichtigt werden.

 * 

2. Grüne für Investitionsoffensive

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert eine
Investitionsoffensive mit sozial-ökologischer Ausrichtung. Damit solle
die Bundesregierung auf die konjunkturellen und strukturellen
Herausforderungen für die deutsche und europäische Wirtschaft
reagieren, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/14825).
Investiert werden solle in die sozial-ökologische Transformation,
digitale Infrastrukturen und Anwendungen sowie in nachhaltige
Verkehrsinfrastrukturen und Antriebstechniken. Außerdem möchten die
Abgeordneten Industrieunternehmen gezielt fördern, die sich der
Kohlendioxid-Neutralität verschrieben haben, und generell kleine und
mittelständische Unternehmen - letztere sollen beispielsweise von
einem steuerlichen Forschungsbonus und einfachen Abschreibungsregeln
profitieren.

Darüber hinaus plädieren die Abgeordneten für verschiedene Vorstöße
auf europäischer Ebene, auch im Hinblick auf mehr Klimaschutz. Die
nationalen Klimaziele müssten gesetzlich geschärft werden.

 * 

3. FDP fordert Weltbevölkerungskonferenz

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die FDP-Fraktion möchte eine erweiterte
Weltbevölkerungskonferenz auf der Ebene der Vereinten Nationen
einberufen, um gemeinsam mit allen Ländern über die Zusammenhänge von
Bevölkerungswachstum, Nahrungsmittelproduktion, Wasserversorgung und
Klimawandel zu diskutieren und geeignete Maßnahmen zu beschließen.
Außerdem solle die Bundesregierung sich noch stärker in multilateralen
Organisationen wie dem UN-Weltbevökerungsprogramm (UNFPA) und dem
Welternährungsprogramm (WFP) engagieren und die Aufklärungsarbeit zu
sexueller Selbstbestimmung und reproduktiver Gesundheit im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit verstärken, fordern die Abgeordneten in
einem Antrag (19/14779), über den der Bundestag heute Abend erstmals
berät.

In Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen
multilateralen Organisationen sowie internationalen Gebern soll sie
sich auch dafür einzusetzen, dass insbesondere in den ärmsten Ländern
ausreichend Zugang zu modernen Verhütungsmitteln für Männer und Frauen
gewährleistet wird, um das Recht auf selbstbestimmte Familienplanung
und freiwillige Geburtenkontrolle vollumfänglich zu sichern.

 * 

4. FDP: Folgen der Global Gag Rule mindern

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die FDP-Fraktion will die Finanzierungslücken durch
die 2017 von den USA wiedereingeführte sogenannte Global Gag Rule
schließen, der zufolge US-amerikanische Nichtregierungsorganisationen,
die Informationen und Dienstleistungen bezüglich
Schwangerschaftsabbrüchen anbieten beziehungsweise sich für deren
Legalisierung einsetzen, keine finanzielle Unterstützung durch die
Regierung mehr erhalten. In einem Antrag (19/14780), über den der
Bundestag heute Abend erstmals berät, fordern die Abgeordneten die
Bundesregierung außerdem auf, den deutschen Beitrag an den
UN-Bevölkerungsentwicklungsfonds (UNFPA) auf mindestens 50 Millionen
Euro jährlich und den Beitrag an die International Planned Parenthood
Federation (IPPF) auf mindestens 24 Millionen Euro jährlich
haushaltsneutral im Rahmen von Einsparungen innerhalb des Einzelplans
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung zu erhöhen. Dies solle ein Zeichen für die Bereitschaft
der Bundesrepublik setzen, dass sie ihre internationale Verantwortung
insbesondere im Bereich der globalen sexuellen und reproduktiven
Gesundheit und Rechte wahrnehme.

Die FDP beruft sich auf Quellen, denen zufolge durch die Global Gag
Rule vielen Nichtregierungsorganisationen und ihren Projekten
Fördergelder in Höhe von etwa 100 Millionen US-Dollar fehlen. Durch
die Wiedereinführung des "Kemp Kasten Amendments" hätten die USA
außerdem auch die Finanzierung des Bevölkerungsfonds der Vereinten
Nationen (UNFPA) eingestellt, der zu einem der größten Anbieter von
freiwilliger Familienplanung und Verhütungsmitteln weltweit zähle. Die
Auswirkungen verschärften "die ohnehin gravierenden
Finanzierungslücken, die im Bereich sexuelle und reproduktive
Gesundheit und Rechte (SRGR) und Familienplanung weltweit schon
existieren", betonen die Liberalen.

 * 

5. Kandidaten der AfD für Hirschfeld-Stiftung

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Erneut benennt die AfD-Fraktionen ihren Abgeordneten
Uwe Witt für die Wahl als Mitglied im Kuratorium der "Bundesstiftung
Magnus Hirschfeld". Der entsprechende Wahlvorschlag (19/14331) sieht
zudem die Wahl von Petr Bystron als stellvertretendes Mitglied vor.
Beide AfD-Parlamentarier haben bereits dreimal bei der Gremienwahl
kandidiert, verpassten aber bei den Wahlgängen im Mai, Juni und
Oktober jeweils die erforderliche Stimmenmehrheit im Bundestag.

 * 

6. AfD-Kandidatin für Mahnmal-Stiftung

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion schlägt ihre Abgeordnete Nicole
Höchst erneut zur Wahl als Mitglied im Kuratorium der "Stiftung
Denkmal für die ermordeten Juden Europas" vor (19/14330). Höchst hat
bereits dreimal für das Gremium kandidiert, verpasste aber bei den
Wahlgängen im Mai, Juni und Oktober dieses Jahres jeweils die
erforderliche Stimmenmehrheit im Bundestag.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1243

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. November 2019, Redaktionsschluss: 10.41 Uhr

1. Versuchsstrafbarkeit des Cybergrooming

2. Gefährdung der Pressefreiheit in Hongkong

3. AfD für UN-Schutzzone in Nordsyrien

4. FDP missbilligt Amtsführung von Maas

5. Linke für Entschädigung Griechenlands

6. Proteste in Hongkong



1. Versuchsstrafbarkeit des Cybergrooming

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Die Strafverfolgung von Cybergrooming, des
Ansprechens von Kindern im Internet mit dem Ziel der Anbahnung
sexueller Kontakte, war Thema einer öffentlichen Anhörung im
Rechtsausschuss am Mittwoch. Anlass war ein Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/13836), mit dem das Strafgesetzbuch (StGB)
dahingehend geändert werden soll, dass auch der sogenannte untaugliche
Versuch, in denen der Täter irrig annimmt, auf ein Kind - ein
"Scheinkind" - einzuwirken, unter Strafe gestellt wird. Cybergrooming
an sich ist laut StGB strafbar. Der Straftatbestand greife jedoch dann
nicht, so der Entwurf, wenn ein Täter lediglich glaubt, auf ein Kind
einzuwirken, tatsächlich aber mit einem Erwachsenen kommuniziert. Denn
der Versuch, also auch Fälle, in denen ein Täter auf ein "Scheinkind"
einwirkt, sei nicht strafbar.

Die Mehrzahl der acht Sachverständigen hält die Neuregelung für
angemessen, in einigen Stellungnahmen wurden aber auch Nachbesserungen
vorgeschlagen. Die Fragen der Abgeordneten betrafen vor allem
Möglichkeiten, die Strafverfolgung zu verbessern. Dabei ging es unter
anderem um den Aspekt der Vorbereitungsstrafbarkeit, den Einsatz
technischer Mittel, um besseren Zugang zu Tätern im Internet zu
bekommen, und um die Frage, ob nicht bereits ein Anfangsverdacht
ausreiche, gegen mutmaßliche Täter vorzugehen.

Thomas Weigend, Professor an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der
Universität Köln, sagte, er ziehe der vom Bundesrat in seiner
Stellungnahme vorgeschlagenen Lösung einer allgemeinen
Versuchsstrafbarkeit eine Regelung vor, die zielgenau einen
"untauglichen Versuch" des Einwirkens auf ein Kind erfasst. Insofern
sei dem Anliegen des Gesetzentwurfs der Bundesregierung zuzustimmen.
Problematisch sei jedoch die in dem Gesetzentwurf vorgesehene
Formulierung: "Der Versuch ist nur in den Fällen strafbar, in denen
eine Vollendung der Tat allein daran scheitert, dass der Täter irrig
annimmt, sein Einwirken beziehe sich auf ein Kind". Denn die
Vollendung der Tat scheitere ja nicht an der irrigen Annahme des
Täters, sondern daran, dass er tatsächlich nicht auf ein Kind
einwirkt.

Dominik Brodowski von der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der
Universität des Saarlandes begrüßte den Gesetzentwurf grundsätzlich,
auch wenn er mit den Mitteln des materiellen Strafrechts ein
prozessuales Problem zu lösen suche. Die Neuregelung ermögliche es in
Fällen des Cybergrooming gegenüber einem "Scheinkind" , also einem
Ermittler, einen Anfangsverdacht zu begründen, der auch als
"Türöffner" für strafprozessuale Maßnahmen dienen könne. Zum Vorschlag
des Bundesrats, mit diesem Gesetz zugleich Ermittlern die Befugnis zu
geben, virtuelle Kinderpornografie als taktisches Posting oder
"Keuschheitsprobe" zu verbreiten, erklärte Brodowski, er habe
durchgreifende Zweifel an der Verhältnismäßigkeit solch einer
Maßnahme.

Oberstaatsanwalt Thomas Goger von der Zentralstelle Cybercrime Bayern
bei der Generalstaatsanwaltschaft Bamberg sagte, das Anliegen von
Bundesregierung und Bundesrat sei aus Sicht der Praxis uneingeschränkt
zu begrüßen. Die geltende Rechtslage führe regelmäßig dazu, dass Täter
zum Beispiel nur deswegen straffrei blieben, weil sie nicht mit einem
Kind, sondern mit einem nicht-offen ermittelnden Polizeibeamten, einem
verdeckten Ermittler oder einer sonstigen erwachsenen Person
kommunizierten. Er gebe aber der weitergehenden Fassung des
Bundesrates den Vorzug. Es überzeuge nicht, lediglich den untauglichen
Versuch unter Strafe zu stellen, den an sich tauglichen Versuch, der
zudem die konkrete Gefahr der Einwirkung auf ein echtes Kind schafft,
im Gegenzug aber nicht.

Mit Peter Egetemaier, Leiter der Kriminalpolizeidirektion Freiburg,
begrüßte ein weiterer Praktiker die geplante Gesetzesänderung. Die
Ermittlungsbehörden müssten gerade im Bereich des sexuellen
Missbrauchs ein Instrumentarium an die Hand bekommen, das eine
effektive Bekämpfung derartiger Straftaten ermöglicht, und rechtsfreie
Räume im Internet müssten konsequent beseitigt werden. Die bloße
polizeirechtliche Gefährderansprache sei ein stumpfes Schwert. Er
sprach sich für den Einsatz computergenerierten kinderpornographischen
Materials aus, um den Zugang zu pädokriminellen Bereichen eröffnen,
die sich Ermittlungen und Strafverfolgung bislang entziehen konnten.

Holger Kind, Erster Kriminalhauptkommissar beim Bundeskriminalamt
(BKA), sagte, der Entwurf ermögliche seit langem geforderte
effizientere Ermittlungen. Ein großes Dunkelfeld lasse sich so besser
aufhellen, denn es gebe viele Täter, aber nur wenige Ermittlungen. Er
empfahl, die Strafbarkeit auch auf Kinder unter 16 Jahren auszudehnen.
Der BKA-Vertreter mahnte grundlegend verbesserte Rahmenbedingungen für
die Ermittler an. Dazu gehörten sowohl mehr Personal als auch die
Möglichkeit, Kommunikationsdaten von Tätern zu speichern, also die
Vorratsdatenspeicherung.

Bedenken gegen den Entwurf äußerte dagegen Thomas Fischer,
Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof a. D. Mit dem Entwurf werde
eine Vorverlagerung der Strafbarkeitsgrenze betrieben, die einen
konkreten Bezug zu Rechtsgutsverletzungen nicht oder annähernd nicht
mehr aufweise und daher unter Gesichtspunkten des Schuldprinzips sowie
des legitimen Strafrechtszwecks bedenklich sei. Bedenken bestünden zum
anderen auch dagegen, eine Strafbarkeit einzuführen, die sich im
Wesentlichen als Begleitmaßnahme von polizeilicher
Ermittlungstätigkeit darstelle. Keine Einwände habe er dagegen gegen
die vom Bundesrat vorgeschlagene gesetzliche Regelung der sogenannten
Keuschheitsprobe beim Einsatz Verdeckter Ermittler bei
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren im Bereich der
Kinderpornografie. Entsprechende dienstliche Handlungen dürften
allerdings allein im Rahmen eines bereits laufenden
Ermittlungsverfahrens und ausschließlich unter Verwendung von fiktivem
Material zulässig sein.

Auch der Deutsche Anwaltverein (DAV) lehnt eine Versuchsstrafbarkeit
ab. Dies sei auch bei einem "Scheinkind" nicht geboten, sagte Jenny
Lederer, Mitglied im DAV-Strafrechtsausschuss. Sie kritisierte die
damit einhergehende weite Vorverlagerung der Strafbarkeit. Der Entwurf
sei zudem nicht überzeugend und auch konturlos ausgestaltet. Durch ein
abstraktes Gefährdungsdelikt werde kein Rechtsgut verletzt. Das
Strafrecht müsse Ultima Ratio bleiben, sagte Lederer, die den
Bundesratsvorschlag zum Thema "Keuschheitsprobe" ebenfalls
unterstützte.

Die Psychologin Julia von Weiler vom Verein Innocence in Danger sagte,
die Strafverfolger müssten in die Lage versetzt werden, eine aktive
Rolle in der Ermittlung von Cybergrooming zu übernehmen. Ihre
Möglichkeiten dürften nicht ausschließlich auf der Kraft und dem Mut
betroffener Kinder und Jugendlichen basieren. Es dürfe keine Rolle
spielen ob das Gegenüber tatsächlich ein Kind oder aber Polizisten auf
Online-Streife sind. Die Strafverfolgung sei so wichtig, betonte von
Weiler, weil es für Kinder und Jugendliche noch viel schwieriger als
für Erwachsene sei, eine Online- beziehungsweise
Digital-Gesprächssituation halbwegs richtig einzuschätzen. Dazu komme,
dass Kinder ihre Kenntnisse häufig überschätzen würden.

 * 

2. Gefährdung der Pressefreiheit in Hongkong

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/SAS) Die Bundesregierung zeigt sich besorgt über die
zunehmenden Einschränkungen von demokratischen Grundrechten in
Hongkong, insbesondere des Rechts auf Versammlungs-, Meinungs- und
Pressefreiheit. "In der Vergangenheit war die Menschenrechtssituation
im Großen und Ganzen gut", so ein Vertreter der Bundesregierung, der
am Mittwochnachmittag den Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre
Hilfe über die Lage der Menschenrechte in der chinesischen
Sonderverwaltungszone vor dem Hintergrund der aktuellen
Demonstrationen informiert hat.

Doch angesichts der gegenwärtigen Proteste wachse die Sorge.
Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty International berichteten
über Einschränkungen der Meinungs- und Pressefreiheit, willkürliche
Verhaftungen sowie Misshandlungen und Folter in Polizeigewahrsam. Das
vormals "grundsätzlich offene politische Klima" in Hongkong habe sich
deutlich verschlechtert, sagte der Regierungsvertreter. Seien in der
Vergangenheit gerade um den Jahrestag des Tiananmen-Massakers
Nachtwachen üblich gewesen, würden in den letzten Monaten öffentliche
Versammlungen und Demonstrationen immer seltener genehmigt.

Proteste beantworte die Polizei dagegen immer öfter in Form
unverhältnismäßiger Gewalt. Es gebe auch Berichte, wonach Inhaftierte
erst verspätet Zugang zu notwendiger medizinischer Versorgung
erhielten, so der Vertreter der Bundesregierung. Dieses Fehlverhalten
der Polizei halte die Regierung für "wahrscheinlich" - aber nicht für
"systematisch". Eine unabhängige, von Richtern geführte Kommission,
die wie von den Demonstranten gefordert die Zusammenstöße untersuchen
soll, werde es aber wohl nicht geben. Die Regierung der
Sonderverwaltungszone Hongkong setze stattdessen auf eine Kommission
der Polizei, den Independent Police Complaint Council (IPCC).

Die Spielräume für die politische Opposition würden enger, erklärte
der Vertreter der Bundesregierung und verwies unter anderem auf das
Verbot der Hong Kong National Party (HKNP) im September 2018, die die
Unabhängigkeit von der Volksrepublik gefordert hatte.

Aktuell sei zudem der Demokratieaktivist Joshua Wong als Kandidat von
den Kommunalwahlen im November unter dem Hinweis ausgeschlossen
worden, sein Einsatz für mehr Selbstbestimmung Hongkongs widerspreche
den geltenden Wahlgesetzen.

Unter Druck sei auch die Pressefreiheit geraten: Laut einer aktuellen
Rangliste der Organisation Reporter ohne Grenzen belege Hongkong Platz
73 von 180 Ländern. 2002 habe sich die ehemalige britische Kronkolonie
noch auf Platz 18 befunden. Ob es angesichts dieses wachsenden Drucks
der Justiz in der Wirtschaftsmetropole gelingen werde, die
Unabhängigkeit zu bewahren, bleibe abzuwarten, so der
Regierungsvertreter.

In der anschließenden Diskussion zeigten sich Abgeordnete aller
Fraktionen alarmiert über die verschlechterte Menschenrechtslage in
Hongkong. Vertreter von SPD und Bündnis 90/Die Grünen betonten, man
stehe im Umgang mit China an einer "Weggabelung": "Wenn wir zu unseren
Werten stehen, muss es jetzt eine klare Ansage geben", mahnte eine
Grünen-Abgeordnete. Die Demonstranten erwarteten "zu Recht"
Unterstützung. Ein Mitglied der SPD-Fraktion sprach sich konkret dafür
aus, bedrohten Hongkonger Aktivisten in Deutschland Zuflucht zu
gewähren. "Humanitäre Maßnahmen für Einzelpersonen" unterstützte auch
die AfD. Die FDP unterstrich die Notwendigkeit einer unabhängigen
Untersuchung der Polizeigewalt. Eine Abgeordnete der Fraktion Die
Linke wiederum thematisierte die Frage von deutschen Rüstungsexporten
nach Hongkong und der Herkunft von Teilen der dort gegen Demonstranten
eingesetzten Polizeiausrüstung. Hinsichtlich bestehender
Einreiseverbote für Bundestagsabgeordnete nach China kritisierte
schließlich ein Vertreter der CDU/CSU-Fraktion, die Bundesregierung
tue zu wenig, um sich schützend "vor den Bundestag" zu stellen. Es sei
vielmehr zu erwägen, im Gegenzug Einreiseverbote für chinesische
Diplomaten zu verhängen.

 * 

3. AfD für UN-Schutzzone in Nordsyrien

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion setzt sich für eine neue
Syrienpolitik und die Einrichtung einer Schutzzone unter UN-Mandat im
Norden des Landes ein und hat dazu einen Antrag (19/14767) vorgelegt,
der am Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.
Nach mehr als acht Jahren Bürgerkrieg habe die syrische Regierung das
Land wieder weitgehend unter Kontrolle gebracht. Nach jahrelangen
Kämpfen gebe es nun erstmalig ernsthafte Aussichten auf die Festlegung
einer Nachkriegsordnung in Syrien. "Besonders das Übereinkommen
zwischen der syrischen Regierung und Opposition, einen
Verfassungsausschuss unter dem Dach der Vereinten Nationen zu bilden,
ist ausdrücklich zu begrüßen, da es Dialog- und Kompromissbereitschaft
zwischen den verfeindeten Parteien zeigt als auch eine reelle Chance
für einen friedlichen politischen Prozess zur Beendigung der
Syrien-Krise darstellt", schreiben die Abgeordneten.

Die Bundesregierung wird unter anderem aufgefordert, sich nach dem
erklärten Rückzug der USA aus dem Norden Syriens "unverzüglich mit
Russland über die Umwandlung der bisherigen russisch-türkischen
Schutzzone in Nordsyrien in eine VN-Schutzzone ins Benehmen zu setzen
und hierzu als deutschen Beitrag eine maßgebliche Beteiligung am
Wiederaufbau der Basisinfrastruktur in Syrien durch deutsche
Unternehmen zu vereinbaren". Der deutschen Sitz im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen müsse genutzt werden, um in enger Abstimmung mit
den westlichen Verbündeten sowie China eine Resolution auf der Basis
des deutsch-russischen Benehmens "ein- und durchzubringen, welche die
Einrichtung einer VN-Schutzzone sowie von VN-Flüchtlingslagern in
Nordsyrien und den Wiederaufbau der Basisinfrastruktur in Syrien
beinhaltet". Zudem solle die Bundesregierung die "bisherige starre
Blockadehaltung gegenüber der syrischen Regierung" aufgeben und mit
dieser die Grundzüge eines Wiederaufbauprogramms im Dialog
vereinbaren. Mit der Regierung in Damaskus müsse im Gegenzug eine
"belastbare und überprüfbare Vereinbarung über die diskriminierun
gsfreie und sichere Rückkehr der syrischen Flüchtlinge aus Deutschland
und anderen Ländern in ihre Heimat" vereinbart werden, die
insbesondere die Rückgabe des konfiszierten Eigentums beinhalte.

 * 

4. FDP missbilligt Amtsführung von Maas

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion drängt darauf, dass der Bundestag
Äußerungen und Amtsführung von Außenminister Heiko Maas (SPD) eine
Missbilligung erteilt. Maas habe bei einem Treffen mit dem türkischen
Außenminister Ende Oktober den Vorschlag von Verteidigungsministerin
Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU) zur Einrichtung einer Schutzzone
unter UN-Mandat in Nordsyrien öffentlich kritisiert und "damit
inhaltliche Differenzen bei einem wichtigen außen- und
sicherheitspolitischen Vorstoß aus der Bundesregierung für
internationale Verbündete und strategische Wettbewerber sichtbar
herausgestellt", heißt es in einem Antrag (19/14778), der am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestages steht. Hinzu komme,
dass Maas mit diesem Auftreten neben seinem türkischen Amtskollegen
den Eindruck erweckt habe, dass er die völkerrechtswidrige Errichtung
einer Sicherheitszone durch die Türkei in Nordsyrien billigen würde.
"Das schadet den Interessen der Bundesrepublik Deutschland, die als
Mitglied des UN-Sicherheitsrats eine besondere Verantwortung für
Wahrung und Stärkung des Völkerrechts hat", schreiben die Abgeordneten
und fordern den Minister auf, "sich künftig bei der Ausübung seines
Amtes die diplomatische Mäßigung aufzuerlegen, die dieses
verantwortungsvolle Amt erfordert".

 * 

5. Linke für Entschädigung Griechenlands

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke dringt auf die Anerkennung
griechischer Reparationsforderungen. Im Falle Griechenlands sei die
Frage von Entschädigungen für während der Besatzung durch
Nazi-Deutschland begangene Verbrechen an der griechischen Bevölkerung
und die ebenso erfolgte systematische Zerstörung von Infrastruktur,
Sachwerten und Staatsvermögen bis heute nicht zufriedenstellend
beantwortet, heißt es in einem Antrag (19/14725) der Fraktion. Die
Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, der griechischen
Regierung gegenüber zu erklären, "dass die offizielle Forderung nach
Reparationen für vom NS-Regime begangene Kriegsverbrechen und
Kriegsschäden von der Bundesrepublik als rechtens" ebenso anerkannt
wird wie eine individuelle Entschädigung von Opfern deutscher
Besatzungsverbrechen. Mit der griechischen Seite sollen nach Willen
der Linken Verhandlungen mit dem Ziel eines Abkommens aufgenommen
werden, welches Art, Umfang und Konditionen der zu leistenden
Reparationen für Kriegsschäden regelt.

 * 

6. Proteste in Hongkong

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wendet sich gegen
eine weitere Eskalation in Hongkong und ruft die Konfliktparteien dazu
auf, das Prinzip "Ein Land, zwei Systeme" zu wahren. Seit Juni dieses
Jahres demonstrieren in chinesischen Sonderverwaltungszone
Hunderttausende - zunächst gegen zwei Gesetzesänderungsentwürfe, die
die Auslieferung von polizeilich gesuchten Verdächtigen unter anderem
an Festlandchina erleichtern sollten, schreiben die Abgeordneten in
einem Antrag (19/14823). Im September habe die Hongkonger
Regierungschefin Carrie Lam angekündigt, die Entwürfe formell
zurückzuziehen. Diese Ankündigung sei bislang allerdings noch nicht
umgesetzt worden und die Proteste würden andauern. "Hintergrund ist
die Furcht vor einer zunehmenden Einflussnahme Pekings in der
Sonderverwaltungszone."

Die Bundesregierung soll nach den Vorstellungen der Grünen die
Regierung der Sonderverwaltungszone Hongkong auffordern, die
Gewaltenteilung, die Unabhängigkeit der Justiz, den Schutz der
Menschenrechte und die im Basic Law garantierten bürgerlichen
Freiheitsrechte vollumfänglich zu gewährleisten und den
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte
einzuhalten. Außerdem solle sie darauf hinwirken, dass die
angekündigte formelle Rücknahme des Gesetzes über flüchtige Straftäter
und Rechtshilfe in Strafsachen aus dem Jahr 2019 umgehend umgesetzt
und die Polizeigewalt bei Demonstrationen der vergangenen Monate
unabhängig, unparteiisch, effektiv und zeitnahe aufgearbeitet wird.

 * 
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Deutscher Bundestag
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. November 2019, Redaktionsschluss: 10.10 Uhr

1. Plastiktütenverbot und Klimaschutzgesetz

2. Bundestag soll Ceta zustimmen

3. FDP will mehr Tempo für die Wirtschaft

4. AfD will öffentliche Petitionen neu regeln

5. Koalition: Anerkennung von NS-Opfern

6. Linke: Asoziale als NS-Opfer anerkennen

7. Schutz von Erdgas-Pipeline



1. Plastiktütenverbot und Klimaschutzgesetz

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Das am Mittwoch im Bundeskabinett beschlossene
Verbot von Plastiktüten ist nach Aussage von Bundesumweltministerin
Svenja Schulze (SPD) nur eine Initiative aus dem von ihr auf den Weg
gebrachten Fünf-Punkte-Plan für weniger Plastik und mehr Recycling.
Vor dem Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung sagte
Schulze am Mittwochabend, dazu gehöre auch das europaweite Verbot von
überflüssigen Einwegplastikartikeln, bei dem sie mit dem Handel in der
Diskussion stehe, ob das nicht schneller zu schaffen sei, als die in
der EU vereinbarten Übergangsfristen vorsehen. Als wichtig benannte
sie auch die recyclingfreundliche Produktgestaltung, die mit dem
Verpackungsgesetz auf den Weg gebracht worden sei. Außerdem solle der
Einsatz von aus Recycling stammenden Stoffen (Rezyclate) gestärkt
werden.

Als eine Bestrafung gegenüber dem Handel oder den Herstellern will die
Ministerin das Plastiktütenverbot nicht verstanden wissen. Wer schon
freiwillig darauf verzichtet habe, sei nun gar nicht betroffen,
sondern nur jene, die auf freiwilliger Basis nichts getan hätten.
Schulze begründete zugleich, warum das Verbot dünne Tüten, die etwa
für Obst und Gemüse genutzt werden, nicht umfasse. Würde man die aus
dem Handel herausnehmen, führe das dazu, dass immer mehr Obst und
Gemüse in kleinen Einheiten mit Plastik vorverpackt werde. Das bringe
jedoch im Ergebnis mehr Plastik. "Das genau wollen wir nicht", sagte
die Umweltministerin.

Auf die Problematik des Recyclings alter Windräder eingehend, sagte
Schulze, der Rückbau sei "nicht trivial". Insbesondere gelte das für
Rotorenblätter, die aus Karbonfasern bestünden, die nicht in die
Umwelt gelangen dürften. Das Bundesumweltamt sei beauftragt worden,
die bestehenden Herausforderungen zu untersuchen. "Wir betreten hier
Neuland, da es noch keinen etablierten Rückbau gibt", räumte die
Ministerin ein.

Was die Belastung der Meere mit Plastik angeht, so machte sie
deutlich, dass diese sich aus wenigen Flüssen vor allem in Asien
ergebe. "Daher muss es uns gelingen, dort Abfallsammel- und
Abfallsortiersysteme aufzubauen", forderte Schulze. Derzeit würden
beispielsweise in Indien Plastikflaschen entweder auf den Straßen
verbrannt oder vom Wind in die Flüsse geweht, wodurch sie dann ins
Meer gelangten.

Die Bundesumweltministerin ging auch auf das Klimaschutzgesetz ein. Um
bis 2050 treibhausgasneutral zu sein, seien die Ziele auf die
einzelnen Sektoren und Ministerien runtergebrochen worden, sagte sie.
Die Erreichung der Ziele werde überprüft und falls nötig
nachgesteuert. 54 Milliarden Euro würden in den nächsten drei Jahren
zur Verfügung stehen, um zusätzliche Anreize und Regeln zu etablieren.
"Wir senden das Signal, dass die klimafreundliche Alternative
günstiger und die klimaschädliche Variante teurer wird", sagte die
SPD-Politikerin. So werde beispielsweise die Bahn günstiger und der
öffentliche Nahverkehr ausgebaut. Das Fliegen hingegen werde teurer.

Den Vorwurf, mit erhöhten Prämien für den Kauf von Elektroautos
lediglich den Individualverkehr zu stärken, wies Schulze zurück. Die
erheblichen Investitionen in die Bahn stellten eine deutliche
Trendwende dar. Es sei also nicht nur Geld für die Elektromobilität
da, sondern auch für die Verkehrswende mit einer Stärkung von Bahn und
öffentlichem Nahverkehr, sagte die Ministerin.

 * 

2. Bundestag soll Ceta zustimmen

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion will bei der Ratifizierung des
Handelsabkommens zwischen der EU und Kanada den Druck erhöhen. Per
Gesetzentwurf fordern die Abgeordneten, Deutschland solle dem
Ceta-Abkommen zustimmen (19/14783). Die Abgeordneten erklären dazu,
das Abkommen werde vorläufig seit mehr als zwei Jahren angewendet - in
den Bereichen, für die ausschließlich die EU zuständig ist.

Da Ceta ein gemischtes Abkommen ist, müssen es alle EU-Mitgliedstaaten
ratifizieren, bevor es vollständig in Kraft treten kann. Mehrere
Staaten hätten bereits zugestimmt, ohnehin seien wesentliche
Hindernisse ausgeräumt, so die Abgeordneten weiter. "Durch dieses
Vertragsgesetz soll das umfassende Wirtschafts- und Handelsabkommen
die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden
Körperschaften nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes
erlangen."

 * 

3. FDP will mehr Tempo für die Wirtschaft

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fordert"mehr Tempo und mutige
Entscheidungen für die Zukunft des Industrie und Innovationsstandorts
Deutschland". In einem Antrag (19/14781) plädieren die Abgeordneten
für Investitionsanreize in der Digitalwirtschaft und Maßnahmen, um
Startups den Zugang zu Wagnis- und Risikokapital ermöglichen zu
können. Das Wettbewerbsrecht müsse an den digitalen Wandel angepasst
werden, vor allem bei der Fusionskontrolle und der
Missbrauchsaufsicht. Künstliche Intelligenz als Schlüsseltechnologie
solle gezielt gefördert werden, so die Abgeordneten weiter.

Darüber hinaus listen sie in dem Antrag Einzelmaßnahmen bei Steuern
und Abgaben auf, darunter die Forderung einer Abschaffung des
Solidaritätszuschlags und die Einführung einer Sonderabschreibung für
Wirtschaftsgüter.

Deutschland verharre wirtschaftlich und gesellschaftlich im
Klein-Klein, heißt es zur Begründung. Der Bundesregierung sei es in
den vergangenen zwölf Monaten nicht gelungen, die richtigen Weichen
für das Land zu stellen.

 * 

4. AfD will öffentliche Petitionen neu regeln

Bundestagsnachrichten/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion will die Geschäftsordnung des
Bundestages ändern, um "verbindliche Regelungen für öffentliche
Petitionen" einzufügen. Ein dazu von der Fraktion vorgelegter Antrag
(19/14762) steht am Freitag auf der Tagesordnung des Bundestages. Die
von der AfD vorgeschlagenen Änderungen der Geschäftsordnung sollen
nach den Vorstellungen der Abgeordneten einhergehen mit der Aufhebung
der derzeit geltenden Richtlinie für die Behandlung von Öffentlichen
Petitionen.

Aus Sicht der AfD-Fraktion hat der Verlauf des Petitionsverfahrens der
Petition zum globalen Migrationspakt im vergangenen Jahr zwei
Schwachstellen der derzeitigen Ausgestaltung des öffentlichen
Petitionsverfahrens offengelegt. Das sei zum einen die mangelnde
Leistungsfähigkeit der eingesetzten technischen Mittel. Dies habe dazu
geführt, dass während der Mitzeichnungsfrist der Petition technische
Probleme dafür gesorgt hätten, dass die Internetseite des
Petitionsausschusses nicht aufrufbar gewesen sei und die Zahl der
Unterzeichner geschwankt und sich sogar nach unten verändert habe. Die
AfD fordert daher eine Infrastruktur, die gewährleisten müsse, "dass
täglich 100.000 Mitzeichnungen aufgenommen werden können".

Die zweite Schwachstelle ist aus Sicht der Abgeordneten die "fehlende
Rechtssicherheit des Einreichers bei der Durchführung des Verfahrens".
Der Eindruck "willkürlichen Verhaltens" ist laut Antrag durch die
bisherige Regelung des Verfahrens der öffentlichen Petitionen
ermöglicht worden. So heiße es in Nr. 1 Satz 3 der Richtlinie derzeit:
"Es besteht kein Rechtsanspruch auf Annahme einer Petition als
öffentliche Petition." In der Nr. 4 enthalte die Richtlinie eine
"Kann"-Vorschrift, die eine Veröffentlichung ins Ermessen des
Petitionsausschusses stelle, wird bemängelt. Der Tatbestand der
Ermessensnorm enthalte zudem unbestimmte Rechtsbegriffe. Danach könne
von einer Veröffentlichung abgesehen werden, insbesondere wenn die
Petition "geeignet erscheint, den sozialen Frieden, die
internationalen Beziehungen oder den interkulturellen Dialog zu
belasten". Dies sei abzulehnen, schreibt die AfD-Fraktion. Die
Belastung des "interkulturellen Dialogs" sei keine Rechtfertigung für
einen Eingriff in Grundrechte der Bürger.

Beibehalten wollen die Abgeordneten das Quorum von 50.000 Mitzeichnern
innerhalb von vier Wochen, damit eine Petition öffentlich beraten
wird. Von einer solchen öffentlichen Sitzung soll der
Petitionsausschuss künftig jedoch nur bei einem einstimmigen Votum
absehen können, heißt es.

Wie schon in der derzeit geltenden Richtlinie soll nach den
Vorstellungen der AfD auch künftig dann eine Petition grundsätzlich
nicht veröffentlicht werden, "wenn bereits über eine Petition mit
sachgleichem Gegenstand in der laufenden Wahlperiode entschieden ist
und keine entscheidungserheblichen neuen Gesichtspunkte vorgetragen
werden". Auf Antrag einer Fraktion im Petitionsausschuss soll
allerdings dieser Ausschlussgrund entfallen können.

Enge Grenzen will die AfD-Fraktion für die Schließung des
Diskussionsforums auf der Internetseite des Petitionsausschusses
vorgeben. Dies soll nach den Vorstellungen der Fraktion nur möglich
sein, wenn die Bundestagsverwaltung zu ausreichenden Löschungen gegen
geltendes Recht verstoßender Diskussionsbeiträge außer Stande ist oder
die Schließung zum Abwehr einer Cyber-Attacke notwendig ist. In beiden
Fällen sei dem Petitionsausschuss darüber ein ausführlicher Bericht
vorzulegen, fordern die Abgeordneten.

 * 

5. Koalition: Anerkennung von NS-Opfern

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und der SPD
wollen Menschen, die im Nationalsozialismus als "Asoziale" und
"Berufsverbrecher" verfolgt wurden, als NS-Opfergruppe anerkennen. In
einem Antrag (19/14342) fordern sie die Bundesregierung auf, diese
Opfergruppen stärker in das öffentliche Bewusstsein zu rücken und
ihnen einen angemessen Platz im staatlichen Erinnern zu verschaffen.
So soll eine Ausstellung in Auftrag gegeben werden, die an
verschiedenen Orten in der Bundesrepublik gezeigt werden soll,
Forschungsarbeiten finanziert und KZ-Gedenkstätten und
Dokumentationszentren unterstützt werden, um das Schicksal dieser
Menschen aufzuarbeiten und zu präsentieren. Zudem sollen nach dem
Willen der Koalitionsfraktionen die als "Asoziale" und
"Berufsverbrecher" Verfolgten explizit in die nicht abschließende
Aufzählung der Leistungsempfänger der Richtlinie der Bundesregierung
über Härteleistungen an Opfer von nationalsozialistischen
Unrechtmaßnahmen im Rahmen des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes
aufgenommen werden.

 * 

6. Linke: Asoziale als NS-Opfer anerkennen

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Menschen, die während des Nationalsozialismus als
"Asoziale" und "Berufsverbrecher" verfolgt wurden, sollen nach dem
Willen der Linksfraktion als NS-Opfer anerkannt werden. In einem
Antrag (19/14333) fordert sie die Bundesregierung auf, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, um den noch heute lebenden Opfern Zugang zu
einer angemessen, würdigen Entschädigung zu eröffnen. Zudem sollen
Maßnahmen zur vertieften wissenschaftlichen Erforschung des Schicksals
dieser NS-Opfer ergriffen werden. Bis zum 9. Mai 2020 soll die
Bundesregierung ein erinnerungspolitisches Konzept für die Verfolgten
vorlegen und die Entwicklung spezifischer Bildungsprojekte für die
schulische und außerschulische Bildung fördern.

 * 

7. Schutz von Erdgas-Pipeline

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Bau und Schutz der Erdgas-Pipeline Nord Stream 2
sind der AfD-Fraktion ein Anliegen. In einem Antrag (19/14763) fordern
die Abgeordneten, beteiligte europäische Firmen vor US-Sanktionen zu
schützen. Bei möglichen negativen Auswirkungen der Sanktionen auf das
Projekt sollten Finanzmittel bereitgestellt werden, um eine
Verteuerung und Verzögerung des Baus zu vermeiden.

Zur Begründung heißt es, jüngste Gesetzentwürfe des US-Senats zielten
darauf ab, den Bau der Nord-Stream-2-Leitung sowohl technisch als auch
finanziell zu untergraben. Die Umsetzung der Sanktionspläne der USA
würden ein Risiko für die Energiesicherheit Deutschlands und Europas
darstellen und seien inakzeptabel. Europa sollte nach Ansicht der
Abgeordneten seine Interessen gegen den politischen Druck der USA
verteidigen.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1241

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. November 2019, Redaktionsschluss: 09.40 Uhr

1. Einigkeit über Anerkennung als NS-Opfer

2. Datenethikkommission berichtet Ausschuss

3. Wehr-Etat mit Änderungen beschlossen

4. Handel gegen Geldwäsche-Vorschrift



1. Einigkeit über Anerkennung als NS-Opfer

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Menschen, die während der nationalsozialistischen
Diktatur als sogenannte "Asoziale" und "Berufsverbrecher"verfolgt
beziehungsweise in Konzentrationslagern inhaftiert wurden, sollen als
NS-Opfer anerkannt werden. Mit Ausnahme der AfD-Fraktionen waren sich
alle anderen Fraktionen und die vier geladenen Sachverständigen in
einer öffentlichen Anhörung des Kulturausschusses am Mittwoch einig.
Grundlage der Anhörung waren entsprechende Anträge der Fraktionen der
CDU/CSU und der SPD (19/14342), der FDP (19/8955), der Linken
(19/14333) und von Bündnis 90/Die Grünen (19/7736). In den vier
inhaltlich sehr ähnlichen Anträgen sprechen sich die Fraktionen dafür
aus, dem Schicksal der sogenannten "Asozialen" und "Berufsverbrecher"
im öffentlichen Bewusstsein und dem staatlichen Gedenken mehr Raum
einzuräumen und die wissenschaftliche Erforschung ihrer Verfolgung zu
intensivieren. Zudem sollen die Möglichkeiten für Entschädigungen
verbessert werden. Die AfD-Fraktion lehnt eine pauschale
Rehabilitierung und Anerkennung als NS-Opfer ab und plädiert statt
dessen für Einzelfallüberprüfungen.

Der stellvertretende Direktor der Stiftung Denkmal für die ermordeten
Juden Europas, Ulrich Baumann, die Historikerinnen Julia Hörath vom
Hamburger Institut für Sozialforschung und Dagmar Lieske von der
Goethe-Universität Frankfurt/Main sowie der Sozialwissenschaftler
Frank Nonnenmacher begrüßten die parlamentarischen Initiativen der
Fraktionen ausdrücklich. Nonnenmacher warb jedoch eindringlich dafür,
dass sich die Fraktionen angesichts der Bedeutung des Themas auf einen
fraktionsübergreifenden Antrag einigen sollten. "Alle aufgeklärten
Demokraten" müssten anerkennen, dass es sich bei allen KZ-Häftlingen
um Opfer der Nationalsozialisten handelte, unabhängig von den Gründen,
aus denen sie in den Konzentrationslagern inhaftiert waren, sagte
Nonnenmacher.

Ulrich Baumann verwies darauf, dass die sogenannten "Asozialen" und
"Berufsverbrecher" bis heute in der Gesellschaft nicht als NS-Opfer
anerkannt seien und schlichtweg das Wissen über ihr Schicksal fehle.
Mitunter herrsche auch die Meinung, dass viele dieser Menschen "wohl
irgendwie zu recht" im KZ gesessen hätten. Nach dem Zweiten Weltkrieg
hätten die sogenannten "Asozialen" und "Berufsverbrecher" auch von
anderen Opfergruppen keine Unterstützung erhalten, als NS-Opfer
anerkannt zu werden.

Julia Hörath führte aus, dass die sogenannte Vorbeugungshaft von
"Berufsverbrechern" in jedem Fall gegen alle rechtsstaatlichen
Grundsätze verstoßen habe und deswegen als "nationalsozialistisches
Unrecht" einzustufen sei. Als "Berufsverbrecher" seien Menschen
eingestuft worden, die mehrfach wegen Delikten verurteilt worden sind.
Zum Zeitpunkt ihrer Inhaftierung in die Konzentrationslager hätten sie
ihre Haftstrafen wegen der Straftaten jedoch längst abgeleistet
gehabt. Dagmar Lieske erläuterte, dass mehrere zehntausend Menschen
von den nationalsozialistischen Behörden als "Berufsverbrecher"
eingestuft worden seien. Darunter seien Männer wie Frauen, Alte und
Junge, Deutsche und Nicht-Deutsche, Menschen aus allen
gesellschaftlichen Schichten gewesen. Allein im KZ Sachsenhausen seien
etwa 9.000 der sogenannten "Berufsverbrecher" inhaftiert gewesen.

Der AfD-Abgeordnete Marc Jongen wandte gegen den Befund der
Sachverständigen ein, dass "Asoziale" und "Berufsverbrecher" in den
Konzentrationslagern von der SS als sogenannte "Kapos" eingesetzt
worden seien und diese Verbrechen gegen ihre Mithäftlinge verübt
hätten. Als "Kapos" werden KZ-Häftlinge bezeichnet, die von der SS
bestimmte Ordnungs- und Überwachungsaufgaben übertragen bekamen und im
Gegenzug Vergünstigungen erhielten. Deshalb könne es aus Sicht der AfD
keine pauschale Gleichstellung der "Asozialen" und "Berufsverbrecher"
mit anderen NS-Opfern geben.

Frank Nonnenmacher und Dagmar Lieske wiesen diesen Einwand zurück. Als
"Kapo" habe man sich nicht beworben, sondern sei von der SS dazu
gemacht worden, sagte Nonnenmacher. Dies sei ein besonders "perfides
System" gewesen. Den "Kapos" habe bei Missachtung der Anordnungen der
SS ebenso drakonische Strafen oder der Tod gedroht. Lieske wies
ebenfalls darauf hin, dass auch Angehörige anderer Opfergruppen -
beispielsweise Juden oder Kommunisten - zu "Kapos" gemacht worden
seien. Diesen Opfergruppen würde dies auch nicht vorgeworfen. Zudem
sei der Prozentsatz der Häftlinge in der Kapo-Funktion extrem gering
gewesen.

 * 

2. Datenethikkommission berichtet Ausschuss

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Der Ausschuss Digitale Agenda hat am
Mittwochnachmittag mit den Co-Sprecherinnen der Datenethikkommission,
der Juristin Christiane Wendehorst und der Ethikerin Christiane
Woopen, über den Bericht der Datenethikkommission diskutiert.

Die Datenethikkommission, bestehend aus 16 Experten aus den Bereichen
Technik, Ethik und Recht, hat im Oktober 2019 ihren Bericht zu
ethischen Leitlinien und rechtlichen Handlungsempfehlungen übergeben.
Im September 2018 hatte das unabhängig arbeitende Gremium den Auftrag
erhalten, sich mit Fragen zum Umgang mit Daten, Algorithmen und
Künstlicher Intelligenz auseinanderzusetzen. Zu den Leitlinien zählen
unter anderem eine menschenzentrierte und werteorientierte Gestaltung
von Technologie, die Förderung digitaler Kompetenzen und kritischer
Reflexion, aber auch die Stärkung des Schutzes von persönlicher
Freiheit, Selbstbestimmung und Integrität.

"Die Datenethikkommission hat ethische Leitlinien formuliert und 75
konkrete Handlungsempfehlungen unterbreitet", erklärte Juristin
Christiane Wendehorst den Ausschussmitgliedern. Aus den Leitfragen
seien die drei Themenblöcke "Allgemeine ethische und rechtliche
Grundsätze und Prinzipien", "Umgang mit Daten" sowie "Algorithmische
Entscheidungssysteme" entstanden. Die Grundprinzipien hätten
Ähnlichkeiten mit den Prinzipien der Datenverarbeitung und seien aus
einer übergreifenden Perspektive formuliert, sagte Wendehorst. Die
Daten-Perspektive betrachte Daten vor allem in Hinblick auf deren
Herkunft, sowie auf mögliche Auswirkungen auf bestimmte Akteure und
die Gesellschaft. Eine zentrale Unterscheidung sei diejenige zwischen
personenbezogenen und nicht-personenbezogenen Daten, die über die
Anwendbarkeit des Datenschutzrechts entscheide, berichtete Wendehorst.
Auch gebe es Kapitel zum digitalen Nachlass und eine Reihe von
Vorschlägen wie die Arbeit von Forschern erleichtert werden könne.

"Durch digitale Technologien hat sich der ethische Ordnungsrahmen im
Sinne der grundlegenden Werte, Rechte und Freiheiten, wie sie in der
deutschen Verfassung und in der europäischen Charta der Grundrechte
verankert sind, nicht verändert", sagte die Ethikerin Christiane
Woopen. Die Würde des Menschen, die Selbstbestimmung, die Privatheit,
die Demokratie, Sicherheit, Nachhaltigkeit sowie Gerechtigkeit und
Solidarität seien "anerkannte und unverzichtbare Handlungsmaßstäbe",
sagte sie. Die Künstliche Intelligenz sei, was die algorithmischen
Systeme betreffe, nur ein Teilbereich, aber nicht der Hauptfokus
gewesen.

In der Kommission habe man ein dynamisches Kritikalitätsmodell für den
Einsatz von algorithmischen System mit einer nach Schädigungspotential
abgestuften Regulierung entwickelt. Dazu müssten sektorspezifische
Aufsichtsinstitutionen aufgebaut beziehungsweise. gestärkt werden, die
algorithmische Systeme risikoadäquat zu kontrollieren, berichtete die
Ethikerin. Unterstützt werden könnte dies durch ein bundesweites
Kompetenzzentrum. Man strebe zudem an, eine europäische Verordnung mit
Grundanforderungen an die Zulässigkeit algorithmischer Systeme zu
schaffen.

Ein Vertreter der Unionsfraktion lobte das Verfahren der Kommission
und den Bericht und merkte an, dass das Risikomodell nicht final
festgelegt sei. Ein Vertreter der SPD-Fraktion fragte, inwieweit die
Zivilgesellschaft eingebunden werde und erkundigte sich nach Details
zur Definition von Dateneigentum. Ein Vertreter der AfD-Fraktion
wollte eine Einschätzung dazu hören, ob eine europäische
Algorithmus-Verordnung zu einer "Digitalisierungsbremse" werde könne
und fragte nach dem Vorschlag des Europäischen Parlaments, Roboter als
elektronische Personen einzustufen.

Wie das Kompetenzzentrum in der Praxis konkret aussehe und wie mit
Updates umgegangen werde, wollte ein Vertreter der FDP-Fraktion
erfahren. Eine Vertreterin der Linken fragte, ob Überlegungen aus
anderen europäischen Staaten in die Arbeit der Kommission eingeflossen
seien und wollte ferner Details zur Verpflichtung der Intermediäre
erfahren. Ein Vertreter der Grünen-Fraktion interessierte sich für
Details zur Datenökonomie und wollte wissen, was die nächsten Schritte
seien, um zu einem Bewertungsrahmen zu kommen. Wie das
Schädigungspotenzial genau definiert werde, interessierte ein
fraktionsloses Mitglied des Ausschusses.

 * 

3. Wehr-Etat mit Änderungen beschlossen

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwochabend den
Verteidigungs-Etat für das kommende Jahr gebilligt. Den Einzelplan 14
des Haushalts-Entwurfes der Bundesregierung (19/11800) nahmen die
Ausschussmitglieder mit Stimmen der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
SPD gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen AfD, FDP, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen in geänderter Fassung an. Die
Änderungs- sowie Entschließungsanträge der Oppositionsfraktionen
fanden keine Mehrheit.

Die Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen bezogen sich unter
anderem auf den Titel Dienstreisen (527 01 - 032), der durch die
Koalitionsfraktionen von 52 auf 58 Millionen Euro angehoben wird. Die
Erhöhung begründete die Koalition mit aktualisierten Ausgabeprognosen
sowie mit Bezug auf das Programm "Kostenloses Bahnfahren für
Soldatinnen und Soldaten". Zudem soll durch einen Haushaltsvermerk
unter anderem ausgeschlossen werden, dass das kostenlose Bahnfahren in
Uniform als Sachbezug auf die Besoldung angerechnet werden muss. Die
Änderungsanträge sind durch entsprechende Kürzungen in einem anderen
Titel gegenfinanziert und erhöhen das Ausgabe-Plateau vorerst nicht.

Der Regierungsentwurf für den Verteidigungs-Etat sieht für das
kommende Jahr Ausgaben in Höhe von 44,92 Milliarden Euro vor. Das sind
1,69 Milliarden Euro beziehungsweise 3,9 Prozent mehr als das Soll für
2019 von 43,23 Milliarden Euro. Auf Personalausgaben entfallen im
Etatentwurf 19,25 Milliarden Euro (2019: 18,76 Milliarden Euro), auf
militärische Beschaffungen 6,85 Milliarden Euro (2019: 6,5 Milliarden
Euro). Für die Materialerhaltung in der Bundeswehr sieht der
Etatentwurf 4,09 Milliarden Euro vor (2019: vier Milliarden Euro),
davon allein 2,33 Milliarden Euro für die Erhaltung von Flugzeugen,
Flugkörpern, Flugrettungs-, Sicherheits- und sonstigem flugtechnischen
Gerät (2019: 2,3 Milliarden Euro). Für die Unterbringung der
Soldatinnen und Soldaten soll Verteidigungsministerin Annegret 
Kramp-Karrenbauer (CDU) 5,4 Milliarden Euro ausgeben können (2019: 5,38
Milliarden Euro). Die internationalen Verpflichtungen der Bundeswehr,
unter anderem für die Nato und für Auslandseinsätze, schlagen mit 1,83
Milliarden Euro zu Buche (2019: 1,61 Milliarden Euro).

Die Berichterstatter der Fraktionen thematisierten im Austausch mit
der Verteidigungsministerin unter anderem Rüstungsprojekte, den
Mittelabfluss und das Vergaberecht sowie die mittelfristige
Finanzplanung des Ressorts mit Blick auf die Nato-Quote. Zudem ging es
grundsätzlich um den Umgang mit sogenannten "25-Mio."-Vorlagen des
Verteidigungsministeriums. Dabei handelt es sich um beispielsweise
bereits etatisierte Beschaffungsvorhaben des Ministeriums, die ab
einem Volumen von 25 Millionen Euro vom Haushaltsausschuss gesondert
freigegeben werden müssen.

Der Haushaltsausschuss wird die Einzelpläne des inzwischen von der
Bundesregierung ergänzten Haushaltsentwurfes nach aktueller Planung
bis zum 13. November 2019 beraten. Inzwischen liegt auch die für den
Bundeshaushalt 2020 maßgebliche Steuerschätzung vor. Die sogenannte
Bereinigungssitzung des Haushaltsausschusses ist für den 14. November
2019 vorgesehen. Die zweite und dritte Lesung des Haushaltsgesetzes in
der Ausschussfassung ist vom 25. bis zum 29. November 2019 terminiert.

 * 

4. Handel gegen Geldwäsche-Vorschrift

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Prepaid-Anbieter und Goldhändler haben gemeinsam
gegen von der Bundesregierung geplante Einschränkungen des Handels
ohne Identifizierungspflicht protestiert. Der geplante maximale
Transaktionsbetrag in Höhe von 20 Euro für Fernzahlungsvorgänge ohne
vorherige Kundenidentifizierung sei ungerechtfertigt und schränke den
Einsatz risikoarmer E-Geld-Produkte ohne erkennbare Notwendigkeit
deutlich ein, erklärte der Prepaid Verband Deutschland in einer
öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses unter Leitung der
Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) am Mittwoch. Der geplante
Transaktionsbetrag bleibe deutlich unter den von der EU-Richtlinie
vorgesehenen 50 Euro. Der Erhalt von Prepaid-Bezahlmöglichkeiten sei
wichtig, da die Hälfte der Bundesbürger keine Kreditkarte besitze und
mit EC-Karten nicht im Internet bezahlt werden könne. Auch die
Fachvereinigung Edelmetalle kritisierte, dass die geplante Absenkung
Meldeschwelle weit über die EU-Vorgaben hinausgehe.

Grundlage der Anhörung war der von der Bundesregierung eingebrachte
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Änderungsrichtlinie zur
Vierten EU-Geldwäscherichtlinie (19/13827). Darin heißt es, die
Erkenntnisse der nationalen Risikoanalyse hätten ergeben, dass
insbesondere im Bereich des Goldhandels ein starker Bargeldverkehr
knapp unterhalb der gegenwärtigen Schwelle für die
Identifizierungspflicht von 10.000 Euro stattfinde. Es werde offensiv
damit geworben, wie viel Edelmetall identifizierungsfrei eingekauft
werden könne. Daher soll die Schwelle von 10.000 auf 2.000 Euro
gesenkt werden, um diesen Umgehungshandel zu unterbinden, wie es im
Gesetzentwurf heißt. Zu den weiteren Maßnahmen gehört die Ausweitung
des Kreises der sogenannten geldwäscherechtlich Verpflichteten, zum
Beispiel auf Dienstleistungsanbieter im Bereich von virtuellen
Währungen. Die bisher weitgehend von der Verdachtsmeldepflicht
befreiten freien Berufe müssen sich auf Einschränkungen bei den
berufsrechtlichen Verschwiegenheitspflichten einstellen. Außerdem ging
es um zwei Anträge der Fraktionen Die Linke (19/11998) und Bündnis
90/Die Grünen (19/10218) zu verschiedenen Aspekten der Geldwäsche.

Nach Angaben der Fachvereinigung Edelmetalle sind Zweifel angebracht,
ob Gold oder andere Edelmetalle besonders dafür genutzt werden,
Geldwäsche zu betreiben. Käufer seien überwiegend Kleinstanleger, und
Verkäufer müssten sich ohnehin bei den Händlern identifizieren. Die
Vereinigung berief sich auf eine Antwort der Bundesregierung auf eine
Anfrage des FDP-Abgeordneten Frank Schäffler, wonach es im vergangenen
Jahr insgesamt 77.252 Verdachtsmeldungen an die Zentralstelle für
Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU) gegeben habe. Davon hätten
allerdings nur 175 einen Bezug zu Edelmetallen, also weniger als 0,3
Prozent.

Die Deutsche Kreditwirtschaft, die Spitzenvereinigung der
Bankenverbände, forderte, die Mitarbeiter der nach dem
Geldwäschegesetz verpflichteten Unternehmen von "existenzgefährdenden
Bußgeldandrohungen zu befreien". Die umfassenden Bußgeldandrohungen
für jedwedes Fehlverhalten im beruflichen Alltag, in dem Handlungen
regelmäßig unter erheblichen Zeitdruck stehen würden, würden diese
Personengruppe mit einem inzwischen nicht mehr akzeptablen
Sanktionsrisiko belasten. Eine Freistellung würde es den Unternehmen
deutlich erleichtern, hoch qualifizierte Mitarbeiter für die Position
des Geldwäschebeauftragten sowie für den Bereich der Geldwäsche und
Terrorismusfinanzierung Präventionskurse zu gewinnen und zu halten.

Der Deutsche Steuerberaterverband forderte in seiner Stellungnahme,
die Verschwiegenheitspflichten in bewährten Umfang zu erhalten. Die
geplanten Änderungen würden der tatsächlichen steuerlichen
Beratungspraxis in keiner Weise gerecht und stellten mit Blick auf den
ganzheitlichen Beratungsansatz der steuerberatenden und prüfenden
Berufe eine nicht gerechtfertigte Einengung da.

Auf massive Probleme mit Geldwäsche im Bereich Immobilien machten
mehrere Sachverständige aufmerksam. Die Staatsanwaltschaft Berlin
sprach von einem "enormen Geldwäscherisiko" und Schwierigkeiten bei
Ermittlungen durch "Share Deals". Man habe es vorwiegend mit
Gesellschaften aus dem Ausland zu tun. Das Problem lasse sich national
nicht lösen.

Auch vom Netzwerk Steuergerechtigkeit wurde auf dieses Problem
hingewiesen und der Financial Intelligence Unit wurde auf das hohe
Risiko für Geldwäsche bei Immobilien hingewiesen. Als
konjunkturunabhängiges Investitionsgut würden Immobilien nahezu
dauerhafte Wertstabilität ausweisen und sich auf diese Weise besonders
zur Platzierung hoher Transaktionsvolumen ereignen, erklärte die FIU.
Gleichzeitig gebe es viele Möglichkeiten, die Transparenz von
Mittelherkunft und Eigentumsverhältnissen einzuschränken, zum Beispiel
unter Einbindung von Offshore-Standorten bei der FIU seien im Jahr
2018 rund 750 Meldungen eingegangen, in denen der explizite
Meldungsgrund Auffälligkeiten im Zusammenhang mit An- oder Verkauf von
Immobilien angegeben wurde.

Die Bundesnotarkammer geht von einer deutlichen Steigerung der Zahl
von Meldungen durch die Notare aus. Außerdem könne erwartet werden,
dass von der Neuregelung eine gesteigerte Abschreckungswirkung
ausgehen werde. Die deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft BDZ wies
darauf hin, dass das Meldeaufkommen von rechtsberatenden Berufen
aufgrund der aktuellen Gesetzeslage sehr gering sei, da sich diese auf
ihre Verschwiegenheitspflicht gegenüber ihrer Mandantschaft berufen
könnten. Dieses Defizit sei nicht hinnehmbar.

Der Bund deutscher Kriminalbeamter vermisste eine "Gesamtstrategie"
gegen Geldwäsche. Professor Kai Bussmann (Universität
Halle-Wittenberg) sah die Behörden angesichts einer Vielzahl von
Verfahren bereits am Limit und forderte mehr Präventionsmaßnahmen.
Auch Professor Gregor Kirchhof (Universität Augsburg) forderte einen
entschiedenen Kampf gegen Geldwäsche, sprach sich aber für die
Beachtung der Verhältnismäßigkeit und für mehr Datenschutz aus.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1240

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. November 2019, Redaktionsschluss: 16.45 Uhr

1. Klimaschutz-Vorhaben umstritten

2. FDP will mehr Wettbewerb auf Postmarkt

3. Bundesrat will zwei Regelbahnsteighöhen



1. Klimaschutz-Vorhaben umstritten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/FLA) Von prinzipieller Zustimmung bei teils deutlicher
Kritik im Detail über erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken bis
hin zur völligen Ablehnung reichte die Bandbreite der Experten-Befunde
zur von der Bundesregierung beabsichtigten Ausweitung des
Treibhausgas-Emissionshandels auf nationaler Ebene für die Sektoren
Wärme und Verkehr ab 2021. Die Sachverständigen äußerten sich bei
einer Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit unter der Leitung von Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis 90/Die
Grünen).

Den entsprechenden Gesetzesvorstoß der Bundesregierung haben
inzwischen die Fraktionen von CDU/CSU und SPD mit ihrem Entwurf
(19/14746) eines Gesetzes zum nationalen Zertifikatehandel für
Brennstoffemissionen (Brennstoffemissionshandelsgesetz - BEHG)
aufgegriffen. Er wird an diesem Freitag erstmals im Bundestag beraten.

Ein Preis auf CO2 führe bei Brenn- und Kraftstoffen zu Preisen, die
sich stärker am CO2-Gehalt ausrichten, heißt es in dem Entwurf. Neben
dem EU-Emissionshandelssystem, das für weite Teile der
Energiewirtschaft und Industrie gelte, fehle in den Sektoren Wärme und
Verkehr bislang ein wirksames, auf der CO2-Intensität der Heiz- und
Kraftstoffe basierendes Preissignal, das einen Anreiz für die Senkung
des Verbrauchs fossiler Brennstoffe setze.

Holger Lösch (Bundesverband der Deutschen Industrie) wünschte sich für
das hochkomplexe Verfahren wesentlich mehr Akribie. Dem werde der
Zeitdruck, unter dem die Gesetzesberatungen stünden, nicht gerecht. Er
mahnte eine saubere Abgrenzung zwischen dem bestehenden
EU-Emissionshandel und dem deutschen Projekt an, damit es nicht zu
einer Doppelbelastung von Unternehmen komme.

Peter Reitz (European Energy Exchange) sprach von einer grundsätzlich
richtigen Entscheidung. Die Implementierung mit einer fünfjährigen
Einführungsphase dauere aber zu lange. Unter den Erwartungen des
Handlungsdrucks, ein wirksames und effizientes Instrument zur
Emissionsreduktion einzuführen, seien zwei Jahre ausreichend. Ein
nationales Emissionshandelssystem in den Sektoren Wärme und Verkehr
könne nur eine Übergangslösung sein. Die vorgesehene
Strompreisentlastung über die EEG-Umlage sei nicht ausreichend.

Christian Küchen (Mineralölwirtschaftsverband) kritisierte, dass der
vorgesehene Aufschlag oder Zuschlag zur heutigen mengenorientierten
Energiesteuer nicht ausreiche, um wachsende Anteile erneuerbarer
Kraftstoffe, die zur Erreichung der klimapolitischen Ziele notwendig
wären, in den Markt zu bringen. Er werbe deshalb für eine flankierende
Umstellung der bestehenden Energiesteuern auf Kraftstoffe hin zu einem
CO2-Bepreisungssystem. Dies würde nach seiner Ansicht kurzfristig ein
kräftiges, aber sozial verträgliches Preissignal schaffen.

Michael Wübbels (Verband kommunaler Unternehmen) machte klar, je
niedriger das CO2-Preissignal zu Beginn gesetzt werde, desto steiler
werde der Preispfad bis 2030 ansteigen. Daher rege er eine Anhebung
der Festpreise in der Einführungsphase an. Er wandte sich dagegen,
dass für die Erzeugung und Nutzung von Klär-, Faul- und Deponiegas
sowie brennwerthaltigen Abfällen Zertifikate erworben werden müssen.
Diese Energieerzeugnisse entstünden bei der Abfall- und
Abwasserentsorgung und trügen damit zum Umweltschutz bei.

Für Ralf Bartels (Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie) geht
es nach eigenem Bekunden nicht um das Ob, sondern um eine Optimierung
des Wie. Mit der CO2-Bepreisung für die Sektoren Wärme und Verkehr
gehe eine konkrete Belastung aller Haushalte und Unternehmen einher.
Doch denen stünden oft keine klimafreundlichen Verhaltensweisen zur
Verfügung, um diese Belastungen zu vermeiden. So fehle im ländlichen
Raum ein gut ausgebauter Nah- und Fernverkehr. Heizen und Mobilität
dürften nicht einfach nur teurer werden - und damit vor allem
Gering- und Normalverdiener treffen. Die Rückverteilung über
Strompreis und Pendlerlpauschale sei im Klimaschutzprogramm 2030
sozial unausgewogen.

Hans-Günter Appel (NAEB Stromverbraucherschutz) sah keine plausiblen
Grundlagen für das geplante Gesetz. Denn nach der Bewertung mit
physikalischen und chemischen Grundlagen könne festgestellt werden,
dass der menschliche Einfluss auf das Wetter und damit auch auf das
Klima vernachlässigbar gering sei. Der Gesetzentwurf entpuppe sich als
eine Steuererhöhung und Ausweitung der staatlichen Verwaltung, ohne
eine deutliche Reduzierung der CO2-Emissionen zu erreichen.

Thorsten Müller von der Stiftung Umweltenergierecht äußerte
tiefgreifende verfassungsrechtliche Bedenken. Sie resultierten daraus,
dass sich der für die Jahre 2021 bis 2025 geplante Fixpreis nicht an
die Anforderungen halte, die das Bundesverfassungsgericht anhand des
bestehenden europäischen Emissionshandels aufgestellt hat. Die
verfassungsrechtliche Vereinbarkeit müsste über eine andere Begründung
sichergestellt werden. Dies erscheine aber nicht möglich. Es handle
sich weder um eine schlichte Verwaltungsgebühr, noch um eine zulässige
Steuer oder eine zulässige Sonderabgabe.

Stefan Klinski (Hochschule für Wirtschaft und Recht, Berlin) befand,
das Konzept des Gesetzentwurfs lasse sich finanzverfassungsrechtlich
für die Festpreisphase nur halten, wenn das Bundesverfassungsgericht
seine bisherige Rechtsprechung lockern oder entsprechend erweitern
sollte. Eine praktisch wirkungsgleiche Alternative bis 2025/26 sei es,
einen CO2-Zuschlag zur Energiesteuer vorzusehen. Diese Alternative
unterliege verfassungsrechtlich keinen ernsthaften Bedenken, sei aber
wegen des Begriffs Steuer politisch wohl nicht gewollt.

Brigitte Knopf (Mercator Research Institute on Global Commons and
Climate Change) gab zu bedenken, dass der CO2-Preis aufgrund seiner
geringen Höhe von anfänglich zehn Euro und später 35 Euro bis zum
Jahre 2025 zunächst kaum eine Lenkungswirkung entfalten werde. Zur
Erreichung der Klimaschutzziele sei stattdessen ein Preispfad
notwendig, der 2021 bei etwa 50 Euro pro Tonne liegen müsse und bis
2030 auf 120 Euro anwachse. Der niedrige Einstiegs-Preispfad mache das
Erreichen der 2030er-Ziele unnötig teuer.

 * 

2. FDP will mehr Wettbewerb auf Postmarkt

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fordert mehr Wettbewerb auf dem
Postmarkt. Die Abgeordneten rufen die Bundesregierung in einem Antrag
(19/14727) dazu auf, noch in diesem Jahr einen Gesetzentwurf zur
Novellierung des Postgesetzes vorzulegen mit dem Ziel, Qualität,
Wettbewerb und Deregulierung voranzutreiben. Außerdem müsse die
Post-Entgeltverordnung so geändert werden, dass sich der
Gewinnzuschlag am unternehmerischen Risiko ausrichtet.

Die von der Bundesregierung in Eckpunkten vorgelegte Novelle des
Postgesetzes bleibe an entscheidenden Stellen, insbesondere bei der
Bundesbeteiligung und der Entgeltregulierung, hinter den Forderungen
der Monopolkommission zurück, begründen die Abgeordneten ihren
Vorstoß. Gerade für das Ziel, den Wettbewerb zu beleben, seien die
Eckpunkte daher noch nicht ausreichend. Der Wettbewerb leide vor allem
an der politischen Bevorzugung der Deutschen Post AG, was die jüngste
Überarbeitung der Post-Entgeltverordnung und die
Umsatzsteuerprivilegierung belegten.

 * 

3. Bundesrat will zwei Regelbahnsteighöhen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesrat will in der Eisenbahn-Bau- und
Betriebsordnung (EBO) zwei Bahnsteighöhen gleichwertig als
Regelbahnsteighöhen verankern. Zudem sollen die Anforderungen an die
Barrierefreiheit in das Allgemeine Eisenbahngesetz (AEG) aufgenommen
werden, "um dem Aspekt der Barrierefreiheit mehr Gewicht zu
verleihen". Das sieht der von den Ländern vorgelegte Gesetzentwurf
"zur Verwirklichung der Barrierefreiheit im Eisenbahnverkehr"
(19/14819) vor.

Im Interesse der Verwirklichung des Ziels der Barrierefreiheit von
Bahnanlagen und Fahrzeugen müssten die Gestaltung der Bahnanlagen,
insbesondere der Bahnsteige, und die eingesetzten sowie künftig
vorgesehenen Fahrzeuge aufeinander abgestimmt sein, heißt es in dem
Gesetzentwurf. Aufgrund des seitens der
Eisenbahninfrastrukturunternehmen - oft mit maßgeblicher Finanzierung
des Bundes, der Länder und der Kommunen - erreichten Ausbaustands der
Bahnsteige und der langjährig festgelegten Fahrzeugeinsatzkonzepte der
Länder und Aufgabenträger erscheine eine kurzfristige einheitliche
Bahnsteighöhe von 0,76 Meter über Schienenoberkante "nicht für alle
Teilnetze als sachgerecht" und behindere die zeitnahe und
kostengünstige Verwirklichung des Ziels der Barrierefreiheit im
Eisenbahnverkehr, schreibt der Bundesrat. Für die Zeit bis zur
Verwirklichung einer einheitlichen Höhe von 0,76 Meter über
Schienenoberkante sei daher eine Gleichstellung mit einer
Bahnsteighöhe von 0,55 Meter über Schienenoberkante erforderlich.

Die Bundesregierung lehnt die vorgeschlagenen Änderungen ab. Es sei
nicht zielführend, die Bahnsteige auf die eingesetzten Fahrzeuge
abzustimmen. Aufgrund der längeren Nutzungsdauer der Infrastruktur
(etwa 100 Jahre) und der dazu im Vergleich geringeren Nutzungsdauer
der Fahrzeuge (etwa 30 Jahre) seien vielmehr die Fahrzeuge auf die
Bahnanlagen abzustimmen und so zu gestalten, "dass barrierefreies
Reisen möglich ist", heißt es in einer Stellungnahme der Regierung.

Das Vorhaben, zwei Bahnsteighöhen gleichwertig als Regelbahnsteighöhen
in der EBO für alle Verkehre zu verankern, entspricht aus Sicht der
Regierung nicht dem Grundgedanken der Einheitlichkeit einer
Bahnsteighöhe und einer hiermit verbundenen einfachen Gestaltung von
Fahrzeugen für einen niveaugleichen Ein- und Ausstieg. Mit der
Regelbahnsteighöhe von 0,76 Metern - wie derzeit in der EBO
definiert - sei langfristig Barrierefreiheit zu erreichen. Durch eine
gleichrangige Verankerung einer Bahnsteighöhe von 0,55 Metern sei
hingegen möglicherweise eine einheitliche Bahnsteighöhe dauerhaft
ausgeschlossen, "wenn die von den Ländern geforderten Zwischenstufen
mit sogenannten ,55er-Bahnsteigen' zur Dauerlösung würden", schreibt
die Bundesregierung.

 * 
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BUNDESTAG/9092: Heute im Bundestag Nr. 1239 - 06.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1239

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. November 2019, Redaktionsschluss: 16.15 Uhr

1. Linken-Anträge zur Barrierefreiheit

2. Ausgaben für Berufskrankheiten

3. Berufskrankheiten durch Asbest

4. Verwaltungskosten der Rentenversicherung

5. AfD fragt nach Arbeit der Sozialgerichte

6. Erstattung von Versicherungsbeiträgen



1. Linken-Anträge zur Barrierefreiheit

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat neun verschiedene Anträge
zum Thema Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen gestellt
(19/14752; 19/14753; 19/14754; 19/14755; 19/14756; 19/14757; 19/14758;
19/14759; 19/14760). Darin fordert sie unter anderem den Ausbau des
öffentlichen Personennahverkehrs, das Grundrecht auf einen
diskriminierungsfrei zugänglichen Wohnraum für jeden Menschen, die
Garantie einer barrierefreien politischen Teilhabe, barrierefrei
ausgestaltete Medien- und Sportangebote, eine barrierefreie
Gesundheits- und Pflegeversorgung und eine Überarbeitung des
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. Die Anträge werden am
Donnerstag, 7. November 2019, ohne Aussprache an die Ausschüsse
überwiesen.

 * 

2. Ausgaben für Berufskrankheiten

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2018 betrugen die Gesamtausgaben für
anerkannte Berufskrankheiten im Bereich der gewerblichen
Berufsgenossenschaften und Unfallversicherungsträger der öffentlichen
Hand nach Angaben der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung e.V.
(DGUV) insgesamt rund 1,6 Millionen Euro. Im Bereich der
landwirtschaftlichen Unfallversicherung betrugen sie nach Angaben der
Sozialversicherung Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG)
insgesamt rund 45,7 Millionen Euro. Diese Zahlen nennt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13693) auf eine Kleine Anfrage
(19/13191) der Fraktion Die Linke.

 * 

3. Berufskrankheiten durch Asbest

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2018 haben die Unfallversicherungsträger und
die gewerblichen Berufsgenossenschaften in rund 1.000 Fällen erstmals
über eine Anerkennung einer Berufskrankheit infolge von Schädigungen
durch Asbest entschieden. Die Verfahrensdauer lag durchschnittlich bei
rund fünf Monaten. Das geht aus der Antwort (19/14456) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/13411) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hervor.

 * 

4. Verwaltungskosten der Rentenversicherung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Verwaltungskosten und die
Kundenzufriedenheit bei der gesetzlichen Rentenversicherung
interessiert sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/14549). Sie möchte von der Bundesregierung unter anderem erfahren,
wie sich die Verwaltungs- und Verfahrenskosten von 2006 bis 2018
entwickelt haben.

 * 

5. AfD fragt nach Arbeit der Sozialgerichte

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/14550)
zu Verfahren bei den Sozialgerichten und zur Kampagne "Wir sind
Rechtsstaat" gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem nach der Zahl der von 2005 bis 2018 neu eingegangenen und
erledigten Verfahren vor den Gerichten und nach den Kosten und Nutzen
der Rechtsstaat-Kampagne.

 * 

6. Erstattung von Versicherungsbeiträgen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/14588)
zur Erstattung von Rentenversicherungsbeiträgen gestellt. Darin fragt
sie die Bundesregierung unter anderem nach der Zahl der
Erstattungsbescheide und nach der Aufteilung nach Berufsgruppen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1946: Regierungspressekonferenz vom 6. November 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 6. November 2019

Regierungspressekonferenz vom 6. November 2019

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Adoptionshilfe-Gesetzes,
Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Medizinprodukterechts an
EU-Verordnungen, Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes, Entwurf eines Fünften Gesetzes zur
Änderung des Regionalisierungsgesetzes, Entwurf eines Gesetzes zur
Vorbereitung der Schaffung von Baurecht durch Maßnahmengesetz im
Verkehrsbereich, Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Beschleunigung von
Planungs- und Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich, Entwurf eines
Ersten Gesetzes zur Änderung des Verpackungsgesetzes, Entwurf einer
Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften, 27.
Subventionsbericht, Bestandsaufnahme über die Umsetzung des
Koalitionsvertrages durch die Bundesregierung), Reise des
Bundesaußenministers nach Kopenhagen, im Klimaschutzplan 2050 festgelegte
Abstandsregelung für Windkraftanlagen, Modellversuch zur Abmarkierung von
Schutzstreifen außerorts und zur Untersuchung der Auswirkungen auf die
Sicherheit und Attraktivität im Radverkehrsnetz, Ausbau des
5G-Mobilfunknetzes, geplante Pflicht zum Nachweis von Deutschkenntnissen
für ausländische Geistliche in Deutschland, UN-Resolution zur Verhütung
eines Wettrüstens im Weltraum, Vorschlag des Bundesfinanzministers zur
Einlagensicherung im Rahmen der Europäischen Bankenunion, Intensivierung
der Kontroll- und Fahndungsmaßnahmen der Bundespolizei an den
Binnengrenzen, Besuch des Außenministers der USA, Medienberichte über einen
US-Drohnenangriff in Somalia, Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der
Verordnung (EU) 2017/821 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.
Mai 2017 zur Festlegung von Pflichten zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten
in der Lieferkette für Unionseinführer von Zinn, Tantal, Wolfram, deren
Erzen und Gold aus Konflikt- und Hochrisikogebieten sowie zur Änderung des
Bundesberggesetzes, Nationale Strategie zur Reduzierung der
Lebensmittelverschwendung


Sprecher: StS Seibert, Burger (AA), Wagner (BMWi), Kübler (BMU),
Fähnrich (BMVg), Alter (BMI), Krüger (BMJV), Brandt (BMEL)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Es stimmt, die
Kabinettstagesordnung war heute reichhaltig.

Ich beginne mit dem sogenannten Adoptionshilfe-Gesetz. Die Bundesregierung
hat einen Gesetzentwurf beschlossen, der Familien, die ein Kind adoptieren,
besser unterstützen soll. Es gibt in Deutschland jedes Jahr ca. 4000
Adoptionen, und eine solche Adoption beschäftigt alle Beteiligten -
natürlich das Kind, natürlich die Herkunftseltern und natürlich die
Adoptiveltern - oft ein Leben lang. Ziel unseres Gesetzentwurfes ist es,
das Gelingen von Adoptionen zu fördern. Adoptierte Kinder sollen gut
aufwachsen und sich gut entwickeln. Dafür werden bestehende gesetzliche
Regelungen stärker an die Bedürfnisse der Betroffenen und an die gelebte
Adoptionspraxis angepasst.

Ich nenne Ihnen nur einige Stichworte: Es geht im Wesentlichen um bessere
Beratung und Unterstützung. Es geht um die Förderung eines offenen Umgangs
mit Adoption. Ein selbstverständlicher Umgang mit der Adoption stärkt die
ganze Familie und schafft Vertrauen. Dabei sollen die Familien von den
Adoptionsvermittlungsstellen unterstützt werden. Wenn es gewünscht ist und
wenn es das Einverständnis aller Beteiligten gibt, dann soll über diese
Adoptionsvermittlungsstellen auch ein Informationsaustausch beziehungsweise
Kontakt mit der Herkunftsfamilie hergestellt werden. Das kann eine stabile
Persönlichkeit der betroffenen Kinder fördern.

Ein wichtiger Punkt: Unbegleitete Auslandsadoptionen werden untersagt.
Auslandsadoptionen sollen in Zukunft immer durch eine
Adoptionsvermittlungsstelle begleitet werden müssen. Damit wollen wir
gewährleisten, dass die internationalen Schutzstandards eingehalten werden.
Außerdem soll durch die Begleitung einer fachkundigen Stelle verhindert
werden, dass die betreffende Familie vielleicht nicht ausreichend auf die
Herausforderungen einer Auslandsadoption vorbereitet ist. Außerdem soll
natürlich das Kindeswohl überprüft werden.

Dieses Gesetz ist zustimmungspflichtig und soll im Juli 2020 in Kraft
treten.

Der Gesundheitsminister hat im Kabinett einen Gesetzentwurf vorgelegt, und
er wurde beschlossen, der das deutsche Medizinprodukterechts an künftig
geltendes EU-Recht anpasst. Das Ziel ist ein reibungslos funktionierender
europäischer Binnenmarkt für Medizinprodukte und gleichzeitig hohe
Standards für deren Qualität und Sicherheit, sowohl für die Patienten als
auch für die Anwender in allen Mitgliedstaaten. Damit einher geht die
Tatsache, dass die Kompetenz der zuständigen Bundesbehörden gestärkt wird.
Sie sollen künftig über notwendige Maßnahmen entscheiden, wenn Risiken
entstehen, weil Medizinprodukte beanstandet werden.

Dann gab es vom Bundesverkehrsminister, der heute das Kabinett mit einigen
sehr wichtigen Vorlagen beschäftigt hat, ein Paket zur Stärkung des
öffentlichen Personennahverkehrs. Das teilt sich in zwei verschiedene Teile
auf:

Das eine ist ein Gesetz zur Änderung des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes. Aufgrund der Beschlüsse zum
Klimaschutzprogramm werden die Mittel aus diesem
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz im Jahr 2025 auf 2 Milliarden Euro
erhöht, und ab 2026 wird dieser Betrag dann jährlich um zusätzliche 1,8
Prozent dynamisiert. Das bietet den Ländern und den Kommunen Planungs- und
Investitionssicherheit für viele wichtige Verkehrsinfrastrukturprojekte.

Es werden - wiederum mit der Absicht, die Klimaziele zu erreichen -
zusätzliche Fördertatbestände aufgenommen, zum Beispiel die Grunderneuerung
bestehender Anlagen, die sogenannte Bestandssanierung. Die wird bis 2030
befristet und nachrangig gefördert. Auch die Sicherstellung des weiteren
Betriebs bestehender Anlagen ist wichtig für einen attraktiven öffentlichen
Personennahverkehr und leistet einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz, zur
Luftreinhaltung und zur Lebensqualität in den Städten. Es soll zum 1.
Januar 2020 in Kraft treten.

Der zweite Teil dieses Pakets für den Personennahverkehr ist der Entwurf
eines Gesetzes zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes. Ich gebe zu: Das
klingt auch wieder technisch. Im Wesentlichen geht es darum, dass wir im
Rahmen des Klimapakets beschlossen haben, die sogenannten
Regionalisierungsmittel ab 2020 noch einmal zu erhöhen und - wiederum im
Sinne der Planungssicherheit für die Länder - zu dynamisieren. Danach
sollen diese Regionalisierungsmittel von 8,65 Milliarden Euro in diesem
Jahr bis 2023 jährlich um zusätzliche 150 Millionen Euro erhöht werden.
Insgesamt erhöhen sich die Regionalisierungsmittel von 2020 bis 2031
addiert um 5,2 Milliarden Euro. Das sind zusätzlich vom Bund zur Verfügung
gestellte Mittel. Die geben den Ländern die Möglichkeit, mehr öffentlichen
Personennahverkehr zu bestellen, ihn attraktiver zu gestalten und so die
Fahrgastzahlen zu erhöhen.

Wir bleiben beim Bundesverkehrsministerium. Es geht weiter mit dem Gesetz
zur Vorbereitung der Schaffung von Baurecht durch Maßnahmengesetz im
Verkehrsbereich; wieder ein sperriger Titel. Das ist ein sehr wichtiges
Vorhaben. Es geht darum, die Genehmigung von Verkehrsprojekten durch
Gesetzesbeschluss zu ermöglichen. Auch das sieht das Klimaschutzprogramm
der Bundesregierung vor. Wir wollen mit diesem Gesetz erproben, inwieweit
es die Planungs- und Genehmigungsverfahren von großen Verkehrsprojekten
beschleunigt, wenn es eine Genehmigung durch den Deutschen Bundestag gibt.
Wir glauben auch, dass es eine größere Akzeptanz solcher Projekte geben
kann, wenn sie vom Parlament beschlossen wurden.

Im Einzelnen nennt dieser Gesetzentwurf zwölf Pilotprojekte aus den
Bereichen Schiene und Wasserstraße, die für eine Zulassung durch
Maßnahmengesetz im Bundestag in Frage kommen, also immer anstelle des sonst
üblichen behördlichen Verwaltungsakts. Darüber hinaus trifft dieser
Gesetzentwurf Festlegungen hinsichtlich Zuständigkeiten und Verfahren. Das
betrifft besonders die Bürgerbeteiligung und die Umweltprüfung. Als
einziges Rechtsmittel gegen ein vom Bundestag beschlossenes Vorhaben ist
die Verfassungsbeschwerde vor dem Verfassungsgericht vorgesehen.

Um die Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im
Verkehrsbereich geht es auch bei dem nächsten Gesetzentwurf. Auch dieser
kommt aus dem Bundesverkehrsministeriums. Es gibt eine oft überlange
Realisierungsdauer von Infrastrukturprojekte. Nicht zuletzt, wenn wir
wirklich ein klimagerechtes Mobilitätssystem gestalten wollen, ist es
notwendig, diese überlange Realisierungsdauer entsprechend dem
Koalitionsvertrag und dem Klimaschutzprogramm zu verkürzen. Daher kommt es
zu diesem Gesetzentwurf mit einigen wichtigen Schritten zur
Verfahrensbeschleunigung. Die Planungsverfahren für Ersatzneubauten werden
verschlankt. In den Fachplanungsgesetzen wird der Begriff der Änderung
eingegrenzt, sodass im Ergebnis bestimmte Ersatzneubauten von einer
Genehmigungspflicht befreit werden. Dann werden die Kommunen noch von
Finanzierungsbeiträgen nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz entlastet. Das ist
eine Neuregelung, die zur Beschleunigung der Investitionen in das
Schienennetz beiträgt und bewirkt, dass Kreuzungsbauwerke schneller
realisiert werden können.

Die Bundesumweltministerin hat dem Kabinett die Änderung des
Verpackungsgesetzes vorgelegt. Es geht um das Verbot von leichten
Plastiktüten. Künftig wird es für alle Händler verboten, leichte
Plastiktüten - hier definiert als Plastiktüten mit einer Wandstärke von
weniger als 50 Mikrometer - in Verkehr zu bringen. Das ist eine weitere
Maßnahme, um unsere Umwelt vor Plastikmüll zu schützen. Wir sind dabei
schon auf einem guten Weg. Seit 2016 gilt eine Vereinbarung mit dem Handel,
Kunststofftragetaschen nur noch gegen Bezahlung abzugeben, und seitdem
nutzen Verbraucher auch immer weniger Plastiktüten. Wir vermeiden damit
also schon jetzt unnötigen Plastikmüll. Diese positive Entwicklung wollen
wir verstärken und setzen nun auch bei denjenigen an, die nicht unter die
bisherige Vereinbarung fallen. Es ist künftig mit dieser Gesetzesänderung
allen Händlern verboten, leichte Plastiktüten auszugeben. Wir verfolgt das
Ziel, insgesamt weniger Verpackungen zum Einsatz kommen zu lassen und
Ressourcen effizient einzusetzen.

Es folgte erneut eine Gesetzesvorlage vom Bundesverkehrsminister. Es geht
um die Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften. Das betrifft die
Straßenverkehrs-Ordnung, die Gebührenordnung für Maßnahmen im
Straßenverkehr, den Bußgeldkatalog, die Fahrerlaubnis-Verordnung und die
Ferienreiseverordnung. Es geht bei all diesen Punkten darum, moderne
Mobilität zu fördern. Ganz besonders geht es darum, die
Straßenverkehrs-Ordnung fahrradgerechter zu gestalten und - ein anderer
wichtiger Punkt - für Carsharingfahrzeuge Vorrechte beim Parken
einzuführen.

Ich will, weil das hier vielleicht ganz besonders interessiert - ich sehe
immer viele von Ihnen mit dem Fahrrad kommen -, dann doch einmal einige
Punkte auflisten, was die Radverkehrsänderungen anbetrifft. Es wird jetzt
einen festgeschriebenen Mindestabstand beim Überholen von Radfahrern geben.
Es wird vorgeschrieben, dass rechtsabbiegende Kraftfahrzeuge über 3,5
Tonnen innerorts Schrittgeschwindigkeit halten müssen. Es wird die
Möglichkeit gegeben, Fahrradzonen einzurichten. Es wird ein generelles
Halteverbot auf Schutzstreifen und einen Grünpfeil ausschließlich für
Radfahrer geben. Parallel dazu werden in der Bußgeldkatalog-Verordnung die
Geldbußen zum Beispiel für unzulässiges Halten in zweiter Reihe und auf
Schutzstreifen für den Radverkehr oder für unerlaubtes Parken auf Geh- und
Radwegen deutlich erhöht.

Der Bundesfinanzminister hat dem Kabinett den 27. Subventionsbericht
vorgelegt. Das ist der regelmäßige Bericht der Bundesregierung über die
Entwicklung der Finanzhilfen des Bundes und der Steuervergünstigungen, in
diesem Fall für die Jahre 2017 bis 2020. Alle zwei Jahre gibt es diesen
Bericht. Das Subventionsvolumen der Finanzhilfen und Steuervergünstigungen
des Bundes steigt innerhalb dieses Berichtszeitraumes von 21,8 Milliarden
Euro im Jahr 2017 auf 31,4 Milliarden Euro im Jahr 2020. Ganz besonders
sind die Finanzhilfen angestiegen. Der größte Teil der Subventionen im
Bereich der Finanzhilfen dient der Umsetzung eines politischen
Kernanliegens der Bundesregierung - das haben Sie auch an den heutigen
Kabinettsbeschlüssen schon wieder gemerkt -, nämlich der Umsetzung des
Klimaschutzes. Der Aufwuchs bei den Finanzhilfen ist besonders auf
zusätzliche Maßnahmen im Energie- und Klimafonds zurückzuführen, die die
Bundesregierung im Rahmen des Klimapakets beschlossen hat. Es ist so, dass
im Bereich der Finanzhilfen 2020 mehr als die Hälfte des
Subventionsvolumens für klima- und umweltfreundliche Maßnahmen
bereitgestellt wird. Weitere Förderschwerpunkte neben dem Klimaschutz sind
der Wohnungsbau, die Digitalisierung und die Mobilität. Zu den
bedeutendsten Finanzhilfen gehören zum Beispiel die Zuschüsse im Rahmen des
Programms "Baukindergeld", die Unterstützung des Ausbaus der Gigabitnetze
und die Reduzierung der Trassenpreise im Schienengüterverkehr.

Zum Schluss gab es noch die Bestandsaufnahme über die Umsetzung des
Koalitionsvertrags durch die Bundesregierung. Das Kabinett hat diese
Bestandsaufnahme zur Kenntnis genommen. Die Bundeskanzlerin und Vizekanzler
Scholz haben ja heute bei der Vorstellung des Gutachtens des
Sachverständigenrates schon einiges dazu gesagt. Sie finden dieses Dokument
der Bestandsaufnahme auf unserer Homepage bundesregierung.de. Sie finden es
einmal in Gänze und dann nach einzelnen Politikfeldern und Lebensbereichen
aufgeteilt. Wer also wissen will, was sich bei den Themen Digitalisierung,
Migration, Klima, Landwirtschaft oder Pflege getan hat - das ist natürlich
keine vollständige Aufzählung -, der geht auf die entsprechende Kachel und
findet dann die einzelnen Maßnahmen.

Der Hintergrund ist, dass wir - die drei Partner in dieser Regierung - im
Koalitionsvertrag miteinander vereinbart haben, zur Mitte der
Legislaturperiode eine Bestandsaufnahme des Koalitionsvertrags vorzunehmen,
und zwar in Bezug darauf, inwieweit dessen Bestimmungen umgesetzt wurden
oder inwieweit aufgrund aktueller Entwicklungen neue Vorhaben vereinbart
werden müssen. Sie erinnern sich an die drei Leitsätze unseres
Koalitionsvertrags - "Ein neuer Aufbruch für Europa. Eine neue Dynamik für
Deutschland. Ein neuer Zusammenhalt für unser Land" -, die jeweils von
konkreten Vorhaben unterlegt sind. Diese Bestandsaufnahme stellt nun dar,
welche dieser Vorhaben, die den Bürgerinnen und Bürgern versprochen worden
sind, schon umgesetzt wurden. Zugleich - natürlich ist Regierungsarbeit nie
nur das Umsetzen von Geplantem, sondern ist natürlich auch das Reagieren
auf Herausforderungen, die man noch nicht absehen konnte - reagiert die
Bundesregierung auf solche Herausforderungen beziehungsweise Entwicklungen,
die eben zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Koalitionsvertrages noch
nicht absehbar waren, mit neuen Maßnahmen. Auch diese werden in dem Entwurf
dargestellt.

Diese Bestandsaufnahme spiegelt den Anspruch der Bundesregierung wider, für
die großen Fragen unserer Zeit, die politisches Handeln erfordern,
zukunftsträchtige und zukunftsfähige Lösungen zu entwickeln. Es gilt dabei,
wirtschaftliche, soziale und ökologische Ziele miteinander in Einklang zu
bringen und die dafür nötigen Kompromisse zu finden. Der Blick richtet sich
immer über die Dauer der Legislaturperiode hinaus auf die Zukunft unseres
Landes, auf die Zukunft Europas und auf die Zukunft der Welt. Die
Bestandsaufnahme orientiert sich an den 13 Kapiteln des
Koalitionsvertrages. Es gibt Querschnittsthemen wie die Digitalisierung
oder den Klimawandel. Die finden sich in verschiedenen Kapiteln. Sie finden
dort diejenigen Maßnahmen, die das Bundeskabinett von März 2018 bis Anfang
November, also Anfang dieses Monats, beschlossen hat, die schon in Kraft
getreten sind, die im parlamentarischen Verfahren sind oder die anderweitig
in der Umsetzung sind. Wir nennen das "Was wir bereits auf den Weg gebracht
haben". Der andere Teil sind die Maßnahmen, an deren Umsetzung die
Bundesregierung arbeitet. Wir nennen das "Was wir noch vorhaben".

Ich möchte jetzt nicht alles durchgehen. Ich glaube, dass sich in der
gründlichen Lektüre erschließen wird, dass sich diese Bundesregierung den
Aufgaben, die wir uns mit dem Koalitionsvertrag gestellt haben, stellt und
dass wir für die Bürgerinnen und Bürger arbeiten, und zwar in aller
Ernsthaftigkeit und mit Resultaten. Es gibt auch noch zahlreiche Maßnahmen,
Initiativen und Projekte für den Rest der Legislaturperiode. Ich denke, das
ist das, was man in Deutschland wie im Ausland in Zeiten großer Veränderung
und auch großer internationaler Unsicherheit von der Bundesregierung
erwartet.

Burger: Außenminister Maas wird am Freitag, den 8. November, nach
Kopenhagen reisen. Hauptanlass der Reise ist die Eröffnung des
deutsch-dänischen kulturellen Freundschaftsjahres. Mit dem
Freundschaftsjahr wollen Deutschland und Dänemark auch an das 100-jährige
Jubiläum der Volksabstimmungen erinnern, mit denen im Jahr 1920 über die
deutsch-dänischen Grenze entschieden wurde. Der Außenminister wird in
Anwesenheit der dänischen Königin gemeinsam mit dem dänischen
Kulturminister um 11 Uhr im Nationalmuseum die kulturhistorische
Ausstellung "Tyskland" - das ist Dänisch für Deutschland - eröffnen. Im
Anschluss wird er mit seinem dänischen Amtskollegen Jeppe Kofod im
dänischen Außenministerium über aktuelle bilaterale und internationale
Themen sprechen. Im Anschluss wird es im Rahmen einer gemeinsamen
Pressebegegnung mit dem dänischen Außenminister die offizielle Eröffnung
des deutsch-dänischen kulturellen Freundschaftsjahres geben.

Frage: Herr Seibert, wurde die Halbzeitbilanz irgendwie feierlich zur
Kenntnis genommen, knallten da die Korken, oder war das ein ganz nüchterner
Akt? Haben Sie das einfach abgehakt?

StS Seibert: Diese Bestandsaufnahme über die Umsetzung des
Koalitionsvertrags war Gegenstand im Kabinett und wurde von allen zur
Kenntnis genommen.

Zusatzfrage: Also gab es keinen feierlichen Rahmen?

StS Seibert: Nein. Wir sind ja eine arbeitende Bundesregierung.

Frage : Könnten Sie zunächst einmal aufklären, wer das Dokument geschrieben
hat? Es gibt ja wahrscheinlich eine Vorlage, die dem Kabinett dann
vorgelegt wird, und dann wird zugestimmt. Wer ist der Autor? Haben Sie das
geschrieben, Herr Seibert?

StS Seibert: Natürlich lag dieser ganze Bericht oder diese ganze
Bestandsaufnahme, die Sie auch bei uns im Netz einsehen können, dem
Kabinett vor und wurde vom Kabinett zur Kenntnis genommen. Die
Bestandsaufnahme hat die Bundesregierung geschrieben, und die
Bundesregierung ist ein Kollegialorgan, das sich aus den verschiedenen
Ressorts zusammensetzt. Die Federführung für die Fassung, die jetzt dem
Kabinett vorgelegen hat, lag beim Bundeskanzleramt. Der Entwurf ist quasi
in gemeinsamer Federführung von Bundeskanzleramt, Bundesministerium der
Finanzen und Bundesministerium des Inneren entstanden.

Zusatzfrage : Ich habe noch eine Frage zu einem Satz in Zeile 82, der ein
bisschen grotesk ist: "Wir sorgen dafür, dass Deutschland seine
internationalen Verpflichtungen beim Klimaschutz durch Verringerung der
CO2-Treibhausgasemissionen bis 2030 und 2050 einhalten wird." Haben Sie da
jetzt irgendetwas beschlossen, wovon wir noch nichts wissen, Herr Seibert?
Das Klimapaket, das Sie beschlossen haben, ist nach Ansicht sämtlicher
Experten nicht das, was Sie hier versprechen!

StS Seibert: Ich weiß nicht, wie Sie zu diesem Adjektiv kommen. Wir haben
das Klimaschutzprogramm und den Klimaschutzplan in all seinen Facetten
beschlossen. Wir machen uns an die Umsetzung. Sie haben verfolgt, dass
viele Mittwoche im Kabinett von weiteren Einzelbeschlüssen geprägt waren,
die genau diesem Ziel dienen, nämlich Deutschland auf den Weg dahin zu
bringen, dass es seine Klimaschutzziele beziehungsweise seine
CO2-Reduktionsziele für 2030 verlässlich einhält und dass es sich dann auf
den Weg zur Treibhausgasneutralität 2050 machen kann. Das ist auch in
dieser Bestandsaufnahme zu finden.

Frage: Herr Seibert, wenn Sie sagen, die Bestandsaufnahme habe die
Bundesregierung geschrieben, dann vermute ich, dass das praktisch heißt,
dass die einzelnen Ressorts die Teile bezüglich ihrer Bereiche geliefert
und damit auch geschrieben haben.

StS Seibert: Ich habe Ihnen ja gesagt, bei wem die Federführung lag.
Natürlich ist eine solche Bestandsaufnahme von vielen, vielen Seiten, die
alle Bereiche der gemeinsamen Arbeit abdeckt, eine kollegiale Leistung.

Zusatzfrage: Mich interessiert das vor diesem Hintergrund: An wen sind denn
Fragen zu Details dieser Halbzeitbilanz zu richten, an die jeweiligen
Ressorts oder an die Bundesregierung insgesamt?

StS Seibert: Das kommt sehr auf Ihre Fragen an. Ich meine, Fachfragen, die
einzelne Politikfelder betreffen, richten Sie ja üblicherweise auch an die
Fachressorts, oder?

Zusatz: Ja, schon. Ich wollte nur wissen, ob das in diesem Fall auch so
ist.

StS Seibert: Aber natürlich steht die ganze Bundesregierung hinter dieser
Bestandsaufnahme, denn sie hat sie heute im Kabinett zur Kenntnis genommen.

Frage: Herr Seibert, Sie können nicht nachweisen, dass Sie das, was Sie
hier behaupten, nämlich dass Sie bis 2030 und 2050 die Ziele einhalten
können, tatsächlich schaffen können. Wie kommen Sie darauf, diesen Satz in
die Bestandsaufnahme zu schreiben?

StS Seibert: Reden wir jetzt über den Klimaschutzplan? Reden wir über die
Bestandsaufnahme? Ich bin zu allem bereit.

Zusatzfrage : Die Bestandsaufnahme. Sie sagen, dass Sie die CO2-Ziele bis
2030 einhalten werden. Ihr Klimaschutzplan kann das nicht! Warum schreiben
Sie diesen Satz hinein?

StS Seibert: Ich nehme Ihre Haltung jetzt einfach einmal zur Kenntnis. Wir
haben hier über den Klimaschutzplan in all seinen vielen Facetten ja nun
wochenlang ausführlich berichtet. Sie wissen, dass er kein starres Werk
ist, sondern dass er natürlich auch durch das System der regelmäßigen
Überprüfung der Einhaltung der Ziele und der möglichen Nachschärfung, wenn
das notwendig ist, ein dynamisches Werk ist. Das ist das, was ich hier nur
wiederholen kann. Aber wir haben das schon in solcher Ausführlichkeit
besprochen!

Zusatz: Sie haben es ja gerade selbst gesagt: Dann müssten Sie doch
eigentlich "Wir versuchen, dafür zu sorgen" sagen, wenn Sie dort ein
dynamisches Werk sehen.

StS Seibert: Unsere Absicht ist, dafür zu sorgen.

Frage: Das verschränkt sich dann ja schon mit einzelnen Maßnahmen des
Klimaschutzplans. Ich möchte gerne das Wirtschaftsministerium einbeziehen.
Trifft es zu, dass bei Ihnen ein Gutachten vorliegt, das zu dem Ergebnis
kommt, dass die im Klimaschutzplan vereinbarte generelle Abstandsregelung
von 1000 Metern bei Windenergieanlagen dazu führen wird, dass die zur
Verfügung stehende Fläche um bis zu 40 Prozent gesenkt wird, und dass sich
aus diesem Grund sozusagen eine Energielücke im Bereich der Windenergie
auftut, was dann den hier eben noch einmal vorgetragenen Zielen
widersprechen würde?

Wagner: Dieses Gutachten beziehungsweise jedenfalls diese Aussagen sind mir
jetzt nicht bekannt. Grundsätzlich kennen Sie ja den Beschluss des
Klimaschutzpakets. Sie wissen, dass diese Abstandsregel einerseits auch
noch weitere Flexibilität für die Länder zulässt und dass es andererseits
das Ziel ist, natürlich auch den Ausbau der erneuerbaren Energien möglichst
mit den Bürgern in Einklang zu bringen, die natürlich auch ihre Interessen
haben. Das steht hinter der Regelung. Dazu gibt es erschienene Berechnungen
von verschiedener Seite, die ich auch schon gelesen habe. Dieses konkrete
Gutachten ist jedenfalls mir nicht bekannt.

Zusatzfrage: Es wird vom ZDF zitiert. Die Kollegen berichten, dass dies ein
Gutachten im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums sei, das ihnen
vorliege. Vielleicht könnte Sie noch einmal hausintern recherchieren, was
daran ist.

Ich weiß nicht, ob die Frage an Sie oder an Herrn Seibert geht: Falls sich
tatsächlich erweisen sollte, dass mit dieser Abstandsregelung eine massive
Reduzierung der für Windenergieanlagen zur Verfügung stehenden Fläche
verbunden wäre, bestünde dann noch eine Möglichkeit, diese verbindliche
Vorgabe von 1000 Metern Abstand sozusagen noch einmal zu verringern oder zu
überdenken?

Wagner: Hinsichtlich des Gutachtens müsste ich, wie gesagt, noch einmal
konkret bei den Kolleginnen und Kollegen nachfragen. Bei mir im Haus würde
ich jetzt generell auch vorsichtig sein, zu schnell Schlüsse in Bezug
darauf zu ziehen, was eine Flächenberechnung tatsächlich für den weiteren
Ausbau der Windenergie bedeutet. Das wird sich im Einzelnen zeigen.

Klar ist, dass wir ja auch verschiedene Maßnahmen dazu vorgelegt haben, wie
wir den Windenergieausbau beschleunigen. Es gab ja neulich auch den
sogenannten Windgipfel, bei dem Minister Altmaier mit den Ländern
zusammengekommen ist und bei dem es insbesondere auch um die Frage ging,
Genehmigungsverfahren zu beschleunigen und schneller zu einem Ausbau zu
kommen. Das Problem sind heutzutage oft nicht die fehlenden Flächen,
sondern tatsächlich, dass die Genehmigungsverfahren kürzer werden müssen.
Da ist der Minister dran. Da ist das BMWi dran.

Wie gesagt: Was einzelne Schlüsse aus Gutachten tatsächlich für den
weiteren Ausbaupfad und Ausbaukorridor bedeuten, kann ich hier jetzt nicht
auslegen. Das hängt von vielen, vielen Komponenten ab. Dass der
Windenergieausbau derzeit etwas schwächelt, wenn ich das so sagen soll,
liegt insbesondere an Themen, die nicht mit der Fläche zu tun haben.

StS Seibert: Ich wollte nur zu diesem Thema sagen: Für die Bundesregierung
ist ganz klar - Sie finden das im Übrigen auch in unserer Bestandsaufnahme -
, dass die Energiewende eine unverzichtbare Voraussetzung dafür ist, unsere
Klimaschutzziele zu erreichen. Für ein Gelingen dieser Energiewende müssen
eben besonders die erneuerbaren Energien gestärkt werden, müssen
Stromleitungen ausgebaut werden, muss die Energieeffizienz gesteigert
werden - und das alles natürlich mit der Akzeptanz der Menschen. Das ist
ein genauso wichtiger Punkt.

Dafür haben wir die Grundlagen geschaffen. Wir setzen den Ausbau
erneuerbarer Energien fort. Derzeit - das waren die Zahlen aus dem dritten
Quartal dieses Jahres - liegt der Anteil von erneuerbaren Energien an der
Stromproduktion bei 42 Prozent bis 44 Prozent. Das ist jedenfalls schon ein
ganz erheblicher Prozentanteil. Wir heben dieses Ziel für 2030 auf 65
Prozent an. Es gibt das novellierte Netzausbaubeschleunigungsgesetz, das
eben die Genehmigungsverfahren vereinfachen und beschleunigen soll. Wir
stehen als Bundesregierung zu diesem Ziel und werden daraufhin arbeiten -
mit der Bevölkerung.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesverkehrsministerium. Da Herr
Seibert ja sozusagen besonders den Schutz der Radfahrer und Schutzstreifen
angesprochen hat - - -

StS Seibert: Weil ich Sie immer mit dem Fahrrad kommen sehe, was ich gut
finde!

Zusatzfrage: Ja, das ist doch nachahmenswert.

StS Seibert: Absolut.

Zusatzfrage: Herr Strater, es gab im Landkreis Grafschaft Bentheim einen
Modellversuch des Bundesverkehrsministeriums. Dabei wurde nach
holländischen Vorbild zwischen zwei Städten ein rot markierter
Schutzstreifen auf der rechten Fahrbahnseite eingerichtet. Das wurde dann
nach einiger Zeit abgebrochen, weil das Verkehrsministerium der Meinung
war, das bringe den Radfahrern keinen weiteren Schutz. Jetzt könnte man
sagen: Gut, wenn es denn so ist, dann funktioniert das in Holland offenbar
anders als bei uns. - Aber das Ergebnis war dann, dass mit einem Aufwand
von zusätzlichen 200 000 Euro dieser rot markierte Streifen abgefräst und
diese Seite der Straße dann neu asphaltiert wurde, und zwar gegen den
Vorschlag des Landkreises, dass man es dann doch einfach so lassen könnte.
Können Sie das bestätigen? Wenn ja, warum ist das so? Werden Sie weitere
Versuche, Schutzstreifen für Radfahrer einzuführen, an anderer Stelle
unternehmen?

Strater: Sehen Sie es mir nach, ich kenne dieses konkrete Projekt nicht.
Wir machen ganz viele Modellprojekte in ganz vielen Regionen Deutschlands.
Es hat sicherlich irgendeinen Grund, wenn Dinge nach einer Evaluierung
nicht fortgeführt werden. Diese Gründe kenne ich im Einzelnen aber nicht,
insofern wäre es nicht besonders zielführend, wenn ich mich jetzt ins Blaue
hinein dazu äußere. Ich müsste mir noch einmal genau anschauen, was die
Gründe vor Ort sind. Ob das eine grundsätzliche Aussagekraft hat, wage ich
jetzt einmal zu bezweifeln; das ist vielmehr immer mit Gegebenheiten vor
Ort zu erklären. Wenn das Modellprojekt nicht den angedachten Zweck erfüllt
- das wird Gründe haben, das wird sicherlich evaluiert worden sein -, dann
wird es in dem Fall nicht fortgeführt und der ursprüngliche Zustand
wiederhergestellt. Aber wie gesagt, das ist jetzt alles in Blaue hinein
geredet und das müsste man sich im Einzelnen noch einmal anschauen.

Zusatzfrage: Vielleicht könnten Sie das nachreichen? Es war zwischen Halle
und Getelo.

Frage (zur Änderung des Verpackungsgesetzes): Mich würde interessieren,
warum von dem Verbot Obst- und Gemüsetüten ausgeschlossen sind. Haben Sie
dafür einen guten Grund?

Warum gibt es jetzt ein Verbot, warum hat die Freiwilligkeit nicht
ausgereicht? Man setzt bei der Bundesregierung ja allgemein - nicht nur im
Bundesumweltministerium - oft auf Freiwilligkeit der Unternehmen und der
Wirtschaft. Ist das jetzt ein genereller Wechsel, dass man nicht mehr auf
Freiwilligkeit setzt, Herr Seibert?

StS Seibert: Ich glaube, dass Ihnen das Umweltministerium sehr gut die
Frage mit den Apfelverpackungen erklären kann. Ich könnte es auch, aber die
können es besser.

Zusatz: Aber die andere Frage können Sie, glaube ich, auch beantworten.

StS Seibert: Die Freiwilligkeit hat ganz erhebliche Fortschritte gebracht,
und diesen positiven Trend, diese positive Entwicklung, verstärkt die
Bundesregierung jetzt mit diesem Gesetz.

Kübler: Auch in diesem konkreten Fall hat zunächst die Freiwilligkeit und
die Vereinbarung mit dem Handel dazu geführt, dass 80 Prozent der Tüten
eingespart werden konnten. Jetzt fahren wir mit unserem generellen Verbot
der Plastiktüten eben die verbleibenden 20 Prozent auf null. Das ist eine
Maßnahme, die in einem großen Paket gesehen werden muss. Ab 2021 fallen
weitere Plastikprodukte weg, wie das ganze Einweggeschirr und
Einwegbesteck. Dazu gibt es eine EU-Verordnung, die dann umgesetzt wird.

Warum wir nicht gleich auch die sogenannten Hemdchenbeutel verbieten, die
im Supermarkt benutzt werden, um Obst einzupacken, kann ich Ihnen erklären:
Das wäre geradezu kontraproduktiv, und aus Umweltschutzgründen haben wir
das nicht gemacht; denn wenn diese Beutel nicht weiter angeboten werden
würden, dann würden im Vorfeld wiederum die einzelnen Obstprodukte, die
Äpfel, die Birnen, alle wieder einzeln verpackt und eingeschweißt werden.
Wir wollen ja gerade davon weg, dass jedes Obst- und Gemüseprodukt noch
einmal einzeln verschweißt wird. Diesen Verpackungsmüll wollen wir
reduzieren, der würde dadurch aber wieder erhöht werden.

Es ist keine Dauermaßnahme; wir wollen, dass die Hemdchenbeutel auch
verschwinden. Es gibt aber noch keine geeigneten Ersatze, die wir dafür
sehen würden. Die Papiertüten sind es auch nicht; Einwegpapiertüten sind in
der ökologischen Bilanz genauso schädlich. Deswegen ist hier Mehrwegplastik
beziehungsweise sind hier aus Kunststoff beziehungsweise auf Polyesterbasis
gefertigte Tragetaschen, die mehrfach verwendet werden, immer die bessere
Alternative. Viele Handelsketten versuchen sich an Alternativen; das sehen
Sie vielleicht selbst, wenn sie in Ihre Märkte gehen. Das sind alles
Ersatzbeutel aus verschiedenen Stoffen, die angeboten werden. Aber solange
es noch keinen Beutel gibt, der wirklich in der ökologischen Bilanz besser
ist, müssen wir leider noch mit diesen sogenannten Hemdchenbeuteln leben.

Zusatzfrage: Das ist nachvollziehbar, aber kann man nicht auch verbieten,
dass das Obst vorher eingepackt wird?

Kübler: Sie kennen vielleicht unsere Kampagne und wissen vielleicht auch,
dass wir mit den Handelsunternehmen gerade vor wenigen Wochen wieder einen
runden Tisch gehabt haben. Auch hier setzen wir, wie bei den Tüten,
zunächst auf freiwillige Maßnahmen des Handels. Bei den Tüten war das, wie
wir gesehen haben, sehr erfolgreich; wir haben 80 Prozent eingespart. Wir
setzen jetzt auch darauf, dass der Handel hier Alternativen anbietet, um
vom Verpackungswust wegzukommen. Wenn das nicht erfolgreich ist, werden wir
hier sicherlich auch ordnungspolitische Maßnahmen ergreifen können. Das ist
aber nicht unser erster Schritt.

Frage: Zu Huawei und 5G - keine ganz neue Frage, aber die Dringlichkeit
bleibt ja. Es gibt ja substanzielle Sicherheitsbedenken bei Experten und
auch bei den Sicherheitsdiensten. Warum wird der Konzern nicht kategorisch
ausgeschlossen? Die Frage geht an alle, die hierzu eine überzeugende
Antwort liefern können, vielleicht vor allem an Herrn Seibert, an das
Wirtschaftsministerium und - Frau Kramp-Karrenbauer hat sich auch geäußert -
 an das BMVg.

Wagner: Ich kann gern beginnen. - Ich kann Ihnen zu diesem Thema gerade
tatsächlich keinen aktuellen Stand geben. Das Thema war in den letzten
Tagen und Wochen schon verschiedentlich Gegenstand in der
Regierungspressekonferenz. Es ist ja so, dass die Bundesnetzagentur Mitte
April den endgültigen Entwurf für den zukünftigen Katalog der
Sicherheitsanforderungen nach § 109 Telekommunikationsgesetz vorgelegt
hat, der zusammen und im Einvernehmen mit dem BSI und auch dem BfDI
erstellt wurde. Derzeit finden Konsultationen dazu statt, die noch bis zum
13. November andauern sollen. Im Wesentlichen hat dieser Sicherheitskatalog
die schon im März dazu veröffentlichten Eckpunkte konkretisiert.

Neben dem Sicherheitskatalog geht es auch um die Frage, ob gegebenenfalls
noch weitere, ergänzende Maßnahmen erforderlich sind. Da wird diskutiert,
inwieweit gegebenenfalls auch das Telekommunikationsgesetz angepasst werden
muss. Die Diskussionen laufen derzeit aber, und dazu kann ich Ihnen keinen
neuen Stand geben.

Fähnrich: Die Bundesministerin der Verteidigung war gestern auf der
Jahrestagung des "Handelsblatts" und hat dort auch dazu Aussagen gemacht,
die aber auch nicht wesentlich davon abweichen. Sie hat zum Beispiel
gesagt:

"Wir haben gesagt, wir definieren Sicherheitsstandards für alle
teilnehmenden Unternehmen und entscheiden dann, ob sie erfüllt sind."

Darüber hinaus sagt sie:

"Für mich ist entscheidend: Können wir die Risiken anhand der
Sicherheitsstandards ausschließen? Wenn das nicht geht, muss man, wie
andere Länder auch, darüber nachdenken, Huawei auszuschließen."

Welche Implikationen hat das auf die Bundeswehr? Zum jetzigen Zeitpunkt
keine großen, weil wir uns damit beschäftigen und die militärische Nutzung
dieser Bandbreite - irgendwann wird es auf diese Bandbreite hinausgehen -
untersuchen. Das steht zurzeit aber nicht im Fokus, weil die spezifische
Nachrichtenübertragung, zum Beispiel die Führung von Soldatinnen und
Soldaten, immer noch über die klassische und ganz militärisch-spezifische
Anwendung zum Beispiel in Form von HF- oder UHF-Funk stattfindet.

Zusatzfrage: Es gibt ja, wie gesagt, Sicherheitsbedenken von den
Sicherheitsdiensten selbst. Deswegen kommt die Frage auf: Warum hält man
sie sich sozusagen, wenn man diese Bedenken nicht ernst nimmt?

Auch aus der CDU/CSU-Fraktion gab es große Vorbehalte, nach dem Motto, man
sollte die eigene Sicherheit nicht der KP in die Hände legen. Nehmen Sie
das ernst?

Fähnrich: Ich verweise noch einmal auf das Zitat: Man definiert jetzt diese
Standards und wird deren Einhaltung dann prüfen. Mehr kann ich dazu zum
jetzigen Zeitpunkt auch nicht sagen.

StS Seibert: Wir hatten dieses Thema neulich ja auch schon. Da habe ich
gesagt - das kann ich gerne wiederholen -: Die Informationen, die Hinweise,
die Erkenntnisse zum Beispiel des BND, also unserer Dienste, nehmen wir
natürlich ernst, und sie fließen auch in das Handeln und in die
Entscheidungen der Bundesregierung grundsätzlich ein. So ist auch in diesem
Fall nach sorgfältiger Abwägung, nach Berücksichtigung aller relevanter -
auch der nachrichtendienstlichen - Aspekte eine Entscheidung gefällt
worden, nämlich erhöhte Sicherheitsanforderungen an die Bewerber für die
5G-Technologie zu stellen und nicht von vornherein bestimmte Akteure
auszuschließen. Es ist dargestellt worden, wie wir diese erhöhten
Sicherheitsanforderungen jetzt schon von der Bundesnetzagentur haben
ausarbeiten lassen, es ist dargestellt worden, dass wir im Rahmen der
Telekommunikationsgesetznovellierung zusätzliche Sicherheitsanforderungen
gesetzlich festlegen. Klar ist: Kritische Kernkomponenten, die in
kritischen Infrastrukturen eingesetzt werden sollen, werden nur von
vertrauenswürdigen Lieferanten oder vertrauenswürdigen Herstellern bezogen
werden.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

StS Seibert: Das wird die Prüfung ergeben - und zwar die beständige
Überprüfung.

Frage: Dazu eine Frage an Herrn Fähnrich: Ich habe Sie jetzt so verstanden,
dass Meldungen mit der Überschrift "Verteidigungsministern will Ausschluss
von Huawei" nicht deckungsgleich sind mit dem, was sie gestern gesagt hat?

Fähnrich: Ich habe eben das zitiert, was sie gestern gesagt hat.

Zusatzfrage: Sie hat nicht gesagt "Wir wollen den Ausschluss von Huawei",
habe ich Sie da richtig verstanden?

Fähnrich: Noch einmal:

"Für mich ist entscheidend: Können wir die Risiken anhand der
Sicherheitsstandards ausschließen? Wenn das nicht geht, muss man, wie
andere Länder auch, darüber nachdenken, Huawei auszuschließen."

Zusatzfrage : Gut. - Meine zweite Frage: Sie haben gesagt,
spezifisch-militärisch, High Frequency und UHF. Können Sie das noch einmal
erläutern? Verstehe ich das richtig: Weil die Bundeswehr noch analog
arbeitet, ist das derzeit kein Thema?

Fähnrich: Nein, ich möchte damit nur ausdrücken, dass wir gerade in den
Sicherheitsbereichen zum Führen von Soldatinnen und Soldaten im Gefecht
nicht auf 3G oder 5G zurückgreifen, sondern dort die klassischen Netze -
HF, VHF und Richtfunk - beziehungsweise Satellitenkommunikation nutzen. Das
heißt, das 5G-Netz ist noch nicht das Netz, in dem die Bundeswehr zurzeit
ihre Aktionen durchführt.

Frage: Herr Fähnrich, Herr Wagner, gelten die Aussagen, die Sie jetzt zum
Thema Huawei gemacht haben, auch für den US-Konkurrenten Cisco? Dank der
Snowden-Enthüllungen ist ja seit Jahren öffentlich - auch der
Bundesregierung - bekannt, dass die NSA in den USA produzierte Hardware von
Cisco abfängt, Überwachungswerkzeuge implementiert, sie neu verpackt und
dann an die eigentlichen Empfänger im Ausland verschifft.

Fähnrich: Darüber liegen mir jetzt keine Erkenntnisse vor. Ich kann prüfen,
ob bei uns im Haus irgendetwas dazu vorliegt, zurzeit kann ich aber nichts
sagen.

Zusatzfrage: Ich möchte wissen, ob das, was Sie über Huawei sagen und
fürchten, auch für US-Hardwarehersteller gilt.

Fähnrich: Diese Worte wurden bezüglich Huawei getroffen, und dazu gab es
diese Antwort.

Zusatzfrage : Warum nicht in puncto Cisco?

Wagner: Vielleicht kann ich dazu noch ergänzen. Ich hatte Ihnen ja schon
über den Sicherheitskatalog erzählt, den die Bundesnetzagentur erstellt hat
und der sich derzeit in der Konsultation befindet. Dort ist ganz klar
geregelt, dass die Sicherheitsanforderungen für alle Netzbetreiber und
Diensteerbringer gelten. Das heißt, es werden dort nicht speziell
Unternehmen aufgeführt. Insofern gilt das sozusagen für alle. Wir haben
hier als Bundeswirtschaftsministerium ja auch nie einzelne Anbieter
genannt, weil für uns ganz klar ist, dass, wenn wir hohe
Sicherheitsstandards haben, zum Schluss alle Diensteanbieter und
Komponentenlieferer diese Sicherheitsstandards erfüllen müssen; denn nur
dann können wir sicherstellen, dass wir ein ganz hohes Niveau an Sicherheit
in unseren 5G-Netzen haben.

Zusatzfrage: Gibt es denn irgendeinen technischen Weg, irgendeine
Überprüfungsmöglichkeit, um auszuschließen, dass wir zum Beispiel Produkte
implementiert bekommen, die vorher von der NSA neu verpackt und mit
Überwachungsinstrumenten ausgestattet wurden?

Wagner: Ich kann nur noch einmal verweisen, dass wir erstens über konkrete
Sachverhalte nicht sprechen können, und schon gar nicht über hypothetische,
dass aber ganz grundsätzlich der Sicherheitskatalog so erstellt wird, dass
ein sehr hohes Sicherheitsniveau erreicht wird.

Frage: Noch einmal zurück zum Kabinett: Herr Alter, es gibt einen
Zeitungsbericht, wonach heute im Kabinett auch über die Deutsch-Pflicht für
religiöse Beschäftigte aus dem Ausland gesprochen werden sollte, also quasi
über die Deutsch-Pflicht für Imame in Deutschland, die sich hinter dieser
Formulierung verbirgt. Können Sie uns dazu einmal den aktuellen Stand
geben? Wurde dazu heute etwas beschlossen, und falls ja, was?

Alter: Ja, das kann ich gerne tun. - Das Kabinett hat heute beschlossen,
dass es künftig eine Pflicht zum Nachweis von Deutschkenntnissen für
ausländische Geistliche in Deutschland geben wird. Das ist eine Forderung,
die sich aus dem Koalitionsvertrag ergibt. Darin heißt es: "Wir erwarten,
dass Imame aus dem Ausland Deutsch sprechen". Das ist heute im Kabinett
beschlossen worden und wird entsprechend umgesetzt. Der Kabinettsbeschluss
sieht vor, dass in Zukunft hinreichende Deutschkenntnisse nachgewiesen
werden müssen, um einen Aufenthaltstitel zur Ausübung der religiösen
Beschäftigung erhalten können. Während einer Übergangszeit genügt zunächst
der Nachweis von einfachen Deutschkenntnissen. Wir sind der Überzeugung,
dass die Kenntnis der deutschen Sprache eine wesentliche Voraussetzung für
erfolgreich gelingende Integration ist, und insbesondere Geistliche bilden
ja auch für viele andere Zuwanderer in Deutschland oft einen Orientierungs-
und Bezugspunkt. Deswegen ist diese Regelung auch aus dem Koalitionsvertrag
heraus umgesetzt worden.

Zusatzfrage: In dem Bericht war davon die Rede, dass man dazu die
Aufenthaltsverordnung und die Beschäftigungsverordnung ändern wolle. Muss
darüber noch der Bundestag beraten oder ist das damit heute tatsächlich
beschlossen worden?

Alter: Es gibt nach meiner Kenntnis einen Kabinettsbeschluss dazu, und die
gesetzlichen Maßnahmen dazu würden sich jetzt anschließen.

Zusatzfrage: Das heißt, das kommt auch noch ins Parlament?

Alter: Es müsste nach meinem Kenntnisstand jetzt noch ins Parlament kommen.
- Ich weiß nicht, ob der Kollege aus dem BMAS noch etwas dazu sagen könnte?
- Dann scheint das der richtige Stand zu sein.

Zusatzfrage: Wenn ich das richtig verstanden habe, geht es dabei um alle
Religionen. Das heißt, auch für die katholische Kirche oder für christliche
Auslandsgemeinden gelten die gleichen Regeln, die müssen das künftig auch
nachweisen?

Alter: Ich verstehe den Kabinettsbeschluss so, dass er sich nicht auf
einzelne Religionen bezieht, sondern allgemein gilt.

Frage: Am Dienstag stand im Rahmen der laufenden UN-Vollversammlung eine
Resolution mit dem Titel "Maßnahmen zur Verhinderung eines Wettrüstens im
Weltraum" zur Abstimmung. Diese wurde auch mit übergroßer Mehrheit - über
124 Länder stimmten dafür - angenommen. Allerdings habe ich jetzt mit
Überraschung festgestellt, dass Deutschland dagegen gestimmt hat. Aus
welchen Beweggründen heraus hat die Bundesregierung gegen die große
Mehrheit der Staatengemeinschaft gegen Bemühungen zur Verhinderung von
Wettrüsten im Weltall gestimmt?

Burger: Vielen Dank für die Frage. Es gab dazu auch eine Stimmerklärung der
EU, die sich nämlich geschlossen gegen diesen Resolutionsentwurf verhalten
hat. Grundsätzlich ist es so, dass die Bundesregierung sehr bemüht ist,
gemeinsam mit unseren Partnern für das Ziel zu arbeiten, ein Wettrüsten im
Weltraum zu verhindern. Das tun wir im Rahmen der UN und das tun wir
beispielsweise auch im Rahmen der Konferenz zu Zukunftsfragen der
Rüstungskontrolle, die wir hier vor einiger Zeit in Berlin ausgerichtet
haben.

Den konkreten Resolutionsentwurf, den Sie ansprechen, haben wir aus einem
sehr einfachen Grund abgelehnt, nämlich deshalb, weil darin eine aus
unserer Sicht völlig sachfremde und nicht sachgerechte Anmerkung über einen
der Experten in dem Expertenpanel enthalten war - ein Seitenhieb, ein
persönlicher Angriff -, der aus unserer Sicht nicht gerechtfertigt war und
in dieser Resolution nichts zu suchen hatte.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie haben wegen dieses Seitenhiebs gegen einen
Experten dagegen gestimmt, aber auch keine alternative Resolution zur
Verhinderung von Wettrüsten im Weltall vorgelegt?

Burger: So funktioniert das in den Vereinten Nationen ja nicht. Vielmehr
gibt es einzelne Resolutionspakete, die zur Abstimmung gestellt werden, zu
denen man sich dann verhält. In diesem Fall hatten diejenigen, die diese
Resolution eingebracht haben, die erwähnte Formulierung hineingeschrieben,
die wir - wie gesagt, gemeinsam und auch geschlossen im Rahmen der EU -
abgelehnt haben.

Wir sind an ganz vielen Stellen im UN-System aktiv bemüht, das Thema
"Wettrüsten im Weltraum verhindern" voranzubringen. Wir verfolgen da - das
darf ich auch ganz offen sagen - einen etwas anderen Ansatz als den, der
von Russland mit diesem Resolutionsentwurf verfolgt wird. Wir finden, es
ist zu eingeschränkt, zu begrenzt, sich sozusagen auf einzelne technische
Varianten von Militarisierung des Weltalls zu konzentrieren. Aus unserer
Sicht braucht es einen verhaltensbasierten Ansatz, der sich ganz
grundsätzlich gegen die Militarisierung des Weltraums wendet.

Frage: Können Sie ganz kurz sagen, um konkret welchen Experten und welchen
Seitenhieb es ging?

Burger: Dazu würde ich Sie gerne auf die Stimmerklärung der EU verweisen,
die dazu abgegeben wurde.

Zusatzfrage: Aber wenn Sie das hier in den Raum stellen, dann können Sie es
doch konkretisieren.

Burger: Ich kann das genau so konkret machen, wie es gestern in der
Stimmerklärung gemacht wurde, und das können Sie sehr einfach nachlesen.

Frage: Die übergroße Mehrheit der Staatengemeinschaft hat ja dafür
gestimmt. Wie ordnet das Auswärtige Amt ein, dass sich - soweit ich das im
Überblick habe - außer den USA, Israel und der EU kein anderer Staat gegen
diese Bemühungen ausgesprochen hat?

Burger: Ich glaube, da haben Sie den Kreis nicht ganz richtig
wiedergegeben; ich glaube, es müssten noch einige andere gewesen sein, die
dagegen gestimmt haben. Ich will hier auch überhaupt nicht das
Stimmverhalten von anderen kommentieren, das ist auch nicht meine Aufgabe.
Ich habe das Stimmverhalten der Bundesregierung hier erklärt.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert zum Thema Bankenunion und
Einlagensicherung: Der Finanzminister hat ja über eine britische Zeitung
einen Vorstoß gemacht und sich für eine Fondslösung geöffnet. Ist dieser
Vorstoß abgesprochen? Anders gefragt - vielleicht besser gefragt -: Hat er
die Unterstützung der Kanzlerin?

StS Seibert: In seinem Gastbeitrag für die "Financial Times" hat der
Finanzminister einen Diskussionsbeitrag gemacht. Über diesen
Diskussionsbeitrag ist natürlich innerhalb der Bundesregierung noch zu
beraten.

Frage: "Zu beraten" heißt, das ist noch nicht bewertet worden, Sie können
also noch keine Aussage dazu treffen, ob die Bundesregierung dahinterstehen
wird?

StS Seibert: Das heißt, dass er - und so sagt er es ja selber auch - einen
Diskussionsbeitrag gemacht hat, und der fließt nun in die internationale,
aber vor allem auch in die Diskussion innerhalb der Bundesregierung ein.

Frage: Kurze Frage an das Innenministerium zum sogenannten "Knallhart-Plan"
des Innenministers, der, wie die "Bild"-Zeitung berichtet, seit heute
offenbar wieder Grenzkontrollen an allen deutschen Grenzen haben will:
Könnten Sie erläutern, was daran ist und was konkret zu erwarten ist?

Alter: Der Bundesinnenminister hat entschieden, dass die Kontroll- und
Fahndungsmaßnahmen der Bundespolizei an den Binnengrenzen weiter
intensiviert werden. Sie werden darüber hinaus in ihrer Schwerpunktsetzung
künftig noch häufiger unmittelbar an der Grenze erfolgen. In diesem Zuge
hat der Bundesinnenminister auch entschieden, dass Personen, bei denen im
Rahmen der fahndungsmäßigen Überprüfung festgestellt wird, dass eine
Einreisesperre nach Deutschland besteht, künftig an der Grenze
zurückgewiesen werden. Die Kontroll- und Fahndungsmaßnahmen erfolgen wie
bisher auf der Grundlage des nationalen Rechts. Es handelt sich dabei nicht
um Grenzkontrollen im förmlichen Sinne. Zur Umsetzung dieser Maßnahmen wird
die Bundespolizei noch heute einen entsprechenden Erlass erhalten, den sie
zügig umsetzen wird.

Darüber hinaus fordert der Bundesinnenminister beziehungsweise setzt sich
der Bundesinnenminister dafür ein, dass es rechtliche Anpassungen
dergestalt gibt, dass Personen, gegen die eine Wiedereinreisesperre nach
Deutschland besteht und die bereits eingereist sind, künftig während der
Dauer ihres Verfahrens in Haft genommen werden können. Dazu ist die
Schaffung eines neuen Haftgrundes erforderlich. Bundesinnenminister
Seehofer reagiert damit unmittelbar auf aktuelle Fallkonstellationen, die
diesen Handlungsbedarf verdeutlicht haben.

Frage: Wann ist dieser Erlass ergangen? Bedeutet das, dass Personal
anderswo abgezogen worden, und wenn ja, wo? Oder wird einfach nur
bestehendes Personal, das jetzt zum Beispiel an der
deutsch-österreichischen Grenze eingesetzt wird, anders verteilt?

Alter: Die Entscheidung bezieht sich nicht auf die Maßnahmen an der
deutsch-österreichischen Grenze - dort finden im formellen Sinne
Grenzkontrollen statt -, sondern sie bezieht sich auf das, was unter dem
Arbeitsbegriff Schleierfahndung an allen anderen deutschen Binnengrenzen
häufig genannt wird. Ob und inwieweit dadurch Personal aus anderen
Bereichen abgezogen und verlegt werden muss, ist eine Entscheidung, die die
Bundespolizei im Rahmen ihrer operativen Planung eigenständig trifft und
eigenständig treffen wird. Der Erlass an die Bundespolizei ist derzeit in
Vorbereitung und wird noch heute an die Bundespolizei versendet.

Zusatzfrage: Noch einmal zur Präzisierung des Datums: Ist diese
Entscheidung in Reaktion auf den Fall Miri gefallen? Herr Seehofer hat ja
in der Vergangenheit schon einmal darüber gesprochen, dass er das vorhatte.

Alter: Es ist richtig, der Bundesinnenminister hat bereits vor einigen
Wochen eine Verstärkung der Schleierfahndung angeordnet, die auch bereits
umgesetzt wurde. Aufgrund von unterschiedlichen aktuellen
Fallkonstellationen, mit denen wir uns konfrontiert sehen, hat der
Bundesinnenminister weitere Anpassungen angewiesen, und das sind
diejenigen, die ich eben genannt habe.

Frage: Ist mit dem Begriff Schleierfahndung keine unmittelbare
Grenzkontrolle gemeint? Ist dafür also kein Notifizierungsverfahren bei der
EU notwendig, oder wird das noch nachgeleitet? Denn Sie sprachen ja auch
von unmittelbaren Kontrollen an der Grenze.

Zweite Frage: Welche Grenzen werden da besonders in den Blick genommen?

Alter: Die Ausrichtung der Maßnahmen in regionaler Betrachtung erfolgt
natürlich auf der Grundlage einer Lagebeurteilung, die die zuständige
Behörde, das heißt, die Bundespolizei als Grenzbehörde, vornimmt.

Die Maßnahmen, die dann greifen beziehungsweise die bereits jetzt greifen,
aber noch einmal intensiviert werden, sind, wie ich eben sagte, keine
Grenzkontrollen im formellen Sinne, sondern das sind polizeiliche
Kontrollen auf der Grundlage des nationalen Rechts, die vom Schengener
Grenzkodex ausdrücklich vorgesehen sind.

Frage: Wie lange können Personen, die mit einer Einreisesperre belegt sind
und dann Asyl beantragen und festgenommen werden, in Haft gehalten werden?
Kann Ihrer Einschätzung nach in dieser Zeit ein Entscheid über deren
Asylgesuch gefällt werden?

Alter: Sprechen Sie von der künftig angestrebten Situation?

Zusatz: Ja.

Alter: Es ist im Moment, das genau zu spezifizieren. Jedenfalls streben wir
beziehungsweise strebt der Bundesinnenminister vom Ergebnis her einen
Zustand an, bei dem sichergestellt ist, dass eine Person, die sich bereits
in Deutschland befindet, die aber gar nicht hätte einreisen dürfen, während
der Dauer des Verfahrens - welches Verfahren auch immer hier in Rede steht -
 in Haft genommen werden kann. Für diese spezifische Fallkonstellation gibt
es zum heutigen Stand keinen expliziten Haftgrund, es müssen weitere
Tatbestände hinzukommen, die nicht alle diese Fälle umfassen, und deswegen
soll nachgebessert werden.

Frage: Zum letzten Punkt: Verstehe ich das richtig, dass Sie gesetzliche
Änderungen brauchen, um diese Haft dann umsetzen zu können?

Ist das jetzt als vorübergehende oder dauerhafte Maßnahme angedacht?

Können Sie noch erläutern, was der Unterschied zwischen den Verschärfungen,
die schon angekündigt oder sogar schon umgesetzt worden sind, und diesem
neuen Schritt ist?

Alter: Zunächst einmal: Die Verschärfung ist eine Verschärfung in
qualitativer Hinsicht. Das, was vor einigen Wochen angeordnet wurde, bezog
sich auf Maßnahmen der Bundespolizei im 30-Kilometer-Grenzgebiet. Jetzt
bekommt die Bundespolizei eine, wenn man so will, Schwerpunktsetzung des
Bundesinnenministers, der sagt: Wir müssen diese Kontrollen noch häufiger -
zeitlich und örtlich flexibel, aber noch häufiger - unmittelbar an der
Grenze durchführen, sodass wir überhaupt die Möglichkeit haben und die
Wahrscheinlichkeit steigern, diesen Personenkreis festzustellen und auch
zurückzuweisen.

Wie ich gerade sagte: Für den Fall einer bereits erfolgten Einreise haben
wir eine andere Fallkonstellation, deswegen ist auch diese
Schwerpunktverlegung an die Grenze durchaus fachlich sinnvoll.

Zusatzfrage: Offen ist noch: Ist das dauerhaft oder vorübergehend, und sind
gesetzliche Änderungen nötig, um dann Personen in Haft nehmen zu können?

Alter: Die zweite Frage habe ich gerade eben ja schon beantwortet: Wir
brauchen nach unserer Einschätzung einen neuen Haftgrund für diese
spezifische Fallkonstellation, deswegen muss eine gesetzliche Regelung
geschaffen werden.

Zu der Frage der Dauerhaftigkeit: Es ist ja so, dass die Fahndungsmaßnahmen
im Grenzraum bis zu einer Tiefe von 30 Kilometern eine Daueraufgabe der
Grenzbehörde sind und auch nicht zeitlich befristet stattfinden. Die
Schwerpunktsetzung, die jetzt erfolgt, gilt bis auf Weiteres.

Frage: Der Kollege hat ja eben vom "Knallhart-Plan" geredet: Ist das jetzt
eine Schöpfung der "Bild"-Zeitung oder kommt der Name von Ihnen, vom
Ministerium, von Herrn Seehofer? Denn Sie haben da ja nicht protestiert.

Alter: Wenn Sie den Bericht lesen, können Sie erkennen, was der
Bundesinnenminister zu diesem Thema ausgeführt hat. Die Ausführungen des
Bundesinnenministers beschränken sich auf Sachinhalte und nicht auf
Überschriften.

Zusatzfrage: Jetzt bin ich kein "Bild"-Abonnent und bin froh, keiner zu
sein, aber kommt der Begriff nun von Ihnen oder von der "Bild"-Zeitung?

Alter: Dieser Begriff stammt nicht aus unserem Hause.

Frage: Wie groß ist der Personenkreis, um den es dabei geht? Gibt es dazu
Schätzungen oder zahlen?

Alter: Wir können es natürlich prognostisch nicht ganz genau sagen, aber es
ist so, dass diese Entscheidung, Personen mit Wiedereinreisesperre
zurückzuweisen, bereits im vergangenen Jahr für die Kontrollmaßnahmen an
der deutsch-österreichischen Grenze entschieden wurde. Wir können
festhalten, dass im vergangenen Jahr, seit Juni 2018, insgesamt sieben
dieser Fallkonstellationen festgestellt werden konnten.

Ich sage es noch einmal deutlich: Wenn ich die Zahl sieben nenne, dann
reden wir von Fallkonstellationen, bei denen die Wiedereinreisesperre dazu
führt, dass eine Zurückweisung erfolgt, obwohl andernfalls eine Einreise
erfolgt wäre, beispielsweise zur Durchführung des Asylverfahrens.

Damit ist - das ist wichtig an dieser Stelle - nicht der Kreis von Personen
gemeint, gegen die eine Wiedereinreisesperre besteht, die aber keinen
Asylantrag stellen. Diese Personen erfüllen die Einreisevoraussetzungen
nach Deutschland nicht und werden grundsätzlich zurückgewiesen. Diese Zahl
liegt natürlich höher, aber ich kann sie im Moment nicht nennen.

Frage: Gibt es Abstimmungen mit dem Justizministerium über die neuen
Haftgründe, die man einführen will? Gibt es dazu eine Haltung im
Justizministerium?

Alter: Diese Abstimmung muss natürlich erfolgen. Der Bedarf wurde aus der
Befassung mit aktuellen Fallkonstellationen aus Sicht des
Bundesinnenministers definiert. Dann ist es üblich, dass man sich innerhalb
der Bundesregierung darüber abstimmt, ob und inwieweit man das umsetzen
kann. Das wird jetzt erfolgen.

Krüger: Zu dem gesamten Themenkomplex stehen unsere Häuser in regelmäßigem
Austausch. Wenn uns ein konkreter Vorschlag zu diesem Thema vorliegt,
werden wir ihn wie üblich mitprüfen.

Frage : Herr Burger, kurz vor dem Besuch des US-Außenministers sorgt der
Namensartikel von Minister Maas vom Wochenende für etwas Verstimmung in
Washington, weil darin die Rolle der USA bei der deutschen
Wiedervereinigung eher beiläufig unter "Freunde und Bündnispartner im
Westen" summiert wird und Reagan oder Bush im Gegensatz zu Gorbatschow gar
keine Erwähnung finden.

Spiegelt das die Wertung der derzeitigen Bundesregierung zur damaligen
Rolle der USA wieder?

Weil wir gerade bei dem Besuch sind, möchte ich fragen, ob Sie bestätigen
können, dass sich die Bundesregierung um das Open-Skies-Abkommen sorgt und
es morgen zur Sprache bringen wird.

Burger: Wir haben hier am Montag angekündigt, dass der amerikanische
Außenminister heute für einige Tage zu Besuch kommt. Darüber ist auch
Außenminister Maas seit langer Zeit im Gespräch, auch im direkten Gespräch,
mit Außenminister Pompeo gewesen. Insofern gehe ich davon aus, dass auch
der amerikanischen Seite sehr bewusst ist, wie sehr der Außenminister die
Rolle der USA und deren Beitrag im Prozess der deutschen Einigung würdigt.
Denn genau deswegen war es uns auch ein großes Anliegen und sind wir sehr
froh, dass Außenminister Pompeo zur Feier des Mauerfalls in Deutschland
ist.

Der Namensartikel, den Sie ansprechen, hatte einen ganz bestimmten
Gegenstand, nämlich den Hinweis auf die Freiheitsbewegung in Osteuropa im
Herbst 1989. Der Schwerpunkt des Namensartikels des Außenministers, der am
vergangenen Wochenende in 26 europäischen Tageszeitungen gelaufen ist, war,
ausgehend von der Erinnerung an diese gemeinsame europäische Geschichte der
Freiheitsbewegung, der Appell, gemeinsam ein einiges Europa voranzutreiben.

Ich will auch noch einmal daran erinnern: Der Außenminister hat
beispielsweise im vergangenen Jahr - ich meine, der Kollege hatte mich
damals sogar dafür kritisiert - bei der Feier zur Eröffnung des
Deutschlandjahres in den USA eine Rede gehalten, in der er sehr ausführlich
die Rolle der USA und den großen Beitrag, den die USA zur deutschen
Einigung geleistet haben, betont hat. Ich will nur einen Satz zitieren:

"45 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges, nach all dem Schrecken,
den die Deutschen über die Welt brachten, waren es allen voran die
Amerikaner, die Vertrauen in Deutschland hatten.

Die an ein friedliches Deutschland glaubten, ohne Großmachtsfantasien. Die
keine Angst hatten vor einem vereinigten Deutschland. Andere, auch in
Europa, waren da skeptischer.

Es waren die Amerikaner, die an unserer Seite standen, als Verbündete, als
verlässlicher Partner - als Wertepartner."

Zu Ihrer zweiten Frage: Ja, Open Skies ist uns sehr wichtig. Der Vertrag
ist eine der tragenden Säulen der Sicherheitsarchitektur in Europa. Es ist
ein ganz wichtiges Element zur Vertrauensbildung zwischen Europa, Russland
und den USA. Deswegen ist uns der Erhalt dieses Abkommens ein großes
Anliegen.

Wie üblich werde ich den Gesprächen, die anstehen, jetzt nicht vorgreifen.
Aber es trifft zu, dass uns dieses Thema sehr am Herzen liegt.

Frage: Im Briefing des State Departments zu den Gesprächen von Pompeo mit
Maas war der einzige konkret formulierte Themenkomplex der der wachsenden
Gefahr von Russland, China und dem Iran, auch in dieser Reihenfolge.

Teilt das Auswärtige Amt diese Einschätzung einer wachsenden Gefahr der
genannten Akteure? Wenn ja, dann wäre ich für ein konkretes Beispiel
dankbar.

Burger: Zu den Themen, die aus unserer Sicht die dominierenden Themen für
diesen Besuch sind, hat meine Kollegin Maria Adebahr hier am Montag
vorgetragen. In dem, was ich über diese Gespräche sage, möchte ich darüber
jetzt nicht hinausgehen.

Zusatzfrage: Aber wenn das State Department ein Pressebriefing macht, und
der einzige Themenkomplex, der explizit genannt wird, die wachsende Gefahr
der bereits genannten Akteure ist, dann sollte sich das Auswärtige Amt dazu
verhalten und entweder sagen "Ja, wir teilen diese Einschätzung" oder
"Nein, wir teilen diese Einschätzung nicht".

Burger: Wir freuen uns, dass Außenminister Pompeo nach Deutschland kommt.
Viele gute und intensive Gespräche stehen an, und zwar mit der
Bundeskanzlerin, mit dem Außenminister, mit der Verteidigungsministerin und
mit anderen. Was wir zum Inhalt dieser Gespräche zu sagen haben, haben wir
gesagt.

Wenn die amerikanische Seite dazu ebenfalls kommuniziert, ist das auch gut
und richtig. Wenn Sie zu dem, was die amerikanische Seite kommuniziert hat,
Nachfragen haben, dann sollten Sie sie am besten der amerikanischen Seite
stellen.

Frage: Da Herr Pompeo auch US-Truppen hier in Deutschland besucht: Das
Thema von US-Drohnenangriffen via Deutschland ist ja auch für die
Bundesregierung immer wieder ein Thema.

War das jetzt ein Thema in den Gesprächen? Was wissen Sie eigentlich über
die letzten Drohnenangriffe der Amerikaner?

Burger: Der Besuch beginnt heute. Insofern haben die Gespräche noch nicht
stattgefunden - - -

Zusatzfrage: Wird das ein Thema sein für Sie?

Burger: Wie gesagt, ich werde den Gesprächen jetzt nicht weiter vorgreifen.

Zusatzfrage: Was wissen Sie über die letzten US-Drohnenangriffe? Wurden sie
via Ramstein gesteuert? Sie fragen ja immer nach, behaupten Sie.

Burger: Ich habe dazu keinen neuen Informationsstand.

Frage: Zum Stichwort "Open Skies": Aus Washington gab es diverse Hinweise.
Gab es darüber hinaus konkret an die deutsche Seite Erklärungen, Hinweise,
Absichtsbekundungen, die die Vermutung stützen, dass die USA aus dem
Open-Skies-Abkommen aussteigen wollen?

Burger: Ich will und werde jetzt nicht über Inhalte aus vertraulichen
Gesprächen, die wir mit unseren amerikanischen Partnern führen, Auskunft
geben. Ich habe Ihnen ja bestätigt, dass das Thema "Open Skies" für uns ein
wichtiges Thema ist. Der Erhalt dieses Vertrages ist für uns ein wichtiges
Thema.

Zusatz: Aber es gilt seit 1995, dass es für Sie wichtig ist. Haben Sie
etwas Neues?

Burger: Wie gesagt, Sie haben sich nun auf eine Berichterstattung bezogen,
die es im öffentlichen Raum gibt. Über das Gesagte hinaus möchte ich über
die Inhalte unserer vertraulichen Unterhaltung mit den amerikanischen
Partnern nichts ergänzen.

Frage: Im Verteidigungsministerium und im Auswärtigen Amt gab es zuletzt
sehr unterschiedliche Einschätzungen zu außenpolitischen Fragen. Jetzt gibt
es die Treffen mit Herrn Pompeo in enger zeitlicher Abfolge. Gab es dieses
Mal vorher eine Koordination, eine Vorabsprache des Außenministers mit der
Verteidigungsministerin? Diese Frage geht an beide Ministerien.

Burger: Soweit ich weiß, haben beide an der Kabinettssitzung teilgenommen.
Ansonsten gibt es natürlich einen laufenden Austausch zwischen den
Ressorts.

Fähnrich: Genau. Das ist auch meine Haltung. Täglich redet man darüber.

Noch einmal kurz zum Thema "Open Skies" und zu ein, zwei Beispielen: Allein
in diesem Jahr 2019 fanden insgesamt mehr als zehn Missionen mit deutscher
Beteiligung statt. Zudem hat Deutschland - das wissen Sie - im Juni
erstmals seit mehr als zwanzig Jahren wieder ein eigenes Flugzeug
übernommen, um es im nächsten Jahr dafür zuzulassen und für die Ausbildung
des Personals zur Verfügung zu stellen. Das untermauert die Zielsetzung,
gerade dieses Element der Rüstungskontrolle nicht einschlafen zu lassen,
sondern es im Gegenteil weiterhin aufrechtzuerhalten.

Wenn man Fragen zu den Missionen hat, kann ich sagen: Es ist insofern
transparent, als 72 Stunden vorher angekündigt wird, in welchem Land sie
stattfinden. Einen Tag vorher findet die Anmeldung darüber statt, wo genau
es langgeht. Der teilnehmende Staat wird mit an Bord dieser Flugzeuge sein.
Dann finden die Überflüge mit dem Personal und der Inspektion zusammen
statt.

Frage: Noch eine Nachfrage zum Besuch von Herrn Pompeo: Das Bundeskabinett
hatte heute noch einmal Gelegenheit, über den Vorstoß zur Einrichtung einer
Schutzzone in Syrien zu sprechen. Gibt es dazu einen neuen Stand? Wie wird
sich die Kanzlerin, wenn Sie Herrn Pompeo - und im Übrigen auch Herrn
Stoltenberg - trifft, dazu positionieren?

StS Seibert: Erstens: Es war heute nicht Gegenstand im Kabinett. Ich habe
Ihnen die lange Tagesordnung des Kabinetts ja vorgetragen.

Zweitens: Ich nehme jetzt nicht vorweg, wie und worüber die Bundeskanzlerin
mit dem Nato-Generalsekretär und dem amerikanischen Außenminister sprechen
wird.

Es gibt aber keinen neuen Stand in dieser Sache. Die Überlegungen der
Ministerin sind sowohl Teil der Diskussion innerhalb der Bundesregierung
als auch darüber hinaus Teil einer andauernden Debatte.

Frage: Herr Burger, es geht um den Drohnenangriff der Amerikaner in Somalia
in der vergangenen Woche, bei dem unter anderem zwei Zivilisten getötet
wurden, die Weihrauch sammelten. Haben Sie geprüft, ob das ein
völkerrechtskonformer Drohnenangriff via Ramstein war? Denn das ist via
Ramstein passiert.

Burger: Ihre Behauptungen kann ich jetzt nicht überprüfen. Zu dem Angriff
liegen mir jetzt und hier keine Informationen vor. Wenn wir etwas darüber
wissen, dann werde ich das nachliefern.

Frage: Meine Frage richtet sich wahrscheinlich am ehesten ans
Wirtschaftsministerium. Heute gab es von Ihnen eine Pressemitteilung zum
Thema der Sorgfaltspflichten bei Konfliktmineralien. Dazu gibt es eine
Liste von Mineralien. Nicht erfasst sind Mineralien, die zum Beispiel für
den Bau von Akkus und Elektromotoren von E-Autos benötigt werden. Damit
beschäftigt sich heute der Entwicklungsausschuss des Bundestages. Mehrere
Verbände haben gefordert, auch dafür müsse es Sorgfaltspflichten geben.

Daher die Frage: Ist eine Erweiterung dieser Verordnung um andere Rohstoffe
geplant, oder, anders gefragt, wie trägt die Bundesregierung Sorge dafür,
dass die Rohstoffe, die man für umweltfreundliches Fahren hier braucht,
anderswo nicht zu menschenrechtlichen oder Umweltverwerfungen führen?

Wagner: Richtig ist - dazu haben wir auch, wie Sie gerade schon erwähnt
haben, eine Pressemitteilung veröffentlicht -, dass die Bundesregierung
heute im Kabinett den von uns vorgelegten Entwurf des Gesetzes zur
Durchführung der sogenannten Konfliktminerale-Verordnung beschlossen hat.
Die Konfliktminerale-Verordnung ist eine Verordnung auf europäischer Ebene
aus dem Jahr 2017. Sie heißt ausführlich Verordnung zur Festlegung von
Pflichten zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten in der Lieferkette für
Unionseinführer von Zinn, Tantal, Wolfram, deren Erzen und Gold aus
Konflikt- und Hochrisikogebieten. Damit ist im Titel der Verordnung schon
genannt, dass es um die vier Mineralien Zinn, Tantal, Wolfram und Gold
geht. Mit der Verordnung hat der europäische Gesetzgeber an diese
Sorgfaltspflichten angeknüpft. Es war eine bewusste Entscheidung auf
europäischer Ebene, diese vier Mineralien einzuführen.

Hintergrund der Verordnung, die wir jetzt in deutsches Recht umsetzen, ist,
dass man verhindern will, dass durch den Erwerb von Mineralien in
bestimmten Regionen Konflikte finanziert werden können, weil es oft so ist,
dass in Rohstoffregionen erbitterte Kämpfe zwischen Gruppierungen
entstehen, die sich gerade aufgrund der Einnahmen aus den
Konfliktmineralien finanzieren. Deshalb hat die Europäische Union diese
vier Mineralien der Verordnung zugrunde gelegt.

Die weitere Frage ist: Was ist mit anderen Rohstoffen, die insbesondere -
Sie hatten das erwähnt - für die Elektromobilität eine Rolle spielen?
Übrigens spielen teilweise auch die von der Verordnung erfassten
Mineralien, zum Beispiel Tantal, eine Rolle für die E-Mobilität. Im Übrigen
gilt natürlich, dass für die Lieferketten ja auch sonst über den Prozess
des Nationalen Aktionsplans Wirtschaft und Menschenrechte
Sorgfaltspflichten für die Unternehmen gelten und dort gerade nicht die
Beschränkung auf die Konfliktmineralien besteht.

Wie gesagt, die ausgewählten Konfliktmineralien wurden deshalb von der
Europäischen Union ausgewählt, weil sie die in den klassischen
Konfliktgebieten vorkommenden Mineralien sind.

Frage: Eine Frage an das Landwirtschaftsministerium, in diesem Fall an das
Ministerium für Ernährung: Ministerin Klöckner hat sich heute unter anderem
mit Vertretern des Handels, der Nahrungsmittelproduzenten sowie der
Landwirte getroffen. Sie startet eine Initiative, um zu vermeiden, dass
Lebensmittel, die noch genussfähig sind, auf den Müll geschmissen werden.
Ich glaube, es sind pro Jahr 12 Millionen Tonnen, 75 Kilogramm pro Kopf. Es
wird eine neue Plattform unterstützt. All dies allerdings lediglich auf
freiwilliger Basis.

Frankreich geht seit drei Jahren den Weg, dass es verboten ist und
sanktioniert wird, wenn Supermärkte noch genussfähige Lebensmittel auf den
Müll werfen.

Warum geht Deutschland nicht auch diesen Weg, der sehr effizient zu sein
scheint?

Brandt: Genau. Sie haben ein sehr wichtiges Thema angesprochen. Das ist die
Reduzierung der Lebensmittelverschwendung. Unser Ziel ist, diese
Lebensmittelverschwendung bis 2030 zu halbieren. Das ist auch ein wichtiges
Klimaschutzziel und auch in unserem Klimaschutzplan enthalten.

Ein Gesetz nur um des Gesetzes willen bringt auch nichts. Das ist also kein
Selbstzweck an sich. Die Zahlen in Frankreich sind deutlich geringer als
unsere Zahlen. Das heißt, unser Weg der freiwilligen Abgabe und diese
Zusammenarbeit zwischen den Tafeln und den spendenden Unternehmen ist
hierbei sehr zielführend.

Zusatzfrage: Dennoch ist offenbar der französische Weg - - - Wenn Sie
sagen, die Zahlen seien dort geringer, dann könnte man sich erst recht
wundern, warum sie dann zu den Möglichkeiten eines Gesetzes greifen.

Wir haben vorhin am Beispiel der Plastiktüten gehört, dass man, wenn
Freiwilligkeit nicht ausreicht, auch über Sanktionen nachdenken wird. Gilt
das auch für Lebensmittelverschwendung? Denn, wie gesagt, 75 Kilogramm pro
Kopf der Bevölkerung sind eine ziemliche Menge.

Brandt: Wir beobachten natürlich den Prozess weiterhin. Heute ist das
Nationale Dialogforum eingesetzt worden. Das haben Sie gerade angesprochen.
Wir haben die Eco-Plattform. Damit sollen auf digitaler Basis der Austausch
zwischen den Tafeln und den spendenden Unternehmen sowie die
bedarfsgerechte Abgabe gefördert werden.

Das beobachten wir jetzt und werden zusehen, dass wir unser Ziel erreichen,
bis 2030 die Lebensmittelverschwendung zu halbieren.

Frage: Können Sie uns einen Grund nennen, der gegen ein Verbot des
Wegwerfens von Lebensmitteln spricht?

Brandt: Gegen das Verbot des Wegwerfens von Lebensmitteln?

Zusatz: Warum dürfen Lebensmittel weiterhin weggeworfen werden? Was spricht
gegen ein Verbot dessen?

Brandt: Die meisten Lebensmittel werden in Privathaushalten weggeworfen.
Wie sollen wir den Menschen verbieten, Lebensmittel zu - - -

Zusatz: Der Kollege hat gerade nach Supermärkten gefragt.

Brandt: Genau. Nach Supermärkten - - -

Zusatzfrage: Können Sie uns einen Grund nennen, der dagegenspricht, das zu
verbieten?

Brandt: Die Zahlen aus Frankreich belegen - dort gibt es das schon seit
mehreren Jahren -, dass die Zahlen nicht mehr sind. Wir sind schon weiter
als Frankreich. Unsere Maßnahmen funktionieren, die freiwillige Abgabe
durch den Handel und die herausgehobene Arbeit der Tafeln, die bei diesem
Thema sehr wichtig ist.

Zusatz : Also kein Grund!

Brandt: Ich habe Ihnen gerade die Zahlen genannt.

Zusatz : Ne!

Mittwoch, 6. November 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 6. November 2019
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AUSSEN/1916: Ohne die USA hätte es die Deutsche Einheit nicht gegeben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. November 2019

LAMBSDORFF: Ohne die USA hätte es die Deutsche Einheit nicht
gegeben



Zum Besuch von US-Außenminister Pompeo erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Der Deutschlandbesuch von US-Außenminister Pompeo ist ein wichtiges
und notwendiges Zeichen der Verbundenheit zwischen den USA und
Deutschland. Zum 30-jährigen Jubiläum des Mauerfalls muss klar sein:
Ohne die USA hätte es die Deutsche Einheit nicht gegeben. Dass
Außenminister Maas die zentrale Rolle der USA in einem Namensartikel
über den Mauerfall nicht einmal erwähnt, zeigt, dass er kein Gespür
für die Vergangenheit und keine Strategie für die Zukunft der
transatlantischen Beziehungen hat. Ein starkes transatlantisches
Verhältnis ist jedoch zentral für ein starkes Europa. Gerade deshalb
darf Maas schwierige Themen nicht aussparen und muss ein offenes
Gespräch mit Pompeo führen. Dazu gehören die Lage in Syrien und im
Iran, der Handelsstreit mit der EU und die Zukunft der NATO."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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INNEN/4799: Ein schöner Tag für den Liberalismus in Ostdeutschland


FDP-Pressemitteilung vom 7. November 2019

TEUTEBERG: Ein schöner Tag für den Liberalismus in Ostdeutschland



Zur Veröffentlichung des amtlichen Endergebnisses der Thüringer
Landtagswahl erklärt FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg:

"Wir gratulieren den Thüringer Freien Demokraten mit ihrem
Spitzenkandidaten Thomas L. Kemmerich herzlich zur Bestätigung des
Einzuges in den Erfurter Landtag. Es kommt eben bei jeder Wahl auf
jede Stimme an. Dieses Wahlergebnis ist der Beweis. In einem harten
und bis zum Schluss spannenden Kampf um jede Stimme konnten sich die
Thüringer Liberalen trotz vieler Widerstände durchsetzen. Damit
gelingt der FDP zum ersten Mal seit zehn Jahren wieder der Sprung in
einen ostdeutschen Landtag. Das ist ein schöner Tag für den
Liberalismus. Wir freuen uns sehr. Unser Dank gilt auch den mutigen
Wählerinnen und Wählern, die ihr Kreuz bei den Freien Demokraten
gemacht haben. Die Menschen haben Entschlossenheit, klare Positionen
und eine originelle Kampagne belohnt. Jetzt werden die Liberalen
diesen Geist ins Parlament tragen."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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RECHT/931: Union und SPD müssen Reformwillen bei Wahlrecht beweisen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. November 2019

RUPPERT: Union und SPD müssen Reformwillen bei Wahlrecht
beweisen



Zur Forderung von Bundeswirtschaftsminister Altmaier nach Reformen
des politischen Systems erklärt der Parlamentarische Geschäftsführer
der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Es war überfällig, dass sich die Union mit der Reform unseres
politischen Systems befasst. Die FDP-Fraktion fordert schon lange
eine Modernisierung des Parlamentarismus, um die Akzeptanz zu
stärken. Dafür muss vor allem das Parlament verkleinert werden. Eine
faire und wirksame Lösung ist bislang jedoch an der Blockade der
Union gescheitert, die nicht mal einen Gesetzentwurf vorgelegt hat.
Wir werden sehen, ob der Appell Altmaiers Wirkung zeigt. Union und
SPD haben bereits in der nächsten Woche Gelegenheit, ihren
Reformwillen zu beweisen, wenn der gemeinsame Wahlrechtsentwurf der
Fraktionen von FDP, Grünen und Linken im Deutschen Bundestag
debattiert wird. Die von Altmaier zudem kritisierte Zunahme an
Staatssekretären hat er als Kanzleramtschef selbst massiv
vorangetrieben. Gut, dass er sich in dieser Frage nun korrigiert. Die
Zahl der Staatssekretäre sollte auf wenige Stellen mit konkreten
Aufgaben beschränkt werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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SICHERHEIT/762: Kramp-Karrenbauer muss Überlegungen Taten folgen lassen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. November 2019

STRACK-ZIMMERMANN: Kramp-Karrenbauer muss Überlegungen Taten
folgen lassen



Zur Grundsatzrede von Bundesverteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer
erklärt die verteidigungspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Dr.
Marie-Agnes Strack-Zimmermann:

"Deutschland braucht ein anderes sicherheitspolitisches
Selbstverständnis und muss international mehr Verantwortung
übernehmen. Doch zuerst muss die Bundeswehr überhaupt dazu befähigt
werden. Dank jahrelanger Miss- und Mangelwirtschaft pfeift sie
förmlich aus dem letzten Loch: Zu wenig Personal, schlechte
Ausstattung, miserables Beschaffungsmanagement. Nur dank dem großen
persönlichen Engagement der Soldaten kann die Bundeswehr aktuell
ihren Aufgaben gerecht werden. Die Verteidigungsministerin muss ihren
grundsätzlichen Überlegungen schnellstmöglich Taten folgen lassen.
Wer A sagt wie Aktion, muss auch B sagen wie Beschaffung. Die
FDP-Fraktion fordert deshalb ein umfassendes Modernisierungspaket für
die Truppe. Das Beschaffungsamt muss deutlich entschlossener
reformiert werden, als Kramp-Karrenbauer dies bisher plant. Ihr
Vorgehen ist viel zu kleinteilig. Sie muss auch einen verlässlichen
Plan vorlegen, wie Deutschland das Zwei-Prozent-Ziel der NATO
erreichen will. Zudem gilt: Wer zusätzliche Einsätze plant, muss den
Mut haben, bisherige Einsätze zu beenden. Die Einsätze in Mali,
Afghanistan und im Irak müssen auf den Prüfstand."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1149: "Zukunft der Europäischen Territorialen Zusammenarbeit" (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 101/2019

In der Sitzung am 6. November

Europaausschuss im Gespräch mit Staatsrätin Erler zum Thema
"Zukunft der Europäischen Territorialen Zusammenarbeit"



Stuttgart. Der Ausschuss für Europa und Internationales hat sich in
seiner Sitzung am Mittwoch, 6. November 2019, mit Staatsrätin Gisela
Erler zum Thema "Zukunft der Europäischen Territorialen Zusammenarbeit
(INTERREG) in der Förderperiode 2021 bis 2027" ausgetauscht. "Die
Staatsrätin hat uns Einblicke in den Stand der Planungen für die
kommende Förderperiode gegeben", so der Vorsitzende des Gremiums,
Willi Stächele (CDU).

Stächele betonte, dass von Baden-Württemberg und seinen Nachbarn
Europa gelebt werde. Das wurde beim Austausch im Gremium deutlich.
Über elf Millionen Menschen sind durch Rhein und Bodensee verbunden.
"Globale Herausforderungen machen nicht an Grenzen halt", unterstrich
Willi Stächele.

Staatsrätin Erler hob die ungeheure Wirtschaftskraft der Grenzregionen
hervor. Es gebe 100.000 Menschen, die täglich die Grenzen überquerten.
Gerade auch zum Abbau der Grenzhindernisse gebe es diese Programme.
Die neue Förderperiode betreffend sagte Erler, dass es bislang noch
keine Gewissheit über die Mittelausstattung gebe, da die EU ihrem
Zeitplan hinterherhinge. Dies sei dem Brexit und allem was dazu gehört
geschuldet. So werde der Haushalt wohl erst in der zweiten Hälfte 2020
verabschiedet. Es könne aber davon ausgegangen werden, dass sich die
Höhe der Fördersumme nicht wesentlich verändern werde. Derzeit liege
sie bei 250 Millionen Euro für alle Programme.

Die neuen strategischen Leitlinien des Förderprogramms INTERREG
Oberrhein 2021-2027 seien nun vorgelegt worden und es bestünde die
Möglichkeit zur Stellungnahme. Die strategischen Leitlinien für das
Programm verfolgen fünf definierte politische Ziele. An erster Stelle
steht ein intelligenteres Europa durch die Förderung eines innovativen
und intelligenten wirtschaftlichen Wandels. Es folgt das Ziel eines
grüneren, CO2-armen Europas durch die Förderung von sauberen Energien
und einer fairen Energiewende, von grünen und blauen Investitionen,
der Kreislaufwirtschaft, der Anpassung an den Klimawandel, der
Risikoprävention und des Risikomanagements. Drittens wird ein stärker
vernetztes Europa gefordert und auf Platz vier folgt ein sozialeres
Europa. Das fünftwichtigste Ziel lautet "bürgernahes Europa".

Die Politikziele gelten für alle Projektziele. Bei den Beratungen im
Ausschuss sei indes hervorgehoben worden, dass Kleinprojekte nicht auf
die großen Ziele definiert werden müssten, so Willi Stächele. Beim
Thema Entbürokratisierung habe sich leider weniger getan als
gewünscht. Stächele: "Man braucht Beratung, wenn man gefördert werden
will."

Vorsitzender Stächele richtete anschließend kurz den Blick auf die
Entsenderichtlinie: "Es muss ein grenznaher Bereich definiert werden,
in dem man Erleichterungen hinbekommt. Wir machen den Europa-Gedanken
kaputt, wenn es im Kleinen nicht funktioniert", gab Stächele zu
Bedenken. Es gab aus seiner Sicht aber auch einen Grund zur Freude:
"Ab 1. Januar 2021 kann das Elsass wieder eigene Identität zeigen."
Mit der Gründung einer 'Europäischen Gebietskörperschaft Elsass' werde
ab diesem Datum eine faktische Fusion zwischen den Départements
Haut-Rhin und Bas-Rhin vollzogen. Die Gebietskörperschaft werde über
erweiterte Kompetenzen verfügen. "Dadurch kann das Elsass auch
innerhalb der neuen Region Grand Est seine kulturelle Besonderheit
bewahren und pflegen", so der Ausschussvorsitzende.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1148: Einstellung des "Wartezeitenverzeichnisses" (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 100/2019

Nach Einstellung des "Wartezeitenverzeichnisses":

Verkehrsausschuss befürchtet: Zuganschlüsse könnten bald noch
schlechter erreicht werden



Stuttgart. Für Dezember dieses Jahres hat die DB Netze AG angekündigt,
das bisherige Verfahren der Anschlusssicherung im Zugverkehr auf Basis
eines sogenannten "Wartezeitenverzeichnisses" einzustellen. Ab
15.12.2019 sollen ausschließlich die Betreiber der jeweiligen Strecken
verantwortlich sicherstellen, dass Fahrgäste ihre Anschlusszüge
erreichen können - auch an Knotenbahnhöfen, die von mehreren
Betreibern angesteuert werden. "Bei der Bewertung von Pünktlichkeit
ist das Erreichen von Anschlüssen ein wichtiges Kriterium", erklärte
Karl Rombach (CDU), der Vorsitzende des Ausschusses für Verkehr. In
seiner Sitzung am Mittwoch, 6. November 2019, beschäftigte sich der
Verkehrsausschuss deshalb auf Antrag der CDU-Fraktion mit
Möglichkeiten, wie das Landesverkehrsministerium auch unter
veränderter Zuständigkeit Nutzerinformationen und Anschlusssicherung
im Zugverkehr sicherstellen will.

Der Ausschussvorsitzende teilte mit, dass die DB Netz AG das Land und
die Nahverkehrsgesellschaft Baden-Württemberg (NVBW) über die Änderung
in Kenntnis gesetzt habe. "Diese Änderung stieß auf einhellige
Ablehnung", so Rombach. Der Ausschuss befürchte, dass auf die
betroffenen Leitstellen erheblicher Mehraufwand zukomme und sich die
Sicherheit der Reisenden, ihren Anschlusszug zu bekommen, dennoch
spürbar verschlechtern könnte. Die Mitglieder des Verkehrsausschusses
äußerten Bedenken, dass es insbesondere bei der Vielzahl gering
verspäteter Züge mit planmäßigen Anschlüssen, für die es nur eine
kurze Umsteigezeit gebe, schwierig werden könnte, den jeweiligen
Anschluss sicher zu erreichen. Laut Rombach teilt das
Verkehrsministerium diese Befürchtung, habe aber in der Sitzung es
auch als Chance bezeichnet, sich mit der NVBW auf ein neues Verfahren
zu verständigen. In allen anderen Bundesländern habe sich die DB Netze
bereits aus dieser Aufgabe zurückgezogen.

Der Ausschuss habe die Landesregierung aufgefordert, hierbei eine
starke Rolle zu übernehmen, so Rombach. Durch die Tatsache, dass seit
Juni 2019 noch mehr Zugbetreiber auf den Strecken in Baden-Württemberg
unterwegs seien, habe sich die Anschlusssicherung schon
verkompliziert. Der Ausschuss habe große Befürchtungen geäußert, dass
ein Betreiber nicht auf die verspäteten Züge anderer Betreiber warten
könne. "Diese Gefahr sieht das Ministerium jedoch nicht", erklärte der
Ausschussvorsitzende. Schließlich liefe dieser Anbieter dadurch
Gefahr, dass die anderen Betreiber auch nicht auf seine Züge warten
würden. "Ein konsequentes Nicht-Abwarten von Anschlüssen könnte sich
negativ auf die Kundenzufriedenheit auswirken", so Rombach weiter. Der
Verkehrsausschuss sehe die Landesregierung nicht nur in der Pflicht,
er traue es ihr auch zu, für die Zugreisenden in Baden-Württemberg
eine Anschlussregelung mit funktionierender Meldekette auf die Beine
zu stellen.

In Sachen Pünktlichkeit gebe es darüber hinaus noch eine weitere
Änderung. Künftig würden Züge bereits als verspätet gelten, wenn sie
vier Minuten nach ihrer planmäßigen Ankunft am Zielbahnhof eintreffen.
Bisher galt ein Zug als pünktlich, wenn er weniger als sechs Minuten
verspätet war. Dabei sei jedoch häufig das kuriose Problem
aufgetreten, dass ein Zug per Definition zwar als pünktlich gegolten
habe, die Reisenden ihre Anschlusszüge aber trotzdem verpasst hätten.
"Die Chance, Anschlüsse zu bekommen, ist mit dieser Neuregelung
gestiegen", so der Vorsitzende Rombach.

Außerdem befasste sich der Verkehrsausschuss, ebenfalls auf Antrag der
CDU, mit Lang-Lkw und der Frage, ob diese ein Modell zur CO2-Reduktion
sein könnten. Wie der Ausschussvorsitzende mitteilte, sei zum 1.
Oktober dieses Jahres eine neue Regelung in Kraft getreten, die
Lang-Lkw mit einer Gesamtlänge von bis zu 17,80 Metern erlaube, das
gesamte Streckennetz in Baden-Württemberg zu benutzen. Für Lkw, die
länger seien, werde derzeit eine Zulassung für alle Straßen geprüft.
Aufgrund ihrer Länge und ihres Gewichts befürchteten Kommunen
allerdings höhere Sanierungskosten und Ausbaumaßnahmen in der
Verkehrsinfrastruktur. Eine Studie habe gleichzeitig ergeben, so
Rombach, dass Fahrten mit Lang-Lkw im Vergleich zu kürzeren Lkws zu
einem Rückgang von CO2-Emissionen führen würden, dieser Rückgang
jedoch relativ gering sei. Ziel der Landesregierung sei es daher, mehr
Güter auf die Schiene und das Binnenschiff zu verlagern.
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HAMBURG/4927: Polizeigesetz - LINKE fordert Moratorium (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. November 2019

Polizeigesetz: LINKE fordert Moratorium



Am Freitag, dem 08.11.2019 berät der Innenausschuss der Hamburgischen
Bürgerschaft erneut über die Novellierung des hamburgischen Polizeirechts.
Die Fraktion DIE LINKE fordert den Senat mit einem Antrag dazu auf, einen
neuen Entwurf vorzulegen. Der soll die Grundrechte schonen und der Polizei
keine weiteren Eingriffsbefugnisse einräumen. Bis zu einer Evaluation der
derzeitigen Sicherheitsgesetze fordert die Linksfraktion ein Moratorium.

Christiane Schneider, innenpolitische Sprecherin der Fraktion erklärt dazu:
"Durch den Senatsentwurf sollen die polizeilichen Befugnisse erheblich
ausgeweitet werden, ohne das evaluiert wurde, welche Maßnahmen eigentlich
für eine moderne, grundrechtsfreundliche Polizeiarbeit notwendig sind. Dem
Trend zu einer repressiven Sicherheitsarchitektur auf Kosten der
Grundrechte muss daher dringend mit einem Moratorium der Sicherheitsgesetze
Einhalt geboten werden."
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RHEINLAND-PFALZ/5277: Fachkliniken in die Fläche bringen beziehungsweise dort erhalten (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
06.11.2018

Runder Tisch anlässlich der geplanten Klinik-Schließungen am
Mittelrhein

Christian Baldauf: Fachkliniken in die Fläche bringen bzw. dort
erhalten



"Wenn alle Beteiligten an einem Strang ziehen, ist ein Weg aus der
Klinik-Misere in St. Goar und Oberwesel möglich", betont der
Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf, am heutigen
Mittwoch. Um diese gemeinsame Richtung auszuloten, hat der
CDU-Fraktionsvorsitzende die Krankenhausgesellschaft, die
Führungsebene der Kliniken, Vertreter des Bundes, der Landesregierung,
die Kommunen sowie die Organisatoren der jüngsten Demonstration heute
zum Runden Tisch nach Oberwesel eingeladen.

"Wir lassen die Menschen im Mittelrheintal nicht alleine. Die
geplanten Klinik-Schließungen akzeptieren wir nicht, denn es gibt
Alternativen. Ich hoffe, dass Gesundheitsministerin
Bätzing-Lichtenthäler das genauso sieht. Sie muss sich jetzt
schnellstmöglich in die Angelegenheit einschalten, Vorschläge machen
und zur Problemlösung beitragen - unsere Unterstützung ist ihr dabei
sicher."

Ministerin Bätzing-Lichtenthäler hatte eine Teilnahme am Runden Tisch
abgesagt.

Bei dem Termin in Oberwesel zeigte sich Baldauf zudem beeindruckt vom
Engagement und Einsatz der Bürgerinnen und Bürger, die auf die Straße
gehen, um für den Erhalt der Loreley-Kliniken zu kämpfen. Christian
Baldauf ergänzt: "Für das Mittelrheintal - besonders die linke
Rheinseite - wäre die Schließung eine Katastrophe. Hier geht es auch
um rund 350 Arbeitsplätze. Wir müssen auch mal an die
ArbeitnehmerInnen denken. Die betroffenen Kommunen, mittelständische
Unternehmen, sie alle würden unter der Schließung leiden - auch aus
wirtschaftlicher Sicht.

Wir können doch nicht auf der einen Seite den Erhalt der ländlichen
Räume fordern, wenn wir uns dann nicht energisch gegen
Krankenhausschließungen wehren. Unser Ziel sind attraktive ländliche
Räume. Dazu gehört die Sicherstellung einer wohnortnahen und
qualitativ hochwertigen medizinischen Versorgung."

Christian Baldauf schlägt einen am Bedarf orientierten
Landeskrankenhausplan vor, der die Aspekte Wohnortnähe und
medizinische Qualität berücksichtigt. "In Ballungszentren gibt es
gleich mehrere Kliniken, während in der Fläche Krankenhäuser
geschlossen werden. Dabei muss Dezentralisierung hier das Stichwort
sein. Wir müssen darüber nachdenken, ob Fachkliniken nicht auch in der
Fläche existieren können. Neue Träger oder alternative Trägermodelle
können ebenfalls eine Lösung sein", schlägt der Fraktionsvorsitzende
vor.

"Fakt ist: Der Bund hat dem Land alles gegeben, damit Krankenhäuser
unterstützt werden können. Nun ist die Landesregierung am Zug. Wenn
die Gesundheitsministerin bereit ist, muss mit den kommunalen
Funktionsträgern vor Ort geklärt werden, wie eine
Krankenhausfinanzierung gewährleistet werden kann."
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RHEINLAND-PFALZ/5276: Frauenanteil in kommunalen Räten weiter viel zu gering (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 06.11.2019

Frauenanteil in kommunalen Räten weiter viel zu gering



Auf Anfrage der GRÜNEN Landtagsfraktion wurde heute im Ausschuss für
Gleichstellung und Frauenförderung der Frauenanteil in den im Mai neu
gewählten kommunalen Räten in Rheinland-Pfalz bekanntgegeben. Die
frauenpolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion, Jutta
Blatzheim-Roegler, bewertet diese wie folgt:

"Es ist ein Skandal, dass nur 21,5 Prozent der Mandatstragenden in
unseren lokalen Parlamenten Frauen sind. Das politische Machtgefälle
zwischen den Geschlechtern wird hiermit wieder einmal mehr als
deutlich. Noch geringer ist der Anteil von Frauen in den kommunalen
Führungspositionen: In den Verbandsgemeinden liegt der Anteil der
Bürgermeisterinnen bei schwachen 6,5 Prozent. Das muss sich dringend
ändern.

Die politischen Gremien vor Ort bleiben so häufig männerdominierte
Runden, in denen die Belange von Frauen nicht gleichberechtigt
repräsentiert werden. Unsere Forderung bleibt deshalb ein Frauenanteil
von mindestens 50 Prozent in den Parlamenten. Wir wollen eine echte
Gleichstellung und werden uns deshalb weiterhin für ein Paritätsgesetz
einsetzen, das für gleich viele Frauen wie Männer auf den Parteilisten
sorgt."
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GESUNDHEIT/948: Ein Schub für die Digitalisierung des Gesundheitswesens


SPD-Pressemitteilung vom 7. November 2019

Arbeitsgruppe: Gesundheit

Ein Schub für die Digitalisierung des Gesundheitswesens



Bärbel Bas, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Sabine Dittmar, gesundheitspolitische Sprecherin;

Dirk Heidenblut, zuständiger Berichterstatter:

Der Bundestag beschließt heute das Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG). In der
Digitalisierung liegen große Chancen für eine bessere
Gesundheitsversorgung. Auch heute schon nutzen viele Patientinnen und
Patienten Gesundheits-Apps, die sie zum Beispiel dabei unterstützen, ihre
Arzneimittel regelmäßig einzunehmen oder ihre Blutzuckerwerte zu
dokumentieren.

"Mit dem Digitale-Versorgung-Gesetz sorgen wir für mehr und bessere
Digitalisierung im Gesundheitswesen. Apps, die einen tatsächlichen Nutzen
für die Patientinnen und Patienten haben und beispielsweise die Therapie
erleichtern, werden künftig von der Krankenkasse bezahlt. In einem
staatlichen Forschungsdatenzentrum werden pseudonymisierte Abrechnungsdaten
schneller und umfangreicher zusammengeführt und für die medizinische
Forschung an Hochschulen und Unikliniken anonymisiert nutzbar gemacht. Die
in den vergangenen Tagen erhobenen Bedenken beim Datenschutz konnten die
Koalitionsfraktionen ausräumen. Der Schutz sensibler Gesundheitsdaten der
Versicherten hat oberste Priorität und ist gesichert.

Zudem werden durch das Gesetz weitere Leistungserbringer wie Apotheken,
Krankenhäuser oder auch Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten an die
Telematikinfrastruktur angeschlossen. Die Telematikinfrastruktur ist die
sichere Datenautobahn zum Austausch von Behandlungsdaten, wie zum Beispiel
Röntgenaufnahmen, zwischen den verschiedenen behandelnden Ärztinnen und
Ärzten und Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten.

Bereits vor einigen Monaten wurde das elektronische Rezept zur
Verschreibung von Arzneimitteln eingeführt. Jetzt wird das E-Rezept auf
Heil- und Hilfsmittel, zum Beispiel Gehhilfen und sonstige
verordnungsfähige Leistungen, zum Beispiel häusliche Krankenpflege,
ausgeweitet.

Das Digitale-Versorgung-Gesetz ist ein gutes Gesetz, das der
Digitalisierung des Gesundheitswesens einen ordentlichen Schub verpassen
wird."
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SOZIALES/2788: Wohnungsbauprämie wird attraktiver - Koalition fördert Bildung von Wohneigentum


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. November 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Wohnungsbauprämie wird attraktiver - Koalition fördert Bildung von Wohneigentum



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Die Koalitionsfraktionen haben wichtige Verbesserungen der
Wohnungsbauprämie beschlossen. Die Prämie wird ab 2021 angehoben.
Zudem profitieren in Zukunft mehr Personen von der staatlichen
Förderung der Bausparverträge. Der Finanzausschuss des Bundestages hat
gestern einen entsprechenden Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen
zum Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität
und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften zugestimmt. Das
Gesetz wird heute im Plenum beschlossen.

"Die Wohnungsbauprämie, die als stattlichen Zuschuss in Höhe von
8,8 Prozent der Aufwendungen für Bausparbeiträge sowie Zinsen auf
erspartes Guthaben gezahlt wird, erhöhen wir auf zehn Prozent. Auch
der Erwerb von Anteilen an einer Bau- und Wohnungsgenossenschaft
bleibt förderfähig und wird mit dem neuen höheren Prämiensatz
gefördert.

Darüber hinaus aktualisieren wir die Einkommensgrenzen für die
Förderberechtigung. Diese werden um 36 Prozent von 25 600 Euro auf
35 000 Euro für Alleinstehende und von 51 200 Euro auf 70 000 Euro für
Verheiratete angehoben. Künftig profitieren dadurch mehr Bürgerinnen
und Bürger von der Förderung. Die Höchstgrenzen der jährlich
förderfähigen Aufwendungen werden ebenfalls um 36 Prozent angehoben.
Die Verbesserungen der Wohnungsbauprämie treten am 1. Januar 2021 in
Kraft.

Die SPD-Fraktion setzt damit zusammen mit dem Koalitionspartner eine
weitere Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag zur Förderung der
Wohneigentumsbildung um."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2787: Angehörige entlasten, Inklusion voranbringen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. November 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Angehörige entlasten, Inklusion voranbringen



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Deutliche Verbesserungen bei der Sozialhilfe, mehr Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen - das sind die Ziele des
Angehörigen-Entlastungsgesetzes, das wir morgen im Bundestag
abschließend beraten werden.

"Wenn Eltern oder Kinder pflegebedürftig sind, ist das eine häufig
große Herausforderung für die Angehörigen, auch finanziell. Ihnen
stärken wir den Rücken, damit sie sich auf die wesentlichen Dinge
konzentrieren können.

Künftig werden Angehörige finanziell erst dann vom Sozialamt
herangezogen, wenn sie im Jahr 100.000 Euro oder mehr verdienen. Diese
Regelung wird dann für den Großteil der Sozialhilfe gelten und nicht
nur bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung wie
bisher. Bei Angehörigen von volljährigen Menschen mit Behinderungen,
die Eingliederungshilfe nach dem Bundesteilhabegesetz erhalten, fällt
der Rückgriff auf das Einkommen dann sogar vollständig weg.

Für Menschen mit Behinderungen ermöglichen wir mit dem Gesetz mehr
Teilhabe: Das Erfolgsmodell der ergänzenden unabhängige
Teilhabeberatung verankern wir gesetzlich und stärken es weiter. Die
Beratungsstellen, in denen Menschen mit Behinderungen vor allem von
Menschen mit Behinderungen über Sozialleistungen beraten werden, sind
bisher bis zum 31. Dezember 2022 befristet. Mit dem neuen Gesetz gibt
es die Stellen nun dauerhaft - und nicht nur das: Wir statten sie auch
mit mehr Geld aus.

Zudem führen wir mit dem Gesetz ein Budget für Ausbildung ein, mit dem
wir Menschen mit Behinderungen dabei unterstützen, außerhalb von
Werkstätten für Menschen mit Behinderungen eine betriebliche
Ausbildung aufzunehmen.

Das Angehörigen-Entlastungsgesetz bringt Inklusion voran und
unterstützt Angehörige ganz gezielt. So geht moderne,
sozialdemokratische Sozialpolitik."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. November 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





VERKEHR/894: Schienenverkehr wird massiv gestärkt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. November 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Schienenverkehr wird massiv gestärkt



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Martin Burkert, zuständiger Berichterstatter:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die heutigen Kabinettsbeschlüsse
zur Förderung des Schienenpersonenverkehrs. Damit können in Zukunft
mehr Menschen ihre Wege auf der klimafreundlichen Schiene zurücklegen.

"Die Bundesregierung hat heute eine massive Förderung des
Schienenpersonenverkehrs im Kabinett beschlossen. Die
SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die Maßnahmen ausdrücklich, da damit in
Zukunft mehr Menschen ihre Wege auf der klimafreundlichen Schiene
zurücklegen können. Nur mit einer starken Schiene können wir unsere
Klimaziele erreichen.

Mit der Erhöhung der Regionalisierungsmittel um mehr als 5,2
Milliarden Euro bis 2031 erhalten die Länder nun zusätzliche Mittel,
um insbesondere Leistungen im Schienenpersonennahverkehr zu bestellen.
Das kommt besonders Pendlerinnen und Pendlern zugute. Wichtig ist für
uns in diesem Zusammenhang, dass wir die Kapazität des Schienennetzes
weiter erhöhen, damit zusätzlicher Schienenpersonennahverkehr nicht
den ebenfalls notwendigen Schienengüterverkehr verdrängt.

Die Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes ermöglicht
zudem, dass nun auch kleinere Schienenprojekte mit einem Finanzvolumen
ab 30 Millionen Euro gefördert werden können. Das hilft den Kommunen
neue schienengebundene Nahverkehrsangebote zu finanzieren.

Mit dem Gesetz zur weiteren Beschleunigung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich soll auch das
Eisenbahnkreuzungsgesetz geändert werden. Zukünftig müssen die
Kommunen keine eigenen Mittel mehr für den Umbau von Bahnübergängen
aufwenden. Gerade an den Bahnstrecken, auf denen - auch aufgrund von
Ausbauprojekten - mehr Verkehr erwartet wird, können somit vermehrte
Schrankenschließungszeiten verhindert werden.

Wir werden die Gesetze nun schnellstmöglich im Bundestag beraten,
damit die massive Förderung des Schienenpersonenverkehrs zeitnah vor
Ort wirken kann."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FRAGEN/068: "Chefs ohne Guerilla" - Diego Restrepo über die Rückkehr der FARC (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin, 29. Oktober 2019

"Chefs ohne Guerilla" - Diego Restrepo über die Rückkehr der
FARC

Interview von Madlen Haarbach für Lateinamerika Nachrichten



Um das Friedensabkommen in Kolumbien steht es schlechter denn
je: Menschen, die sich um die Umsetzung bemühen, werden ermordet,
Abspaltungen der ehemaligen Guerilla der Revolutionären Streitkräfte
Kolumbiens (FARC) sind zum bewaffneten Kampf zurückgekehrt, zuletzt
eine Gruppe um den ehemaligen hochrangigen FARC-Anführer Iván
Márquez.

In dieser Situation der Unsicherheit und Gewalt werden im Oktober
Kommunalwahlen stattfinden. Die LN sprachen darüber mit dem Soziologen
sowie Friedens- und Konfliktforscher Diego Restrepo Osorio.


In den vergangenen Monaten wurden vermehrt Aktivist*innen ermordet,
kürzlich verkündeten ehemalige Anführer der FARC ihre Rückkehr zum
bewaffneten Kampf. Wie bewerten Sie die aktuelle Sicherheitslage in
Kolumbien?

Wir beobachten aktuell einen neuen Kreislauf der Gewalt, der durch das
Erstarken und die Präsenz illegaler bewaffneter Gruppierungen geprägt
ist. Was bedeutet das? Zum Beispiel hat die Nationale Befreiungsarmee
(ELN), die so etwas wie die letzte Guerilla des Landes ist, ihre
Bedeutung in ihren historischen Verbreitungsgebieten gefestigt und
diese sogar erweitert. Neben der ELN gibt es eine Gruppe, die in der
Tradition paramilitärischer Organisationen steht - die sogenannten
"Autodefensas Gaitanistas de Colombia", die wir auch unter dem Namen
"Clan del Golfo" kennen. Dabei handelt es sich um eine Struktur des
organisierten Verbrechens, die ihre Präsenz in der letzten Zeit stark
ausgeweitet hat. Mittlerweile ist die Gruppe in rund 250 der insgesamt
ca. 1100 Gemeinden Kolumbiens aktiv.

Was sind
die Gründe für die Drohungen und Angriffe auf Aktivist*innen?

Wir haben seit der Unterzeichnung des Abkommens ungefähr 300 ermordete
Aktivistinnen und Aktivisten, etwa lokale Anführer, registriert. Die
Punkte, an denen sich diese Gewalt konzentriert, sind dieselben
Regionen, die auch in der Vergangenheit besonders stark vom
Binnenkonflikt betroffen waren. Die Opfer eint, dass sie sich der
Umsetzung des Friedensabkommens widmeten, etwa dem Ersatz der
Kokawirtschaft durch legale Wirtschaftsformen. Diese Menschen kämpften
auch für ihre Ländereien und die Umwelt. Das heißt, sie stellten sich
beispielsweise großen internationalen Minenprojekten entgegen.

Welche Rolle spielen ehemalige Rebell*innen der FARC-Guerilla, die
sich bereits seit Beginn des Friedensprozesses abgespalten haben?

Diese Gruppen werden oft als "Dissidenten" dargestellt. Dabei sind sie
es gar nicht im eigentlichen Sinne, weil es sich nicht um politische
Abspaltungen der ursprünglichen FARC-Guerilla handelt, die sich
entwaffnet hat und gerade im Prozess der Wiedereingliederung ist. Es
handelt sich um 23 Splittergruppen, die aus ehemaligen FARC-Kämpfern
bestehen. Diese Gruppen verbindet kaum etwas. Aber sie nutzen die
politischen Diskurse der ehemaligen FARC-Guerilla, um ihre Anwesenheit
und Vorherrschaft in einigen Gebieten zu legitimieren. Aktuell sind
diese Gruppen in etwa 85 Gemeinden aktiv. Zum Vergleich: Vor der
Konzentration der FARC-Rebellen in den Übergangszonen, nach der
Unterzeichnung des Friedensabkommens, waren die FARC in etwa 300
Gemeinden aktiv. Wir gehen davon aus, dass diese 23 Gruppen eher einen
Prozess der Kriminalisierung, des Banditentums, durchlaufen.

Ende August kündigte eine Gruppe ehemaliger FARC-Anführer um die
ehemalige Nummer Zwei der Guerilla, alias Iván Márquez, ihre Rückkehr
zum bewaffneten Kampf an. Was bedeutet das für den
Friedensprozess?

Dabei handelt es sich um einen kleinen Teil der ehemaligen
FARC-Guerilla, der immer schon Vorbehalte gegenüber der Umsetzung des
Friedensabkommens hatte. Speziell auch gegenüber den Regierungen von
Juan Manuel Santos und mittlerweile Iván Duque, die bestimmte
Vereinbarungen aus dem Abkommen wiederholt missachteten. Aber die
Ankündigung von Márquez wird nicht dazu führen, dass sich eine
einheitliche Gruppe bildet. Das, was wir sehen, sind vielmehr Chefs
ohne Guerilla. Es fehlt einfach auch ein Kontext, der dafür geeignet
wäre, die Gewalt als politischen Mechanismus zu legitimieren.

Welche
Risiken entstehen durch die Ankündigung von Iván Márquez?

Es gibt natürlich Risiken, etwa das, was die Medien als die Entstehung
einer neuen Guerilla bezeichnen. Und diese Risiken werden verschärft
durch die Versäumnisse des Staates in Bezug auf die
Wiedereingliederung ehemaliger Kämpfer. Das ist einer der Gründe, der
dazu führen könnte, dass die Zahl der sogenannten "Abtrünnigen"
ansteigt. Genauso wie die Untätigkeit des Staates gegenüber
bewaffneten Strukturen. Das kolumbianische Militär ist zurzeit in
einige Skandale verwickelt, insbesondere wegen illegaler Hinrichtungen
und Korruption. Es gab beispielsweise den Fall von Dimar Torres, einem
ehemaligen FARC-Kämpfer, der von Soldaten ermordet wurde - die
außerdem versuchten, den Mord zu vertuschen und die Leiche
verschwinden zu lassen. Aus unserer Sicht zeigt die Regierung keinen
wirklichen politischen Willen, die Sicherheit von Menschen sowie
sozialen und politischen Organisationen zu schützen.

Wie hoch schätzen Sie das Risiko ein, dass sich die Gruppe rund um
Iván Márquez mit der ELN verbinden könnte? Márquez hatte zumindest in
seinem ersten Video einen entsprechenden Aufruf an die andere Guerilla
gerichtet.

Es ist tatsächlich so, dass es einige Fälle von Allianzen zwischen
Splittergruppen der ehemaligen FARC und der ELN gibt. Aber diese
dienen stets einem bestimmten Zweck, etwa dem Kampf gegen eine andere
verfeindete Gruppe wie die Volksbefreiungsarmee (EPL). Dabei handelt
es sich um eine alte Abspaltung der ELN, die sich kriminalisiert hat.
Bei den 23 Gruppen, die ich anfangs erwähnte, gibt es keinen
wirklichen Zusammenhalt oder ein gemeinsames Kommando. Und diese
Gruppen haben sehr konkrete Interessen im Bereich des Drogenhandels
und der illegalen Minenwirtschaft. Deswegen werden sie sich kaum
erneut unter einem politischen, ideologischen Motiv zusammenschließen.
Es ist auch schwer vorstellbar, dass diese Gruppen, die bereits
bestimmte Kommandostrukturen aufgebaut haben, sich jetzt einem
politischen Anführer unterordnen - da für sie das wirtschaftliche
Interesse im Vordergrund steht und sie bereits die Kontrolle über
bestimmte Gebiete haben. Aber wenn der Staat nicht aktiv wird, bleibt
ein gewisses Risiko für Allianzen.

Aber das heißt, aus Ihrer Sicht handelt es sich bei der Gruppe rund
um alias Iván Márquez in erster Linie um eine politische Bewegung?
Auch seinem Mitstreiter Jesús Santrich wird vorgeworfen, in den
Drogenhandel verwickelt zu sein.

Ja. Unabhängig von den politischen Spannungen haben diese Personen,
die ihre Wiederbewaffnung verkündet und den von ihnen selbst
unterzeichneten Friedensvertrag verlassen haben, eine individuelle
Entscheidung getroffen. Es gibt Bereiche, wie ihre Verwicklungen in
den Drogenhandel, die im Graubereich liegen. Aber unabhängig davon
haben sie einen Schritt angekündigt, der ein Schlag für den
Friedensprozess ist: Personen, die in Kuba mit verhandelt haben,
verlassen den schwierigen Weg der Konstruktion des Friedens. Wir
glauben jedoch, dass die Bewegung eher eine diskursive ist, weniger
eine praktische. Dafür gibt es bislang keine Anzeichen.

Der kolumbianische Präsident Iván Duque beschuldigt die
venezolanische Regierung rund um Präsident Nicólas Maduro,
Verbindungen zu den abtrünnigen FARC-Gruppen zu unterhalten. Duque
präsentierte kürzlich auch vor den Vereinten Nationen (UNO) einen
Bericht, der diese Verbindungen zeigen soll. Wie bewerten Sie das?

Das Dokument, mit dem Duque die Verbindungen zu Venezuela belegen
will, ist nicht öffentlich. Rund um diesen Bericht gab es mehrere
Skandale, etwa um ein Foto, das die ELN mit Kindern zeigen soll. Duque
sagte, das Foto sei in Venezuela aufgenommen worden. Ein
kolumbianisches Medium, "El Colombiano", hatte das Foto allerdings
bereits vor einigen Jahren veröffentlicht und erklärt, die Fotos
stammten aus dem Cauca [einer kolumbianischen Region, Anm. d. Red.].
Es gibt also offenbar Unstimmigkeiten zwischen den Äußerungen von Iván
Duque und der Realität in diesem Land. Aber um Genaueres sagen zu
können, müssten wir den ganzen Bericht kennen. Wir wissen, dass es
Verbindungen zwischen den illegalen Strukturen in der Grenzregion
gibt, die Grenze ist durchlässig. Die Gruppen wechseln die ganze Zeit
zwischen Kolumbien und Venezuela hin und her.

Die FARC-Partei, die sich nach dem Friedensprozess gegründet hat,
tritt am 27. Oktober bei den Kommunalwahlen an. Wie sehen Sie deren
Chancen?

Tatsächlich nicht sehr groß. Die FARC-Partei hat viele Probleme
gehabt. Eines davon sind die Vorbehalte, die viele Menschen im Land
ihnen gegenüber haben - wegen des Schadens, den die FARC angerichtet
haben, wegen der Gewalt. Es handelt sich also um eine Bewegung, die
stark um ihre Legitimation in der Bevölkerung zu kämpfen hatte. Es gab
auch einige interne Krisen, Abspaltungen, die ihren maximalen Ausdruck
in der Abkehr von Iván Márquez und Santrich fanden. Wir glauben nicht,
dass die Partei derzeit große Chancen auf Posten bei den Wahlen hat.
Die FARC hat es auch nicht geschafft, sich als Partei zu konsolidieren
und die Basis - die Ex-Kämpfer in den Übergangszonen - zu vereinen.
Die Aussichten für die Partei sind sehr schwierig.

Inwiefern beeinflusst die Ankündigung von Iván Márquez die
FARC-Partei?

Ich glaube, die Verantwortlichen der FARC-Partei haben angemessen auf
den Abgang von Iván Márquez reagiert. Der ehemalige Anführer der
Guerilla und heutige Parteivorsitzende Rodrigo Londoño alias
Timochenko hat die Abtrünnigen sehr schnell aus der Partei verstoßen
und sich von deren Gewaltbereitschaft distanziert. Für die öffentliche
Meinung können die Vorkommnisse allerdings natürlich wie eine
Bestätigung dafür wirken, dass die FARC nicht wirklich an Frieden
interessiert seien. Aber wenn man die Zahlen betrachtet, sind von den
13.000 Personen, die als Teil der FARC verstanden werden, 10.500 im
Prozess der Wiedereingliederung und fühlen sich dem Frieden
verpflichtet

Wie sehen Sie die Umstände der Kommunalwahlen allgemein? In den
vergangenen Wochen wurden etwa mehrere Kandidat*innen ermordet oder
bedroht.

Ja, es wurden bereits sieben Kandidatinnen und Kandidaten ermordet.
Elf Vorkandidaten wurden getötet, zwei sind verschwunden. Mehr als 100
wurden bedroht. Dieser Wahlprozess hat gezeigt, dass es in Kolumbien
eine Tendenz gibt, Gewalt als Mittel im Wahlkampf zu betrachten. Das
ist tragisch. In Kolumbien gibt es eine gewisse Tradition des
Missbrauchs von Gewalt. Es gibt die Hypothese, dass es sich um
Politiker selber handelt, die andere Kandidaten ermorden oder ermorden
lassen. Das ist auch ein Ausdruck der Unfähigkeit des Staates, die
Sicherheit jener zu garantieren, die politisch tätig sind.


Diegeo Alejandro Restrepo Osorio ist Soziologe, Pädagoge und
Analyst bei der nichstaatlichen kolumbanischen Stiftung "Paz y
Reconciliación" (Pares). Dort leitet er den Forschungsbereich
Konflikt, Frieden und Postkonflikt. Pares forscht als unabhängige
Organisation zu Themen wie Sicherheit, Gleichberechtigung und
Demokratiebildung.


Erstveröffentlichung:

https://lateinamerika-nachrichten.de/artikel/chefs-ohne-guerilla/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Lateinamerika Nachrichten
für die Nachdruckgenehmigung.
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MELDUNG/676: Klöckner fördert Projekt zur effektiveren Weitergabe von Lebensmitteln (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 223 vom 06.11.2019

Lebensmittelverschwendung reduzieren: 

1,5 Millionen Euro für neue digitale Plattform der Tafeln

Bundesministerin Julia Klöckner fördert Projekt zur effektiveren Weitergabe
von Lebensmitteln



Beim ersten Nationalen Dialogforum zur Reduzierung der
Lebensmittelverschwendung hat die Bundesministerin für Ernährung und
Landwirtschaft, Julia Klöckner, die Eco-Plattform vorgestellt. Mit diesem
Digitalisierungsprojekt fördert das Ministerium den Aufbau einer 
online-Plattform, die es Unternehmen aus Industrie und Handel einfacher machen
wird, nicht verkaufte Lebensmittel an die Tafeln weiterzugeben. Mittels
einer Smartphone-App, die als Schnittstelle fungiert, werden Angebots- und
Bedarfsdaten erhoben und damit die Grundlage für eine effizientere
Zuordnung von Lebensmittelspenden an und zwischen den Tafeln geschaffen.
Dadurch soll die Menge der vor der Entsorgung geretteten Lebensmittel in
Deutschland um bis zu 40 Prozent erhöht werden.

Julia Klöckner: "Die Tafeln haben sich deutschlandweit große Verdienste bei
der Rettung und Verteilung wertvoller Lebensmittel erworben. Es gibt eine
gute Zusammenarbeit zwischen dem Handel und den Einrichtungen. Diese wollen
wir durch die Digitalisierung des Abgabesystems weiter optimieren. Mit
unserer Förderung einer digitalen Plattform zur Weitergabe sorgen wir für
eine bessere Vernetzung und Vereinfachung der Arbeit von Spendern und
Empfängern. 1,5 Millionen Euro nehmen wir dafür in die Hand. Das ist gut
investiertes Geld, ein entscheidender Schritt. Wir brauchen solche
innovativen Lösungen, um die Lebensmittelverschwendung effektiv zu
reduzieren."

Hintergrund:

Im Februar hat das Bundeskabinett die Nationale Strategie zur Reduzierung
der Lebensmittelverschwendung der Bundesernährungsministerin verabschiedet.
Ziel ist es, bis 2030 die Lebensmittelverschwendung zu halbieren und dabei
alle Sektoren in den Blick zu nehmen - Primärproduktion,
Lebensmittelverarbeitung, Groß- und Einzelhandel, Außer-Haus-Verpflegung,
private Haushalte. In Dialogforen pro Sektor werden konkrete Maßnahmen zur
Reduzierung erarbeitet, Zielmarken definiert und ihre Umsetzung transparent
gemacht.

Landwirtschaft etwa kann noch bedarfsgerechter produzieren,
Nachernteverluste vermeiden. Lebensmittelhersteller sind angehalten,
Produktionsprozesse zu optimieren. Durch gezielte Wissensvermittlung soll
bei den Endverbrauchern mehr Bewusstsein und Achtsamkeit erzeugt werden, in
der Gastronomie besteht zum Beispiel die Möglichkeit, Portionsgrößen
anzupassen. Der Handel kann übrig gebliebenen Lebensmittel noch
zielgerichteter an soziale Einrichtungen abgeben.

Um die Akteure dabei zu vernetzen, hat die Ministerin heute das 1.
Nationale Dialogforum zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung
eingerichtet. Mit diesem sorgt das Ministerium für eine Vernetzung der
Akteure entlang der Lebensmittelversorgungskette. Geschaffen wird ein Forum
zum Austausch, auf dem jährlich auch über die Fortschritte beim Kampf gegen
die Lebensmittelverschwendung berichtet wird.

Erfassung des Lebensmittelabfallaufkommens in Deutschland

Das Johann Heinrich von Thünen-Institut (TI) hat im Auftrag des BMEL
zusammen mit der Universität Stuttgart das Aufkommen der
Lebensmittelabfälle über die gesamte Lebensmittelversorgungskette für
Deutschland berechnet. Dabei wurden Vorgaben seitens der Europäischen Union
berücksichtigt, die künftig für die Vergleichbarkeit von
Lebensmittelabfallmengen sorgen und Ausgangspunkt für die kontinuierliche
Berichterstattung gegenüber der EU bis 2030 sind. Die Daten des TI wurden
am 12. September 2019 veröffentlicht. Laut der im September 2019
vorgestellten Studie "Lebensmittelabfälle in Deutschland - Baseline 2015"
beträgt die Gesamtabfallmenge rund 12 Millionen Tonnen Lebensmittelabfälle.


	Die Primärproduktion hat daran einen Anteil von 12 Prozent (1,4 Mio. Tonnen)

	Bei der Verarbeitung fallen 18 Prozent (2,2 Mio. Tonnen) an.

	Im Handel entstehen 4 Prozent (0,5 Mio. Tonnen) der Lebensmittelabfälle

	Die Außer-Haus-Verpflegung macht 14 Prozent (1,7 Mio. Tonnen) aus.

	Der Großteil der Lebensmittelabfälle entsteht mit 52 Prozent (6,1 Mio. Tonnen) in privaten Haushalten. Das sind 75 Kilogramm pro Kopf.



 * 
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ASYL/1423: Pilotprojekt "Neustart im Team" - Caritas begrüßt erste Einreise (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 7. November 2019

Pilotprojekt "Neustart im Team": Caritas begrüßt erste
Einreise

Caritas unterstützt die Aufnahme besonders schutzbedürftiger Flüchtlinge

Statement von Caritas-Präsident Peter Neher



Berlin, 7. November 2019. "Der Deutsche Caritasverband fordert seit langem,
dass der Bund sein humanitäres Engagement zur Aufnahme von geflüchteten
Menschen stärkt. Die Aufnahmekontingente zur legalen und sicheren Einreise
müssen erhöht werden.

Deshalb unterstützen wir das Projekt "Neustart im Team" (NesT) als einen
wichtigen Teil einer umfassenden Resettlement-Strategie des Bundes. Wir
sehen das Projekt als ein Zeichen, dass die Verantwortung für
schutzbedürftige Menschen mit den Erstzufluchtsstaaten geteilt wird. NesT
ist ein positives Signal der Zusammenarbeit staatlicher und
zivilgesellschaftlicher Stellen. Das Projekt zeigt das große Engagement der
Bevölkerung. Der Deutsche Caritasverband (DCV) und die Deutsche
Bischofskonferenz waren gemeinsam mit Wohlfahrtsverbänden, NGOs und
Stiftungen an der Entstehung des Projekts beteiligt. Der DCV, als Teil der
Zivilgesellschaftlichen Kontaktstelle (ZKS), informiert, schult und
begleitet die Mentorinnen und Mentoren bei ihrem Vorhaben, geflüchtete
Familie aufzunehmen und bei ihrer Integration zu unterstützen."


Hintergrund:

Das Programm geht "Neustart im Team" (NesT) neue Wege: Staat und
Zivilgesellschaft übernehmen gemeinsam Verantwortung. Eine Mentorengruppe
aus mindestens fünf Personen erklärt sich dazu bereit, Flüchtlingen das
Ankommen zu erleichtern und sie ideell und finanziell zu unterstützen. Die
Mentoren absolvieren eine Schulung, suchen geeigneten Wohnraum und
finanzieren diesen für zwei Jahre. Hierfür können sie sich Unterstützung
von Unternehmen, Gemeinden, Kommunen oder Stiftungen einholen. Zudem
begleiten die Mentoren die Flüchtlinge eng beim Ankommen im ersten Jahr.
Das Engagement ist für die Mentorinnen und Mentoren zeitlich begrenzt und
von vornherein kalkulierbar. Der Staat organisiert die Auswahl geeigneter
Schutzbedürftiger und deren Einreise und finanziert Integrationsmaßnahmen
und Sozialleistungen. Bereits jetzt haben sich mehr als 30 Mentorengruppen
gebildet, die sich für die Mitwirkung im Pilotprogramm interessieren.

Weiterführende Informationen unter:

www.neustartimteam.de

 * 
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DEMOSKOPIE/843: Schweiz - Vertrauen in Wissenschaft und Forschung nach wie vor hoch (idw)


Universität Zürich - 06.11.2019

Wissenschaftsbarometer: Vertrauen in Wissenschaft und Forschung nach wie
vor hoch



Die Schweizer Bevölkerung vertraut Wissenschaft und Forschung stark bis
sehr stark. Wie der "Wissenschaftsbarometer Schweiz" 2019 zeigt, steht sie
der Wissenschaft positiv gegenüber und möchte über die Forschung
informiert werden. Am wichtigsten ist der Bevölkerung Forschung zu Klima
und Energie.

Das Vertrauen der Schweizer Bevölkerung in Wissenschaft und Forschung ist
nach wie vor hoch. Das zeigen aktuelle Daten der repräsentativen
Umfragestudie "Wissenschaftsbarometer Schweiz" 2019. So geben 56 Prozent
der Schweizer Wohnbevölkerung an, ihr Vertrauen in die Wissenschaft sei
"hoch" oder "sehr hoch". Damit ist das Vertrauen in die Wissenschaft
ähnlich ausgeprägt wie bei der ersten Befragung des Wissenschaftsbarometer
Schweiz 2016 - damals waren es 57 Prozent. "Insgesamt vertrauen Männer
der Wissenschaft ein wenig mehr als Frauen, und jüngere Menschen ein wenig
mehr als ältere", erklärt Mike S. Schäfer, Professor der UZH, der die
Studie gemeinsam mit Julia Metag, Professorin an der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster, leitet. "Ein weitreichender Verlust des
gesellschaftlichen Vertrauens in die Wissenschaft lässt sich damit nicht
zeigen", so Schäfer, "das entspricht auch den Ergebnissen vergleichbarer
Studien in anderen Ländern".

Das Vertrauen in Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an Universitäten
ist sogar noch höher: Fast zwei Drittel (64 Prozent) der Befragten
vertrauen diesen in hohem oder sehr hohem Masse. Auch dies unterscheidet
sich nur geringfügig von den Ergebnissen 2016. Mit diesem hohen Vertrauen
verbunden ist ein insgesamt positives Bild der Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler. "Die Befragten weisen den Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern überwiegend positive Eigenschaften wie 'kompetent',
'erfahren' oder 'verantwortungsbewusst' zu", so Julia Metag.

Positives Bild von Wissenschaft und Forschung

Die Ergebnisse des Wissenschaftsbarometers zeigen, dass die Schweizerinnen
und Schweizer der Wissenschaft insgesamt positiv gegenüberstehen. 64
Prozent sind der Ansicht, dass wissenschaftliche Forschung ihr Leben
verbessert. 73 Prozent der Befragten finden Grundlagenforschung notwendig,
und ebenfalls 73 Prozent meinen, Forschung solle staatlich unterstützt
werden.

Zudem will die Schweizer Bevölkerung über Wissenschaft informiert werden:
So sind 79 Prozent der Befragten der Ansicht, Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sollten die Öffentlichkeit über ihre Arbeit informieren.
36 Prozent würden gern einmal in einem wissenschaftlichen Projekt
mitforschen. Allerdings sind nur 28 Prozent der Meinung, Bürgerinnen und
Bürger sollten mitentscheiden, zu welchen Themen geforscht wird.

Klima- und Energieforschung intensivieren

Wenn es nach der Schweizer Bevölkerung geht, sollte die Wissenschaft in
den nächsten Jahren insbesondere zu den Themen Klima und Energie forschen.
An zweiter Stelle in der Prioritätenliste rangiert Forschung zu Gesundheit
und Ernährung. Dann folgen Verkehr und Mobilität, Einwanderung und
Integration sowie Kommunikation und Digitalisierung.

Internet zentrale Informationsquelle für wissenschaftliche Themen

Laut den aktuellen Ergebnissen kommt die Schweizer Bevölkerung am
häufigsten im Internet mit Wissenschaft und Forschung in Kontakt. Dort
informieren sie sich vor allem auf Wikipedia oder auf den Webseiten und
Apps von Zeitungen und Zeitschriften über wissenschaftliche Themen. Damit
bestätigt sich, dass die Digitalisierung voranschreitet und auch die
Kommunikation wissenschaftlichen Wissens zusehends verändert.

Junge Menschen stossen über YouTube auf Wissenschaft

Betrachtet man die Schweizer Bevölkerung insgesamt, dann sind Zeitungen
und Zeitschriften sowie Wikipedia die wichtigsten Quellen für
wissenschaftliche Informationen. Für junge Schweizerinnen und Schweizer
allerdings ist YouTube die zentraleQuelle: 44 Prozent der befragten 15-
bis 34-Jährigen gibt an, "häufig" oder "sehr häufig" über YouTube mit
Wissenschaft und Forschung in Kontakt zu kommen - mehr als auf jedem
anderen Kanal. Bei dieser Altersgruppe spielen auch Facebook und andere
soziale Netzwerke für den Kontakt mit wissenschaftlichen Themen eine
nennenswerte Rolle (30 Prozent), Messenger wie WhatsApp (9 Prozent)
allerdings nicht.


Wissenschaftsbarometer Schweiz

Der Wissenschaftsbarometer Schweiz untersucht, welche Einstellungen die
Schweizer Bevölkerung zu Wissenschaft und Forschung hat und wo sie sich
über derartige Themen informiert. Das Langzeitprojekt wurde 2016 von Prof.
Dr. Mike S. Schäfer (Universität Zürich) und Prof. Dr. Julia Metag
(Westfälische Wilhelms-Universität Münster) ins Leben gerufen. Methodische
Basis des Projektes ist eine repräsentative Telefonumfrage der Schweizer
Bevölkerung ab 15 Jahren, die alle 3 Jahre stattfindet. Das Projekt wird
von der Gebert Rüf Stiftung, der Stiftung Mercator Schweiz und dem
Institut für Kommunikationswissenschaft und Medienforschung (IKMZ) der
Universität Zürich finanziert.


Weitere Informationen unter:

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2019/Wissenschaftsbarometer.html

http://www.wissenschaftsbarometer.ch/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich, 06.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/060: Deutscher Finanzmarkt ist im weltweiten Vergleich stabil (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 06.11.2019

Deutscher Finanzmarkt ist im weltweiten Vergleich stabil

Bamberger Volkswirt Christian Proaño hat Dauer und Ausmaß des
Krisenindikators Finanzzyklus untersucht.



Der amerikanische und der britische Finanzmarkt sind eng miteinander
verwoben, während der deutsche Finanzmarkt von Schwankungen in den USA in
der Regel weniger betroffen ist. Diese Zusammenhänge hat Dr. Christian
Proaño, Professor für Volkswirtschaftslehre, insbesondere Angewandte
Wirtschaftsforschung, an der Universität Bamberg in einer neuen Studie
nachgewiesen. Er hat sie gemeinsam mit PD Dr. Till Strohsal und Prof. Dr.
Jürgen Wolters von der Freien Universität Berlin im September 2019 in der
VWL-Fachzeitschrift "Journal of Banking and Finance" veröffentlicht. Die
drei Volkswirte maßen in ihrer Studie mit statistischen Methoden, wie sich
Dauer und Ausmaß des Finanzzyklus über die Zeit verändern. Der
Finanzzyklus gilt als einer der verlässlichsten Krisenindikatoren. Er
bildet die gesamtwirtschaftliche Kreditvergabe und den Anstieg der
Immobilienpreise über Jahrzehnte hinweg in einem Modell ab. Mithilfe der
drei Variablen Kreditwachstum, Häuserpreise und Aktienpreise verglichen
die Volkswirte die USA, Großbritannien und Deutschland miteinander.

Zunächst untersuchten die Wissenschaftler, wie sich Finanzzyklen
prinzipiell über einen längeren Zeitraum entwickeln. "In einer idealen
Welt wäre der Finanzzyklus extrem langweilig, weil er sehr vorhersehbar
abbildet, wie Ersparnisse der Haushalte an Unternehmen übermittelt
werden", meint Proaño. In den 1980er Jahren war der Banken- und
Finanzsektor weltweit tatsächlich noch recht stabil und vorhersehbar.
Seitdem ist die Rolle dieses Sektors in der Volkswirtschaft gestiegen.
Anreizmechanismen sind eingeführt worden, beispielsweise Boni für
besonders hohe Gewinne.

Emotionen bestimmen Finanzmarkt

"Das führt dazu, dass Preisentwicklungen nicht nur von den realen
Gegebenheiten, sondern auch durch emotionale Faktoren wie Überoptimismus
bestimmt werden", so Proaño. Aktien geben die erwarteten Gewinne eines
Unternehmens wieder, doch: "Heute sind Entscheidungen weniger rational. Es
entsteht eine größere makroökonomische Instabilität, die im schlimmsten
Fall zu einer Finanzkrise führt." Ein Beispiel: In einem Land, in dem das
Bruttoinlandsprodukt zwei Prozent beträgt, kann man keine Rendite von zehn
Prozent erwarten. Durch überoptimistische Aktionäre entstehen starke
Aufschwünge und anschließend umso tiefere Rezessionen. "Sind in den USA
die Zinsen niedrig, werden amerikanische Aktieninhaberinnen und -inhaber
risikobereiter", erklärt Proaño. "In der Folge ändert sich auch der
Finanzzyklus in Großbritannien. Deutschland dagegen spürt die Auswirkungen
in einem deutlich geringeren Ausmaß, weil der Aktienmarkt hier eine
kleinere Rolle spielt."

Um den weltweiten Finanzsektor zu stabilisieren, haben die Europäische
Zentralbank und die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich
Regulierungen eingeführt, zum Beispiel den antizyklischen Kapitalpuffer:
In schlechten Zeiten sollen Banken mehr Eigenkapital besitzen als in
guten, damit sie im Falle einer Krise nicht so schnell insolvent gehen. In
den kommenden Jahren untersucht Proaño mit einem Team, wie sich der
antizyklische Kapitalpuffer auf den Bankensektor auswirkt.

Christian Proaño ist seit Mai 2015 Inhaber der Professur für
Volkswirtschaftslehre, insbesondere Angewandte Wirtschaftsforschung, an
der Otto-Friedrich-Universität Bamberg. Er erforscht die Wechselwirkungen
zwischen Finanzmarkt und Makroökonomie. Der gebürtige Ecuadorianer ist
unter anderem Co-Autor von mehr als 40 Artikeln in Fachzeitschriften und
drei Büchern zu makroökonomischer Theorie. Das Handelsblatt-VWL-Ranking
2019 listet ihn unter den 100 weltweit forschungsstärksten deutschen
Volkswirten unter 40 Jahren.


Originalpublikation:

Till Strohsal, Christian Proaño und Jürgen Wolters. 2019.

Characterizing the financial cycle: Evidence from a frequency domain
analysis.

Journal of Banking & Finance.

DOI: 10.1016/j.jbankfin.2019.06.010

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 06.11.2019
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LAIRE/1352: Militär - involviert und beteiligt ... (SB)




"Meine Einschätzung ist aber, dass insgesamt wir auf dem Wege
sind, doch auch in der Breite der Gesellschaft zu verstehen, dass ein
Land unserer Größe mit dieser Außenhandelsorientierung und damit auch
Außenhandelsabhängigkeit auch wissen muss, dass im Zweifel, im
Notfall auch militärischer Einsatz notwendig ist, um unsere
Interessen zu wahren ..."
(Bundespräsident Horst Köhler am 22. Mai 2010 in einem Interview mit
dem Deutschlandradio [1])

Was waren das noch für friedliche Zeiten, als ein deutscher
Bundespräsident zurückgetreten ist, weil er etwas umständlich
ausgesprochen hat, was alle wußten, aber nicht hören wollten: Die
Bundeswehr hat auch die Aufgabe, Ressourcennachschub zu sichern und
Handelswege freizuhalten (sprich: freizuschießen), was Opfer in den
eigenen Reihen kosten könnte. Neun Jahre ist das her. Seitdem sind
die Empfindsamkeiten gewichen, und so kann eine
Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer (AKK) in einer
sicherheitspolitischen Grundsatzrede an der Bundeswehrhochschule München
den deutschen Militärnachwuchs regelrecht auf Angriffskriege
einstimmen, indem sie erklärt:

"Ein Land unserer Größe und unserer wirtschaftlichen und
technologischen Kraft, ein Land unserer geostrategischen Lage und mit
unseren globalen Interessen, das kann nicht einfach nur am Rande
stehen und zuschauen. Nicht einfach nur abwarten, ob andere handeln,
und dann mehr oder weniger entschlossen mittun. Wir müssen selbst
Vorschläge machen, Ideen entwickeln, Optionen vorstellen." [2]

Beispielsweise die souveränen Rechte Syriens ignorieren und gemeinsam
mit den Waffenbrüdern und -schwestern für den NATO-Partner Türkei
einen Sicherheitskorridor schaffen, wie unlängst von AKK
vorgeschlagen. Selbstverständlich auf syrischem Territorium und nicht
etwa auf türkischem, obgleich doch die Türkei und nicht etwa Syrien
Sicherheitsbedenken geäußert hat. Aber solche Feinheiten gehören in
eine andere Zeit und eine andere Kultur. AKK in München:

"Wir sprechen von unserer 'Kultur der Zurückhaltung', verweisen auf
alle möglichen Rücksichtnahmen und Zwänge. Dabei haben wir allen
Grund, mutiger zu handeln."

Eben! Warum sich weiter zurückhalten und auf das syrische Volk
Rücksicht nehmen? Oder auf das jemenitische, das seit Jahren auch mit
deutschen Waffen von einer von Saudi-Arabien angeführten
Kriegsallianz bombardiert und zusammenkartätscht wird? Liegen nicht
die beiden von Deutschland angezettelten Weltkriege schon lange
zurück? Darf man sich nicht von den lästigen Zwängen der Schuldfrage
befreien und endlich, endlich nach vorne schauen? So fabuliert die
Verteidigungsministerin bereits von "Gestaltungsmacht" der Bundeswehr
in der Weltpolitik.

Mutig soll der deutsche Soldat oder die Soldatin den Stiefel in den
fruchtbaren Boden der Levante drücken, um diese Weltregion im
Interesse der deutschen Wohlstandssicherung gegenüber Flüchtlingen
und anderen Hungerleidern zu "verteidigen". Und, ja auch das,
gegenüber den Anhängerinnen und Anhängern des Daesh, des Islamischen
Staates, der aus den gesellschaftlichen und materiellen Trümmern des
Iraks hervorging.

Vor sechzehn Jahren war das Land angegriffen worden, weil es
westlichen Hegemonialinteressen im Wege stand.

Ohne den Angriffskrieg der USA und der Koalition der Willigen 2003
auf den Irak unter dem herbeiphantasierten Vorwand, das Land verfüge
über mobile Biowaffenlabore und stehe kurz vor einem Raketenangriff
auf die westliche Welt, wäre wahrscheinlich kein Islamischer Staat
entstanden. Deutschland, das sich vordergründig nicht an diesem
Krieg, der vom damaligen Bundeskanzler Gerhard Schröder verharmlosend
als "Abenteuer" bezeichnet wurde, beteiligt hatte, stellte damals
sehr wohl sein Territorium als Drehscheibe für den Waffennachschub
zur Verfügung - ungeachtet dessen, daß dem Auslandsgeheimdienst BND
klar war, daß der Krieg auf, wie man heute sagen würde, Fake News
beruhte. Die Biowaffenlabore hat es nie gegeben.

Grundsätzliche Positionen absteckend führte AKK weiter aus:

"Es ist an der Zeit, dass wir daraus die Kraft und das
Selbstvertrauen schöpfen, gemeinsam mit unseren Partnern und
Verbündeten die Welt und unsere Zukunft stärker zu gestalten. Wenn
wir den Mut haben, diese Rolle der Gestaltungsmacht anzunehmen, wird
das ein Gewinn für uns alle sein. (...) Denn, seien wir mal ehrlich:
Denn natürlich hat Deutschland wie jeder Staat der Welt eigene
strategische Interessen. Zum Beispiel als global vernetzte
Handelsnation im Herzen Europas. Wir vertreten jeden Tag unsere
Interessen. Aber wir müssen endlich anfangen, das zuzugeben."

Auch und gerade gegenüber China, das von "unseren Partnern"
Australien, Japan und Südkorea, aber auch Indien zunehmend als
Bedrohung angesehen werde, so AKK. Weiterhin, ganz die Ehrliche
mimend, führte sie aus: "Sie wünschen sich ein klares Zeichen der
Solidarität. Für geltendes internationales Recht, für unversehrtes
Territorium, für freie Schifffahrt."

Und für freien Opiumnachschub ... ach nein, die Zeit ist längst
vorbei, als die europäischen Mächte kein Pardon gaben und chinesische
Häfen bombardierten, weil sich das Land unerhörterweise weigerte,
seine Grenzen gegenüber Opiumimporten zu öffnen. China, das noch kein
anderes Land angegriffen hat, wird bereits als kommender Feind
dargestellt, den es einzudämmen gilt, nur weil es erfolgreicher das
praktiziert, was auch Deutschland, Frankreich, die USA und alle
anderen Staaten ebenfalls tun: Handel treiben, die Wirtschaft
voranbringen, Profite erzielen.

Von der Bundeswehr präemptiv "verteidigt" wird Deutschland zur Zeit
an mehr als einem Dutzend Konfliktherden in der Welt. Geht es nach AKK,
kommen weitere hinzu, die man selber vorschlagen möchte. In einer
Zeit sich immer weiter zuspitzender multipler Krisen (Klimawandel,
Hunger, Flüchtlingsströme, Landverluste, Artensterben,
Meeresversauerung, Ressourcenknappheit) positioniert sich Deutschland
als fester Teil des NATO-Pakts und der Europäischen Union, um auf
diese Weise seine nationalen Hegemonialinteressen durchzusetzen.

Die Verteidigungsministerin versucht zur Zeit, sich darüber Profil zu
verschaffen und bei den USA lieb Kind zu machen, daß sie sanft, aber
bestimmt mit dem Säbel rasselt und wie selbstverständlich Dinge
ausspricht, die vor neun Jahren als tabu galten. Wobei nicht
vergessen werden sollte, daß in der Zwischenzeit andere den
ideologischen Boden bereitet haben, auf dem die neue
Verteidigungsministerin nun zunehmend sicherer geht. Auf der Münchner
Sicherheitskonferenz 2014 kam es zu einer konzertierten Aktion seitens
der deutschen Politik, als Bundespräsident Joachim Gauck,
Außenminister Frank-Walter Steinmeier und Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen unisono mehr sicherheitspolitisches Engagement
und - wieder dieses Zauberwort - "mehr Verantwortung" seitens
Deutschlands in der Welt forderten.

Inzwischen spricht sich AKK sogar für die Bildung eines Nationalen
Sicherheitsrats aus, ohne daß sie für diese Forderung ihren Hut
nehmen müßte. Denn sollte eine solche Institution geschaffen werden,
würde diese voraussichtlich mit Befugnissen ausgestattet, die es
ermöglichen, Kriegseinsätze zu befehlen, ohne zuvor die Zustimmung
des Parlament einholen zu müssen.

Wer vor vier Monaten bei der überraschenden Ernennung AKKs zur
Verteidigungsministerin den Eindruck hatte, daß diese in ihrem neuen
Job unsicher wirkende, leidenschaftsarme, zierliche Person nicht das
Zeug zur Kriegsministerin hat, dürfte sich mehr und mehr getäuscht
sehen. AKK funktioniert.


Fußnoten:

[1] tinyurl.com/yy3g4um9

[2] Zitiert nach der Vorabversion der Rede der
Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer am 7. November
2019 an der Bundeswehr-Universität München.

https://augengeradeaus.net/2019/11/dokumentation-grundsatzrede-der-verteidigungsministerin/

7. November 2019
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STANDPUNKT/901: Kramp-Karrenbauer muss das Handwerk gelegt werden (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
7. November 2019

Kramp-Karrenbauer muss das Handwerk gelegt werden!



Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP: Annegret Kramp-Karrenbauers Forderung
nach mehr Kriegseinsätzen ist eine Fortführung der Skandale dieser Frau.
Sie spricht davon, dass Deutschland sich oft nur 'auf Einladung' an
Einsätzen beteiligt habe und sie wolle 'mehr'. Wenn sie sagt, sie wisse,
wie schwer das ist, und welche Opfer dies verlangt, dann ist das eine
glatte Lüge.

Sie weiß nicht, wie Eltern sich fühlen, wenn ihre Kinder tot aus dem Krieg
zurückkommen. Sie weiß nicht, wie sich die Beschäftigten in den immer
maroderen Krankenhäusern fühlen, weil für sie kein Geld da ist, für die
Rüstung aber schon.

Sie behauptet, es würde um Afrika gehen und man müsse den Export von
Terrorismus verhindern. Was aber tatsächlich exportiert worden ist, auch
von Deutschland, ist der Krieg. Wer Krieg, Ausbeutung und Armut exportiert,
so wie es Deutschland, die EU und die NATO tun, wird Terror ernten. Dieser
Frau muss das Handwerk gelegt werden!"

Essen, 7. November 2019

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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USA/1414: Washington - zweifelhafter Druck auf das Präsidentenamt ... (SB)


Washington - zweifelhafter Druck auf das Präsidentenamt...



Unter Leitung der demokratischen Mehrheitsführerin Nancy Pelosi hat am
31. Oktober das Repräsentantenhaus in Washington zum dritten Mal nach
1974 gegen Richard Nixon und 1998 gegen Bill Clinton ein formelles
Amtsenthebungsverfahren gegen den Präsidenten eröffnet. Die Demokraten
werfen Donald Trump vor, versucht zu haben, von der Regierung der
Ukraine unter der Drohung, finanzielle und militärische Hilfe
zurückzuhalten, belastende Informationen über Joe Biden zu bekommen,
den derzeit laut Umfragen aussichtsreichsten demokratischen Kandidaten
für die Präsidentenwahl im kommenden Jahr. Im Mittelpunkt der Vorwurfs
stehen ein Telefonat, das der US-Präsident vom Oval Office des Weißen
Hauses aus am 25. Juli mit dem frischgewählten ukrainischen
Amtskollegen Wolodymyr Selenskyj geführt hat, sowie private
Ermittlungen, die Trumps Freund und Rechtsbeistand, der ehemalige
Bundesstaatsanwalt und Bürgermeister von New York Rudolph Giuliani, im
Frühjahr beiderseits des Atlantiks betrieben hat.

Politisch leisten sich die Demokraten damit einen Riesenfehler, der
die Chancen Trumps auf eine Wiederwahl 2020 eher erhöhen als schmälern
dürfte. Statt den bei weiten Teilen der Bevölkerung verhaßten
Lügenbaron aus New York wegen seiner rassistischen Appelle an Gruppen
wie den Klu Klux Klan samt Dauerhetze gegen Muslime, Lateinamerikaner
und die Volksrepublik China, der unmenschlichen Behandlung von
Migranten und ihren Kindern an der Grenze zu Mexiko, des drastischen
Abbaus von Umweltschutzbestimmungen, der völkerrechtlich illegalen
militärischen Beschlagnahmung syrischer Ölfelder, der Besetzung
zahlreicher Richterposten mit reaktionären Juristen, des Austritts der
USA aus dem Pariser Klimaabkommen und des internationalen Atomvertrags
mit dem Iran - beides im Jahr 2015 - anzugreifen, bauschen die
Demokraten eine Angelegenheit zum Sonderfall ohnegleichen auf, die sie
erstens selbst belasten kann und zweitens für die meisten Wähler weder
besonders relevant noch leicht zu verstehen ist.

Hintergrund der Ukraine-Affäre ist der Dauerstreit zwischen Trump, der
bereits 2016 im Wahlkampf gegen Hillary Clinton für
partnerschaftliche, weniger konfrontative Beziehungen zu Rußland
eingetreten ist, auf der einen und den Demokraten und dem
Sicherheitsapparat auf der anderen Seite, denen es im Frühjahr 2014
während der zweiten Amtszeit Barack Obamas gelungen war, mittels eines
gewaltsamen Putsches in Kiew eine pro-westliche Regierung zu
installieren. Aufgeschreckt durch die krasse Mißachtung seiner
legitimen Sicherheitsinteressen hat Rußland damals die Krim mit
Unterstützung der großen Mehrheit der dort lebenden Menschen
annektiert. Aus Angst vor dem Einfluß politischer Neonazigruppen in
Kiew hat die pro-russische Bevölkerung die östliche Donbass-Region für
autonom erklärt, weshalb seitdem dort ein Krieg niedriger Intensität
geführt wird.

Als am Vorabend des demokratischen Parteitags im Sommer 2016 Wikileaks
belastende Emails des Democratic National Committee (DNC)
veröffentlichte, aus denen klar hervorging, daß die Parteiführung die
populäre linke Galionsfigur, Senator Bernie Sanders aus Vermont, bei
den Vorwahlen systematisch benachteiligt und damit um einen möglichen
Sieg betrogen hatte, um Clinton zur Präsidentschaftskandidatin küren
zu können, war das eine schwere Belastung für die ehemalige
Außenministerin. Auf die spektakuläre Krise reagierte Team Clinton mit
der Schutzbehauptung, der russische Geheimdienst habe einen DNC-Server
gehackt und das fragliche Material Wikileaks zugespielt, um die
ehemalige First Lady, die in der Vergangenheit Kreml-Chef Wladimir
Putin auf eine Stufe mit Adolf Hitler gestellt hatte, zu schädigen.

Für diese Behauptung gibt es bis heute lediglich das Wort der Firma
Crowdstrike, die in Sachen digitaler Sicherheit die DNC-Computer
betreute. Wikileaks-Chef Julian Assange hat bestritten, das Material
von Moskau erhalten zu haben, und statt dessen als Quelle auf ein
anonymes internes Leck bei den Demokraten verwiesen. Als jedoch im
Wahlkampf Trump Wikileaks und die Russen wegen der Enthüllungen über
"crooked Hillary" lobte, stand für die Demokraten und ihre Verbündeten
im Staatsapparat fest, daß der windige Immobilienhai, der über die
Jahre auffällig viele seiner Luxuswohnungen an zwielichtige russische
Oligarchen verkauft habe, mit dem Kreml unter einer Decke stecke.

Diese steile These hat in Washington zu heftigen Aktivitäten bei
Außenministerium, FBI und CIA geführt. Es wurden Ermittlungen wegen
einer möglichen Zusammenarbeit zwischen dem Trump Tower in New York
und dem Kreml eingeleitet, die nach dem Wahlsieg Trumps und dessen
Einzug ins Weißen Haus im Frühjahr 2017 in eine Untersuchung des
Justizministeriums unter der Leitung des ehemaligen FBI-Chefs Robert
Mueller ausarteten. Trotz einer hysterischen Berichterstattung seitens
der großen "liberalen" Konzernmedien wie der New York Times, der
Washington Post und der Nachrichtensender CNN und MSNBC konnte Mueller
in zweijähriger Arbeit keine stichhaltigen Beweise dafür finden, daß
Trump und seine Gewährsleute im Wahlkampf wissentlich die Hilfe
Moskaus erhalten hätten. Der Vorwurf des russischen "Hacks" der
DNC-Computer blieb nur deshalb bestehen, weil das FBI auf eine eigene
Untersuchung der fraglichen Hardware verzichtete und sich auf die
Angaben der nicht gerade unparteiischen Firma Crowdstrike verließ.

Gerade einen Tag, nachdem Mueller seinen Abschlußbericht dem
Justizministerium vorgelegt hatte, telefonierte Trump mit Selenskyj
und bedrängte den ukrainischen Präsidenten, um sich Hilfe in eigener
Sache zu sichern. Trump wollte mehr über die Umstände wissen, unter
denen Joe Bidens Sohn Hunter Biden unmittelbar nach der "Wende" in
Kiew Vorstandsmitglied beim ukrainischen Energiekonzern Burisma
geworden war und deshalb rund zwei Jahre lang 50.000 Dollar im Monat
eingestrichen hatte. Damals war Biden sen. als Obamas US-Vizepräsident
höchstpersönlich für die "demokratische Transformation" der Ukraine
zuständig. 2018 hatte Biden bei einem Auftritt vor dem einflußreichen
Council on Foreign Relations (CFR) in New York damit geprahlt, als
US-Vizepräsident die Regierung in Kiew durch die angedrohte Blockade
eines IWF-Notkredits von einer Milliarde Dollar dazu gebracht zu
haben, den angeblich korrupten Generalstaatsanwalt Viktor Schokin zu
entlassen. Trump vermutete, Schokin sei nur deshalb geschaßt worden,
weil er damals gegen Burisma unter anderem wegen der
Hunter-Biden-Verbindung ermittelte. Trump wollte zudem, daß Selenskyj
Hinweisen nachgehe, denenzufolge Crowdstrike den russischen "Hack" auf
den DNC-Server mit Hilfe ukrainischer Computerspezialisten
vorgetäuscht habe.

Ende September schlug die Nachricht, ein Whistleblower habe sich im
August bei Adam Schiff, dem demokratischen Vorsitzenden des
Geheimdienstausschusses des Repräsentantenhauses, mit der formellen
Beschwerde gemeldet, Trump habe beim fraglichen Gespräch mit Selenskyj
privates vor staatliches Interesse gestellt und dadurch die nationale
Sicherheit der USA aufs Spiel gesetzt, wie die sprichwörtliche Bombe
ein. Während New York Times und Konsorten, die sich die Bohne für das
Schicksal der beiden inhaftierten westlichen Dissidenten Chelsea
Manning und Julian Assange interessieren, ein Brimborium um die
Identität von Schiffs Informanten machten und sie bis heute
geheimhalten, um sie angeblich vor Vergeltung durch Trump zu schützen,
hat man dank konservativer US-Onlinepublikationen wie Real Clear
Investigations und The Gateway Pundit sowie der trotzkistischen World
Socialist Web Site eine Menge Informationen erhalten, die in Sachen
Ukraine-Affäre auf eine Palastintrige seitens des "tiefen Staats"
hindeuten.

Bei besagtem Whistleblower handelt es sich um einen 33jährigen
CIA-Agenten namens Eric Ciaramella, der als Mitglied der
Obama-Administration als Rußland-Experte im Nationalen Sicherheitsrat
gearbeitet hat und in dieser Funktion zutiefst in Washingtons
Machenschaften in der Ukraine verstrickt war. Darum hat Ciaramella
Vizepräsident Biden 2015 und 2016 mehrmals bei Besuchen in Amerikas
neuester osteuropäischer Kolonie begleitet. Er hat 2016 zudem -
möglicherweise im Auftrag des damaligen CIA-Chefs John Brennan -
zusammen mit der Ukrainisch-Amerikanerin Alexandra Chalupa, die damals
im Auftrag des DNC und des Wahlkampfteams Clintons belastende
Informationen aus der Ukraine über Trumps Wahlkampfmanager Paul
Manafort, einst Berater von Präsident Viktor Janukowitsch, auftreiben
sollte, an der Entstehung der Russiagate-Kampagne mitgewirkt.

Die vermeintlichen Erkenntnisse, die Ciaramella Schiff vor drei
Monaten zukommen ließ, stammen zudem aus zweiter oder dritter Hand.
Der CIA-Agent hat das alles entscheidende Gespräch zwischen Trump und
Selenksyj nicht selbst mitgehört, denn er war bereits 2017 vom Weißen
Haus wegen des Verdachts der Weitergabe von vertraulichen
Regierungsinformationen an die Presse aus dem Nationalen
Sicherheitsrat verbannt und zurück nach Langley geschickt worden. Der
Anlaß war ein Treffen im Oval Office, bei dem Trump angeblich
irgendwelche Informationen der US-Geheimdienste über die Aktivitäten
islamistischer Umstürzler in Syrien an den russischen Außenminister
Sergey Lawrow weitergegeben haben soll. Die Mitarbeiter von Schiff,
die sich Ciaramella "anvertraut" haben sollen, Abigail Grace und Sean
Misko, sind beide ehemalige Kollegen des CIA-Manns aus der gemeinsamen
Zeit im Nationalen Sicherheitsrat Obamas.

Inwieweit Trump sich tatsächlich gegenüber Selenskyj ein Fehlverhalten
im Sinne des Gesetzes zuschulden kommen ließ, ist völlig unklar, weil
unter Juristen und Staatsrechtlern strittig. Zu dem Zeitpunkt, als
beide Männer sprachen, wußte der Ukrainer nicht einmal, daß Washington
die versprochene Finanzhilfe für Kiew auf Eis gelegt hatte, also kann
formell von einer Erpressung im Sinne des Gebens und Nehmens nicht die
Rede sein. Der Hauptvorwurf, den in den letzten Tagen die Zeugen der
Anklage - darunter Ex-Botschafterin Marie Yovanovitch, der Diplomat
William B. Taylor jun. sowie die beiden Mitarbeiter des nationalen
Sicherheitsrats Oberstleutnant Alexander Vindman und Tim Morrison -
vor Schiffs Ausschuß gegen Trump erheben, ist, daß dieser die
Ukraine-Politik Washingtons radikal verändern wollte, um sich
eventuell mit Rußland auszusöhnen.

Der Standpunkt all dieser Leute und Medienunternehmen wie New York
Times und MSNBC, die sie als selbstlose Beschützer Amerikas vor dem
Schurken im Weißen Haus in den Himmel loben, ist höchst bedenklich.
Schließlich ist laut Verfassung der US-Präsident als gewählter
Vertreter des Volkes die Instanz, welche letztlich über den richtigen
Kurs Washingtons in der Außen- und Sicherheitspolitik zu befinden hat,
und nicht irgendwelche rußlandfeindlichen Apparatschiks mit
Verbindungen zu den imperialistisch eingestellten Denkfabriken in
Washington und zur amerikanischen Rüstungsindustrie.

Man muß Trump nicht mögen, um zu erkennen, daß seit nunmehr drei
Jahren die Verfechter eines Kalten Kriegs 2.0 mittels fadenscheiniger
Konstrukte wie Russiagate und Ukrainegate systematisch jeden Versuch
des eigenen Oberkommandierenden der Streitkräfte, bessere Beziehungen
zwischen den beiden Staaten mit den mit Abstand weltweit größten
Atomwaffenarsenalen herbeizuführen, ruinieren. Dieser Personenkreis,
der sich für die außenpolitische Elite der USA hält, trägt die
Hauptverantwortung dafür, daß die Menschheit unter anderem wegen des
Wegfalls des INF-Vertrags im vergangenen August nach Einschätzung der
Redaktion des Bulletin of Atomic Scientists, der Whistleblower-Legende
Daniel "Pentagon-Papiere" Ellsberg und des ehemaligen Generalsekretärs
des Zentralkomitees der Sowjetunion, Michail Gorbatschow, der völligen
Auslöschung durch einen Nuklearkrieg so nahe steht wie seit der
Kubakrise 1962 nicht mehr.

7. November 2019
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LEISTUNGEN/648: Zum Urteil zur teilweisen Verfassungswidrigkeit von Sanktionen im SGB II (Tacheles)


Pressemitteilung des Bündnis "Auf Recht bestehen"

vom 5. November 2019

Zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur teilweisen
Verfassungswidrigkeit von Sanktionen im SGB II:



Wir begrüßen das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom heutigen Tag,
wonach die bestehende Sanktionsregelung zum großen Teil als
verfassungswidrig anzusehen ist und in der bestehenden Form nicht mehr
angewendet werden darf. Der Schutz des menschenwürdigen Existenzminimums
muss nach unserer Auffassung in jedem Fall sichergestellt sein. Das
betrifft nicht nur die vom Verfassungsgericht als grundgesetzwidrig
beurteilten Sanktionen in Höhe von mehr als 30% des Regelbedarfs. Es
schließt für uns auch eine Sanktionsmaschinerie aus, die starr und quasi
automatisch abläuft und weder Ermessen noch eine Härtefallregelung kennt
und bei der praktischen Umsetzung das Nachholen einer versäumten Mitwirkung
nicht honoriert. Zudem dürfte das Urteil indirekt auch das Aus für die
besonders scharfen Sanktionsregelungen für unter 25-Jährige bedeuten. Die
Entscheidung des Verfassungsgerichts ist daher als eine Ohrfeige für
diejenigen Politiker und Politikerinnen sowie die Parteien anzusehen, die
"Hartz IV" beschlossen und seit rund 15 Jahren verteidigt haben.

Zurzeit bekommen dies jedes Jahr rund 8% aller betroffenen Arbeitslosen im
Bezug von Leistungen nach dem SGB II zu spüren. Für sie bedeutet dies eine
lang andauernde Unterschreitung des Existenzminimums. Die materiellen und
psychischen Folgen sind in der Regel verheerend. Hunger, Angst,
Depressionen, massive Verschuldung und auch der Verlust der Wohnung drohen.
Gerade jüngere Arbeitslose resignieren und brechen oft jeden Kontakt mit
dem Jobcenter ab. Aus Angst vor Sanktionen nehmen Betroffene fast jede
Arbeit an. Dies begünstigt prekäre Arbeitsverhältnisse, niedrige Löhne und
miese Arbeitsbedingungen für alle Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen.

Im Namen des Bündnisses "Auf Recht bestehen" fordern wir daher, dass das
bestehende Sanktionssystem im SGB II abgeschafft wird. Wir fordern die
Bundesregierung und die im Bundestag vertretenen Parteien auf, umgehend
entsprechend tätig zu werden. Dafür reicht es allerdings nicht aus, die
Vorgaben des Verfassungsgerichts nur insoweit umzusetzen, wie es
verfassungsrechtlich unbedingt geboten ist. Nur weil das
Bundesverfassungsgericht die Sanktionen nicht vollständig abgeschafft hat,
folgt daraus nicht, dass das Sanktionsregime überhaupt aufrechterhalten
werden muss. Im Einklang mit dem Bündnis für ein menschenwürdiges
Existenzminimum fordern wir, dass an die Stelle der geltenden
Sanktionsregelungen ein menschenwürdiges System der Förderung und
Unterstützung von Alg-2-Berechtigten treten muss.



Das Bündnis "Auf Recht bestehen" wird getragen von der
Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg (ALSO), "ARBEITSLOS - NICHT WEHRLOS"
Wolfsburg (ANW), Gruppe Gnadenlos Gerecht Hannover, der Duisburger
Initiative "Auf Recht bestehen!", der Bundesarbeitsgemeinschaft Prekäre
Lebenslagen (BAG PLESA), dem Bundeserwerbslosenausschuss ver.di, dem
Erwerbslosenforum Deutschland, dem Frankfurter Arbeitslosenzentrum e.V.
(FALZ), der Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen
(KOS), dem Regionalverbund der Erwerbsloseninitiativen Weser Ems e.V.,
Tacheles e.V., Wuppertal, Widerspruch e.V. Bielefeld, der Nationalen
Armutskonferenz (nak) sowie vielen örtlichen Bündnissen und Initiativen.

 * 

Quelle:

Tacheles e.V.

Erwerbslosen- und Sozialhilfeverein, Wuppertal

Rudolfstr. 125, 42285 Wuppertal

E-Mail: info@tacheles-sozialhilfe.de

Internet: http://www.tacheles-sozialhilfe.de
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BANK/571: Privatbanken sollten nachhaltige Anlagen proaktiver fördern (idw)


Universität Zürich - 05.11.2019

Privatbanken sollten nachhaltige Anlagen proaktiver fördern



Nachhaltige Investitionen nehmen zu - aber zeigen sie auch Wirkung? Der
neue UZH-Bericht über nachhaltige Anlagemöglichkeiten fordert Schweizer
und europäische Privatbanken dazu auf, ihre Angebote besser auf die
Bedürfnisse der Anleger und auf den Umweltschutz auszurichten. So sollten
Kundenberater intensiver geschult und mehr Produkte mit messbarem Wirkung
angeboten werden.

Die dritte Ausgabe des Berichts "Sustainable Investing Capabilities of
Private Banks" untersucht die Kompetenz von Privatbanken bei nachhaltigen
Investitionen anhand ihrer Visionen, Angebote und Dienstleistungen. Er
wird vom Center for Sustainable Finance and Private Wealth (CSP) der
Universität Zürich veröffentlicht und umfasst 20 schweizerische und
europäische Finanzinstitute wie etwa UBS, Credit Suisse, Deutsche Bank,
BNP Paribas und Barclays.

Nachhaltige Anlageangebote verbessern sich

Der Trend, nachhaltige Investitionsangebote auszubauen, wird sich aufgrund
der steigenden Nachfrage des Marktes und der Intensivierung des
Wettbewerbs fortsetzen. Im Vergleich zu 2018 stieg die durchschnittliche
Anzahl der nachhaltigen Anlagefonds pro Bank von 30 auf 58. Die Banken
entwickelten bessere Angebote und stellen ganze Portfolios zusammen, die
einzig aus nachhaltigen Anlagen bestehen. Dennoch betragen die in
nachhaltigen Anlagen eingesetzten Vermögenswerte immer noch einen
Bruchteil - im Median 2,8 Prozent - des gesamten verwalteten Vermögens der
untersuchten Banken.

"Auch wenn das Angebot generell zunimmt, sind etwa Kundenbindung oder
Impact Reporting noch unterentwickelt", sagt Taeun Kwon, Hauptautorin des
Berichts und Leiterin der Wealth Manager Programme des Zentrums für
nachhaltige Finanzen und Privatvermögen der UZH. Die Banken hätten Mühe,
die Lücke zu schliessen zwischen der Bewerbung ihrer Anlageoptionen mit
hohem ökologischen, gesellschaftlichen und staatlichen Impact und dem
Beleg, welche Veränderungen diese Investitionen bewirken.

Schwaches Interesse an aktiver Stimmrechtswahrnehmung

Die aktive Einbindung der Aktionäre wird in der Investmentbranche
zunehmend zur Norm. Trotzdem stellt der Bericht fest, dass die
Privatbanken zu wenige Fondsmanager auswählen, die sich für
Nachhaltigkeitsaspekte engagieren und in den Aktionärsversammlungen
entsprechend abstimmen. "Die Banken sollten sich ernsthaft um eine aktive
Beteiligung der Aktionäre bemühen und sicherstellen, dass die Aktionäre
die Werte und Zukunftserwartungen, die ihre Investitionen leiten, in die
Entscheide des investierten Unternehmens einfliessen", stellt Kwon fest.

Nachhaltigkeit hat oft zu geringe Managementpriorität

Ein wichtiger Engpass, um mehr Vermögen in nachhaltige Anlagen fliessen zu
lassen, sind nach wie vor die Kapazität und das Know-how von Kunden- und
Anlageberatern. Wie bereits letztes Jahr wurde im Bericht auf die
begrenzten Ausbildungsmöglichkeiten hingewiesen. Auch die Tatsache, dass
nachhaltige Investitionen noch immer nicht als strategische
Managementpriorität eingestuft werden, spielt eine grosse Rolle. In den
meisten Fällen beschränkt sich die Nachhaltigkeitsberichterstattung der
Bank auf einen kurzen Blick auf Umwelt-, Gesellschafts- und
Governance-Ratings. Es fehlen detaillierte Einschätzungen zu den
Auswirkungen der Investition und zu den Modalitäten, die das Engagement der
Investoren unterstützen. Nur ein Drittel aller teilnehmenden Banken führt
obligatorische Schulungen für ihre Kundenberater und -beraterinnen durch,
und selbst dann dauert die Schulung oft nur 1-3 Stunden, was zu wenig ist
bei diesem umfassenden Themenbereich.

Internationale Vereinbarungen erfordern Massnahmen

Der von der Europäischen Kommission veröffentlichte Aktionsplan zur
Förderung eines nachhaltigen Wachstums wird sich ebenfalls auf die
gesamte Finanzbranche auswirken. Im Bericht werden zum Beispiel die
Angleichungen der Banken an international vereinbarte Umweltziele wie das
Pariser Abkommen erfasst. "Andere Finanzunternehmen sind aktiv dabei, ihre
Prozesse an die neuen Umweltrichtlinien anzupassen", stellt Kwon fest.
"Aber nur wenige Privatbanken verfolgen einen proaktiven Ansatz und
überlegen sich, wie sie ihre Kunden und die Gesellschaft dabei
unterstützen können, diese Ziele zu erreichen."

Privatbanken setzen Veränderungen nicht proaktiv um

Dem Bericht zufolge liegt der Fokus der Privatbanken eher auf der
klimabasierten Risikoexposition des Anlageportfolios als auf der
Ausrichtung an internationalen Klimazielen. Banken bezeichneten es immer
wieder als komplex und herausfordernd, über die Portfolio-Risikobewertung
hinauszugehen.

Der Bericht lässt keinen Zweifel daran, dass den Privatbanken eine
zentrale Rolle dabei zufällt, Gelder für eine nachhaltige Entwicklung und
zur Erreichung der Klimaziele zu mobilisieren. "Die Nachfrage nach
nachhaltigen Investitionen mit realwirtschaftlichen Auswirkungen wächst.
Das unterstreicht unsere Forschung mit Vermögensverwaltern. Der Markt ist
bereits da", schliesst Kwon.


Originalpublikation:

https://www.csp.uzh.ch/en/researchandpublications/capabilities-of-private-banks.html

Weitere Informationen unter:
https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2019/Banken-Report.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich, 05.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/888: Sachverständigenrat legt neues Jahresgutachten vor (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 06.11.2019

Sachverständigenrat legt neues Jahresgutachten vor



Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung prognostiziert für die Jahre 2019 und 2020 ein geringeres
Wirtschaftswachstum in der Welt, im Euroraum und in Deutschland. Vor allem
die Investitionsnachfrage wächst langsamer, was die deutsche Wirtschaft in
besonderer Weise belastet. Das Produktivitätswachstum verlangsamt sich
seit Jahren. Die Vorteile der Digitalisierung werden in Deutschland
bislang unzureichend genutzt, und die Dynamik in der Wirtschaft ist
gering. Erforderlich sind Maßnahmen in den Bereichen Bildung, Innovation
und Infrastruktur, um das Wachstumspotenzial der deutschen Volkswirtschaft
zu erhöhen.

Heute haben die "Wirtschaftsweisen" ihr Jahresgutachten 2019/20 mit dem
Titel "Den Strukturwandel meistern" an die Bundesregierung übergeben.
Prof. Dr. Isabel Schnabel vom Institut für Finanzmarktökonomie & Statistik
der Universität Bonn ist an dem Gutachten beteiligt.

Der Aufschwung der deutschen Wirtschaft ist zu einem Ende gekommen. Die
Industrie befindet sich bereits in einer Rezession, während der
Dienstleistungsbereich bislang stabil ist. Der Investitionsschwäche steht
ein robuster Konsum gegenüber, was nicht zuletzt am nach wie vor stabilen
Arbeitsmarkt liegt. Eine tiefergehende Rezession zeichnet sich bislang
zwar nicht ab, das Rezessionsrisiko ist aber deutlich gestiegen. Eine
Belebung ist frühestens im Laufe des Jahres 2020 zu erwarten. Für dieses
und das kommende Jahr erwartet der Sachverständigenrat in Deutschland ein
verhaltenes Wachstum von 0,5 Prozent beziehungsweise 0,9 Prozent.
Berücksichtigt man zusätzlich die unterschiedliche Anzahl der Arbeitstage,
beträgt das prognostizierte Wachstum nur jeweils 0,5 Prozent. "Die
deutsche Volkswirtschaft ist von der globalen Abschwächung aufgrund seiner
Exportorientierung besonders stark betroffen. Es lässt sich nicht
ausschließen, dass Deutschland in eine tiefere Rezession abgleitet, selbst
wenn wir dies derzeit nicht prognostizieren", betont Prof. Schnabel.

"Schuldenbremse könnte hinderlich sein"

Anders als die Mehrheit des Sachverständigenrates befürchtet Isabel
Schnabel, dass die deutsche Schuldenbremse sich in der Zukunft als
Hemmschuh erweisen könnte. Zum einen könnte sie zu wenige Spielräume für
eine antizyklische Fiskalpolitik lassen, die erforderlich sein könnte, um
sich einer Rezession entgegenzustellen; zum anderen könnte es in ihrem
Rahmen schwierig sein, diejenigen Investitionen zu finanzieren, die
erforderlich sind, um die Zukunftsfähigkeit der deutschen Wirtschaft
sicherzustellen. Daher rät sie, kurzfristig die bestehenden Spielräume
pragmatisch zu nutzen und längerfristig die Schuldenbremse zu reformieren.

Steigende Risiken im Finanzsystem

Außerdem weist der Sachverständigenrat auf steigende Risiken im
Finanzsystem hin. Vor allem im Bereich der Immobilienpreise zeigen sich
deutliche Übertreibungen. Der europäische Bankensektor ist im
internationalen Vergleich wenig profitabel, sodass es schwierig ist,
Eigenkapital aufzubauen und die Widerstandsfähigkeit zu erhöhen. Im Fall
einer Rezession ist mit steigenden Risiken zu rechnen. Um diesen
entgegenzutreten, sind zusätzliche regulatorische Maßnahmen sinnvoll.
Verwerfungen könnten im Bankensektor drohen, wenn die großen
Technologieunternehmen (BigTechs) in den Markt eintreten, etwa im Bereich
des Zahlungsverkehrs. "Die Politik ist gefordert, Risiken aus den
Geschäftsaktivitäten neuer Marktteilnehmer angemessen zu regulieren, ohne
dabei Innovationen unnötig zu bremsen", fordert Isabel Schnabel. "Die
Banken müssen hingegen die notwendigen Investitionen in die
Zukunftsfähigkeit ihrer Geschäftsmodelle tätigen, um im Wettbewerb mit den
neuen Marktteilnehmern bestehen zu können."

Einschätzungen liefern Argumente für die politische Debatte

Der Sachverständigenrat spricht keine Empfehlungen aus, sondern zeigt
Fehlentwicklungen auf und bewertet verschiedene Handlungsalternativen. Das
Jahresgutachten liefert so wirtschaftspolitische Argumente, die in
politischen Prozessen und in der öffentlichen Diskussion eine wichtige
Rolle spielen.

Vortrag beim Dies academicus

Beim nächsten öffentlichen Dies academicus am Mittwoch, 4. Dezember,
skizziert Prof. Schnabel ab 18.00 Uhr in Hörsaal C im Juridicum die
zentralen Inhalte des aktuellen Jahresgutachtens des Sachverständigenrates
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.


Originalpublikation:

Das Jahresgutachten im Internet:

https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/publikationen/jahresgutachten/jahresgutachten-201920.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, 06.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNTERNEHMEN/2798: Inklusion im Betrieb - der Ton macht die Musik (idw)


Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. - 06.11.2019

Inklusion im Betrieb - der Ton macht die Musik



Das Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung (KOFA) am Institut der deutschen
Wirtschaft (IW) veröffentlicht gemeinsam mit der Aktion Mensch e. V. den
Ratgeber "Inklusion im Betrieb". Ziel des Kooperationsprojektes ist es,
Vorbehalte bei Personalentscheidern abzubauen und Unternehmen im gesamten
Beschäftigungsprozess von Menschen mit Behinderung zu unterstützen. So
fehlt es häufig an Informationen zu Hilfestellungen im täglichen
Miteinander oder Fördermöglichkeiten. Einen besonderen Schwerpunkt setzt
die Informationsreihe deshalb auf das Thema "Kommunikation".

Die Anzahl von Menschen mit Schwerbehinderung im erwerbsfähigen Alter
steigt. Bereits 2017 lebten insgesamt 3,3 Mio. in Deutschland (Quelle
Destatis). Viele dieser Menschen möchten weiterhin am Berufsleben
teilhaben. Gerade in Zeiten des Fachkräftemangels sollte dieses
Beschäftigungspotenzial von Unternehmen gesehen werden. Mit dem aktuellen
Wegweiser "Inklusion im Betrieb" räumt das KOFA deshalb gemeinschaftlich
mit der Aktion Mensch mit Vorbehalten auf Personaletagen auf.

"Das Thema Behinderung wirft bei Personalverantwortlichen immer noch viele
Fragen auf. Einer grundlegenden Bereitschaft, Menschen mit Behinderung
einzustellen, steht eine weit verbreitete Unsicherheit gegenüber, wie man
den besonderen Bedürfnissen der potenziellen Mitarbeitenden im
betrieblichen Alltag gerecht werden kann. In unserem Wegweiser haben wir
viele Informationen zusammengetragen, um mit der richtigen Form der
Kommunikation neuen Teammitgliedern angemessenen zu begegnen. Wie überall
im Leben gilt - der Ton macht die Musik", sagt Christoph Metzler vom
Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung.

Mit Checklisten, Grafiken, Übersichten und Leitfäden werden Unternehmen
und Personalverantwortliche mit dem nötigen Werkzeug ausgerüstet, damit
die Zusammenarbeit mit Mitarbeitern mit Behinderung im Betriebsalltag gut
funktioniert. So erhalten Interessierte neben einer Orientierungshilfe zu
verschiedenen Behinderungsformen eine Kontaktgrafik, wie ein Erstkontakt
zu Fachkräften mit Behinderung schnell realisiert werden kann. Eine
Checkliste zur Gestaltung des Bewerbungsprozesses und eine sogenannte
Onboarding-Tabelle mit Hinweisen zu den ersten Arbeitstagen eines neuen
Teammitglieds im Betrieb gehören ebenfalls zum Portfolio.

"Wir müssen Arbeitgeber davon überzeugen, dass ein Mensch mit Behinderung
keine Last, sondern ein Potenzial für jede Firma ist," so Armin von
Buttlar, Vorstand der Aktion Mensch.

Gerade in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) sind Menschen mit
Behinderung noch seltener Teil des Teams als in großen Unternehmen. Im
Arbeitsalltag steht dort häufig die Kundenorientierung im Vordergrund und
vermeintlich aufwendige Personalarbeit wird nicht immer angegangen.
Stattdessen zahlen KMU vermehrt die sogenannte Ausgleichsabgabe. Diese
müssen Betriebe entrichten, wenn sie über mindestens 20 Arbeitsplätze
verfügen und von diesen weniger als fünf Prozent mit schwerbehinderten
Beschäftigten besetzt haben. Je nachdem, wie stark ein Betrieb diese Quote
unterschreitet, werden zwischen 125 und 320 Euro pro Monat und unbesetztem
Platz fällig. Mit dem Wegweiser "Inklusion im Betrieb" sind für KMU viele
wichtige Informationen schnell und zuverlässig verfügbar, so dass die
Entscheidung für Inklusion künftig leichter getroffen werden kann.


Über das KOFA: 

Das Projekt KOFA (Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung) des Instituts der
deutschen Wirtschaft startete im Mai 2011 und wird durch das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gefördert. Der Fokus
des Projektes liegt in der Unterstützung von kleinen und mittleren
Unternehmen (KMU) bei der Fachkräftesicherung und der Gestaltung ihrer
Personalarbeit. Das KOFA bietet auf seiner Homepage www.kofa.de konkrete
Handlungsempfehlungen und Praxisbeispiele.

Über die Aktion Mensch: 

Die Aktion Mensch e.V. ist die größte private Förderorganisation im
sozialen Bereich in Deutschland. Seit ihrer Gründung im Jahr 1964 hat sie
mehr als 4 Milliarden Euro an soziale Projekte weitergegeben. Ziel der
Aktion Mensch ist, die Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderung,
Kindern und Jugendlichen zu verbessern und das selbstverständliche
Miteinander in der Gesellschaft zu fördern. Mit den Einnahmen aus ihrer
Lotterie unterstützt die Aktion Mensch jeden Monat bis zu 1.000 Projekte.
Möglich machen dies rund vier Millionen Lotterieteilnehmer. Zu den
Mitgliedern gehören: ZDF, Arbeiterwohlfahrt, Caritas, Deutsches Rotes
Kreuz, Diakonie, Paritätischer Gesamtverband und die
Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland. Seit Anfang 2014 ist
Rudi Cerne ehrenamtlicher Botschafter der Aktion Mensch.

Der Wegweiser "Inklusion im Betrieb" steht unter


www.kofa.de/inklusion


kostenlos zum Download zur Verfügung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2317

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V., 06.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GRUNDGESETZ/138: Wiederbelebung der Vorratsdatenspeicherung indiskutabel (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. November 2019

DAV: Wiederbelebung der Vorratsdatenspeicherung indiskutabel

Statement von Rechtsanwalt Philipp Wendt, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Anwaltvereins (DAV)



Die klare Absage des EuGH an die Vorratsdatenspeicherung muss
respektiert werden. Nach der Rechtsprechung des EuGH ist die
Vorratsdatenspeicherung mit der EU-Grundrechtecharta unvereinbar.
Bestrebungen zur "Wiederbelebung" der Vorratsdatenspeicherung - auch
Verkehrsdatenspeicherung - auf europäischer, wie auch nationaler Ebene
sind indiskutabel.

Seit dem Tele2-Urteil des EuGH von 2016 steht fest: Die anlasslose und
verdachtsunabhängige Speicherung von Daten auf Vorrat verstößt gegen
die E-Privacy-Richtlinie in ihrer Interpretation nach der
EU-Grundrechtecharta. Dennoch steht in der EU - geht es nach den
Mitgliedstaaten - ein neuer Anlauf zu einer Vorratsdatenspeicherung
unmittelbar bevor. Bei der anstehenden Justizministerkonferenz in
Berlin wollen neun Bundesländer dieses Vorhaben unterstützen.

Datenspeicherung auf Vorrat ist weder praktikabel noch verhältnismäßig
und nicht mit den Freiheitsrechten aus GG und EU-Grundrechtecharta
vereinbar. Das gilt für eine mögliche EU-Gesetzgebung wie auch für das
deutsche Gesetz. Es gibt nicht einmal empirische Erkenntnisse, ob mit
der Vorratsdatenspeicherung das Ziel der Gefahrenabwehr und der
Strafverfolgung überhaupt erreicht werden kann.

 * 

Quelle:

Statement vom 6. November 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INTERNATIONAL/297: Lula - "Spekulationen über ungelegte Eier führen zu nichts" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Lula: "Spekulationen über ungelegte Eier führen zu nichts"






[image: Porträt - Bild: Valter Campanato/ABr [CC BY 3.0 br (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/br/deed.en)] via Wikimedia Commons]

Luiz Inácio Lula da Silva im Jahr 2015

Bild: Valter Campanato/ABr (CC BY 3.0 br)

[https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/br/deed.en], via Wikimedia Commons



(Montevideo, 6. November 2019, la diaria) - Luiz Inácio Lula da Silva,
brasilianischer Ex-Präsident und Gründungsmitglied der brasilianischen
Arbeiterpartei (PT), ist nicht gerade optimistisch, was die Debatte
des Obersten Gerichtshofs über Tausende verurteilte Häftlinge
betrifft. "Spekulationen über ungelegte Eier führen zu nichts", habe
der ehemalige PT-Vorsitzende zu allen gesagt, die ihn in den letzten
Tagen im Gefängnis besucht hatten, berichtete die brasilianische
Tageszeitung Folha de Sao Paulo. Sollte eine Haftaussetzung aller in
zweiter Instanz beschlossen werden, würde auch Lula automatisch aus
der Haft entlassen.


"Lula wird im Gefängnis vergammeln."

Der Oberste Gerichtshof wird am Nachmittag des 7. November die Debatte
wiederaufnehmen. Eine Freilassung Lulas, der seit April vergangenen
Jahres im Gefängnis sitzt, kann erhebliche politische Folgen haben.
Verschiedene brasilianische Medien erinnerten in den letzten Tagen an
den Ausspruch Bolsonaros während des Wahlkampfs, aus dem der
ultrarechte Kandidat anschließend als Sieger hervorgehen sollte: "Lula
wird im Gefängnis vergammeln."


Zur Diskussion steht die Entlassung von etwa 5.000
Inhaftierten

Das Oberste Gericht wird nun prüfen, ob die aktuelle gängige
Rechtspraxis, nach der eine Haftstrafe nach Bestätigung eines Urteils
in der zweiten Instanz unmittelbar in Kraft treten darf, überhaupt
rechtens ist, oder ob erst alle gebotenen Rechtsmittel ausgeschöpft
sein müssen. Sollte die Entscheidung des Gerichts zugunsten einer
Änderung der Rechtspraxis ausfallen, würde das die Entlassung von über
5.000 Personen bedeuten, die derzeit im Gefängnis sitzen, darunter
einige Dutzend Personen, die im Zusammenhang mit dem
milliardenschweren Korruptionsskandal Lava Jato ("Hochdruckreiniger")
inhaftiert wurden. Zu diesem Personenkreis zählt auch Ex-Präsident
Lula.

Vor anderthalb Jahren wurde Lula der Korruption und Geldwäsche
beschuldigt und zu einer Haftstrafe von acht Jahren und elf Monaten
verurteilt. Seither sitzt er in Curitiba im Süden des Landes in Haft.
Laut Urteilsspruch soll ihm die Baufirma OAS eine Wohnung in Guarujá,
São Paulo, überlassen haben, um sich für einige lukrative
Bauaufträge für den staatlichen Ölkonzern Petrobras erkenntlich zu
zeigen. Nach einer Unterbrechung der Beratungen im Gericht zur Frage,
ob die derzeitige Praxis rechtswidrig ist, gaben im vergangenen Monat
sieben Richter*innen ihre Stimme ab: Vier von ihnen stimmten für die
Beibehaltung der derzeitigen Praxis.


Knappes Abstimmungsergebnis erwartet

Viele brasilianische Politik- und Rechtswissenschaftler glauben, dass
die Stimmabgabe der restlichen Minister*innen eine Patt-Situation von
5:5 herbeiführen wird; damit würde dem Obersten Gerichtsvorsitzenden
José Antonio Dias Toffoli die Rolle des Züngleins an der Waage
zufallen. Seit einigen Wochen geht das Gerücht, Dias Toffoli könnte
möglicherweise einen Mittelweg vorschlagen, nämlich ein endgültiges
Urteil nach der dritten Instanz. In diesem Fall würde Lula weiterhin
in Curitiba inhaftiert bleiben, da seine Verurteilung bereits von der
zweithöchsten gerichtlichen Instanz Superior Tribunal de Justiça
bestätigt wurde. Danach käme nur noch der Oberste Gerichtshof, die
vierte und letzte Instanz, an die er sich wenden kann.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/lula-spekulationen-ueber-ungelegte-eier-fuehren-zu-nichts/


Der Text ist lizenziert unter Creative
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SOZIALRECHT/080: Bundesverfassungsgericht erteilt dem bisherigen System der "Hartz-IV-Sanktionen" weitgehende Absage (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. November 2019

Mehr Einzelfallgerechtigkeit: Bundesverfassungsgericht erteilt dem bisherigen System der "Hartz-IV-Sanktionen" weitgehende Absage



Berlin (DAV). Heute verkündete das Bundesverfassungsgericht das lange
erwartete Urteil zu Sanktionen beim Bezug von Arbeitslosengeld II
("Hartz IV"). Ergebnis: Bisher praktizierte Abzüge von 60 oder gar 100
Prozent des Regelsatzes verstoßen gegen das Grundgesetz. Bei den
Kürzungen von 30 Prozent soll es in der Ausgestaltung ebenfalls
Einschränkungen geben, die den Einzelfall stärker berücksichtigen.
"Dass das Bundesverfassungsgericht so weitgehend die Sanktionen für
verfassungswidrig erklärt hat, ist schon spektakulär", so Rechtsanwalt
Volker Gerloff, Mitglied des Geschäftsführenden Ausschusses der
Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht im Deutschen Anwaltverein (DAV).

Bisher erfolgte eine stufenweise Kürzung von 30 über 60 bis zu 100
Prozent des Regelbedarfs immer dann, wenn ein über 25-jähriger
Empfänger bestimmten Mitwirkungspflichten nicht nachkam. Dazu gehören
etwa die Aufnahme einer "zumutbaren" Arbeit oder
Eingliederungsmaßnahme. Bei Verletzung dieser Pflichten war das
Arbeitslosengeld II bislang über einen festen Zeitraum von jeweils
drei Monaten zu kürzen. Ein Ermessen des Jobcenters war nicht
vorgesehen, auch kein verfrühter Abbruch der Kürzung bei
nachträglicher Mitwirkung des Empfängers.

"Genau an diesen Stellschrauben muss der Gesetzgeber nun drehen, wenn
die bis zu 30-prozentigen Kürzungen den verfassungsmäßigen
Anforderungen gerecht werden sollen", erläutert Gerloff. In der
mündlichen Verhandlung im Januar stand aber auch die Frage im Fokus,
ob und inwieweit die Sanktionen dem Ziel der Arbeitsmarktintegration
überhaupt nutzen. Angesichts der jahrelangen Praxis monierte das
Gericht, dass sich der Gesetzgeber selbst bei Kürzungen von 60 Prozent
und mehr lediglich auf Annahmen beruft.

So war bereits bei der Verhandlung absehbar, dass das
Bundesverfassungsgericht das System der Sanktionen zumindest so nicht
stehenlassen würde. Fast zehn Monate nach der
mündlichen Verhandlung hat das Gericht die Sanktionen zur Durchsetzung
von Mitwirkungspflichten nun als teilweise verfassungswidrig erkannt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 18/19 vom 5. November 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)
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STRAFRECHT/477: Entrümpelung erwünscht - Strafrecht muss Ultima Ratio bleiben (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. November 2019

Entrümpelung erwünscht - Strafrecht muss Ultima Ratio bleiben

Statement von Rechtsanwalt Dr. Rainer Spatscheck, Vorsitzender des Ausschusses Strafrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)



Das Strafrecht ist weder ein geeignetes Medium für politischen
Aktionismus, noch muss es Antworten auf jedes unerwünschte Verhalten
bieten. Strafrecht muss immer das letzte Mittel, die Ultima Ratio zur
Sicherung des Rechtsfriedens bleiben. Der dementsprechende Antrag
Berlins zur kommenden Justizministerkonferenz verdient insoweit
Unterstützung.

Der DAV spricht sich beispielsweise seit Langem für eine
Entkriminalisierung des "Schwarzfahrens" aus. Die Ressourcen der
Justiz können sicher in wichtigeren Bereichen eingesetzt werden.
Während ein "Entrümpeln" überholter Vorschriften also schon sinnvoll
ist, sollte der Ultima-Ratio-Gedanke umso mehr beim Erlass neuer
Strafgesetze zum Tragen kommen. Nicht jedem Phänomen, das
gesellschaftlich und politisch verurteilt wird, muss der Staat mit dem
Strafrecht begegnen.

Dies gilt etwa für die Pläne zum Unternehmensstrafrecht: Trotz
spektakulärer Einzelfälle reicht das jetzige Sanktionssystem
vollkommen aus. Das deutsche Recht bietet bereits eine Vielzahl von
Sanktionsmöglichkeiten gegenüber Unternehmen. Schon jetzt können
Unternehmen mit erheblichen Geldbußen sanktioniert werden. Die in der
Öffentlichkeit diskutierten Fälle, etwa rund um den Dieselskandal,
zeigen gerade, dass Manager eine persönliche Verantwortung trifft. Die
Verantwortlichen können strafrechtlich verfolgt werden.

 * 

Quelle:

Statement vom 6. November 2019
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LATEINAMERIKA/012: Kuba - Sind afrokubanische Religionen offen für sexuelle Vielfalt? (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kuba

Sind afrokubanische Religionen offen für sexuelle Vielfalt?



(Havanna, 23. September 2019, semlac) - Der Schriftsteller und
Aktivist Tato Quiñones [1] hat sich mit den Schriften und Gedichten
der Religion Ifá beschäftigt und "weder Referenzen zu
gleichgeschlechtlichen Ehen noch zu Homosexualität gefunden". Einige
seiner Schlussfolgerungen präsentierte Quiñones bei der Konferenz
"Addodis [Schwule] und Alakuatas [Lesben] in der Santería:
Homosexualität aus der Sicht der kubanischen Volksreligion der Orishas
- Versuch einer Annäherung". Die Konferenz fand im Rahmen der von der
Initiative Club del Espendrú [2] organisierten Veranstaltungsreihe
"Lernsalons" statt.

"In unseren Lernsalons decken wir ein breites Spektrum an Themen ab,
zu denen wir Infos vermitteln. Die Diskussion über die Inhalte der
Religionen Ifá und Ocha ist deshalb so wichtig, weil die
afrokubanischen Religionen viele Menschen aus verschiedenen
gesellschaftlichen Spektren zusammenbringen. Deshalb wollten wir auch
einen Lernsalon dazu veranstalten", erklärt Aracely Rodríguez Malangón
vom Kulturprojekt Club del Espendrú [3] gegenüber SEMlac.


Öffentliche Debatte über die
Aufnahme der gleichgeschlechtlichen Ehe in der Verfassung

Das Interesse an diesem Thema entstand durch die jüngsten Debatten
über die Verabschiedung der aktuellen kubanischen Verfassung und die
mögliche Aufnahme der gleichgeschlechtlichen Ehe in den
Verfassungstext. Religiöse Organisationen, insbesondere katholische
und evangelische, äußerten massives Missfallen und organisierten
Kampagnen gegen das Vorhaben; Priester*innen und Angehörige der
afrokubanischen Religionen taten dies nicht.

"Seit die Regierung beschlossen hat, den Gesetzesvorschlag in das
Familiengesetz aufzunehmen, hat sich die öffentliche Debatte erheblich
abgekühlt und ist weder Thema auf den Straßen, in den sozialen
Netzwerken noch sonstwo. Das Familiengesetz wird jedoch in Kürze
Gegenstand eines Referendums sein und wir müssen davon ausgehen, dass
der Protest dann wieder genauso stark sein wird, wenn nicht noch
stärker", mahnte Quiñones, selbst Ifá-Priester, bei der Konferenz.

Für ihn ist Homosexualität ein menschliches Faktum, das keine Toleranz
brauche, denn Toleranz impliziere ein Machtverhältnis. "Homosexualität
muss akzeptiert werden und Punkt", betonte er.

Bei seinem Vortrag präsentierte Quiñones vier patakíes (Erzählungen),
in denen Homosexuelle und Trans*gender-Personen vorkommen. Die
heteronormative Perspektive wird jedoch beibehalten, Homosexualität
wird als Defekt, als Laster oder Abweichung beschrieben, homosexuelle
Männer als verdreht und verweiblicht. Dennoch, so der Forscher, gebe
es keine ethische Norm, die sich direkt auf Homosexualität bezieht,
daher sei es den Priestern überlassen, ob Homosexuelle und
Trans*-Personen in die Religion der Orishas aufgenommen werden oder
nicht.


"Kein fester Kanon"

Dank der demokratisch und horizontal organisierten Struktur der
Religion können also Dogmen überwunden und Praktiken erweitert werden.
"Da kein fester Kanon besteht und es einfach um die Betrachtung des
Lebens geht, ist es Auslegungssache der Babalawos", schlussfolgerte
Quiñones.

Trotzdem verweisen Forscher*innen und Praktizierende afrokubanischer
Religionen immer wieder auf deren patriarchale Wurzeln, die das
Frauenbild prägen und sich auf die Betrachtung all derer auswirken,
die den Rahmen des engen heteronormativen Kanons sprengen.

Die Entwicklung bleibt jedoch nicht stehen, und so haben auch die
tradierten Richtlinien nicht verhindern können, dass die Zugehörigkeit
Homosexueller in verschiedenen Gebieten und Gemeinden als Bereicherung
empfunden wird.

"Heute gibt es in Kuba Dutzende, wahrscheinlich Hunderte
Religionsgemeinschaften in Havanna, Matanzas, Cárdenas, Santa Clara,
Cienfuegos, Palmira, Camagüey, Holguín und Santiago de Cuba, wo
Schwule und Lesben durch entsprechende Verdienste die höchsten
Priester*innenwürden erreichen können, ohne wegen ihrer Homosexualität
diskriminiert zu werden", so Tato Quiñones abschließend.


Anmerkungen:

[1] http://www.afrocubaweb.com/tatoquinones.htm

[2] http://www.redsemlac-cuba.net/sociedad-cultura/la-historia-est%C3%A1-en-deuda-con-las-mujeres-negras.html

[3] http://www.afrocubaweb.com/club-espendru.html
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SCHACH-SPHINX/07082: Streben nach greifbarer Genauigkeit (SB)


Das Leben des ersten und bisher einzigen deutschen Weltmeisters
Emanuel Lasker durchzieht ein unermüdlicher Faden des Forschens nach
greifbarer Genauigkeit. Unter diese Schwelle ging er nicht, bis dahin
arbeitete er sich jedoch zurück und wieder nach vorne mit gereifteren
Instrumenten der Analyse. Er erkannte so: "Die Unterschiede zwischen
den verschiedenen Arten, die Eröffnung zu behandeln, sind sehr gering;
man muß sich dafür ein eigenes Gefühl erwerben; und dies gewinnt man
nur aus vielfachen und mannigfachen intelligenten Versuchen." Und
seine Vorstellungen darüber waren ausgesprochen lehrreich auch für das
Laienvolk der Schachspieler. "Derlei Versuche, mehr oder weniger
wahrscheinlich, mehr oder weniger folgerecht, mag der Schachfreund,
der die schachliche Materie zu meistern und zu gestalten lernen will,
häufen. Er gewinnt dann Eindrücke, daraus ein Gefühl für die
schachlichen Möglichkeiten, für die Plastik einer Stellung und wird
ein Könner, vielleicht sogar ein Künstler am spröden schachlichen
Stoffe. Nur hüte er sich vor dem Dogma. Das Dogma ist des Künstlers
Feind. Und dennoch gibt es eine Wahrheit auch im Kampfe. Nur hat sie
nicht die Form, die der Naive sucht: der beste Zug. Der 'beste' Zug?
Ach nein! In dem Augenblicke, wo der beste Zug, wie ihn der Naive
ersehnt, erkannt sein wird - freilich gibt es nur eine Mehrheit
solcher 'besten' Züge, sehr selten nur einen -, in diesem selben
Augenblicke wird das Schachspiel tot sein, denn zum Leben gehört das
Problematische." Nun, Wanderer, im heutigen Rätsel der Sphinx hatte
Lasker einen sehr wohl lebendigen Einfall, wie die schwarze Stellung
zu zertrümmern war.






[image: SCHACH-SPHINX/07082: Streben nach greifbarer Genauigkeit (SB)]



Em. Lasker - Pirc

Moskau 1935


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Diesen ästhetischen Genuß, einen sowjetischen Granden zu besiegen,
ließ sich Wolfgang Uhlmann nicht entgehen. Mit 1.b4-b5! stellte er die
Drohung Sc2-b4-a6 mit Turmmatt auf b8 auf, so daß Michail Botwinnik
mit 1...Lg1-c5 kontern mußte. Rettung versprach dies allerdings nicht
und nach 2.Sc2-b4 Lc5xb4 3.a3xb4 Tg7xg4 4.b5-b6 gab Schwarz angesichts
der Eventualfolge 4...Tg4xc4 5.b4-b5 Tc4-f4 6.Tb7-a7 auf.



Erstveröffentlichung am 18. Oktober 2006
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SCHULE/579: Heilende Klassenzimmer - Projekt für Lehrkräfte von Geflüchteten in Berufsschulen (idw)


Klaus Tschira Stiftung gGmbH - 06.11.2019

Heilende Klassenzimmer



Klaus Tschira Stiftung und International Rescue Committee setzen
Pilotprojekt "Healing Classrooms" für Lehrkräfte von Geflüchteten an
Berufsschulen in der Rhein-Neckar-Region um.

Neues Land, neue Sprache, neue Schule, und dann noch Erfahrungen von der
Flucht nach Deutschland oder dem Krieg im Heimatland verarbeiten. Das sind
enorme Herausforderungen für geflüchtete Jugendliche - und für ihre
Lehrkräfte. "Healing Classrooms" (auf Deutsch "heilende Klassenzimmer")
heißt deshalb ein 2018 in der Metropolregion Rhein-Neckar an Berufsschulen
gestartetes Programm von International Rescue Committee (IRC). "Ich war
sofort begeistert von diesem Ansatz. Uns liegt zum einen die Förderung von
geflüchteten Schülerinnen und Schülern sehr am Herzen und zum anderen
unterstützen wir damit die Lehrkräfte an Berufsschulen. Eine Berufsgruppe,
die manchmal zu wenig Beachtung erhält", sagt Beate Spiegel,
Geschäftsführerin der Klaus Tschira Stiftung, die Healing Classrooms in
der Rhein-Neckar-Region ermöglicht.

Das Konzept der Healing Classrooms basiert auf 30 Jahren Erfahrung der
humanitären Hilfsorganisation IRC in der Bildungsarbeit und wird seit 2017
auf den deutschen Kontext angepasst und übertragen. Es lässt das
"Klassenzimmer" zu einem sicheren, vertrauten Ort für Kinder und
Jugendliche werden, um ihren Stress zu reduzieren, zu lernen und
eigenverantwortlich an der Gesellschaft teilzuhaben.

Healing Classrooms geht dabei besonders auf stabilisierende Faktoren wie
beispielsweise das Selbstwertgefühl der Schülerinnen und Schüler ein und
gibt den pädagogischen Fachkräften konkrete Übungen zur Förderung
sozial-emotionaler Kompetenzen an die Hand. Ob Konflikt- und
Beziehungsfähigkeit, Gefühlsregulierung, Beharrlichkeit oder auch
Konzentrationsfähigkeit - das alles brauchen die Schülerinnen und Schüler
beim Lernen und in der Welt außerhalb der Schule.

"Wir unterstützen Lehrkräfte, indem wir konkrete Übungen und
Unterrichtsansätze vermitteln. Das ist wichtig für Kinder und Jugendliche,
die dauerhaften Stress erfahren haben, der ihre Stärken überschatten kann
und ihnen das Lernen erschwert", erklärt Lisa Küchenhoff, Programmleiterin
Bildung bei IRC in Deutschland.

"Pädagoginnen und Pädagogen sind nicht darauf vorbereitet mit dieser neuen
Zielgruppe zu arbeiten", sagt Andrea Schlechter. "Da ist es ganz wichtig,
Hilfestellung zu bekommen und zu geben", betont die Lehrerin an der
Mannheimer Justus-Liebig-Schule und Teilnehmerin am
Healing-Classrooms-Projekt. Schulleiterin Marianne Sienknecht ist es
besonders wichtig, dass es dabei nicht nur um das Erlernen von Methoden
geht. Die Lehrerinnen und Lehrer erhalten praktische und schnell umsetzbare
Unterstützung, wie sie ein stabilisierendes Umfeld für ihre Schülerinnen und
Schüler schaffen. Denn, so weiß die Rektorin der Justus-Liebig-Schule, sonst
ist an konzentriertes Lernen gar nicht zu denken.

 * 


Zum Hintergrund:

Die Klaus Tschira Stiftung

Der Physiker und SAP-Mitgründer Klaus Tschira (1940 - 2015) rief 1995 mit
privaten Mitteln die Klaus Tschira Stiftung (KTS) ins Leben. Heute gehört
die KTS zu den großen Stiftungen Europas. Sie fördert Naturwissenschaften,
Mathematik sowie Informatik und möchte zur Wertschätzung dieser Fächer
beitragen. Die Unterstützung der Klaus Tschira Stiftung spiegelt sich in
den drei Bereichen Bildung, Forschung und Wissenschaftskommunikation
wider. Besonderen Wert legt sie dabei auf neue Formen der Vermittlung und
Einordnung wissenschaftlicher Themen. Die KTS ist bundesweit tätig in
Kindertagesstätten, Schulen, Hochschulen, Forschungseinrichtungen und
eigenen Instituten. Für die Verwirklichung all dieser Ziele engagieren
sich seit mehr als 20 Jahren Menschen innerhalb und außerhalb der Klaus
Tschira Stiftung.

www.klaus-tschira-stiftung.de

International Rescue Committee

Die humanitäre Hilfsorganisation International Rescue Committee (IRC)
steht von Krieg und Krisen betroffenen Menschen zur Seite, um ihr
Überleben und den Wiederaufbau ihrer Existenz zu sichern. Auf Initiative
von Albert Einstein 1933 gegründet, ist IRC heute in über 40 Ländern mit
mehr als 12.000 Mitarbeitenden aktiv. In Deutschland liegt der Schwerpunkt
auf der Bildung von geflüchteten Kindern und Jugendlichen, der Förderung
der Teilhabe von besonders schutzbedürftigen Geflüchteten sowie deren
wirtschaftliche Integration durch Beschäftigung und finanzielle
Unabhängigkeit.

www.IRCDeutschland.de


Link zum Video über das Pilotprojekt:

https://de.rescue.org/video/wie-mannheimer-berufsschulen-gefluechtete-schuelerinnen-besser-unterstuetzen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution412

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Klaus Tschira Stiftung gGmbH, 06.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/822: Hamburg - "Strandrecht" von Ethel Smyth, 6.-14.12.2019


LICHTHOF Theater

"The Wreckers" ("Strandrecht") 

Fr, 06.12.2019 - 20:15 Uhr, (Premiere)

Sa, 07.12.2019 - 20:15 Uhr

So, 08.12.2019 - 18:00 Uhr

Do, 12.12.2019 - 20:15 Uhr

Fr, 13.12.2019 - 20:15 Uhr

Sa, 14.12.2019 - 18:00 Uhr

ab 24,00 EUR



Mit "Strandrecht" entsteht - zwischen opulentem Musiktheater und
Performance - eine Vision zivilen Ungehorsams im Gewand einer
feministischen Oper.

Ziviler Ungehorsam: Gibt es das eigentlich noch oder ist die
teilhabende Demokratie seit den 60ern nach und nach verebbt? Wie viele
Gestrandete müssen erst entwürdigend behandelt werden, bis wir
Demokratie neu denken und uns für sie einsetzen? Für diese Fragen
nimmt sich das Musiktheater-Team rund um Kerstin Steeb das Werk "The
Wreckers" (deutscher Titel "Strandrecht") von Ethel Smyth als
Angelpunkt.

In der Oper beschädigen die Bewohner*innen des Ortes Cornwall den
Leuchtturm, damit die Schiffe bei Sturm an ihrer Küste zerschellen und
legitimieren dieses Verhalten durch ihre Religion. Eine einzige Frau
findet einen Verbündeten und macht nachts heimlich Feuer als Warnung
für die Schiffe. Sie werden jedoch erwischt und in der Grotte allein
gelassen, bis die Flut sie überspült.

Aus der Verbindung von Originalmomenten am Flügel, klassischem Gesang,
elektronischen Sounds und neuen Textfragmenten entsteht eine neue
Fassung des bisher verkannten Werks und fragt, was wir heute bereit
sind, zu riskieren, im Kampf um eine solidarische und gerechte
Gesellschaft.

Künstlerische Projektleitung und Regie: Kerstin Steeb

Sänger*innen: Ferdinand Keller, Isabel Reinhard, Lisa Florentine
Schmalz, Mathias Tönges

Musikalische Leitung und Klavier: Hanne Franzen

Elektronische Komposition: Dong Zhou

Ausstattung (Bühne und Kostüme): Martina Mahlknecht

Text: Ivana Sokola

Licht und Technik: Sönke C. Herm

Dramaturgische Beratung: Pamela Goroncy

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Jessica Buchholz

Künstlerische Produktionsleitung: Stückliesel

Regieassistenz: Sonja Geiger

Wissenschaftliche Begleitung: Dr. Cornelia Bartsch und Prof. Kathrin
Prick

Gefördert und unterstützt durch: Behörde für Kultur und Medien
Hamburg, Fonds Darstellende Künste, Bezirksamt Altona, Mariann
Steegmann Foundation, Pianohaus Trübger, Musikschule Hausmusik,
Huckepack

Im Dezember werden weitere drei Hamburger Nachwuchs-Performances bei
der WE PRESENT Folge #14 zu sehen sein.

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/821: München - Albert Lortzings komische Oper "Zum Groß-Admiral", 17.11.2019 


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. November 2019

Münchner Rundfunkorchester

Ulf Schirmer dirigiert Lortzings komische Oper "Zum Groß-Admiral"

Sonntag, 17. November 2019, 19.00 Uhr, Münchner Prinzregententheater



Im 2. Sonntagskonzert des Münchner Rundfunkorchesters kehrt Ulf
Schirmer, der einstige Künstlerische Leiter, erstmals ans
Dirigentenpult seines früheren Orchesters zurück. Gemeinsam mit den
renommierten Solisten Anett Fritsch und Bernhard Berchtold sowie dem
Chor des Bayerischen Rundfunks präsentiert er Albert Lortzings
komische Oper "Zum Groß-Admiral" am Sonntag, den 17. November 2019, um
19.00 Uhr im Münchner Prinzregententheater in einer konzertanten
Aufführung. BR-KLASSIK überträgt diese "Opern-Ausgrabung" live im
Hörfunk.

Albert Lortzing, der in den heutigen Opern-Spielplänen meist nur noch
mit "Zar und Zimmermann" oder "Der Waffenschmied" präsent ist, war
seinerzeit nicht nur als Komponist bekannt, sondern auch als
Librettist, Schauspieler, Sänger und Dirigent. So stammt das Libretto
zu seiner zehnten abendfüllenden Oper "Zum Groß-Admiral" aus seiner
eigenen Feder. 1847 in Wien komponiert und noch im selben Jahr in
Leipzig uraufgeführt, ist dieses Werk ebenso wie seine 1848
entstandene "Freiheitsoper" "Regina" dem Geist der Revolution
verpflichtet - und nach den Revolutionsjahren 1848/49 komplett von den
Spielplänen verschwunden.

Ulf Schirmer, der sich in seiner Zeit als Künstlerischer Leiter des
Münchner Rundfunkorchesters immer auch engagiert um sogenannte
Ausgrabungen in der Opernliteratur gekümmert hat, hatte 2011 bereits
"Regina" zur Aufführung gebracht. Nun folgt mit der komischen Oper
"Zum Groß-Admiral" eine weitere Entdeckung aus dem gut ein Dutzend
umfassenden Opernwerk Albert Lortzings.

Lortzing war glühender Bewunderer Mozarts: 1832 widmete er ihm mit
"Szenen aus Mozarts Leben" ein abendfüllendes Werk, und die Verehrung
für den Wiener Klassiker klingt in seiner Musik immer wieder durch.
Bereits die Ouvertüre zum "Groß-Admiral" sprüht Leichtigkeit und
Spielfreude, die Ensembleszenen wie auch die Soli und Chorszenen
orientieren sich an der heiteren Virtuosität der entsprechenden Szenen
in Mozarts Opern und stellen hohe Ansprüche an die Solisten und den
Chor.

Die Solopartien sind in dieser konzertanten Aufführung entsprechend
hochkarätig besetzt: Zwar musste Julian Prégardien seine Mitwirkung in
der Hauptpartie des Thronerben Heinrich bedauerlicherweise absagen,
als Ersatz konnte jedoch Bernhard Berchtold verpflichtet werden, der
im Mozart-Fach einen ebenso herausragenden Ruf genießt. Anett Fritsch,
die mit dem Münchner Rundfunkorchester bereits eine Mozart-CD
herausgebracht hat, steht ihm als seine Gemahlin Catharina ebenbürtig
zur Seite.


Programm:


Zum Groß-Admiral - Komische Oper in drei Akten (konzertant) von
Albert Lortzing

Mitwirkende

Catharina Anett Fritsch, Sopran

Betty Lavinia Dames, Sopran

Heinrich Bernhard Berchtold, Tenor

Eduard Uwe Stickert, Tenor

Graf von Rochester Jonathan Michie, Bariton

Copp Movbra Martin Blasius, Bass

Chor des Bayerischen Rundfunks

Münchner Rundfunkorchester

Leitung: Ulf Schirmer

Einführung

Um 18.00 Uhr wird im Gartensaal des Münchner Prinzregententheaters
eine Einführung angeboten.

Live-Übertragung

BR-Klassik überträgt das Konzert live am Sonntag, 17. November 2019,
ab 19.00 Uhr im Radio.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. November 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/246: Essen - "Living Matters" von Eva Meyer-Keller, 15. und 16.11.2019


PACT Zollverein - Pressemitteilung vom 6. November 2019

Die Paradoxie des Lebens unter dem Mikroskop - Eva Meyer-Keller
bringt "Living Matters" zur Uraufführung

FR 15.11. & SA 16.11. | 20 Uhr

Uraufführung / Koproduktion

Eva Meyer-Keller

Performance

Dauer: ca. 1 Stunde

FR 15.11. 19.30 Uhr Einführung

FR 15.11. Artist-Zine-Launch mit Eva Meyer-Keller im Anschluss an die
Vorstellung

SA 16.11. 16-19 Uhr PACTPaket für Studierende mit Emilia
Schlosser

SA 16.11. Künstlergespräch mit Eva Meyer-Keller im Anschluss an die
Vorstellung



Immer wieder gelingt es Eva Meyer-Keller in ihren multimedialen und
detailreich gestalteten Arbeiten wissenschaftliche Abstraktion in
unverwechselbare, choreographische Erlebnisse zu verwandeln. Nach
"Some Significance" (2017) bringt sie mit "Living Matters" (15. &
16.11.) nun ihre jüngste Arbeit zur Uraufführung. Im Fokus steht
nichts Geringeres als das Leben selbst.

Betrachtet man den Körper auf der Ebene der Zellbiologie findet auch
hier eine ganz eigene Choreographie statt, angetrieben durch einen
kontinuierlichen Wachstums- und Erneuerungsprozess, die Mitose.
Während der Kern- und Zellteilung geraten hunderte Proteine in
Bewegung - dabei entscheiden kleinste Abweichungen im Zellwachstum
zwischen geregelter Erneuerung und bösartigem Wuchern.

In ihrer Choreographie "Living Matters" (15. & 16.11.) bringt Eva
Meyer-Keller gemeinsam mit ihrem Team aus drei Performerinnen
lebendige Körper in den Dialog mit anorganischen Körpern und Stoffen.
Während im ersten Kapitel ihrer Wissenschafts-Trilogie, "Some
Significance" (Uraufführung 2017 bei PACT), die Modelle der Physik im
Vordergrund standen, widmet sich "Living Matters" dem vieldiskutierten
Forschungsbereich der Molekularbiologie, die zumeist hinter
verschlossenen Türen und im kontrollierten Labor ihren Platz findet.
Was geschieht, jedoch, wenn das Lebendige in diese Umgebung eindringt,
sie gleichsam verschmutzt? Eva Meyer-Keller bricht die Sterilität des
Labors auf und kontaminiert es mit den existenziellen Konflikten des
Lebendigen.

Praktiken und Grundannahmen aus dem Alltag wie aus dem Repertoire der
Zellforschung werden in einer Umgebung zwischen Werkstatt und
Müllhalde, Labor und Landschaft kultiviert. Die vier Performerinnen
arbeiten sich unermüdlich durch eine nicht enden wollende Kette von
Handlungen des Teilens und Vermehrens, des Arrangierens und Sich-
Arrangierens. Statt jedoch zu einer Ordnung zu gelangen, ist es das
unermüdliche Ordnen der Dinge selbst, das in den Blick rückt. Dabei
führt "Living Matters" zwei widersprüchliche und doch parallele
Konzepte des Lebens zur Überlagerung: Das Leben als biologisches
Prinzip, das durch wissenschaftlich-schematische Prozesse des
Markierens, Klassifizierens unter dem Mikroskop überhaupt erst Gestalt
annimmt, und das Leben als unübersichtliche, undurchsichtige, eben:
gelebte Überforderung.

"Living Matters" wird an zwei Abenden bei PACT gezeigt. Vor der
Vorstellung am FR 15.11. wird um 19.30 Uhr eine Einführung angeboten.
Ebenfalls am FR 15.11. wird im Anschluss an die Aufführung ein Artist
Zine zum Stück vorgestellt. An die zweite Vorstellung am SA 16.11.
schließt sich ein Künstlergespräch mit Eva Meyer-Keller an.

Für Studierende wird am Nachmittag des 16.11. außerdem ein
PACTPaket-Workshop von Emilia Schlosser angeboten, die im Team von Eva
Meyer-Keller an "Living Matters" mitwirkte. Nähere Informationen sowie
Anmeldung unter: www.pact-zollverein.de/pactpaket

VVK 12 € / erm. 7 €; AK 15 € / erm. 9 €

(inkl. VRR-Ticket)

Tickets

Online:

www.pact-zollverein.de

tickets@theater-essen.de

Ticket-Hotline:

+49 (0) 201.81 222 00

An allen VVK-Stellen der Theater und Philharmonie Essen.

Choreographisches Zentrum NRW GmbH wird gefördert vom Ministerium für
Kultur und Wissenschaft des Landes NRW und der Stadt Essen.
Tanzlandschaft Ruhr ist ein Projekt der Kultur Ruhr GmbH und wird
gefördert vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. November 2019

PACT Zollverein

Choreographisches Zentrum NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen

Telefon: +49 (0)201.289 47 00, Fax +49 (0)201.289 47 01

E-Mail: info@pact-zollverein.de

Internet: www.pact-zollverein.de

www.tanzplattform2018.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/869: Bundesregierung verkauft Fortsetzung der betäubungslosen Ferkelkastration als Erfolg (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 6. November 2019

Kommentar

Bundesregierung verkauft Fortsetzung der betäubungslosen Ferkelkastration
als Erfolg



Anlässlich der heute von der Bundesregierung veröffentlichten
Halbzeitbilanz kommentiert Dr. Brigitte Rusche, Vizepräsidentin des
Deutschen Tierschutzbundes:

"Die Bundesregierung hat Ende 2018 das schon bestehende Verbot der
betäubungslosen Kastration von Ferkeln gekippt und damit die Qual für
tausende Tiere um zwei weitere Jahre verlängert. Dass sie das nun in einer
internen Bewertung allen Ernstes als Erfolg verkaufen will, kann man nur
als dreist bezeichnen.

Die öffentlich gemachte Bilanz ist aus Tierschutzsicht mehr als schwach -
mit Ausnahme des Kükentötens, das trotz Versprechungen nicht zur Mitte der
Legislaturperiode beendet werden konnte, werden die nicht erreichten, aber
im Koalitionsvertrag versprochenen Ziele im Tierschutz komplett
verschwiegen."

 * 

Quelle:

Kommentar vom 6. November 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/794: Tierschutzbund fordert erneut Schließung des Tierversuchslabors LPT (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 7. November 2019

Deutscher Tierschutzbund wiederholt Forderung:

Horrorlabor muss geschlossen werden


Tierschützer bieten Hilfe bei Unterbringung der Tiere an



Der Deutsche Tierschutzbund wiederholt seine Forderung nach der Schließung
des Tierversuchslabors LPT (Laboratory Pharmacology and Toxicology) in
Mienenbüttel. Neben der dokumentierten Tierquälerei und Betrugsversuchen
wurde jetzt bekannt, dass auch an einem weiteren Standort wissenschaftlich
manipuliert wurde. Wegen Tierquälerei hatte der Deutsche Tierschutzbund
bereits Strafanzeige bei der zuständigen Staatsanwaltschaft in Stade
gestellt. Nun hat der Verband den zuständigen Veterinärdienst des
Landkreises Harburg aufgefordert, dem LPT die Erlaubnis zur Haltung von
Versuchstieren zu entziehen. Eine Schließung der Einrichtung wäre die
notwendige Konsequenz, um weiteres Tierleid zu verhindern. Bei der
Unterbringung der Tiere hat der Deutsche Tierschutzbund seine Unterstützung
angeboten.

"Die in diesem Horrorlabor gehaltenen Tiere müssen dringend dort raus,
weshalb wir angeboten haben, zusammen mit den uns angeschlossenen
Tierschutzvereinen und Tierheimen die Behörden bei der Unterbringung und
der Vermittlung zu unterstützen, wenn das LPT geschlossen wird", sagt
Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. Der Deutsche
Tierschutzbund hatte gemeinsam mit dem Deutschen Tierschutzbund
Landestierschutzverband Niedersachsen die Leiterin des Tierschutzdienstes
beim niedersächsischen Landesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (LAVES) aufgefordert, sich für einen Entzug der
Tierhaltungs-Erlaubnis einzusetzen. Darüber hinaus forderten die
Tierschützer das LAVES auf, alle vorliegenden Genehmigungen für
Tierversuche sowie die Erlaubnis der Behörde für angezeigte
Tierversuchsvorhaben des LPT zu widerrufen.

Der Deutsche Tierschutzbund weitet seine Forderung nach der Schließung des
Labors auch auf die anderen Standorte des LPT aus: "Wer meint, das Recht zu
haben, so mit Tieren umgehen zu dürfen und wer an einem Standort derartig
betrügt, wird das an anderen Standorten kaum anders handhaben", so
Schröder. Der Deutsche Tierschutzbund appelliert daher auch an die
verbleibenden Auftraggeber, ihre Zusammenarbeit mit dem LPT umgehend zu
beenden. Mehrere Unternehmen hatten ihre Kooperation mit dem LPT nach
Bekanntwerden der Vorwürfe offenbar bereits gekündigt.


Die zweite Großdemo "Tierversuche abschaffen, Folter und Tod stoppen!
LPT schließen!", an der sich auch Vertreter der Landesverbände und
Tierschutzvereine des Deutschen Tierschutzbundes beteiligen, findet am 16.
November in Hamburg statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. November 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





FRAGEN/004: Robinie, Baum des Jahres 2020 (idw)


Bayerische Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft - 31.10.2019

Robinie, Baum des Jahres 2020



Die Stiftung "Baum des Jahres" hat am 24.10.2019 die Robinie als Baum
des Jahres 2020 ausgerufen. Mit ihrer üppigen Blütenpracht ist die
Robinie nicht zu übersehen. Im Frühsommer leuchten ihre Kronen wie
große weiße Wattebäusche an Waldrändern, Feldgehölzen und in
Ortschaften. Doch so schön sie ist: die Robinie ist nicht
unumstritten. Wir haben den Präsidenten der Bayerischen Landesanstalt
für Wald und Forstwirtschaft (LWF) und ausgewiesenen Baumexperten Olaf
Schmidt zur Robinie als neuem Baum des Jahres befragt.




[image: Robinie am Ortseingang - Foto: © Johann Seidl]

Foto: © Johann Seidl



Vor über 300 Jahren wurde die Robinie in Mitteleuropa eingeführt. Sie
ist eine Meisterin im Besiedeln der unwirtlichsten Lebensräume, sie
hat ein extrem haltbares Holz und ist eine wertvolle und ausgiebige
Bienenweide. Für die einen ist sie eine zukunftssichere Baumart im
Klimawandel, für die anderen ein invasiver Neophyt, der Naturkleinode
bedroht.

Wir haben den Präsidenten der Bayerischen Landesanstalt für Wald und
Forstwirtschaft (LWF) und ausgewiesenen Baumexperten Olaf Schmidt zur
Robinie als neuem Baum des Jahres befragt. Die aktuelle
Neuerscheinung "Trau! Schau! Wem? - Nichtheimische Baumarten in der
Forstwirtschaft" von LWF-aktuell liefert eine kritische Analyse zu
Chancen und Risiken dieser Baumarten für die Stabilisierung unserer
Wälder im Klimawandel.




[image: Robinie mit Marterl - Foto: © Johann Seidl]
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- Sehr geehrter Herr Schmidt: Hat sie die Auswahl der Robinie als Baum
des Jahres überrascht?

Olaf Schmidt: Nein, eigentlich war ich nicht überrascht, denn es
standen drei Kandidaten zur Auswahl, Kornelkirsche, Silberpappel und
Robinie, und da habe ich schon mit der Robinie gerechnet.
Kornelkirsche ist keine Baumart, auch wenn es einzelne, alte
baumförmige Kornelkirschen gibt, und die Silberpappel ist eine
Auwaldbaumart, ähnlich wie die Flatterulme als Baum des Jahres 2019;




[image: Robinienblüte mit Biene - Foto: © Johann Seidl]
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- Robinie - was fällt Ihnen dazu als Erstes ein?

Akazienhonig - die Robinie ist eine hervorragende Bienenweide und
wurde daher auch aktiv von Imkern verbreitet.

- Wie der wissenschaftliche Name Robinia pseudoacacia oder auch
Scheinakazie nahelegt, gibt es Ähnlichkeiten zur südländischen Akazie.
Welche sind das?

Die Robinie besitzt fein gefiederte Blätter und manchmal auch eine
abgeflachte Kronenform, so dass sie gewisse äußere Ähnlichkeiten mit
den echten Akazien aufweist. Die Akazien sind aber Baumarten aus den
Subtropen und Tropen. Die Heimat der Robinie liegt im östlichen
Nordamerika.

- Was schätzen Sie als Förster an der Robinie?

Ich schätze vor allem das sehr haltbare, dauerhafte Holz der
Robinie. Es ist auch ohne Holzschutzmittel im Freien sehr dauerhaft,
so dass es zum Beispiel für Gartenmöbel genutzt werden kann. Man
spricht auch wegen seiner Haltbarkeit vom "Teak des Nordens?. In der
Schutzwaldverbauung in den Alpen und bei Spielgeräten auf Spielplätzen
spielt die Verwendung von Holz der Robinie eine große Rolle. Der Kern
ist auffällig grünlich gefärbt. Bei der Bearbeitung des Robinienholzes
müssen die Arbeitsschutzvorschriften eingehalten werden, da der
Holzstaub der Robinie aufgrund der vielfältigen Inhaltsstoffe
allergene Wirkung zeigen kann.

- Welche ökologische Bedeutung hat die Robinie darüber hinaus?

Bei uns ist die Robinie ja nicht heimisch, aber unsere
blütenbesuchenden Insekten, wie die Honigbiene, aber auch andere
Insekten, wie zum Beispiel Schwebfliegen, lieben die Blüten der
Robinie. Die Robinie blüht circa 2 Wochen so Ende Mai/Anfang Juni, sie
ist hervorragender Nektarspender. Ihr Nektar enthält viel Fruktose und
bleibt daher lange flüssig. Die weißen, duftenden Blüten sind eine
wahre Augenweide und in Städten, Parks, Grünanlagen, an Waldrändern
ist die Robinie ein ornamentaler Schmuckbaum.

- Gibt es
in Deutschland größere mehr oder minder reine Robinien-Waldbestände?

In Mitteleuropa gibt es die größten Robinien-Bestände in Ungarn, die
dort fast 1/4 der gesamten ungarischen Waldfläche einnehmen. In
Deutschland stocken Robinien-Bestände vor allem in Brandenburg,
Sachsen und Rheinland-Pfalz. In Bayern wurde sie vor allem auf den
sandigen Standorte vor allem im Regnitz-Gebiet um Nürnberg und
Bamberg, forstlich angebaut. In der freien Landschaft sieht man
Robinien häufig an Bahndämmen, auf Ruderalstandorten; in Sachsen und
Brandenburg hat sie Bedeutung bei der Aufforstung von
Bergbaufolgelandschaften bzw. von Halden.

- Die Robinie hat als Pflanze in bestimmten Bereichen einen deutlich
invasiven Charakter. Sehen sie eine Bedrohung durch die Robine?

Die Robinie ist vom Verhalten her eine Pionierbaumart mit schnellem
Jugendwachstum, frühzeitiger Fruktifikation, reicher Wurzelbrut und
als Leguminose mit stickstoffsammelnden Bakterien an den Wurzeln.
Diese Eigenschaften können zu einem invasivem Eindringen der Robinie
in naturschutzfachlich wertvolle Biotope, zum Beispiel Trockenrasen
und Magerstandorte führen. Durch ihr leicht zersetzliches Laub und
durch ihre stickstoffsammelnden Wurzelbakterien kann sie Standorte
verändern und eutrophieren. Es treten dann nitrophile Pflanzen, wie
zum Beispiel Holunder, Brennnessel häufiger auf. Ein invasives
Eindringen in Laubmischwälder auf mittleren und besseren Standorten
ist nicht zu erwarten. Man muss die Ansprüche der Baumart kennen, dann
kann man auch mit dieser Baumart umgehen. Meine Auffassung ist es
sowieso, dass Baumarten die Biodiversität nicht bedrohen .

- Woher kommt die Robinie und wann wurde sie nach Europa eingeführt?

Die Robinie stammt aus dem östlichen Nordamerika und sie wurde schon
als eine der ersten amerikanischen Baumarten nach Europa im
17.Jahrhundert eingeführt. Ihr Name soll auf den französischen
Botaniker Robin zurückgehen.

- Besitzt die Robinie als Baumart bei uns Feinde bzw. Schaderreger?

Ja, an der Robinie treten vor allem als parasitische Holzpilze der
Eschenbaumschwamm und der Schwefelporling auf. Unterdessen haben auch
zwei Miniermotten an der Robinie und eine Gallmücke den Weg von ihrem
Heimatgebiet nach Europa gefunden. Sie bedrohen aber die Robinie
nicht. Vom Schalenwild und vom Weidevieh wird das eiweißreiche Laub
der Robinie gerne gefressen. Die Rinde der Robinie ist aber giftig.
Für Menschen sind alle Teile der Pflanze ungenießbar und schädlich.

- Zum Schluss: Welcher der jetzt inzwischen 32 Bäume des Jahres ist
ihr
persönlicher Favorit?

Als Forstmann gefallen mir eigentlich alle Baumarten! Ich bin ja auch
dendrologisch sehr interessiert! Aber wenn ich einen Favoriten nennen
soll, dann ist es für mich die Vogelbeere ! Diese Baumart begleitet
mich seit meiner Kindheit und ich freue mich als Vogelfreund über den
Besuch verschiedenster Vogelarten an der Vogelbeere, um dort die
Beeren zu fressen.

- Und welche Baumart würden Sie gerne nächste Jahr als Baum des Jahres
nominiert sehen und warum?

Nun sind ja schon fast alle unserer Baumarten einmal Baum des Jahres
gewesen. Wir besitzen ja in Mitteleuropa nur eine relativ kleine
Baumartenanzahl. Aus waldökologischen Gründen würde ich mich über die
Gemeine Traubenkirsche (Prunus padus) oder die Salweide (Salix caprea)
als Baum des Jahres freuen.

- Vielen Dank Herr Schmidt für das aufschlussreiche Interview!



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.lwf.bayern.de/boden-klima/baumartenwahl/229605/index.php

 Zu Chancen und Risiken nichtheimischer Baumarten in der
Forstwirtschaft - LWF aktuell 123 "Trau! Schau! Wem?"

https://www.lwf.bayern.de/boden-klima/baumartenwahl/144538/index.php

 Forschungsprojekt der LWF zu seltenen (heimischen und
nicht-heimischen) Baumarten im Klimawandel

https://www.baum-des-jahres.de/robinie/ 

Robinie bei Stiftung "Baum des Jahres"

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news726286

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1640

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerische Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft - 31.10.2019
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ATOM/368: Internationaler Austausch zur Sicherheit beim Rückbau von Atomkraftwerken (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 6. November 2019

Nukleare Sicherheit

Internationaler Austausch zur Sicherheit beim Rückbau von
Atomkraftwerken



In Berlin treffen sich heute Vertreter aus mehr als 20 Ländern, um
sich über die regulatorischen Aspekte des Rückbaus von Atomkraftwerken
auszutauschen. Der Workshop findet im Rahmen der Western European
Nuclear Regulators Association (WENRA) statt, die dieses Jahr ihr
20-jähriges Bestehen feiert. WENRA versteht sich als unabhängiges
europäisches Netzwerk von Leitern atomrechtlicher Aufsichtsbehörden.
Das Netzwerk setzt sich für höchstmögliche Standards der
kerntechnischen Sicherheit in Europa ein. Der Workshop dient vor allem
dem Erfahrungsaustausch. Daneben soll diskutiert werden, wie die
Vorgehensweisen beim Rückbau in Europa harmonisiert werden könnten.

Bundesministerin Schulze sagte anlässlich des Workshops: "Bis zum
letzten Betriebstag muss die Sicherheit der Atomkraftwerke
gewährleistet sein. Selbstverständlich müssen die Betreiber der
Atomkraftwerke die höchstmögliche Sicherheit aber auch in der Zeit des
Nachbetriebs, der Stilllegung und des Abbaus sicherstellen. Der
internationale Erfahrungsaustausch spielt dabei eine wichtige Rolle."

Deutschland verfügt bereits über viel Erfahrung mit der Stilllegung
und dem Abbau nuklearer Anlagen. Die ersten Forschungsanlagen und
Prototypreaktoren wurden Ende der 60er-/Anfang der 70er-Jahre außer
Betrieb genommen. Seitdem wurden bereits drei Prototypreaktoren
stillgelegt, abgebaut und deren Standorte aus der atom- und
strahlenschutzrechtlichen Überwachung entlassen. Des Weiteren wurden
31 Forschungsreaktoren sowie neun Anlagen der nuklearen Ver- und
Entsorgung erfolgreich stillgelegt und abgebaut. 25 Leistungsreaktoren
befinden sich in Deutschland zurzeit in Stilllegung und müssen in den
nächsten Jahren zurückgebaut werden.

Auch wenn Deutschland aus der Atomenergie aussteigt, wollen wir in
Zukunft am internationalen fachlichen Austausch aktiv teilnehmen. Denn
dieser trägt erheblich zur Verbesserung der weltweiten nuklearen
Sicherheit bei.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 195/19, 06.11.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de
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FORSCHUNG/1563: Heimatverbundener Kabeljau (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 25.10.2019

Heimatverbundener Kabeljau

Bei der Abwägung zwischen gutem Futterangebot und sicherem Umfeld
entscheidet sich der Grönland-Kabeljau eher für Sicherheit



Der Grönland-Kabeljau (Gadus morhua) hält sich meist nicht dort auf,
wo es das beste Futter gibt, sondern wo es ihn beim Übergang von der
Larve zum erwachsenen Fisch einmal hin verschlagen hat. Das haben
Forscher des Thünen-Instituts für Seefischerei in Bremerhaven
herausgefunden und jetzt in einer Studie veröffentlicht. Sie
analysierten dafür über einen Zeitraum von elf Jahren mehr als 4.000
Kabeljaumägen von Individuen, die sie an der Küste Grönlands gefangen
hatten.




[image: Grafik: © Thünen-Institut]

Karte von Grönland mit Wanderungsbewegungen des Kabeljaus. Rot:
Unterwasserbänke an der Ostküste

Grafik: © Thünen-Institut



Der Schelfbereich um die Insel Grönland gehört zum Lebensraum des
Kabeljaus, der in verschiedenen Beständen im gesamten Nord-Atlantik,
der Nordsee und der Ostsee - dort Dorsch genannt - vorkommt. Der
Grönland-Kabeljau hat einen komplexen Lebensyzklus: Die erwachsenen
Fische laichen in Ostgrönland, von wo die Eier und Larven mit
Meeresströmungen nach Süd-und Westgrönland transportiert werden (siehe
Graphik). Hier wachsen die Jungfische auf und "hangeln" sich dann im
Laufe des Erwachsenwerdens zurück nach Ostgrönland, wo sie sich auf
Unterwasserbänken sammeln, fressen und laichen. Deshalb findet man in
Westgrönland hauptsächlich kleine, in Südgrönland mittelgroße und in
Ostgrönland fast ausschließlich sehr große Kabeljaue.

Untersuchungen der Fischereiforscher ergaben, dass die Zusammensetzung
der Beute des Kabeljaus einen großen Einfluss auf seine
Energiereserven hat. Dennoch halten sich die Fische nicht immer dort
auf, wo das Futter am besten ist. Die Wissenschaftler erklären dieses
Phänomen damit, dass ein einzelner Fisch oft nicht in der Lage ist,
räumliche Unterschiede in der Futterqualität wahrzunehmen. Wenn der
Kabeljau als Jungfisch langsam nach Ostgrönland wandert, bleibt er in
bestimmten Arealen hängen, auch wenn die vorherrschenden
Nahrungsbedingungen dort nicht gut sind. Selbst wenn sich dadurch
Nachteile für die Reproduktion ergeben, scheut er offenbar das Risiko,
nach einem besseren Standort zu suchen.

Die Forscher vermuten, dass diese Strategie vor allem damit
zusammenhängt, dass Futterexpeditionen Gefahren mit sich bringen. Weil
der Kabeljau in Grönland hauptsächlich auf relativ flachen
Unterwasserbänken verbreitet ist, könnte er bei der Suche nach einer
neuen Heimat in einem tiefen "Futtertal" verhungern oder gar gefressen
werden.

"Wir haben bei unseren Forschungsreisen immer wieder beobachtet, dass
sich Kabeljaue häufig in Gebieten aufhalten, in denen sie eher
unterernährt scheinen. Dies konnten wir mithilfe der Magenanalysen im
Labor dann beweisen", sagt Karl-Michael Werner, Biologe am
Thünen-Institut und Erstautor der Studie. Einer der spannendsten
Aspekte hierbei war, dass sich diese Beobachtungen Jahr für Jahr
wiederholten. Das ließ den Rückschluss zu, dass der Kabeljau relativ
risikoscheu ist und Schwierigkeiten hat, sich an Unterschiede in der
Umweltqualität anzupassen. Dies ist vor allem für
Ökosystemveränderungen im Zuge der Klimaerwärmung relevant:
Wahrscheinlich dauert es länger als erwartet,
bis sich Kabeljaubestände an veränderte Bedingungen anpassen. Außerdem
zeigen die neuen Erkenntnisse, dass bestimmte Habitate über einen
langen Zeitraum von erhöhter Bedeutung für die Populationsstabilität
des Grönland-Kabeljaus sind. Dies ist wichtig für ein langfristiges
Fischereimanagement des beliebten Speisefisches und gibt Hinweise
darauf, welche Gebiete als besonders schützenswert ausgewiesen werden
könnten.

Die Studie "Evidence for limited adaptive responsiveness to
large-scale spatial variation of habitat quality" wurde vom
Thünen-Institut
in Kooperation mit den Universitäten Hamburg, Troms¢ und Girona
angefertigt und ist im Fachmagazin Marine Ecology Progress Series
erschienen

(https://www.int-res.com/abstracts/meps/v629/p179-191/).

Originalpublikation:

Werner et al. (2019): Evidence for limited adaptive responsiveness to
large-scale spatial variation of habitat quality.
Marine Ecology Progress Series 

(https://www.int-res.com/abstracts/meps/v629/p179-191/)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news725962

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 25.10.2019
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ARTENRAUB/300: Wilderei stärkere Bedrohung für die Tierwelt Südostasiens als Degradierung des Regenwalds (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 30.10.2019

Wilderei ist eine stärkere Bedrohung für die Tierwelt Südostasiens
als die Degradierung des Regenwalds



Über Jahrzehnte hinweg galten Lebensraumverlust und -degradierung als
wichtigste Ursachen für den Verlust vieler Tierarten in tropischen
Regenwäldern. Eine neue Untersuchung des Leibniz-Instituts für Zoo-
und Wildtierforschung (Leibniz-IZW) in Zusammenarbeit mit dem World
Wide Fund for Nature Vietnam (WWF-Vietnam) und dem Sabah Forestry
Department der Regierung Malaysias legt nahe, dass Wilderei mit
Schlingfallen für Säugetiere und bodenlebende Vögel in Südostasien
gegenwärtig eine größere Bedrohung darstellen kann als die
Degradierung des Regenwalds durch selektiven Holzeinschlag.




[image: Foto: © Andrew Tilker (Leibniz-IZW)]

Entfernen von Schlingfallen in Vietnam

Foto: © Andrew Tilker (Leibniz-IZW)



Die Forscher führten eine groß angelegte Kamerafallen-Untersuchung
durch, um mehrere forstwirtschaftlich genutzte Wälder im malaysischen
Borneo und Schutzgebiete im Truong-Son-Gebirge in Vietnam und Laos zu
vergleichen, von denen bekannt ist, dass sie der Wilderei ausgesetzt
sind. Die im wissenschaftlichen Journal "Communications Biology"
veröffentlichten Ergebnisse zeigen einen stärkeren Verlust in der
Tierwelt in den von der Wilderei betroffenen Wäldern als den forstlich
genutzten Regenwäldern.




[image: Foto: © Andrew Tilker (Leibniz-IZW)]

Walddegradierung durch selektiven Holzeinschlag

Foto: © Andrew Tilker (Leibniz-IZW)



Es ist wohl bekannt, dass sowohl die Degradierung der Lebensräume als
auch die Wilderei - beispielsweise durch Schlingfallen - gravierende
Konsequenzen für Tiergemeinschaften in tropischen Regenwäldern haben.
Bislang hatte noch keine wissenschaftliche Untersuchung verglichen,
wie schwerwiegend die Effekte dieser beiden Prozesse im Hinblick auf
die Artenvielfalt bei Säugetieren und Vögeln im Vergleich tatsächlich
sind. Die neue Untersuchung bestätigt, dass sowohl die Abholzung als
auch die Wilderei negative Auswirkungen auf die bodenlebenden
Säugetier- und Vogelgemeinschaften hatten, mit schwerwiegenderen
Auswirkungen auf die Tierwelt durch die Wilderei. Im Truong-Son-
Gebirge in Vietnam und Laos stellten die WissenschaftlerInnen höhere
Anteile an lokal ausgerotteten Arten fest als in den Forstkonzessionen
in Borneo. Selbst Arten, die in Vietnam und Laos dem Aussterben durch
Wilderei bislang entronnen waren, kamen dort weitaus seltener vor als
vergleichbare Arten in den Einschlaggebieten in Borneo.

"Wir hatten die einzigartige Gelegenheit, die komplexen Mechanismen
dieser Triebkräfte des Verlustes der biologischen Vielfalt zu
untersuchen und ihre negativen Auswirkungen direkt zu vergleichen",
sagt Andrew Tilker, Doktorand am Leibniz-IZW und Asian Species Officer
bei Global Wildlife Conservation, einer der Hauptautoren der Arbeit.
"Unsere Untersuchungsgebiete im tropischen Regenwald im malaysischen
Teil von Borneo werden durch selektiven Holzeinschlag degradiert, dort
wird aber sehr wenig gewildert. In den Bergen in Vietnam und Laos
hingegen sind die Regenwälder strukturell intakt, die Tierwelt ist
aber einem extrem hohen Druck durch Wilderei ausgesetzt. Da die beiden
Untersuchungslandschaften ähnliche Lebensräume und Tiergemeinschaften
aufweisen, bot sich hier die Gelegenheit zu untersuchen, inwieweit
sich diese Prozesse in ihren Auswirkungen auf die Tiergemeinschaften
des tropischen Regenwaldes unterscheiden."

"Diese Ergebnisse sind aus wissenschaftlicher Sicht interessant und
sie liefern wichtige Hinweise für konkrete Naturschutzbemühungen",
sagt Dr. Jesse F. Abrams, Postdoc am Leibniz-IZW und weiterer
Hauptautor. "Unsere Ergebnisse zeigen, dass der Erhalt der Lebensräume
als Mittel zum Schutz der tropischen Biodiversität notwendig, aber
eben nicht ausreichend ist." Obwohl beide Einflussfaktoren auf den
Biodiversitätsverlust im Natur- und Artenschutz bekämpft werden
sollten, könne es in einigen Fällen sinnvoller sein, begrenzte
finanzielle Ressourcen im Natur- und Artenschutz für Programme gegen
Wilderei einzusetzen als für den Habitatschutz.

Die Wilderei im Truong-Son-Gebirge von Vietnam und Laos wird
hauptsächlich durch Schlingfallen aus Draht betrieben, denen wahllos
alle Tiere zum Opfer fallen, die sich in den Drahtschlingen verfangen.
Da dies eine weit verbreitete Jagdmethode in Südostasien ist, haben
die Untersuchungsergebnisse hohe Relevanz für andere Landschaften in
der Region. In Südostasien diagnostizieren die WissenschaftlerInnen
eine regelrechte "Epidemie" der Drahtschlingen-Wilderei. Das Ausmaß
des Biodiversitätsverlustes in der Untersuchungsregion im
Truong-Son-Gebirge liefert eine Vorstellung, welches Schicksal der
gesamten Biodiversitäts-Hotspot-Region Südostasien blüht. Co-Autor Ben
Rawson, Conservation Director des WWF-Vietnam, sagt: "Um leere
Regenwälder in der Region zu verhindern und gesunde Populationen der
heute zu den seltensten Arten der Welt gehörenden Säugetiere und Vögel
zu erhalten, muss die großflächige Wilderei mit Drahtschlingen
bekämpft werden."

Die Untersuchungsergebnisse lieferten weitere wichtige und positive
Erkenntnisse für den Naturschutz. Datuk Mashor Mohd Jaini, Direktor
des Sabah Forestry Department in Borneo (Malaysia), stellt fest:
"Diese Ergebnisse zeigen, dass von der Holzwirtschaft gemanagte
Regenwaldgebiete sichere Rückzugsgebiete für Säugetiere und Vögel sein
können, insbesondere wenn nachhaltige Prinzipien der Forstwirtschaft
angewendet werden." Dr. Andreas Wilting, Projektleiter stimmt dem zu.
"Werden die holzwirtschaftlich genutzten Regenwaldgebiete in
Naturschutzkonzepte einbezogen, könnte dies die für
Artenschutzprojekte in den Tropen zur Verfügung stehenden Flächen
erheblich vergrößern", sagt er. "Unsere Studie hat sehr deutlich
gemacht, dass tropische Regenwälder vor Wilderei geschützt werden
müssen, unabhängig davon, ob es sich um forstwirtschaftlich genutzte
Wälder oder Schutzgebiete handelt. Es muss darum gehen, die Wilderei
in Südostasien wirksam einzudämmen. Nur dann kann das reiche Erbe der
biologischen Vielfalt Südostasiens gesichert werden."

Originalpublikation:

Tilker A, Abrams JF, Mohamed A, Nguyen A, Wong ST, Sollmann R,
Niedballa J, Bhagwat T, Gray TNE, Rawson BM, Guegan F, Kissing J,
Wegmann M, Wilting A (2019)

Habitat degradation and indiscriminate hunting differentially impact
faunal communities in the Southeast Asian tropical biodiversity
hotspot.
Communications Biology.

DOI: 10.1038/s42003-019-0640-y

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news726201

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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FORSCHUNG/799: Beitrag der Küsten zum Klimawandel womöglich unterschätzt (GFZ)


Deutsches GeoForschungsZentrum - 7. November 2019

Beitrag der Küsten zum Klimawandel womöglich unterschätzt

Die Erosion der Permafrostküsten in der Arktis könnte große Mengen an
CO2 freisetzen



Permafrostküsten machen etwa ein Drittel der gesamten Küstenlinie der
Erde aus. Infolge des beschleunigten Klimawandels tauen weitläufige
Küstenabschnitte auf und erodieren in den Arktischen Ozean. Eine neue
Studie, die in der Fachzeitschrift Geophysical Research Letters
veröffentlicht wurde, zeigt nun, dass entlang dieser erodierenden
Permafrostküsten in der Arktis große Mengen an Kohlendioxid entstehen
könnten.




[image: Foto: © G. Tanski, Vrije Universiteit Amsterdam]

Versatz und Erosion von Küsten in der Arktis (Qikiqtaruk-Herschel
Island, Yukon Territorium, Kanada) setzen abrupt organischen
Kohlenstoff aus dem Permafrost frei, welcher schnell in
Kohlenstoffdioxid und Methan umgewandelt werden kann 

Foto: © G. Tanski, Vrije Universiteit Amsterdam



"Bei Kohlenstoffbudgets und Klimasimulationen wurde die Küstenerosion
bisher nicht berücksichtigt, obwohl sie eine erhebliche Quelle für
Kohlendioxid sein könnte", sagt George Tanski von der Vrije
Universiteit Amsterdam, Hauptautor der Studie. "Unsere Untersuchungen
haben ergeben, dass die Erosion der Permafrostküsten zu einer raschen
Freisetzung erheblicher Mengen an CO2 führen kann, welche mit
verstärkter Erosion, zunehmenden Temperaturen, abnehmendem Meereis und
stärkeren Stürmen an den Küsten der Arktis sich noch beschleunigen
könnte."

Die Studie wurde während Tanskis Zeit am Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) und am
Deutschen GeoForschungsZentrum GFZ mit weiteren Koautoren von AWI, GFZ
und den Universitäten Hamburg und Potsdam im Rahmen des vom AWI
koordinierten Nunataryuk-Forschungsprojekts durchgeführt. Ziel des
Projekts ist es, das Auftauen des Permafrostes zu untersuchen, die
Auswirkungen auf indigene Gemeinschaften und andere
Bevölkerungsgruppen zu verstehen und Strategien zur Eindämmung und
Anpassung zu entwickeln.

Simulation der Erosionsfolgen im Labor

Für die neue Studie simulierten die Forscher die Folgen der Erosion in
einem Laborexperiment. Um herauszufinden, wie viel Kohlenstoff an
erodierenden arktischen Permafrostküsten in die Atmosphäre abgegeben
wird, sammelten sie zunächst Permafrostproben auf Qikiqtaruk (auch
bekannt als Herschel Island) und Meerwasser vor der Nordküste des
Yukon im Nordwesten Kanadas. Sie mischten Permafrost- und
Meerwasserproben und maßen dann die Treibhausgase, die im Laufe von
vier Monaten, der durchschnittlichen Dauer der meereisfreien Saison in
der Arktis, austraten.

Die Forschenden fanden heraus, dass CO2 beim Auftauen des Permafrostes
im Meerwasser ebenso schnell freigesetzt wurde wie beim Auftauen des
Permafrostes an Land. Frühere Untersuchungen hatten gezeigt, dass das
Auftauen des Permafrostes an Land zu erheblichen Freisetzungen von
Treibhausgasen führt. Diese neue Untersuchung zeigt nun, dass
erodierende Permafrostküsten und küstennahe Gewässer ebenfalls eine
potenziell beachtliche Quelle für CO2-Emissionen sind. Das stellt die
Emissionsbudgets in Frage, die die Küstenzone bisher hauptsächlich als
Durchgangspunkt für Kohlenstoff vom Land zum Meer ausgemacht hatten,
wobei ein möglicher Kohlenstofftransport in die Atmosphäre
vernachlässigt wurde.

Originalstudie:

Tanski, G., Wagner, D., Knoblauch, C. et al., 2019. Rapid CO2 Release
From Eroding Permafrost in Seawater. Geophysical Research Letter.


DOI: 10.1029/2019GL084303

https://doi.org/10.1029/2019GL084303

Weitere Informationen:

NUNATARYUK project website

https://nunataryuk.org/

Twitter: @GFZ_Potsdam

Instagram: gfz_potsdam

Youtube: GFZvideos

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.11.2019

Helmholtz-Zentrum Potsdam

Deutsches GeoForschungsZentrum

Telegrafenberg, 14473 Potsdam

Tel.: 0331/288 1040, Fax: 0331/288 1044

E-Mail: presse[at]gfz-potsdam.de

Internet: www.gfz-potsdam.de
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POLITIK/669: Klimaschutz-Dialogforum der Bundesregierung beteiligt künftig auch Jugendverbände (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 7. November 2019

Klimaschutz-Dialogforum der Bundesregierung beteiligt künftig auch
Jugendverbände



Bundesumweltministerin Svenja Schulze hat gestern mit Vertreter*innen
verschiedener Jugendverbände über das Klimaschutzprogramm 2030 und das
Klimaschutzgesetz diskutiert. Ein Ergebnis ist, dass ab November 2019
im Aktionsbündnis Klimaschutz, dem Dialogforum der Bundesregierung,
auch Vertreter von Jugendverbänden beteiligt werden.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Jugendlichen und ihre
Verbände sind nicht erst seit Fridays for Future wichtige
Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner für das BMU. Der Austausch
mit ihnen ist ein wichtiger Realitätscheck für unsere Arbeit. Die
jungen Leute verdienen es, dass wir ihnen zuhören. Daher ist es gut,
dass sie künftig eine eigene Stimme im Aktionsbündnis Klimaschutz
bekommen."

Das Aktionsbündnis Klimaschutz versammelt Vertreterinnen und Vertreter
aus unterschiedlichen Verbänden, die unter anderem die Bereiche
Umwelt, Energie, Verkehr, Soziales und Verbraucherschutz abbilden.
Auch die Wissenschaft ist vertreten. Jeder Bereich bildet bei den
Treffen eine sogenannte "Bank", insgesamt gibt es bislang 15 Bänke.

Für die neue Jugendbank haben sich zahlreiche Verbände gemeldet von
der Naturschutzjugend über die Katholische Landjugendbewegung, die
Wirtschaftsjunioren Deutschland bis zum Jungen Netzwerk Forst und der
AWO. Die nächste Sitzung des Aktionsbündnisses Klimaschutz findet am
25.11. in Berlin statt.

Das Aktionsbündnis ist das zentrale Dialogforum zur kontinuierlichen
Diskussion klimaschutzpolitischer Positionen zwischen den
gesellschaftlichen Gruppen und mit der Bundesregierung. Es unterstützt
die Bundesregierung bei der Erreichung der Klimaschutzziele für
Deutschland und erkennt die Mitverantwortung seiner Mitglieder für das
Ziel der treibhausgasneutralen Gesellschaft bis 2050 an. Das
Aktionsbündnis Klimaschutz begreift diesen Wandel als Chance für
Modernisierung, Wohlstand, Innovation, Beschäftigung und eine
nachhaltige Entwicklung - und unterstützt ihn aktiv.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 199/19, 07.11.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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